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Der Antrag der Landesregierung wird angenommen.

Der EntschlieBungsantrag der Fraktionen DIE LINKE, der SPD und
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN wird angenommen.

Der EntschlieBungsantrag der Fraktion der CDU wird in namentlicher
Abstimmung bei 79 abgegebenen Stimmen mit 35 Jastimmen und
44 Neinstimmen (Anlage) abgelehnt.
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Stange, DIE LINKE
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- Drucksache 6/6956 -

ERSTE BERATUNG

Der Gesetzentwurf wird an den Ausschuss fiir Bildung, Jugend und
Sport — federfiihrend — sowie an den Ausschuss fiir Migration, Justiz
und Verbraucherschutz liberwiesen.

Die beantragte Uberweisung des Gesetzentwurfs an den Haushalts-
und Finanzausschuss und an den Innen- und Kommunalausschuss
wird jeweils abgelehnt.
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Beginn: 9.02 Uhr

Prasidentin Diezel:

Guten Morgen, meine sehr geehrten Damen und
Herren Abgeordneten! Ich heil’e Sie herzlich will-
kommen zu unserer heutigen Sitzung des Thurin-
ger Landtags, die ich hiermit eréffne. Ich begrifie
auch die Zuschauer auf der Triblne, unsere Géaste
und die Zuschauer und Zuhérer am Livestream.

Fir die heutige Plenarsitzung hat als Schriftfiihrer
neben mir Frau Abgeordnete Engel Platz genom-
men. Die Redeliste fihrt Herr Abgeordneter Gruh-
ner.

Fir die heutige Sitzung haben sich entschuldigt:
Herr Abgeordneter Gentele, Herr Abgeordneter
Krumpe, Herr Abgeordneter Reinholz, Herr Abge-
ordneter Rietschel, Herr Abgeordneter
Prof. Dr. Voigt und Herr Minister Lauinger.

Wir treten in die Tagesordnung ein, denn ich sehe
keine Anmerkungen, und kommen zum Tagesord-
nungspunkt 18

Weitere Umsetzung einer zeit-
gemalBen, an der Lebenswirk-
lichkeit von Menschen mit Be-
hinderungen orientierten Inklu-
sions- und Teilhabepolitik
Antrag der Landesregierung
- Drucksache 6/6119 - Neufas-
sung -
dazu: Beschlussempfehlung des
Ausschusses flr Soziales,
Arbeit und Gesundheit
- Drucksache 6/6989 -
dazu: Ergdnzung des Thiringer
MaRnahmenplans zur Um-
setzung der UN-Behinder-
tenrechtskonvention — Ver-
sion 2.0 —
Entschlielungsantrag der
Fraktionen DIE LINKE, der
SPD und BUNDNIS
90/DIE GRUNEN
- Drucksache 6/7005 -
dazu: Werkstatten fur Menschen
mit Behinderungen erhal-
ten! Winsche der Betroffe-
nen respektieren!
EntschlielBungsantrag der
Fraktion der CDU
- Drucksache 6/7008 -

Ich moéchte Sie darauf hinweisen, dass dieser Ta-
gesordnungspunkt mit Gebardensprach- und
Schriftdolmetschern lUbersetzt wird und Gber Moni-

tore auch in den Raum F 202 Ubertragen wird. Das
Wort hat Abgeordnete Leukefeld aus dem Aus-
schuss fir Soziales, Arbeit und Gesundheit zur Be-
richterstattung Uber den Antrag der Landesregie-
rung.

Abgeordnete Leukefeld, DIE LINKE:

Einen schénen guten Morgen, Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren, liebe Besucher auf der
Triblne, liebe Mitsehende und Mithérende am Li-
vestream! Ich gebe den Bericht aus dem Aus-
schuss flr Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen
und Familie zum Antrag ,Weitere Umsetzung einer
zeitgemalen, an der Lebenswirklichkeit von Men-
schen mit Behinderungen orientierten Inklusions-
und Teilhabepolitik“. Das war der Antrag der Lan-
desregierung in der Drucksache 6/6119 in der Neu-
fassung.

Ich kann Ihnen sagen, dass der Antrag durch den
Beschluss des Landtags in seiner 129. Plenarsit-
zung am 28. September 2018 an den Ausschuss
fir Soziales, Arbeit und Gesundheit federfihrend
Uberwiesen wurde. Dieser Ausschuss hat den An-
trag mehrfach beraten, unter anderem in den Sit-
zungen am 25. Oktober, am 29. November, am
24. Januar und am 21. Februar. Wir haben be-
schlossen, dazu eine mundliche Anhérung durchzu-
fihren, die hat auch stattgefunden, und zwar mit
sieben Anzuhdrenden und elf Stellungnahmen, die
uns schriftlich vorgelegen haben. Darunter war
auch, was uns besonders gefreut hat, die LIGA
Selbstvertretung. Im Kern wurde eingeschatzt, dass
es viele gute MaRnahmen und eine breite, transpa-
rente Erarbeitung gegeben hat und dass es jetzt
darum geht, konsequent an der Umsetzung zu ar-
beiten. Besonders hervorgehoben wurde von allen
Anzuhorenden, dass es jetzt darum geht, die perso-
nellen, finanziellen und sachlichen Ressourcen zur
Umsetzung auch tatsachlich bereitzustellen.

Die Beratung und Beschlussempfehlung der mitbe-
ratenden Ausschisse liegt uns auch vor, und zwar
hat am 19. Marz der Ausschuss fiir Bildung, Jugend
und Sport entschieden und am 22. Marz der Aus-
schuss fir Europa, Kultur und Medien, sodass ich
Ihnen heute Ubereinstimmend sagen kann, die Be-
schlussempfehlung lautet: Der Thiringer Malnah-
menplan zur Umsetzung der UN-Behinderten-
rechtskonvention, Version 2.0, soll angenommen
werden. Herzlichen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)


http://www.parldok.thueringen.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&LP=6&DokNum=6119&DokArt=Drs
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Prasidentin Diezel:

Vielen Dank. Winscht jemand von den Fraktionen
Die Linke, der SPD und Biindnis 90/Die Grlinen,
der Koalition, das Wort zur Begrindung des Ent-
schlieBungsantrags? Ja, bitte schon, Frau Stange.

Abgeordnete Stange, DIE LINKE:

Frau Prasidentin, werte Kolleginnen und Kollegen,
liebe Zuhérerinnen und Zuhorer auf der Tribline so-
wie am Livestream, werter Kollege Pfeffer, der
Sprecher des aulerparlamentarischen Blindnisses
zur Schaffung eines Gleichstellungsgesetzes, werte
Kolleginnen oben auf der Tribline, die heute als
Schriftdolmetscherinnen agieren sowie die Kollegin-
nen und Kollegen, die als Gebardendolmetscher
agieren, damit dieser Punkt so Ubertragen wird,
dass er flir gehorlose Menschen auch gut versteh-
bar ist!

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Seien Sie uns herzlich willkommen heute!

Wir haben in der Beschlussempfehlung von Frau
Leukefeld bereits gehort, die sie im Auftrag des So-
zialausschusses vorgetragen hat, dass wir eine lan-
ge, intensive Diskussion zu dem vorgelegten Mal3-
nahmenplan der Landesregierung gefiihrt haben.
Die Fraktionen von Rot-Rot-Griin haben sich im An-
schluss an die mindliche Anhérung sowie nach
nochmaligem intensiven Lesen der schriftlichen
Stellungnahmen dazu entschlossen, einen weiteren
EntschlieBungsantrag zum MaRnahmenplan heute
hier in den Thuringer Landtag einzubringen. Der
EntschlieBungsantrag entspricht all denjenigen For-
derungen, die unter anderem in der miindlichen An-
hérung, aber auch in den schriftlichen Stellungnah-
men formuliert waren.

Wir gehen davon aus — und das haben wir auch in
unseren EntschlieBungsantrag so geschrieben —,
dass in einer Arbeitsgruppe unter einer breiten Be-
teiligung der Zivilgesellschaft weitere Anhérungen
zum MafRnahmenplan 2.0 durchgefiihrt werden. Wir
mdchten, dass zu diesem Malnahmenplan eine
Fachtagung, eine Fachkonferenz auf den Weg ge-
bracht wird, um auch Uber diese Ergebnisse zu re-
den. Wir mdéchten des Weiteren mit den betroffenen
Verbanden Gesprache fuhren, wie die Umsetzung
des § 78 des SGB IX zu Assistenzleistungen bei
weiterem Bedarf und Unterstitzung von Menschen
mit geistigen und mehrfachen Behinderungen auf
den Weg gebracht wird. Wir wollen, dass eine
Schulung fir Frauenbeauftragte und Werkstattrate
in den Werkstatten fir Menschen mit Behinderun-
gen von den Bildungstragern in leichter Sprache

durchgefiihrt wird, damit das, was vor Ort auch pas-
siert, wirklich verstanden wird.

Wir haben weiter formuliert, dass wir gern geprift
haben wollen, dass die Grundsatze der Gebarden-
sprache auch bei Austbung von Betreuung in Pfle-
ge mit angeboten werden sollen. Das war dem Lan-
desverband der Gehdrlosen sehr wichtig, dass
perspektivisch in der Pflege auch Gebardensprache
mit zur Verfigung steht.

Des Weiteren mochten wir — und wir finden das au-
Berst wichtig —, dass Frauenschutzwohnungen und
Frauenhauser perspektivisch alle barrierefrei ge-
staltet sind, sodass auch Frauen mit Behinderun-
gen einen guten Zugang in diese Schutzwohnun-
gen haben.

Wir méchten, dass Arztinnen und Arzte und vor al-
lem Gynakologinnen und Gynakologen alle Mal3-
nahmen ergreifen, um barrierefreie Arztpraxen zu
schaffen, damit auch Menschen mit Behinderungen
— und hier sehe ich naturlich die Frauen im Vorder-
grund — den Zugang zu diesen Arztpraxen erhalten.

Des Weiteren mochten wir, dass sich die Landesre-
gierung auf Bundesebene dafir einsetzt, dass eine
angemessene Ehrenamtsassistenz fir ehrenamt-
lich tatige Menschen mit Behinderungen wirklich
auf den Weg gebracht wird. All das, was es im Mo-
ment gibt, ist bei Weitem nicht ausreichend, und
das haben uns alle ehrenamtlichen Anwesenden
zur Anhoérung hier eindrucklich und ausdricklich
geschildert.

Ein weiteres Problem hat sich noch mal hervorge-
tan. Menschen mit Behinderungen, die ehrenamt-
lich tatig sind, erhalten keine Kfz-Zuschusse bei der
Anschaffung eines neuen Autos. Sie wissen alle,
welche finanziellen Mittel bendtigt werden, um sich
ein Kfz neu anschaffen zu kénnen. Es braucht Um-
bauten und hier braucht es einfach auch Zuschus-
se. Wir bitten die Landesregierung, dies auf Bun-
desebene anzusprechen, sich daflir einzusetzen,
dass hier positive Anderungen auf den Weg ge-
bracht werden. Recht herzlichen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Prasidentin Diezel:

Vielen Dank. Winscht die CDU-Fraktion das Wort
zur Begriindung? Ja, Frau Abgeordnete Meil3ner,
bitte schon.

Abgeordnete MeiRner, CDU:

Guten Morgen, werte Zuschauer an den Bildschir-
men, hier im Plenarsaal, aber auch sehr geehrte
Frau Prasidentin, meine sehr geehrten Damen und
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(Abg. MeifRner)

Herren Abgeordnetenkollegen! Gern begriinde ich
fur die CDU-Fraktion unseren EntschlieBungsan-
trag zum MaRnahmenplan der Landesregierung zur
UN-Behindertenrechtskonvention.

Unser EntschlieRungsantrag hat eine ganz einfache
Uberschrift. Ich denke, auch in leichter Sprache, die
vor allem fur die Betroffenen zu verstehen ist. Wir
wollen die Werkstatten fur Behinderte in Thiringen
erhalten.

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BUNDNIS
90/DIE GRUNEN: Wir auch!)

Das ist ein Punkt, der eben aufgrund des Maf3nah-
menplans hier heute noch mal zur Debatte stehen
muss. Denn im MaRnahmenplan ist eine Formulie-
rung enthalten, die lautet: Die Platzkapazitaten in
den Werkstatten werden abgebaut. Das ist eine
Formulierung, die man sicherlich so oder so ausle-
gen konnte, aber sie fiihrt vor allem bei den Betrof-
fenen zur Verunsicherung. Im Rahmen der Anho-
rung wurde das auch deutlich, weil die LIGA Selbst-
vertretung diese Formulierung zum Anlass nahm,
um in ihrer Stellungnahme deutlich zu machen,
dass die LIGA fir die Aufldsung der Werkstatten in
Thiringen ist. Und deswegen wollen wir heute hier
als CDU-Fraktion mit Ihnen allen ein Zeichen set-
zen und ein klares Bekenntnis fir die Werkstatten
fir Menschen mit Behinderungen in Thiringen ab-
geben.

(Beifall CDU)

Deswegen liegt Innen heute dieser EntschlieRungs-
antrag vor. Wir wollen die Werkstatten nicht auflé-
sen. Im Gegenteil! Wir wollen sie erhalten, aber wir
wollen sie auch weiterentwickeln. Wir wollen er-
méglichen, dass es mehr Ubergange auf den allge-
meinen Arbeitsmarkt gibt und dass neue Integra-
tionsprojekte, wie Integrationsfirmen, unterstitzt
werden, und so den Menschen mit Behinderungen
auch die Mdglichkeit geben, aulierhalb der Werk-
statt zu arbeiten.

Aber es wird auch zukilnftig Werkstatten fir Men-
schen mit Behinderungen in Thiringen bedirfen,
weil es eben Menschen mit besonderen Behinde-
rungen, beispielsweise auch geistigen Behinderun-
gen, gibt, die auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt
keinen Arbeitsplatz finden. Und die Werkstatten
bieten da einen geschutzten Raum, wo sie sich ent-
falten kdonnen, aber wo sie auch ihrem Recht auf
Arbeit, auf Teilhabe am Leben nachkommen kon-
nen.

(Beifall CDU)

Das Bundesteilhabegesetz auf Bundesebene hat
die Werkstatten anerkannt, denn es raumt den Be-
troffenen ein Wunsch- und Wahlrecht ein. Und im
Rahmen dieses Wunsch- und Wahlrechtes sollen
sie selbst entscheiden, wo sie ihrer Arbeit nachge-
hen. Und in den Werkstatten ist es eben so, dass
dieser personenzentrierte Ansatz gelebt wird, denn
es wird auf die individuellen Bedirfnisse Ricksicht
genommen und entsprechende Arbeitsplatze ge-
schaffen. Deswegen ist die Formulierung, wie sie
im MaRnahmenplan steht, klarzustellen und deswe-
gen bieten wir lhnen hier die Chance mit unserem
Entschliefungsantrag, das mit uns gemeinsam zu
tun. Ich sage an dieser Stelle auch ausdriicklich
~.gemeinsam®, denn Behindertenpolitik ist in grof3en
Teilen auch Politik, die tUber die Parteigrenzen hin-
weg geschehen sollte.

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Wolf, DIE LINKE: Gilt das
auch fir Schulen?)

Deswegen kann ich lhnen an dieser Stelle auch zu-
sagen: Wir werden lhrem EntschlieRungsantrag zu-
stimmen, weil das MalBRnahmen sind, die gut und
wichtig sind und die auch aus der Anhdrung hervor-
getreten sind. Und wir erwarten, dass Sie bei dem
Thema ,Behindertenwerkstatten® auch unserem
Antrag zustimmen — fur die Betroffenen, fur die
Menschen mit Behinderungen in Thuringen Uber
Parteigrenzen hinweg. Es kommt ja selten vor, dass
ich Herrn Ramelow lobe, aber an dieser Stelle habe
ich den Eindruck, er ist Ihnen voraus. Denn er hat
gerade erst juingstens Mittwoch dieser Woche deut-
lich gemacht, dass er sich personlich fir den Erhalt
der Werkstatten ausspricht, fur eine Weiterentwick-
lung und auch fir eine Verbesserung des Lohnes.
All das sind Satze, die Sie in unserem Antrag fin-
den. Deswegen fordere ich Sie auf, stimmen Sie
unserem Antrag zu, lassen Sie keine Zweifel und
lassen Sie es nicht zu, dass die Betroffenen weiter-
hin verunsichert sind und nicht wissen, wie es mit
ihren Werkstatten weitergeht. Ich bin deswegen
auch gespannt auf die heutige Debatte, denn sie ist
wichtig fur die Zukunft der Behindertenpolitik in
Thuringen. Danke.

(Beifall CDU)

Prasidentin Diezel:

Vielen Dank. Ich eréffne die Aussprache und als
Erste spricht Frau Abgeordnete Stange von der
Fraktion Die Linke zu uns.



Thirringer Landtag - 6. Wahlperiode - 144. Sitzung - 29.03.2019

12455

Abgeordnete Stange, DIE LINKE:

Frau Prasidentin, sehr geehrte Damen und Herren,
alle diejenigen, die ich bereits vor wenigen Minuten
hier begru3t habe, begrifie ich gern noch einmal,
denn das Thema ,Malinahmenplan 2.0“ der Lan-
desregierung liegt uns als rot-rot-griiner Koalition
am Herzen. Ich will noch einmal feststellen, dass es
das erste Mal ist, dass ein Thiringer Landtag sich
mit einem MalRnahmenplan einer Landesregierung
beschéftigt, der in Auftrag gegeben worden ist und
durch Kabinettsbeschluss auf den Weg gebracht
wurde. Wir haben bereits in den vorhergehenden
Gesprachen immer wieder gehdrt, dass wir in der
vorhergehenden Legislatur bereits einen ersten
Malinahmenplan hatten, der weit Uber 270 ver-
schiedene MalRnahmen beinhaltete, aber er wurde
hier im Thiringer Landtag und auch von den Abge-
ordneten im Thiringer Landtag nicht beschlossen,
nicht offiziell zur Kenntnis genommen. Darum fan-
den ich und wir — und das will ich an der Stelle noch
einmal ausdrucklich erwdhnen — es gut, dass wir
diesen Malinahmenplan diskutieren konnten. Wir
haben mit einer Vielzahl von Anzuhdrenden den Er-
fahrungsaustausch gefuhrt, wir haben Gesprache
gefuhrt und wir als Abgeordnete waren sogar invol-
viert in die Erstellung des Malinahmenplans. Jeder
aus den Fraktionen hatte die Mdglichkeit, sich in
unterschiedlichen Arbeitsgruppen mit einzubringen,
die Inhalte zu formulieren. Ich selbst war in der Ar-
beitsgruppe 8 unter der Leitung des Behindertenbe-
auftragten, den ich hier auch recht herzlich begri-
Re, Kollege Leibiger,

(Beifall DIE LINKE)

und wir haben ausfihrlich Uber das Thema ,Be-
wusstseinsbildung“ gesprochen. Das Thema ,Be-
wusstseinsbildung®, das mdchte ich an der Stelle
noch einmal sagen, ist genau das Thema, bei dem
sich verschiedene inhaltliche Malkhahmen in den
zurickliegenden Monaten in der Gesellschaft aus-
einanderdividiert haben und wozu auch perspekti-
visch immer wieder die Frage steht, inwieweit wir
Inklusion so, wie es die UN-Behindertenrechtskon-
vention vor weit Uber zehn Jahren aufgeschrieben
hat und wie es auch durch Deutschland ratifiziert
worden ist, auch hier Thuringen umsetzen und ihr
zur Geltung verhelfen kénnen.

Wir wissen, es wird noch eine lange Zeit brauchen,
ehe die aufgeschriebenen Forderungen aus der
UN-Behindertenrechtskonvention in  Wirklichkeit
umgesetzt worden sind. Wir haben in den letzten
Monaten immer wieder die Diskussion, was die in-
klusive Beschulung anbelangt. Wir haben in den
letzten Monaten immer wieder das Thema der Bar-
rierefreiheit hoch und runter diskutiert, inwieweit die
Deutsche Bahn AG, inwieweit Strallenbahn, inwie-

weit Parkplatze vor Ort wirklich so gestaltet sind,
dass sie barrierefrei genutzt werden kénnen. Wir
haben in den letzten Monaten und Jahren immer
wieder das Thema ,Werkstatten® gehabt, Frau
MeilRner — das wissen Sie und dazu komme ich
spater noch einmal. Wir haben immer wieder das
Thema ,Arbeit* gehabt, ,Arbeit fir Menschen mit
Behinderungen®. Wir haben immer wieder darauf
hingewiesen, dass die Arbeitsmarktsituation hier in
Thuringen und deutschlandweit eigentlich sich posi-
tiv im Interesse der Arbeitsuchenden entwickelt hat,
und wir mussten gleichzeitig wieder feststellen,
dass Menschen mit Behinderungen auf dem Ar-
beitsmarkt abgehangen waren, dass sie von dieser
positiven Entwicklung nicht wirklich partizipieren
konnten. Wir haben in den letzten Monaten auch
immer wieder als Thematiken die leichte Sprache
gehabt. Wir haben uns darauf verstandigt, in einem
Gleichstellungsgesetz das Thema ,Leichte Spra-
che“ auf den Weg zu bringen. Alle diese Mal3nah-
men sind untersetzt in Einzelmallnahmen in dem
jetzigen vorgelegten Plan. Wir werden als rot-rot-
grune Fraktion hier diesen Ma3nahmenplan mit un-
serem eingebrachten EntschlieBungsantrag sehr
gern heute verabschieden, wir wissen, dass alle
aufgeschriebenen MalRnahmen nicht sofort und
gleich und bis Ende der Legislatur umgesetzt wer-
den kénnen. Es ist formuliert, dass sie zum Teil bis
2020/2022/2023 in den unterschiedlichsten Ministe-
rien auf dem Weg gebracht werden, und es ist for-
muliert, dass die Verbande immer und immer wie-
der den Finger in die Wunde legen, wenn es zu
weiteren Schwierigkeiten kommt.

Darum komme ich jetzt zu lhrem EntschlieRungsan-
trag, Frau Meillner, denn ich muss den Malinah-
menplan, den die Landesregierung nicht alleine,
sondern in Zusammenarbeit mit einer Vielzahl von
Vereinen und Verbanden — und das steht alles hier
im Papier geschrieben — auf den Weg gebracht hat,
heute nicht noch einmal ins Detail auseinanderkla-
musern. Aber ich muss auseinanderklamisern, und
mit Recht, wenn Sie — wie in den zurtckliegenden
Monaten ganz oft — versuchen, einen Keil zwischen
die Landesregierung und die Koalition beim Thema
~Werkstatten“ zu treiben. Das, Frau Meil3ner, wird
Ihnen auch mit lhrem EntschlieBungsantrag heute
nicht gelingen.

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Denn es ist eindeutig formuliert, dass das Uberge-
ordnete Ziel — und das heil’t, Gbergeordnete Ziele
haben viele, viele Jahre auch noch Zeit, bis diese
umgesetzt werden kénnen —, dass das Ubergeord-
nete Ziel, wo drinsteht, Platzkapazitaten in Werk-
statten fir Menschen mit Behinderungen werden
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(Abg. Stange)

abgebaut, durch EinzelmafRnahmen untersetzt wird.
Diese EinzelmaBnahmen, Frau Meil3ner, heilden
unter anderem auch, dass Uberlegt wird, wie der
Ubergang der Beschéftigten aus den Werkstatten
zu erproben ist, wie man versucht, mit dem Budget
fur Arbeit gute Bedingungen fir Menschen zu
schaffen, die sich trauen, aus den Werkstatten her-
auszugehen auf einen sozialversicherungspflichti-
gen Arbeitsplatz — da ist von einem Prozent die Re-
de —. Hier ist formuliert, dass man die fachliche Be-
gleitung in den Werkstatten weiterhin braucht. Hier
ist formuliert, dass wir uns auf den Weg machen,
genau auch Mindestlohn in Werkstatten zu fordern,
weil genau das die Menschen vor Ort bendtigen.

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Wir brauchen doch alle — und das ist auch noch
einmal in den zurtickliegenden Monaten immer wie-
der inhaltlich beredet worden — im Moment genau
diese Werkstatten, weil Bedingungen auf dem ers-
ten Arbeitsmarkt oder in AuRenarbeitsplatzen oder
in Integrationsfirmen noch nicht so gut aufgestellt
sind fur die Menschen, die fiir sich entscheiden,
aus den WfB rauszugehen. Darum werden auch so
lange Werkstatten vorhanden sein, wie sie bendtigt
werden. Ich war dabei, wie Ministerprasident Ra-
melow vor gut 14 Tagen im Christophoruswerk hier
in Erfurt war und sich eindeutig daflir ausgespro-
chen hat — und darum brauchen wir lhren Antrag
nicht, weil das Wort zahlt —,

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

dass Werkstatten sich umgestalten sollen, dass sie
sich 6ffnen missen, dass sie andere und bessere
Bedingungen auch gemeinsam kreieren missen,
damit Menschen gute Bedingungen haben, auch
gute Gelder zu verdienen. Er hat von Mindestlohn
gesprochen und wir brauchen darum auch lhren
Antrag nicht, denn das ist alles gesagt, geschrieben
und in diesem Mafinahmenplan artikuliert.

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Aus diesem Grund sage ich an der Stelle fur die
Koalitionsfraktionen, wir werden lhren Antrag ableh-
nen. Denn der Punkt 3 im Antrag, ich will ...

(Zwischenruf Abg. MeiRner, CDU: Das ist ein
Skandal!)

Skandal ist, dass Sie das Thema auf dem Rucken
der Menschen mit Behinderungen immer wieder vo-
rantreiben. Und das wenige

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Wochen vor Landtagswahlen. Das ist der Skandal,
Frau Meil3ner!

Prasidentin Diezel:

Frau Stange, gestatten Sie eine Zwischenfrage des
Abgeordneten Zippel?

Abgeordnete Stange, DIE LINKE:
Nein.
(Unruhe CDU)

Frau MeilRner, Sie haben sich in den zurtckliegen-
den Monaten, aul3er immer wieder auf das Thema
~Werkstatten“ zu fokussieren, Gberhaupt nicht dazu
gedulert. Sie haben nichts anderes an dem Mal}-
nahmenplan gefunden, was Sie kritisieren kénnen.
Darum suchen Sie so ein kleines Stlickchen raus,
um es einfach hier als ...

(Zwischenruf Abg. Meiliner, CDU: Waren Sie
bei der Anhérung nicht dabei?)

Sie waren in der Auswertung im Ausschuss nicht
dabei! Und darum suchen Sie so ein kleines Stlick
raus, um diesen Mallnahmenplan schlechtzureden.
Darum werden wir das nicht zulassen.

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Lassen Sie mich noch auf |hren Punkt 2 zuriick-
kommen. Da steht: Die Landesregierung wird auf-
gefordert, bis spatestens August 2019 ein detaillier-
tes Konzept vorzulegen. — Wissen Sie, ich glaube,
das detaillierte Konzept, wie Werkstatten sich wei-
terentwickeln sollen, hat nicht die Landesregierung
aufzulegen, sondern das haben die Werkstatttrager
in Thuringen zu machen. Das ware der richtige und
der bessere Weg, dass Werkstatttrager sich zu-
kiinftig entscheiden, wo es langgeht.

Lassen Sie mich noch einen Satz zur LIGA Selbst-
vertretung sagen. Wissen Sie, wenn ich eine Anho-
rung mache — und das gilt fir alle Ausschisse —,
dann habe ich vielleicht als Koalitionsfraktion oder
als Oppositionsfraktion Anzuhérende eingeladen,
da gefallt mir manche Stellungnahme oder es ge-
fallt mir eine Stellungnahme nicht. Das habe ich zu
akzeptieren und zu respektieren. Darum lade ich
verschiedene Anzuhérende ein. Das haben wir
doch gemeinsam so beschlossen. Und wenn eine
LIGA Selbstvertretung davon ausgeht, dass man
die UN-Behindertenrechtskonvention dafiir nimmt,
dass sofort und gleich Werkstatten abgeschafft
werden, dann ist das die Auffassung der LIGA
Selbstvertretung. Die habe ich zu héren und die ha-
be ich gehdrt. Und dann hdre ich aber noch ganz
viele andere, die eine andere Auffassung haben.
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(Abg. Stange)
(Beifall DIE LINKE)

Das steht in diesem MalRnahmenplan. Und wir ha-
ben jetzt nicht an der LIGA Selbstvertretung herum-
zukritisieren, sondern sie haben ihre Meinung ge-
sagt. Wenn wir nicht wollen, dass auch kritische
Meinungen gedullert werden, dann dirfen wir sol-
che Vereine nicht einladen. Das ist aber nicht mein
Politikansatz, Frau Meil3ner.

(Zwischenruf Abg. Meilner, CDU: Meiner
doch auch nicht!)

Ich bitte nachher die Kolleginnen und Kollegen um
Zustimmung zum MafRnahmenplan und um Zustim-
mung zum EntschlieBungsantrag der Fraktionen
von Rot-Rot-Griin. Danke schon.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

(Zwischenruf Abg. Zippel, CDU: Ganz
schwach, Frau Kollegin! Ganz schwach!)

Prasidentin Diezel:

Danke schon. Fur die AfD-Fraktion hat Frau Abge-
ordnete Herold das Wort.

Abgeordnete Herold, AfD:

Vielen Dank, Frau Prasidentin. Sehr geehrte Da-
men und Herren Kollegen Abgeordnete, liebe Besu-
cher auf der Triblne und Zuschauer im Netz! Der
heute hier in zweiter Beratung stehende Thulringer
MaRnahmenplan zur Umsetzung der UN-Behinder-
tenrechtskonvention ist mit seinen tber 100 Seiten
ein umfangreiches und notwendiges Dokument,
das teilweise der Logik der UN-Behindertenrechts-
konvention folgt und deren Umsetzung fiir verschie-
dene Politikfelder landesrechtlich definiert. Das ist
vom Grundsatz her gut, denn beziglich der Umset-
zung einer zeitgemafen, an der Lebenswirklichkeit
von Menschen mit Behinderungen orientierten In-
klusions- und Teilhabepolitik steht es auch zehn
Jahre nach der Ratifizierung der UN-Konvention
nicht sonderlich gut im Land. In der Gesamtschau
der Entwicklung und der Rezeption der Drucksa-
che 6/6119 — Neufassung — wird ersichtlich, dass
es beziglich der Gleichstellung von Menschen
eben nicht ausreicht, wohlfeile MalRnahmenplane
zu entwerfen, die als Schaufensterbeschliisse den
Landtag verlassen, den handelnden Akteuren und
Kommunen und Landkreisen aber zugleich enorme
Aufgaben und Lasten aufbirden. Grundsatzlich be-
griRen wir es ausdriicklich, dass die Landesregie-
rung der Behindertenpolitik einen groRen Stellen-
wert einrAumt und das Thema ernst nimmt. Das ist
verniinftig, denn die Rechte dieser Menschen geho-
ren auch zu den allgemeinen Menschenrechten.

Jeder von uns kann durch die Fairnisse des Le-
bens, wie Krankheiten oder Unfélle, in die Situation
einer Behinderung geraten. Es ist also human, das
gesellschaftliche Bewusstsein fur die Anliegen von
Menschen mit Behinderung zu starken und ein ge-
deihliches Miteinander trotz mancher Unkenntnisse
und Vorbehalte zur férdern. Ich sage es an dieser
Stelle auch deutlich: Wir als AfD-Fraktion unterstt-
zen alle politischen Bemuhungen, die sich fir die
gesellschaftliche Teilhabe sowie ein selbstbestimm-
tes Leben von Menschen mit Behinderungen ein-
setzen. Auch wenn wir die grundsatzliche Zielset-
zung dieser Drucksache unterstitzen, so missen
wir in Verantwortung gegenuber allen Thiringer
Birgern auf Schwachstellen und Fehler hinweisen.
Eine Reihe von Punkten ist zu kritisieren, jedoch
wollen wir heute zwei Handlungsfelder exempla-
risch hervorheben.

Wie ernst eine Gesellschaft Inklusion und Teilhabe
von Behinderten nimmt, zeigt sich insbesondere auf
dem Arbeitsmarkt. Arbeit und Beschéaftigung sind
und bleiben wesentliche Saulen der sozialen Inte-
gration. Hier sollte der Freistaat in Zeiten akuten
Fachkraftemangels und trotz einer insgesamt positi-
ven und behindertensensiblen Bewusstseinsbildung
die Rahmensetzung deutlich verbessern. So mus-
sen die Instrumente, wie das Budget fir Arbeit,
deutlich starker beworben werden, die Ubergénge
von Menschen aus den Behindertenwerkstatten in
den allgemeinen Arbeitsmarkt durch geeignete
Malnahmen erleichtert werden, Verfahren und die
Gewahrung von Arbeitsassistenzen entblrokrati-
siert sowie die Gesundheitsvorsorge alterer Arbeit-
nehmer mit besonderen Bedarfen deutlich verbes-
sert werden. Fur uns als AfD ist klar: Tharingen
sollte angesichts der demografischen Herausforde-
rungen jedes Erwerbspotenzial, insbesondere das
Potenzial behinderter Menschen, fir die Gesell-
schaft erschlieBen und nutzbar machen.

(Beifall AfD)

Das schlief3t aus unserer Sicht allerdings auch eine
angemessene und unbirokratische Férderung der
Arbeitgeber mit ein, die bereit und in der Lage sind,
Menschen mit Behinderung auf dem ersten Arbeits-
markt berufliche Chancen zu geben. Nicht minder
bedeutsam und in seiner Tragweite bestimmend ist
die Passage des Mallnahmenplans, die die
Schwerpunktsetzung des gemeinsamen Unterrichts
fokussiert — nachzulesen ab Seite 27 folgende.
Was genau unter der Mal3gabe ,inklusive Schule”
zu verstehen ist, welche Interessenkonflikte und
Rechtsfolgen sich hieraus ergeben, findet in dem
besagten Abschnitt leider kaum Erérterung und es
bleibt unklar, wer letzten Endes dartber entschei-
det, ob ein sonderpadagogischer Forderbedarf vor-
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(Abg. Herold)

liegt und welches Kind Zugang zur Forderschule er-
halt oder nicht. Zwar wird das Kindeswohl als Ent-
scheidungskriterium angefiihrt, allerdings bleibt es
im Vagen, wer das Letztentscheidungsrecht hat.
Wir setzen uns hier entschieden dafir ein, dass
dieses Letztentscheidungsrecht tber den Bildungs-
weg des Kindes und die Wahl der Schulart bei den
Eltern der jeweils betroffenen Kinder liegen muss.

(Beifall AfD)

Fakt ist: Die Behindertenrechtskonvention der Ver-
einten Nationen stellt unsere bewahrten Forder-
und Sonderschulen keineswegs infrage. Die Forde-
rung, behinderten Kindern Teilhabe am Bildungs-
system zu garantieren, ist bereits in Deutschland
umfassend und erfolgreich erfillt. Wir haben eines
der besten und gut ausgestatteten Systeme an For-
derschulen fiir so gut wie jede Art von besonderem
Bedarf, was den Kindern in ganz hohem Male per-
sonell und in der sachlichen Ausstattung zugute-
kommt. Damit ist die Forderung fiir die Teilhabe am
Bildungssystem erfolgreich erfiillt. Die ideologisch
motivierte Inklusion um jeden Preis verursacht er-
hebliche Kosten und hemmt Behinderte und auch
weniger oder gar nicht behinderte Kinder in ihrem
Lernerfolg.

Wir in der AfD Thiringen setzen uns deshalb mit
Nachdruck fur den Erhalt der Férder- und Sonder-
schulen sowie das Prinzip der Elternkompetenz ein.
Das heil’t, die Eltern sollen auch weiterhin das ers-
te Recht haben, ihre Kinder in diese Einrichtungen
zu schicken.

(Beifall AfD)

Inklusion mit Augenmal war in dieser Frage stets
der Ansatz der AfD und dieser Leitgedanke ent-
spricht auch den Erfahrungen von Lehrern, die den
inklusiven Schulalltag vor Ort managen mdussen.
Gerade in der Praxis fehlt es an den personellen
und rdumlichen Voraussetzungen, sodass individu-
elle Férderung wirklich gelingen koénnte. Besonders
wichtig ist uns, daran zu erinnern, dass hauptsach-
lich die Kommunen und Landkreise die Hauptlast
von Inklusion und Gleichstellung zu tragen haben.
Hier darf es sich die Landespolitik nicht so einfach
machen. Eine valide Kostenprognose fehlt bis heu-
te. Wir fordern die Landesregierung daher auf, die
Umsetzungsebene mit ausreichenden Finanzmit-
teln auszustatten — schade, dass die Finanzministe-
rin das gerade nicht hort —, sodass die Kommunen
ertlichtigt werden koénnten, die EinzelmalRnahmen
umzusetzen. Es darf hier nicht nur bei der blof3en
Formulierung sachlich gerechtfertigter oder auch et-
was Uberzogener Forderungen bleiben. Es misste
auch immer an die ausflihrende Ebene gedacht
werden. Wir werden daher die Umsetzung dieses in

Rede stehenden MaRnahmenplans sehr kritisch be-
obachten und begleiten.

Gestatten Sie mir zum Schluss ein abschlieRendes
Fazit: Der Thuringer MaRnahmenplan zur Umset-
zung der UN-Behindertenrechtskonvention geht
zwar in die richtige Richtung, bleibt aber teilweise
hinter den Mdglichkeiten zurlick bzw. setzt an ande-
ren Stellen die falschen Schwerpunkte. So richtig
und unterstutzenswert das Anliegen einer Gleich-
stellung von Menschen mit Behinderung auch ist,
SO unausgegoren sind indes einzelne Zielsetzun-
gen des MalRnahmenplans. Wir kdnnen uns bei der
Abstimmung zu diesem Malinahmenplan der Lan-
desregierung in seiner heute vorliegenden Form lei-
der nur enthalten.

Dem Antrag der CDU werden wir zustimmen, weil
wir finden, dass an dieser Stelle das Kind mit dem
Bade ausgeschuttet wird, wenn die Landesregie-
rung darangehen mochte, Behindertenwerkstatten
schrittweise zurtickzufahren.

(Zwischenruf Werner, Ministerin fur Arbeit,
Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie:
Eine Frage der Kapazitaten!)

Diese Behindertenwerkstatten bilden fir viele Men-
schen trotz aller organisatorischer Mangel, trotz der
teilweise bestehenden Ungerechtigkeiten bei der
Entlohnung der Menschen, die dort Arbeit finden
und arbeiten mochten, trotz aller dieser zu behe-
benden Mangel diese Behindertenwerkstatten ei-
nen sinnstiftenden Lebensinhalt, bieten Sicherheit
und einen geschitzten Raum. Sie missen unbe-
dingt erhalten werden. Aus diesem Grund werden
wir dem Antrag der CDU zustimmen. Vielen Dank.

(Beifall AfD)

Prasidentin Diezel:

Vielen Dank. Fir die Fraktion der SPD spricht jetzt
Abgeordnete Pelke.

Abgeordnete Pelke, SPD:

Frau Prasidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren, werte Gaste, ich schlieBe mich, was die
BegriRung der Gaste angeht, der Begriilung von
Kollegin Stange an. Damit habe ich alle herzlich be-
gruit, die heute der Diskussion folgen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Ich freue mich sehr, dass wir heute abschliel’end
Uber den Thiringer Mallnahmenplan zur Umset-
zung der UN-Behindertenrechtskonvention Versi-
on 2.0 reden. Ich méchte mich an dieser Stelle bei
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allen bedanken, die an einem grof3artigen, transpa-
renten Diskussionsprozess teilgenommen haben.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Allen Organisationen und Verbanden ganz herz-
lichen Dank, natirlich auch dem Ministerium, dem
Beauftragten flir Menschen mit Behinderungen. Ich
glaube, es ist einzigartig, dass es uns gelungen ist,
alle Verbande, alle betroffenen Bereiche einzubin-
den und deswegen einen Plan auf den Tisch zu le-
gen, der auf jeden Fall ein Schritt in die richtige
Richtung ist.

Wir wissen alle sehr wohl — Frau Stange hat es
auch schon deutlich gesagt —, dass die Verwirkli-
chung von Inklusion von Menschen mit Behinderun-
gen eine Aufgabe ist, die lange Zeit braucht. Wir
sind bei Weitem mit diesem aus meiner Sicht sehr
guten MalRnahmenplan noch Iangst nicht da, wo wir
irgendwann auch mal hinkommen wollen. Das wis-
sen wir alle. Daruber reden wir auch. Aber letztend-
lich, glaube ich, ist hier eine Grundlage gegeben,
die ich fur sehr positiv halte.

Da von der Opposition ja oftmals und immer gern —
dariiber freuen wir uns als regierungstragende Koa-
lition ja — der Ministerprasident zitiert wird, lassen
Sie mich an dieser Stelle auch den Ministerprasi-
denten zitieren im Hinblick auf den Tharinger MaR3-
nahmenplan. Ich zitiere Herrn Bodo Ramelow: ,Die
vorliegende Version 2.0 des Thiringer Malnah-
menplans zur Umsetzung der UN-Behinderten-
rechtskonvention bildet in diesen und weiteren The-
menfeldern die Grundlage fir die Gestaltung einer
inklusiveren Gesellschaft im Freistaat Thiringen.
Der Malnahmenplan beschreibt hierfir Ziele und
formuliert ganz konkrete Einzelmalinahmen aus al-
len wesentlichen Bereichen des gesellschaftlichen
Lebens, die geeignet sind, die UN-Behinderten-
rechtskonvention Schritt fur Schritt weiter umzuset-
zen. Dabei ist er zugleich ein herausragendes Be-
spiel fur eine nachhaltige und konsequente Beteili-
gung der Zivilgesellschaft an politischen Willenbil-
dungsprozessen. Eine hervorzuhebende Stellung
nimmt die Version 2.0 des Thiringer MaRnahme-
plans zur Umsetzung der UN-Behindertenrechts-
konvention auch im nationalen Vergleich ein — infol-
ge seiner endgultigen Beschlussfassung durch den
Tharinger Landtag ist seine Legitimitat und Verbind-
lichkeit nochmals erhoht.“ Dem wollen wir uns als
regierungstragende Koalition gern anschlief3en.

(Zwischenruf Ramelow, Ministerprasident:
Dem habe ich fast nichts hinzuzufliigen!)

Dem ist fast nichts hinzuzufligen — so ist das.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Wir wissen sehr wohl, dass wir noch einen weiten
Weg gehen. Wir haben uns immer daran orientiert,
als Politik getreu dem Motto im Interesse der Men-
schen mit Behinderungen ,Nichts Uber uns ohne
uns!® zu handeln. Die Ergebnisse all dieser Bera-
tungen, Evaluationen und Screenings sind auch in
den heute vorliegenden MalRnahmenplan eingeflos-
sen.

Vielleicht noch mal ein kurzer Hinweis — es ist
schon einiges gesagt worden —: Er umfasst noch
immer 130 MaRnahmen zusammengefasst in neun
Handlungsfeldern, die in den nachsten Jahren kon-
sequent angegangen werden missen — Schwer-
punktthemen ,Bildung und Ausbildung®, ,Arbeit und
Beschaftigung®, ,Bauen, Wohnen, Mobilitat® und
natirlich auch ,Gesundheit und Pflege“. Besonders
wichtig ist uns auch das Handlungsfeld ,Frauen mit
Behinderungen®. Darauf wollen wir ein Hauptau-
genmal legen. Wir haben immer den ganzen Be-
reich der Umsetzung der Inklusion als eine Uber-
greifende und eine langwierige Aufgabe angese-
hen. Deswegen sind wir auch immer so verfahren,
nicht nur schnell, sondern in erster Linie intensiv zu
beraten und alle Menschen mit einzubeziehen, die
in irgendeiner Form hier unterstitzend mit dabei
sind. Deswegen haben wir auch diese Anhdrung im
Ausschuss durchgefiihrt. Natlrlich gab es dazu un-
terschiedliche Positionen, gerade auch in dem Be-
reich, was die Werkstatten fiir Behinderte angeht.
Aber auch diese unterschiedlichen Positionen ha-
ben wir uns angehdrt.

Ich komme zunachst erst mal auf den eigenen Ent-
schlieBungsantrag der Fraktionen Die Linke, der
SPD, Biindnis 90/Die Grinen. Wir haben in der An-
hérung sehr gut zugehdrt. Wir haben verschiedens-
te Themenpunkte mit aufgenommen und deshalb
diesen EntschlieBungsantrag vorgelegt. Es ist
schon von Frau Stange auf das eine oder andere
hingewiesen worden, aber ich will einige wenige
Punkte noch mal nennen, dass wir uns in diesem
Antrag noch mal speziell mit dem ersten Punkt be-
schaftigt haben. In dem heif’t es, dass wir uns mit-
tels Arbeitsgruppen unter umfassender Beteiligung
der Zivilgesellschaft mit den in der Anhérung vorge-
tragenen Hinweisen auch weiter auseinandersetzen
wollen. Unter Punkt 2 mdchten wir eine 6ffentliche
Fachkonferenz zum MafRnahmenplan 2.0 durchfih-
ren. Auch das halte ich fir wichtig, dass wir diese
offene Beteiligungsebene auch weiter aufrecht-
erhalten. Wir wollen unter Punkt 3 mit Betroffenen-
verbanden diskutieren, ob in Thiringen zur Umset-
zung des § 78 SGB IX zur Assistenzleistung weite-
rer Bedarf fir Malinahmen bezlglich der Unterstit-
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zung von Menschen mit geistiger und mehrfacher
Behinderung im Krankenhaus durch eine vertraute
Assistenzperson besteht. Und wir wollen darauf
hinwirken, dass die Schulungen flr Frauenbeauf-
tragte und Werkstattrate in den Werkstatten fir
Menschen mit Behinderungen von den Bildungstra-
gern in leichter Sprache angeboten und somit von
allen Frauenbeauftragten und Werkstattratsmitglie-
dern wahrgenommen und verstanden werden kon-
nen. Ich glaube, unser EntschlieBungsantrag in Er-
ganzung des vorliegenden Maflinahmenplans ist
noch mal eine wichtige Untersetzung und Beglei-
tung der ganzen Dinge, die im Malnahmenplan
festgeschrieben sind.

Jetzt komme ich noch mal ganz kurz zum Antrag
der Oppositionsfraktion, der CDU-Fraktion, zum
Thema ,Werkstatten flir Menschen mit Behinderun-
gen erhalten und Winsche der Betroffenen respek-
tieren®. Frau Meil3ner, ich habe bis jetzt immer noch
nicht verstanden, wie Sie darauf kommen und wann
wir mal als Fraktionen SPD, Linke, Bindnis 90/Die
Grinen gesagt haben, dass wir jetzt gleich sofort
und in den nachsten zwei, drei Jahren die Behin-
dertenwerkstatten abschaffen wollen. Das haben
wir nie gesagt.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

(Zwischenruf Abg. Mei3ner, CDU: Ach was?)

Ich finde es verdammt schade, dass Sie uns immer
solche Dinge unterstellen. Uns wird schon ewig
lang unterstellt, dass wir aufgrund unserer Diskus-
sion, eine neue Inklusion in diesem Lande voran-
treiben zu wollen, Foérdereinrichtungen schlielfen
wollen, dass wir integrative Einrichtungen schlielRen
wollen. Es stimmt einfach nicht!

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Sie haben dankenswerterweise — und Sie wissen,
wie sehr ich Sie schatze — gesagt, dass Behinder-
tenpolitik, dass Politik fir Menschen mit Behinde-
rungen eine gemeinschaftliche Aufgabe ist und kei-
ne parteipolitisch orientierte Aufgabe. Ja, das wol-
len wir auch machen. Aber warum unterstellen Sie
uns immer populistisch und aus wahlkampftakti-
schen Grunden Dinge, die wir Uberhaupt nie gesagt
haben?

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

(Zwischenruf Abg. Kiellling, AfD: Aber ge-
macht!)

Was wir gesagt haben — und das hat auch der Mi-
nisterprasident ganz deutlich gesagt —, ist, dass die

Konzeption fir Werkstatten fur Behinderte Uberar-
beitet werden muss, und das auch ganz besonders
unter dem Aspekt der Entlohnung. Das ist doch
aber nichts Verkehrtes, das ist doch ein wesentli-
cher Punkt, den wir hier mit einbringen wollen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Lassen Sie mich jetzt noch mal zitieren. Wissen
Sie, hier im Thiringer Landtag wurde schon oft
Stellenabbau beschlossen in den Ministerien — das
ist eine Langfristaufgabe. Ich weil} nicht, da haben
wir bislang auch noch nicht alles so umgesetzt, wie
es mdglicherweise einmal beschlossen wurde.

Natlrlich haben wir hier in unserem MalRnahmen-
plan ein Ubergeordnetes Ziel: ,Die Platzkapazitaten
in den Werkstatten fiir Menschen mit Behinderun-
gen werden abgebaut.” Jetzt steht in Punkt 11.14,
unter dem Aspekt, in dem es um den Bereich ,Ar-
beit und Beschaftigung“ geht: ,Begleitung der Thu-
ringer Werkstatttrager bei der Erarbeitung einer
Strategie zur Erhéhung der Ubergidnge aus den
Werkstatten fur behinderte Menschen auf den all-
gemeinen Arbeitsmarkt®. Ja, aber da waren wir uns
doch immer einig, dass wir das wollen!

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Menschen mit Behinderungen sollen auf dem ers-
ten Arbeitsmarkt ihre Rolle spielen kénnen und inte-
griert werden.

Dann steht hier noch: ,Im Ergebnis wird eine Uber-
gangsquote von mindestens einem Prozent ange-
strebt.”

(Zwischenruf Abg. Meifltner, CDU: Damit ha-
ben wir doch kein Problem!)

Mindestens 1 Prozent — das ist ja wohl jetzt nicht ir-
gendwas, wo man sagen musste: Es muss sofort
alles geschlossen, verandert oder sonst irgendwas
werden. Aber natlrlich: Dazu stehen wir und das,
was ich eben vorgetragen habe, wurde in den Ar-
beitsgruppen mit allen Beteiligten diskutiert und ist
auch so gewollt. Natirlich wollen wir auch, dass
Menschen mit Behinderungen, wenn sie die Werk-
statt verlassen und ihren Weg auf dem ersten Ar-
beitsmarkt suchen, wenn es denn mit Schwierigkei-
ten verbunden ist, dass sie Rickzugsmadglichkeiten
haben, dass sie auch wieder zurickkommen kon-
nen, wenn sie es mdchten und wenn sie mit dieser
Lebenssituation auf dem freien Arbeitsmarkt nicht
zurande kommen oder nicht zurande kommen wol-
len. Dann muss es die Moglichkeit geben, auch
wieder zuriickzugehen. Genau das wollen wir mit
den Uberlegungen erreichen, dass die ganze Kon-
zeption fur Werkstatten fur Behinderte zu Uberar-
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beiten ist und natirlich mit den Werkstatttragern —
wie Frau Stange es gesagt hat. Wer denn sonst?
Das sind doch die, die wissen, worum es geht, und
die sich den ganzen Tag auch mit diesem Thema
beschéaftigen.

Ich glaube, dass wir uns mit diesem Punkt richtig
entschieden haben. Das hat Frau Stange schon ge-
sagt: Wenn Sie sich jetzt nur diesen einen Satz
rausziehen: ,Die Platzkapazitaten in den Werkstat-
ten fur Menschen mit Behinderungen werden abge-
baut.“, dann ist das natiirlich im Kontext mit dem
anderen Ubergeordneten Ziel, dass auch in diesem
Bereich ,Arbeit und Beschaftigung“ steht, zu sehen.
Da steht ndmlich: ,Die Beschéaftigungssituation von
Menschen mit Behinderungen wird verbessert und
deren berufliche Eingliederung optimiert.“ Wenn Sie
beides zusammen sehen, denke ich, wird auch ein
vernunftiger Schuh daraus und genau das wollen
wir. Da wir nie gesagt haben, dass wir die Werkstat-
ten abschaffen wollen, bedarf es auch gar keiner
Zustimmung von unserer Seite zu lhrem Ande-
rungsantrag. Dann wirden wir ja eingestehen, dass
wir etwas abschaffen wollen. Wir wollen es nicht
abschaffen, deswegen braucht es lhren Antrag
nicht.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Ich freue mich sehr, dass diese intensive Diskus-
sion stattgefunden hat, die natirlich auch noch wei-
ter stattfinden wird. Noch mal vielen Dank allen Be-
teiligten, die mitgeholfen und mitunterstitzt haben.
Ich freue mich sehr, dass wir heute hier diesen
MaRnahmenplan 2.0 beschlielRen werden. Herz-
lichen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Prasidentin Diezel:

Vielen Dank. Als Nachstes spricht fir die Fraktion
Blndnis 90/Die Griinen Frau Abgeordnete Babett
Pfefferlein.

Abgeordnete Pfefferlein, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN:

Frau Préasidentin, sehr geehrte Kolleginnen und
Kollegen, liebe Gaste, lieber Herr Pfeffer, sehr ge-
ehrter Herr Leibiger! Ich kann mich hier auch nur
der BegrifBung anschlief3en. Ich freue mich auch
sehr, dass wir den MalRnahmenplan heute im Parla-
ment noch mal diskutieren und dann auch verab-
schieden werden, denn jeder Mensch hat das
Recht, Rechte zu haben. Das hatte Hannah Arendt,
eine der bedeutendsten Denkerinnen der Moderne

zum Thema ,Menschenrechte® geschrieben. Es ist
meine tiefe Uberzeugung, dass allen Menschen
das Recht zusteht, selbstbestimmt und frei von Dis-
kriminierung teilzuhaben an allem, was unser Da-
sein ausmacht. Die Absicht und das Ziel der UN-
Behindertenrechtskonvention ist es, allen Men-
schen ein moglichst barrierefreies und inklusives
Leben in der Gesellschaft zu ermdglichen. Um un-
ser Ziel einer wirklichen inklusiven Gesellschaft zu
verwirklichen, missen die noch immer existieren-
den Barrieren aufgezeigt und abgebaut werden.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Damit meine ich die nicht abgesenkten Bordsteine
ebenso wie die Einsicht, dass digitale Angebote fir
alle nutzbar sein sollen, aber auch die Barrieren in
den Kopfen, die es leider noch viel zu oft gibt.

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Inklusion heil3t, dass Menschen mit Behinderungen
ihr Leben nicht mehr an vorhandene Strukturen an-
passen miuissen, sondern dass die Gesellschaft
Strukturen schafft, die jedem Menschen, auch den
Menschen mit Behinderungen, eine umfassende
Teilhabe ermdglichen. Umfassende Teilhabe ist lei-
der noch nicht die gelebte Wirklichkeit, also missen
wir handeln und bedarfsgerechte Unterstiitzungs-
angebote ausbauen. Das ist nicht nur im Hinblick
auf die Teilhabe von Menschen mit Behinderungen
von grof3er Wichtigkeit, sondern auch in Bezug auf
die demografische Entwicklung. Mit dem Alter steigt
potenziell auch der Bedarf an Barrierefreiheit und
Unterstiitzung. So werden womdglich alle, auch die
heute noch nicht dartiiber nachdenken, von den in-
klusiven Strukturen profitieren, an deren Aufbau wir
heute arbeiten. In Thiringen leben jetzt, im Marz
2019 — und Herr Pfeffer betont es auch immer in je-
der Runde, in der wir uns treffen —, 389.000 Men-
schen mit Behinderungen. Das sind bei unserer
derzeitigen Gesamteinwohnerzahl von 2,1 Millionen
mehr als 18 Prozent, Menschen mit den gleichen
Erwartungen und Winschen an das Leben wie
nicht behinderte Menschen. Zu Recht erwarten sie,
dass betreffende gesetzliche Regelungen und Nor-
men wirksam realisiert werden — ganz normal und
selbstverstandlich in der Mitte der Gesellschaft.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Die UN-Konvention ist der Maldstab, an dem wir
diesen MafRnahmenplan ausgerichtet haben. An
der Erarbeitung des MalRnahmenplans waren die
Interessenvertretungen der Menschen mit Behinde-
rungen, Vertreterinnen und Vertreter der Selbsthilfe-
verbande, der Kommunen und die Ressorts der
Landesregierung beteiligt. Sie als Expertinnen und
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Experten in den Arbeitsgruppen haben mitgearbei-
tet, die Stellungnahmen der Verbande und des Lan-
desbehindertenbeauftragten wurden in den Prozess
eingebunden, ganz nach dem Grundsatz der UN-
Konvention: Nicht ohne uns uber uns. Das wird
auch der Weg sein, den wir weitergehen. Wir wol-
len eine Gesellschaft, in der alle Menschen, ob mit
oder ohne Behinderung, in grofRer Selbstverstand-
lichkeit miteinander leben kénnen. Am 26. Marz
2009 ftrat die UN-Behindertenrechtskonvention in
Deutschland in Kraft. Das ist jetzt zehn Jahre her,
und dem Ziel, Menschen mit Behinderungen ein
selbstbestimmtes Leben und gleichberechtigte Teil-
habe zu erméglichen, sind wir ndher gekommen.
Vor allem ist das Recht zunehmend ins gesell-
schaftliche Bewusstsein gertickt, und das ist der
wohl bisher gréfite Erfolg.

Die Umsetzung der UN-Konvention und die tat-
sachliche Gleichstellung, da liegt noch viel Arbeit
vor uns, an der wir uns beteiligen missen. Es gibt
noch viel zu tun und wir von Bundnis 90/Die Gru-
nen werden uns besonders hierfur stark machen:
die gleichberechtigte Teilhabe von Kindern und Ju-
gendlichen mit Behinderungen im Schulsystem si-
cherstellen, auch zu allgemeiner Hochschulbildung,
Berufsausbildung, Erwachsenenbildung und le-
benslangen Lernen; einen inklusiven Arbeitsmarkt
im Rahmen der Zustandigkeiten des Landes for-
dern; vernetzte Zusammenarbeit der Beteiligten am
Arbeitsmarkt; Rehabilitationsakteure auf Landes-
und regionaler Ebene; die Férderung barrierefreier
Wohnmdglichkeiten, Entwicklung neuer Wohnfor-
men, Etablierung kleiner sozialrdumlicher Wohnan-
gebote fir Menschen mit Behinderungen und fir al-
tere Menschen, um die Isolation zu verhindern und
ein selbstbestimmtes, unabhangiges Leben zu er-
moglichen; die Férderung gesundheitlicher Selbst-
hilfe, Selbsthilfeorganisationen und Selbsthilfekon-
taktstellen, um mdglichst vielen Menschen einen
guten Rahmen zum selbststdndigen Umgang mit
der Bewaltigung von Krankheit oder Behinderung
zu bieten; barrierefreie Kultur und Erholungsorte
und barrierefreie Zugange zu Tourismus- und Frei-
zeitangeboten, zu Spielstatten und Sportangebo-
ten; die Erarbeitung geeigneter Offentlichkeits- und
Praventionsmallnahmen zum Gewaltschutz von
Menschen mit Behinderungen mit besonderem Fo-
kus auf den Schutz von Frauen und Madchen. Das
vielleicht mal als kleiner Ausblick.

Und jetzt — zu unserem Antrag haben Frau Stange
und Frau Pelke schon etwas gesagt, das mdchte
ich an der Stelle nicht wiederholen — mdchte ich
aber noch einmal ganz kurz was zum Antrag der
CDU sagen. Ich muss es an dieser Stelle auch wie-
derholen: Wir — Rot-Rot-Griin, Linke, SPD, Biindnis
90/Die Griinen — haben niemals gesagt, dass wir

Behindertenwerkstatten abschaffen wollen. Das
stimmt nicht und das ist eine Unterstellung.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Ich weil3 nicht, warum Sie das machen, liebe Frau
Meillner. Das wurde auch begriindet. Sie nehmen
den einen Satz vom Malnahmenplan aus dem
Kontext heraus. Diese Verunsicherung fir Men-
schen mit Behinderung hier in den Raum zu stellen,
hat mich schon am Schulgesetz an dieser Debatte
gestort, dass wir dartber diskutieren missen, dass
wir gesagt hatten, wir wollen Foérderschulen schlie-
Ren. Das stimmt auch nicht.

(Zwischenruf Abg. Tischner, CDU: Kommen
Sie doch mal zum Gesetz!)

Das flhrt zu einer tiefen Verunsicherung. Ich glau-
be, das diirfen wir nicht stehen lassen. Wir wollen
mit diesem Maflnahmenplan endlich die Méglichkeit
fir Menschen mit Behinderung erreichen, dass sie
endlich auch eine Wahlfreiheit auf dem ersten Ar-
beitsmarkt haben. Viele Menschen haben auch
Angst vor dem ersten Arbeitsmarkt. Diese Hurden
wollen wir nehmen. Wir wollen sie dabei begleiten.

(Beifall SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

1 Prozent steht darin. Das ist — auf Deutsch gesagt
— nicht der Rede wert, dartiber zu diskutieren, dass
wir Werkstatten abschaffen wollen. Wir wollen den
Weg ebnen, dass es einfacher wird auf dem freien
Arbeitsmarkt. Wir wollen dazu beitragen, dass
Werkstattrate ermuntert werden, dartber zu disku-
tieren. Die Menschen in den Werkstatten arbeiten
fur ein Taschengeld. Sie sollen endlich fur ihr Leben
auch ein sozialversicherungspflichtiges Einkommen
bekommen, dass sie merken, dass sie wertge-
schatzt werden.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Die Menschen bekommen auch irgendwann mal ei-
ne Rente. Dann leben sie wieder vom Staat. Wir
wollen hinkommen zu einer inklusiven Gesellschaft
und dazu, dass man auch die Freiheit hat, zu sa-
gen, ich bin auf dem ersten Arbeitsmarkt, ich mdch-
te dort bleiben oder ich komme dort nicht zurecht
und ich kann auch wieder zuriick in die Werkstatt.
Etwas anderes sagen wir damit nicht.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Ich finde es schlimm, dass man jetzt in der Zeitung
liest, das Land Thiringen méchte Behindertenwerk-
statten abschaffen. Ich sage es noch einmal: Das
stimmt nicht. Wir wollen das nicht, wir haben das
nicht vor. Der Ministerprasident hat es auch gesagt,
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er hat es mehrfach betont: Wir wollen, dass die
Menschen gleichberechtigt in Werkstatten arbeiten
kdnnen wie auf dem Arbeitsmarkt.

(Zwischenruf Abg. MeilRner, CDU: Dann stim-
men Sie doch zu! Ganz einfach!)

Ich kann doch Ihrem Antrag nicht zustimmen. Dann
wirde ich zustimmen, dass das nicht im MafRnah-
menplan steht. Frau Mei3ner, das geht nicht.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Sie schreiben einen Antrag, in dem steht, sie wollen
die Werkstatten nicht abschaffen. Da wirde ich mir
eingestehen, im Malnahmenplan steht drin, wir
schaffen Werkstatten ab. Das ist vollig kontrapro-
duktiv, was Sie hier machen.

(Zwischenruf Abg. Meiliner, CDU: Was?)
Aber wirklich, das stimmt nicht.

(Zwischenruf Abg. MeiRner, CDU: Das ist ein
Widerspruch!)

Sie schreiben einen Antrag, mit dem Sie uns un-
terstellen, wir wollen Werkstatten abschaffen, damit
Sie dann sagen kénnen: Rot-Rot-Griin hat einem
Antrag zugestimmt, jetzt werden keine Werkstatten
mehr geschlossen. Also Frau Meif3ner, mal ehrlich,
das geht so nicht, das mache ich auch nicht.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Ich weill nicht, was das jetzt hier politisch werden
soll.

(Unruhe CDU)

(Zwischenruf Abg. Meilner,
versteht kein Mensch!)

CDU: Das

Am Ende steht dann in der Zeitung: Rot-Rot-Grin
hat der CDU zugestimmt, dass jetzt keine Werkstat-
ten abgeschafft werden sollen. Nein! Wir schaffen
keine Werkstatten ab! Das machen wir nicht.

(Unruhe CDU)

(Zwischenruf Abg. Kowalleck, CDU: Genau!
Deswegen kénnen Sie doch zustimmen!)

Nein, ich kann lhrem Antrag nicht zustimmen, das
haben Sie nicht verstanden, guten Morgen.

Prasidentin Diezel:

Meine sehr geehrten Damen und Herren, immer an
den Blutdruck denken. Langsam. Gut, bitte schon.
Sie haben gern die Moglichkeit, das mit Leiden-
schaft darzustellen.

Abgeordnete Pfefferlein, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN:

Ja, aber entschuldigen Sie bitte, Frau Prasidentin,
das stimmt einfach nicht. So etwas mag ich nicht,
wenn man mir versucht zu unterstellen, wir wirden
Ihrem Antrag nur zustimmen koénnen. Und in Wirk-
lichkeit sagen wir ja damit, dass wir Werkstatten
schliellen wollen. Das stimmt nicht.

Deshalb kdénnen wir leider lhrem Antrag nicht zu-
stimmen. Wir sind gern fir Diskussionen immer of-
fen, das wissen Sie. An der Stelle leider nein. Wir
beschlielen hoffentlich heute den Malnahmen-
plan. An der Stelle herzlichen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Prasidentin Diezel:

Danke schoén. Als Nachste spricht Frau Abgeordne-
te Mei3ner von der CDU-Fraktion. Bitte schon.

Abgeordnete MeilRner, CDU:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnetenkollegen, an alle, die
heute dazu beitragen, dass diese Debatte barriere-
frei Ubertragen werden kann und die, die ihr folgen,
auch an dieser Stelle: Seien Sie herzlich gegrift.

Der MalBnahmenplan zur Umsetzung der UN-Be-
hindertenrechtskonvention in Thiringen wird zum
zweiten Mal fortgeschrieben. Es wurde bereits
mehrfach erwahnt, vieles davon kann ich mir auch
an dieser Stelle schon sparen. Das ist ein gutes
Zeichen, vor allen wenn man tberlegt: Am 26. Marz
2009 wurde die UN-Behindertenrechtskonvention in
Kraft gesetzt, also Uber zehn Jahre wirkt sie schon
fur Menschen mit Behinderungen und soll dazu bei-
tragen, dass sie ein selbstbestimmtes Leben be-
kommen, dass sie gleichberechtigte Teilhabe am
gesellschaftlichen Leben haben und dass ihre Wr-
de und Autonomie geachtet werden.

(Beifall CDU)

Dazu gehdrt auch die Umsetzung in den Mitglied-
staaten bzw. auch in den Bundeslandern. Der Frei-
staat Thiringen hat sich jetzt schon zum zweiten
Mal — zum ersten Mal auch unter der Vorgangerre-
gierung — auf den Weg gemacht, diesen Mal3nah-
menplan in einem umfassenden Beteiligungspro-
zess zu erarbeiten. Das begriRen wir natirlich,
aber ich will an dieser Stelle sagen, es ist keine Er-
findung von Rot-Rot-Griin, sondern es ist eine Ver-
pflichtung und das ist auch gut so.

(Beifall CDU)
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Deswegen mochte ich an dieser Stelle auch allen
danken, die in den zahlreichen Arbeitsgruppen mit-
gewirkt haben, die viel Zeit investiert haben, um
dieses Paket zusammenzuschniren. 130 MafRnah-
men, die wir gut finden, vor allen Dingen, weil sie
von den Betroffenen kommen. Diese 130 Malinah-
men verdeutlichen aber auch, dass zwar viel er-
reicht wurde, aber noch nicht alles. Deswegen ist
es gut, dass sich mit diesen Malkhahmen die Lan-
desregierung vertraglich verpflichtet, diesen Hand-
lungsbedarf in den nachsten Jahren noch umzuset-
zen.

Es gibt trotzdem ein paar Dinge, die nicht in dem
MafRnahmenplan auftauchen oder wo es strittig war,
dass es jetzt so im MalRnahmenplan steht. Dazu
gehort der eine Satz, auf den wir uns beziglich un-
seres EntschlieBungsantrags beziehen. Aber ich
mdchte, bevor ich darauf komme, noch ein paar
weitere Anmerkungen machen.

Frau Stange, Sie sprachen die Anhérung an, an der
wir selbstverstandlich intensiv teilgenommen haben
und in der wir natlrlich auch festgestellt haben,
dass es zahlreiche offene Punkte gibt. Diese Punk-
te haben Sie richtigerweise in Ihrem Entschlie-
Bungsantrag aufgegriffen und deswegen werden
wir diesen auch unterstutzen. Ich méchte aber dazu
anmerken, dass ich bezlglich des Punkts 4, den
Schulungen fiir Frauenbeauftragte, aus den Ein-
richtungen schon Rickmeldungen bekommen ha-
be, dass das derzeit schon so ist, aber dass wir da
sicherlich auch noch Ausbaupotenzial haben.

Bezuglich des Punkts 10, der Ehrenamtsassistenz,
mdchte ich sagen, das ist gut und richtig, aber es
erstaunt mich schon, dass Sie das jetzt hier an die-
ser Stelle ausdrucklich formulieren, denn es war im
Jahr 2016, als die CDU-Fraktion hier im Thiringer
Landtag einen Antrag zur Unterstiitzung von Men-
schen mit Behinderungen im Ehrenamt eingebracht
hat. In diesem Antrag haben wir vieles formuliert,
was dazu beitragen sollte, dass Menschen mit Be-
hinderungen auch ehrenamtlich aktiv sein kénnen.
Diesen Antrag haben Sie hier abgelehnt mit der Be-
grindung, das sei nicht notwendig. Deswegen
freue ich mich, dass an dieser Stelle ein Erkennt-
nisprozess stattgefunden hat und — wie gesagt — es
wird auch unsere Zustimmung bekommen.

Ich mdchte aber dennoch auf vier Punkte eingehen,
die hier in dem EntschlieBungsantrag nicht aufge-
fihrt worden sind, die aber in der Anhdérung zur
Sprache kamen. So forderte die LIGA Selbstvertre-
tung mehrfach eine Ombudsstelle fiir Falle von Ver-
stoflen gegen die Selbstbestimmung sowie zur Be-
reitstellung von Assistenz zur Entscheidungsfin-
dung. Wir sind der Meinung, dessen bedarf es
nicht, weil wir hier in Tharingen einen starken Be-

hindertenbeauftragten haben, den wir auch zukinf-
tig noch mehr starken wollen. Deswegen freue ich
mich auch, dass Herr Leibiger da ist und durch das
vorgelegte Gleichstellungsgesetz eine Veranderung
seiner Position bekommen soll.

Die LIGA der freien Wohlfahrtspflege forderte die
Einrichtung einer Landesfachstelle fiir Barrierefrei-
heit. Ein Thema, was uns auch noch mal im Rah-
men des Gleichstellungsgesetzes beschéaftigen
wird. Auch das ist ein Punkt, zu dem wir mit dem
Behindertenbeauftragten sicherlich gut besetzt
sind, aber wo es eben darauf ankommt, den Behin-
dertenbeauftragten auch zu starken, finanzieller Art,
personeller Art, damit er diesen Anspriichen letzt-
endlich auch gerecht werden kann.

Eine weitere Forderung — und das ist die, die jetzt
auch beim Gleichstellungsgesetz wieder gekom-
men ist — ist, dass naturlich all diese MalRnahmen
auch finanziell untersetzt sein mussen. Es kann
nicht sein, dass sich hier viele Menschen viel Mihe
geben und etwas aufschreiben und das Ganze
dann an den Finanzen scheitert bzw. man das dann
nicht im Blick hat. Gerade der Landkreistag hat an-
gemahnt, dass eine Umsetzung nur moglich ist,
wenn die finanziellen Mittel dazu bereitgestellt wer-
den. Deswegen ist es mir an dieser Stelle auch
wichtig, darauf noch mal einzugehen, denn ohne
geht es nun mal nicht.

Als letzten Punkt mdchte ich noch anmerken, dass
wir uns alle, aber vor allen Dingen auch die Lan-
desregierung, bei der Herausgabe von Flyern und
Broschliren mehr an leichter Sprache orientieren
sollten. Das ist eine Forderung der Lebenshilfe ge-
wesen, die — und das mochte ich an dieser Stelle
zitieren — auch beim Erarbeitungsprozess Kritik ge-
auldert hat. Ich zitiere, mit Ihrer Zustimmung Frau
Prasidentin: ,Als Verband haben wir in alle Arbeits-
gruppen Vertreter entsandt und versucht, auch
Menschen mit geistiger Behinderung als Interes-
senvertreter zu beteiligen. Dies ist jedoch aufgrund
der Barrieren in der Sprache bezlglich der vorge-
legten Unterlagen sowie der Sprache bei den Sit-
zungen (keine leichte Sprache) nicht immer gut ge-
lungen. In Zukunft missen bessere barrierefreie
Rahmenbedingungen der Selbstvertretung und Mit-
bestimmung fir Menschen mit Behinderung ge-
schaffen werden.“ Ich denke, das ist ein Punkt, auf
den sollte man hier auch noch mal eingehen, und
der findet sich leider nicht in Ihrem EntschlieBungs-
antrag. Aber ich gehe davon aus, dass der MaR-
nahmenplan auch noch in leichter Sprache erschei-
nen wird und dass das etwas ist, was man sich zu
Herzen nimmt, damit dieser Satz ,nicht Uber uns,
sondern mit uns“ auch mit Leben erfillt werden
kann.



Thirringer Landtag - 6. Wahlperiode - 144. Sitzung - 29.03.2019

12465

(Abg. MeifRner)
(Beifall CDU)

Damit méchte ich jetzt noch einmal zu unserem
EntschlieBungsantrag kommen. Frau Pfefferlein, lhr
Versuch der Argumentation in allen Ehren, aber da
draufRen versteht das kein Mensch. Hier liegt heute
unser EntschlieBungsantrag vor mit der Uberschrift
.Werkstatten fur Menschen mit Behinderungen er-
halten! Winsche der Betroffenen respektieren!” Da-
rin steht nicht, Rot-Rot-Griin ist fir eine Abschaf-
fung, sondern darin steht, wir setzen uns fir den
Erhalt ein. Alles, was Sie hier jetzt zu erklaren ver-
sucht haben, wird kein Mensch verstehen. Denn
Sie haben recht, morgen kodnnte es die Schlagzeile
geben: Rot-Rot-Grin stimmt gegen den Erhalt der
Werkstatten.

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Stange, DIE LINKE: So
ein Quatsch! So ein Quatsch!)

Das ist einfach das, was man den Menschen da
drauf3en erklaren muss. Unser Antrag ist wirklich ei-
ne gute Grundlage, um das hier ein fir alle mal
klarzustellen. Eines sage ich Ihnen: Wenn das heu-
te nicht klargestellt wird, dann werden diese Dis-
kussionen weitergehen.

(Zwischenruf Abg. Stange, DIE LINKE: Ja,
durch Sie geschiirt!)

Sie werden einfach weitergehen, weil Sie hier die-
ses Bekenntnis nicht abgeben.

(Beifall CDU)

Ihr einziges Problem ist doch, dass wir diesen An-
trag gestellt haben. Das ist |hr einziges Problem.
Und das — muss ich ehrlich sagen — auf dem Ru-
cken der Behinderten, das ist der Skandal.

(Zwischenruf Abg. Leukefeld, DIE LINKE:
Das ist doch wohl eine Frechheit!)

(Zwischenruf Abg. Stange, DIE LINKE: Das
ist das Allerletzte!)

Ich kann es an dieser Stelle nur noch mal sagen:
Gehen Sie in sich, stimmen Sie diesem klaren Be-
kenntnis zu und bringen Sie keine fadenscheinigen
Begriindungen parteipolitischer Ideologie, warum
es nicht moéglich ist!

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Das
ist Ihre Ideologie! Sie arbeiten ideologisch!)

Ich sage es noch mal: In dem MalRnahmenplan ist
eine Formulierung, die lautet: Die Platzkapazitaten
in den Werkstatten fir Menschen mit Behinderun-
gen werden abgebaut. Das kann nun mal zur Folge
haben,

(Zwischenruf Abg. Kalich, DIE LINKE: Partei-
politik auf dem Rucken von Behinderten!)

dass Menschen mit dem entsprechenden Bedarf
und dem Leistungsanspruch keinen verfligbaren
und geeigneten Platz finden

(Unruhe DIE LINKE)

oder dass hohe staatliche investive Fdrderungen
noch vor Ende der Zweckbindung ad absurdum ge-
fuhrt werden.

Es waére eine bessere Formulierung gewesen,
wenn im MaRnahmenplan gestanden hatte: Die
Platzkapazitaten werden dem tatsachlichen Bedarf
angepasst. Das ist eine Formulierung, die hatte
klargestellt, dass es hier nicht darum geht, etwas
abzubauen mit dem Ziel, dass ein Angebot gar
nicht mehr da ist. Deswegen haben wir uns auch
dazu entschieden, diesen Entschliefungsantrag
hier vorzulegen.

Ich méchte an dieser Stelle auch noch etwas recht-
licher Natur sagen: Die Werkstattenverordnung des
Bundes schreibt eine Mindestanzahl an Kapazitat
fur Werkstatten vor. 120 Platze missen vorgehalten
werden. Es gibt aber keine Maximalvorgabe. Denn
eine Kapazitatenplanung mit dem Ziel, die Platzka-
pazitat nach oben zu begrenzen ist unrechtmaRig.
Dazu gibt es sogar Rechtsprechung.

(Beifall CDU)

Wenn man diesen Satz auslegt, dann macht er ge-
nau dieses. Deswegen bitte ich Sie darum, das hier
heute nicht nur klarzustellen, sondern mit lhrem
Handzeichen auch dafiir zu sorgen, dass diese Dis-
kussion ein fir alle mal beendet ist. Wenn Sie das
heute nicht kénnen, dann ist es zwar schén und
I6blich, wenn Ihr Ministerprasident Uberall herum-
rennt und das Gegenteil behauptet, aber dann ha-
ben Sie heute hier einfach mal dagegen gespro-
chen. Das muss ich leider feststellen.

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Ramelow, Ministerprasident:
Na, na, na!)

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: So ein
Quatsch!)

(Zwischenruf  Abg. Henfling, BUNDNIS
90/DIE GRUNEN: So eine billige Inszenie-
rung, Frau Meil3ner!)

Mir wére es lieb gewesen, wenn Sie einfach mal in
den Antrag hineingegangen waren und das aufge-
griffen hatten, was wir formuliert haben, namlich
dass wir eben nicht nur den Erhalt als wichtiges un-
verzichtbares Angebot wollen, dem Wunsch und
Wabhlrecht der Betroffenen gerecht zu werden, son-
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dern dass wir auch Interesse haben oder vorantrei-
ben wollen, dass die Werkstatten als Kompetenz-
zentren weiterentwickelt werden. Es gibt mittlerwei-
le 26 Integrationsbetriebe in Thiringen, die das vor-
bildlich machen. Das ist eine Entwicklung, die wir
unterstitzen mussen und die zeigt, dass die Werk-
statten atmen, dass es nicht mehr — wie friiher viel-
leicht — eine Abschiebeeinrichtung ist, wo es darum
geht, Menschen zu separieren und nicht am gesell-
schaftlichen Leben teilhaben zu lassen. Deswegen
wollen wir, dass die Werkstatten die Sicherheit be-
kommen, dass sie erhalten bleiben und nicht abge-
speist werden mit einer Formulierung, na ja, in den
nachsten zwei bis drei Jahren werden sie erhalten
bleiben, aber wir missen die Platze abschaffen.

(Zwischenruf Abg. Stange, DIE LINKE: Was
erzéhlen Sie da? Das steht da nicht drin!)

(Zwischenruf Abg. Zippel, CDU: Das haben
Sie gesagt, Frau Stange!)

Es zahlt nicht nur das, was letztendlich in dem
MaRnahmenplan steht, sondern, was gesagt und
getan wird. Deswegen mdchte ich an dieser Stelle
noch ein paar Beispiele bringen. Vielleicht sagen
Sie nicht, dass Sie die Werkstatten abschaffen wol-
len — obwohl, der Ehrlichkeit halber mussten Sie
gestehen, es gibt auch Parteimitglieder in Ihrer
Fraktion, die das in den vergangenen Jahren ge-
sagt haben. Ich méchte aber an dieser Stelle nicht
weiter darauf eingehen.

Fakt ist aber eins: Es kommt auch darauf an, wie
Sie handeln. Das Bundesteilhabegesetz erweitert
den Angebotskatalog fir Menschen mit Behinde-
rungen, sodass neben den Werkstatten noch weite-
re Angebote zum Zuge kommen. Die Gefahr, die
wir sehen, ist, dass das Bundesteilhabegesetz in
Thiringen ausgenutzt wird, um die Werkstatten zu-
rickzudrangen. Das ist das, was nicht passieren
darf. Deswegen vielleicht auch ein Beispiel: Es er-
folgte in den letzten Jahren keine Refinanzierung
von zusatzlichen Aufgaben, die die Werkstatten
auferlegt bekommen haben. Ich denke beispiels-
weise an den Datenschutz. So ist in den Werkstat-
ten zuséatzliches Personal nétig, um dieser zusatzli-
chen Aufgabe gerecht zu werden. In den letzten
Jahren erfolgte unter Rot-Rot-Griin aber keine Kos-
tenerstattung fir die Werkstatten, damit sie diese
Personalkosten leisten kdnnen. Da sind wir bei ei-
nem Teufelskreis, denn die Werkstatten miissen am
Ende den Lohn erwirtschaften, den sie ihren Be-
schaftigten zahlen. Wenn weniger zur Verfligung
steht, dann kann auch weniger gezahlt werden.

(Zwischenruf Abg. Stange, DIE LINKE: Se-
hen Sie sich auch mal die Abschlisse der
Werkstatten an?)

Aber ich sage ausdricklich — auch das steht in un-
serem Antrag drin —, wir wollen Lohnerhéhung fur
die Beschaftigten in den Werkstatten.

(Beifall CDU)
Aber dazu muss es eine intensive Debatte geben.

(Zwischenruf Abg. Stange, DIE LINKE: Werk-
stattenordnung?)

Deswegen fordern wir unter Punkt 2 die Landesre-
gierung auf, bis 31. August 2019 ein detailliertes
Konzept vorzulegen und keine Schaufensterreden
zu halten. Wir wollen, dass mit den Betroffenen ge-
redet und klargestellt wird, wie wir zu Verbesserun-
gen kommen unter der MaRgabe des Erhalts.

Es gibt vieles, was man in diesem Zusammenhang
noch sagen kann. Am Ende aber bleibt: Das Recht
auf Arbeit ist ein Menschenrecht.

(Beifall DIE LINKE)

Das gilt auch fir Menschen mit Behinderungen.
Wenn sie keine Beschaftigung auf dem allgemei-
nen Arbeitsmarkt finden, haben sie Anspruch auf
verschiedene Leistungen. Eine dieser Leistungen
ist die Teilhabe am Arbeitsleben in den Werkstatten
fir Menschen mit Behinderungen.

Ich méchte alle Beschaftigten in den Werkstatten,
auch die, die jetzt zuhéren, und auch diejenigen
von den Tragern, die dort arbeiten, hier an dieser
Stelle fir ihre Arbeit danken.

(Beifall CDU)

Das ist Wertschatzung und Achtung fiir ihre Arbeit.
Das ist auch das, was letztendlich fir alle Men-
schen, ob mit oder ohne Behinderung, wichtig ist.

Die Werkstatten stellen nicht nur Arbeitsplatze zur
Verfugung, die Werkstatten haben auch einen Re-
ha-Auftrag; das ist Bildung, Betreuung, Personlich-
keitsentwicklung und soziale Kompetenz. Oft ent-
stehen deswegen in den Werkstatten soziale Bin-
dungen, die bis in die Freizeit hineinwirken. Das ist
etwas, was diesem geschitzten Umfeld zu danken
ist. Das ist letztendlich auch ein Punkt, wo wir uns
dariber unterhalten missen, welche Mdglichkeiten
der Teilhabe Menschen mit Behinderungen in der
Freizeit haben. In den Werkstatten gibt es Hilfe-
plangesprache, wie es jetzt auch das Bundesteilha-
begesetz vorsieht. Deswegen wird individuell, ab-
gestimmt auf die Betroffenen, ein Angebot ge-
schnirt, das ihrem Wunsch- und Wahlrecht zugute
kommt.

Ich méchte an dieser Stelle nur noch einen Ausblick
geben. Wir nehmen auch wahr, dass die Werkstat-
ten bereit sind, sich weiterzuentwickeln. Es gibt be-
reits Ubergéange aus den Werkstatten in den allge-
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meinen Arbeitsmarkt Uber Praktika, Gber AuRenar-
beitsplatze. Das sind wichtige Schritte in Richtung
Beschaftigung im Rahmen eines sozialversiche-
rungspflichtigen Arbeitsverhaltnisses. Deswegen
mussen wir tragfahige Rahmenbedingungen schaf-
fen, damit sich die Werkstatten weiterentwickeln
kénnen. Diese Rahmenbedingungen kénnten Sie in
einem Konzept der Landesregierung zusammen-
fassen. Wir haben gehdrt, das wird abgelehnt. Ich
finde das bedauerlich, denn die Werkstatten brau-
chen das, um sich letztendlich als Kompetenzzen-
trum entwickeln zu kénnen. Deswegen mdchte ich
an dieser Stelle noch einmal sagen, unterstiitzen
Sie lhren Ministerprasidenten mit seinen Aussagen,
die Werkstatten zu erhalten, weiterzuentwickeln,
Lohnverbesserungen herbeizufiihren,

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BUNDNIS
90/DIE GRUNEN: Sowieso!)

und bekennen Sie sich hier mit uns gemeinsam zu
diesem einfachen Fakt, dem Erhalt der Werkstat-
ten. Machen Sie daraus kein Politikum.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BUNDNIS
90/DIE GRUNEN: Sie machen das daraus!
Unfassbar!)

Eins moéchte ich an dieser Stelle auch noch sagen.
Frau Stange, Sie haben uns vorgeworfen, wir wir-
den uns nicht mit Behindertenpolitik im Detail be-
fassen. Wir haben hier funf Antrage zur Behinder-
tenpolitik eingebracht.

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Fri-
her haben Sie nichts gemacht!)

Im ersten ging es um die Stellung des Behinderten-
beauftragten. Und alle diese Antréage haben sie ab-
gelehnt. Sie haben Sie abgelehnt. Von lhnen kam
im gleichen Atemzug zu diesen Themen nichts.

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Weil
wir besser sind!)

Ich bin gespannt, wie das die Menschen mit Behin-
derungen sehen und wie sie das letztendlich mor-
gen einschéatzen, wenn in der Zeitung steht: Rot-
Rot-Griin lehnt den Erhalt der Werkstatten fir Men-
schen mit Behinderungen ab.

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: So
ein Quatsch!)

(Unruhe DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Prasidentin Diezel:

Wir haben weitere Wortmeldungen. Frau Abgeord-
nete Pelke.

Abgeordnete Pelke, SPD:

Frau Prasidentin, meine sehr verehrten Damen und
Herren! Frau Meil3ner, bei aller Wertschatzung, Sie
praktizieren das, was Sie im Prinzip im Vorfeld
schon gemacht haben. Die Pressemitteilung von Ih-
nen war ja schon fertig und Sie wollen uns rein po-
pulistisch unterstellen, dass wir hier Werkstatten fur
Behinderte abschaffen wollen. Es ist faktisch eine
Unterstellung.

(Beifall DIE LINKE)

Ich will Ihnnen mal zwei Punkte sagen: Ich finde das
schon ein bisschen unverschamt in der Wertschat-
zung gegeniber diesem Parlament. Aufgrund lhres
Antrags bekommen Sie die Antwort von drei Frak-
tionen, dass wir diesen Antrag der CDU-Fraktion
nicht brauchen, weil weder die Landesregierung —
und das jetzt mal in einfacher Sprache — noch die
regierungstragenden Fraktionen Werkstatten fir
Behinderte abschaffen wollen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Das ist eine ganz klare Aussage. Und dann sagen
Sie, das seien Schaufensterreden. Das finde ich
schon mal eine interessante Wertschatzung hier an
dieser Stelle. Ich mdchte mich gegen diese Un-
terstellungen, die Sie standig hier bringen, indem
Sie die Dinge verdrehen und darauf hoffen, dass es
dann in der Offentlichkeit, aus welchen Griinden
auch immer, so Ubernommen wird, verwahren. Wir
werden weder Forderschulen schlielen,

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

noch Behindertenwerkstatten, noch sonst irgend-
was. Wir wollen eine Umstrukturierung, eine Wei-
terentwicklung der Behindertenwerkstatten, wir wol-
len den Zugang fir Menschen mit Behinderungen
auf dem ersten Arbeitsmarkt. Wir wollen, dass sie,
wenn sie auf dem ersten Arbeitsmarkt nicht zuran-
de kommen, wieder in Behindertenwerkstatten zu-
ruckkehren kénnen. Und wir wollen eine verninftige
Entlohnung fir die Arbeit von Menschen mit Behin-
derungen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Das ist der Punkt, was wir wollen. Ich bitte Sie, das
einfach aufzunehmen und nicht standig mit irgend-
welchen populistischen Unterstellungen zu arbei-
ten. Ich glaube, ich habe es jetzt noch mal deutlich
gemacht. Aber es ist ja auch immer so, wenn man
es nicht horen will,
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(Zwischenruf Abg. Grob, CDU: Das missen
Sie sagen!)

wenn man andere politische Intentionen damit ver-
bindet, dann kann man das hier wahrscheinlich
noch finfmal sagen. Aber ich hoffe, dass es sowohl
die Zuhorer als auch alle anderen, die sich mit dem
Thema beschaftigen, verstanden haben.

Letzter Satz: Der MalRnahmenplan ist von Betroffe-
nenverbanden und von allen Fachorganisationen
erstellt worden. Jetzt stellen Sie die Dinge infrage
und wir haben das alles noch mal untersetzt. Ich
kann es nicht nachvollziehen. Es tut mir leid.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Prasidentin Diezel:

Vielen Dank. Es gibt eine Wortmeldung der Abge-
ordneten Leukefeld, Fraktion Die Linke.

Abgeordnete Leukefeld, DIE LINKE:

Frau Prasidentin, meine Damen und Herren! Frau
Meildner, ich versuche es auch noch mal ganz in
Ruhe. Ich kann mich gleich an das anschlief3en,
was Frau Pelke hier gesagt hat. Mein Problem oder
unser Problem ist, Sie vergleichen Apfel mit Birnen.
Sie ziindeln hier, Sie schiiren hier Angste, die véllig
grundlos sind. Ich meine, es ist hier von allen Sei-
ten noch mal gesagt worden: gleiches Recht fir al-
le, beste Voraussetzungen. Da, wo Behinderten-
werkstatten das bieten, ist das vollig korrekt, aber
der Wille auch von Beschaftigten dort, in den regu-
laren Arbeitsmarkt (iberzugehen, das muss ermdég-
licht werden. Und diese Zweifel, die Sie hier schu-
ren, ob hier eine ehrliche Politik gemacht wird, die
halte ich firr vollig verfehlt, fir kontraproduktiv und
die treiben Menschen in ganz andere Richtungen.

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Arbeit ist ein Menschenrecht — sehr gut. Das sagen
wir hier. Teilhabe fir alle soll méglich sein und na-
turlich muss es immer auch eine Weiterentwicklung
geben. Der Ministerprasident hat von Kompetenz-
zentren gesprochen. Ich sage seit langer Zeit: Wir
wollen Behindertenwerkstatten die Mdglichkeit er-
offnen, echte Inklusionsunternehmen zu werden, so
wie es auch viele andere schon im Land Thiringen
gibt. Und wenn Sie hier ein Konzept der Landesre-
gierung einfordern und jetzt in den Raum stellen,
wir lehnen das ab, wir wollen das nicht — ich sage
Ihnen, die Trager sind schon viel weiter. Die arbei-
ten namlich schon an solchen Konzepten.

(Beifall DIE LINKE)

Und wer in der Kommunalpolitik aktiv ist, der weil3,
wie sich Werkstattrate, wie sich Aufsichtsrate in Be-
hindertenwerkstatten auch mit Vertretern aus der
Kommunalpolitik genau dafir einsetzen, dass dort
den Interessen der Beschaftigten besser Rechnung
getragen wird.

In diesem Sinne noch mal: Héren Sie auf, hier die
Angste zu schiren! Wir alle setzen uns dafiir ein,
dass beste Voraussetzungen fir Menschen mit Be-
hinderungen und eine echte Teilhabe an Arbeit
auch ermoglicht wird. Herzlichen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Prasidentin Diezel:

Zu Wort gemeldet hat sich erneut Frau Abgeordne-
te Pfefferlein von der Fraktion Bundnis 90/Die Gru-
nen.

Abgeordnete Pfefferlein, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN:

Vielen Dank, Frau Prasidentin. Ich versuche es jetzt
auch noch mal in aller Ruhe. Frau Meil3ner, lhre
Uberschrift ,Werkstatten fiir Menschen mit Behin-
derungen erhalten — das hat niemand infrage ge-
stellt und das steht auch nirgendwo, dass wir die
Werkstatten nicht erhalten wollen. Kein Platz, der
gebraucht wird, wird abgebaut. Das war jetzt auch
noch mal ein bisschen einfacher, in Ruhe erklart.

~Winsche der Betroffenen respektieren” — ich glau-
be, in diesem Mallnahmenplan steht ganz viel von
den Winschen und Bedirfnissen von Menschen
mit Behinderungen drin, die wir respektiert haben,
die da drinstehen, und das kommt doch nicht von
uns, das kommt doch von den Betroffenen, was da
drinsteht. Deshalb finde ich, dass lhr Antrag Uber-
flissig ist. Wir brauchen den nicht, wir haben das
alles darin stehen und wir dirfen eines nicht ma-
chen, da kann ich mich an der Stelle auch nur wie-
derholen: Wir haben hier die Verantwortung fir
ganz viele Menschen in diesem Land, die mit einer
Behinderung leben missen, und dieser Verantwor-
tung bin ich mir sehr bewusst. Deshalb dirfen wir
hier nicht mit der Angstkeule durch das Land gehen
und irgendwelche Sachen behaupten, die so ein-
fach nicht stimmen.

Ich bitte Sie, sich auch an der Stelle zu korrigieren,
weil das so nicht stimmt, was Sie hier behauptet
haben. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)
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Prasidentin Diezel:

Danke schon. Ich sehe keine weiteren Wortmeldun-
gen. Doch, bitte schoén, Herr Abgeordneter Zippel
von der CDU-Fraktion.

Abgeordneter Zippel, CDU:

Vielen Dank, Frau Prasidentin. Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, nachdem es so eine damp-
fende Diskussion ist, will ich auch gern mal noch
dabei sein, denn das macht dann gleich noch ein
bisschen Spald. Aber es gibt auch einige Dinge, die
mal klargestellt werden missen. Ich habe ein biss-
chen das Gefiihl, dass manche Vertreter der Koali-
tion einfach den MaRnahmenplan nicht gelesen ha-
ben oder vielleicht mal dariber nachdenken sollten,
welche Folgen manche der Dinge haben, die da
drinstehen.

(Zwischenruf Abg. Lukasch, DIE LINKE: Jetzt
tun Sie mal nicht so, als ob wir nicht lesen
kdénnen!)

Ich muss mal ganz ehrlich sagen, wir haben natir-
lich aufgepasst und haben zugehért. Und wenn die
Koalition jetzt sagt, na ja, wir haben ja nie gesagt,
wir wollen die Werkstatten abschaffen. Naturlich, so
schlau sind Sie schon, den Satz so deutlich nicht zu
sagen.

(Zwischenruf Abg. Leukefeld, DIE LINKE: So
ein Quatsch!)

Aber schauen Sie sich doch mal an, was in dem
MaRnahmenplan drinsteht. Sie haben doch selbst
gesagt — und wenn ich Richtung Frau Stange gu-
cke, sie stand doch vor ein paar Minuten noch hier
und hat gesagt, na ja, die Werkstatten werden
schon noch die nachsten zwei, drei Jahre beste-
hen.

(Unruhe DIE LINKE)

Aber alles, was Sie in diesem MaRRnahmenplan in
diesem Bereich beschlieRen, atmet das doch, hat
doch diese Konsequenzen. Uberlegen Sie doch
mal, was Sie mit bestimmten Dingen auch errei-
chen, die Sie hier beschlielRen.

(Zwischenruf Abg. Leukefeld, DIE LINKE: Sie
zundeln weiter!)

Wir als CDU-Fraktion saugen uns das doch nicht
aus den Fingern.

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Leukefeld, DIE LINKE:
Doch!)

Wir sind doch hier der Anwalt derer, die diese Sor-
gen haben, die diese Angste haben. Sie safien

doch wie ich auch in der Anhérung. Sie waren doch
bei der Anhérung dabei. Da standen doch die Leu-
te, waren doch die Werkstatten da, die haben doch
nicht umsonst diese Sorgen und die Angste.

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Die
haben sie wegen |hrer Ligen!)

Wir denken uns das doch nicht aus.

Prasidentin Diezel:

Ich bitte doch um Aufmerksamkeit!

Abgeordneter Zippel, CDU:

Wir denken uns das doch nicht aus, also bitte. Von
solchen Worten hier méchte ich Abstand nehmen.
Wir sind diejenigen, die bei diesen Anhdrungen ge-
nau hingehdrt haben und die diesen einen Aspekt
herausgegriffen haben.

(Zwischenruf Abg. Leukefeld, DIE LINKE:
Meinen Sie, wir haben geschlafen oder
was?)

Sie mussen uns das doch zugestehen. An diesem
gesamten MalRnahmenpaket ist ja im Grof3en und
Ganzen wirklich nichts auszusetzen, es ist doch ein
gutes Paket. Aber Sie mdgen uns doch zugeste-
hen, dass es einen Aspekt gibt, zu dem Leute auf
uns zukommen und sagen: Liebe CDU, wir haben
hier Sorge, kénnt ihr diese Sorge bitte ins Parla-
ment tragen. Dann kénnen wir doch so einen An-
trag formulieren. Das ist doch absolut unverfang-
lich. Meine Kollegin, Frau Mei3ner hat doch klarge-
macht, dass lhnen doch kein Zacken aus der Krone
fallt, wenn Sie dem zustimmen kénnen. Wenn Sie
keine Sorge haben, dass die Werkstatten geschlos-
sen werden, dann stimmen Sie dem doch zu! Das
ist doch uberhaupt kein Problem fir Sie. Wir haben
nur die Sorge, dass es aber eben doch durch die
Hintertiir passiert. Und wenn ich mir manche AuRe-
rungen anhdre, dann sind die so geschickt, dass
man diese Sorge eben haben kann.

(Zwischenruf Abg. Skibbe, DIE LINKE: Politik
durch die Hintertir machen Sie doch, nicht
wirl)

Deswegen bitte einfach noch mal diese Klarstel-
lung. Das ist nichts Bdsartiges, das ist einfach nur
eine Planungssicherheit fir die Werkstatten drau-
Ren im Freistaat, die wissen wollen, wie es mit ih-
nen weitergeht.

(Zwischenruf Abg. Pfefferlein, BUNDNIS

90/DIE GRUNEN: Frechheit!)

Diese Unsicherheit ist da, nehmen Sie diese Unsi-
cherheit einfach mal zur Kenntnis, ohne das hier
mit so viel Aufregung zu leugnen.
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(Zwischenruf Abg. Lukasch, DIE LINKE: Die
Unsicherheit verbreiten Sie doch!)

lhnen will keiner was Boses. Die Leute draul3en ha-
ben Sorgen und Angste. Wir haben das aufgegrif-
fen. Wir wollen einfach von lhnen, dass Sie das
respektieren. Greifen Sie das einfach auch mal auf,
denn auch Sie kdénnen dazulernen. Sie sal3en hier
wie wir auch in der Anhérung und dann hétten Sie
eigentlich den gleichen Eindruck gewinnen missen.
Vielen Dank.

(Beifall CDU)

Prasidentin Diezel:

Vielen Dank, Herr Zippel. Frau Pfefferlein von der
Fraktion BuUndnis 90/Die Grinen hat das Wort —
1 Minute 30, Frau Pfefferlein.

Abgeordnete Pfefferlein, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN:

Sehr geehrter Herr Zippel, Sie wollen was zur Klar-
stellung, ich zitiere Punkt 14 aus dem Mal3nahmen-
plan: ,Begleitung der Thuringer Werkstatttrager bei
der Erarbeitung einer Strategie zur Erhéhung der
Ubergdnge aus den Werkstatten fiir behinderte
Menschen auf den allgemeinen Arbeitsmarkt. Im
Ergebnis wird eine Ubergangsquote von mindes-
tens einem Prozent angestrebt.”

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Ist das Begriindung genug fur Sie?

(Zwischenruf Abg. Zippel, CDU: Nein, ist es
nicht!)

An lhrer Stelle wiirde ich den Antrag zurlickziehen.
Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

(Zwischenruf Abg. Zippel, CDU: Ziehen Sie
doch die Endkonsequenzen!)

Prasidentin Diezel:

Vielen Dank. Ich sehe keine weiteren Wortmeldun-
gen seitens der Abgeordneten. Fur die Landesre-
gierung hat Frau Ministerin Werner das Wort.

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Sie
wollen nicht, dass die Behinderten sozialver-
sicherungspflichtig beschaftigt werden!)

(Unruhe CDU)

Ich bitte um Aufmerksamkeit fir die Frau Ministerin.
Meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeord-
neten — bitte, Aufmerksamkeit und Ruhe!

(Unruhe im Hause)

Bitte Aufmerksamkeit fir Frau Ministerin! Bitte
schon, Frau Ministerin, Sie haben das Wort.

Werner, Ministerin fiir Arbeit, Soziales, Gesund-
heit, Frauen und Familie:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete, werte Gaste, hier
auch von meiner Seite natlrlich noch mal der Dank
an die Unterstltzerinnen und Unterstitzer, wenn es
um die Besetzung geht, beispielsweise Schriftdol-
metscherinnen aber auch Gebardendolmetscher,
die hier unterwegs sind. Schon ware es natirlich,
wenn das bei jedem Tagesordnungspunkt zukiinftig
SO ware.

(Beifall DIE LINKE)

Aber ich glaube, wir arbeiten auch gemeinsam da-
ran, dass dies irgendwann auch umzusetzen ist.

Ich bin sehr froh, dass wir heute gemeinsam und
wirklich auch leidenschaftlich den MaRnahmenplan
zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonventi-
on hier diskutieren. Es wurde schon gesagt, dieser
MafRnahmenplan wurde gemeinsam mit der Zivilge-
sellschaft und den Ressorts der Landesregierung
erarbeitet. Es gab intensive Abstimmungen in neun
thematisch  gegliederten  Arbeitsgruppen. Am
24. September 2018 haben wir dann die Versi-
on 2.0 des Malinahmenplans hier in den Landtag
eingebracht.

Um kurz nur den Aufbau zu erklaren: Es gibt eine
kurze Analyse des aktuellen Sachstands, der den
neun Handlungsfeldern vorangestellt ist. Dann ent-
halt diese Version 2.0 insgesamt 130 sehr konkret
formulierte MalRnahmen. Diese MaRnahmen sind
fast nahezu gleichmafig Uber alle Handlungsfelder
verteilt. Eine Vielzahl der Einzelmallnahmen wurde
unmittelbar durch die Zivilgesellschaft eingebracht.
An dieser Stelle zeigt sich, denke ich, noch mal
sehr deutlich, dass ganz nach dem Motto ,Nicht
Uber uns ohne uns“ Menschen mit Behinderungen
selbst und deren Selbstvertretungen am besten be-
urteilen kdnnen, welche MalRnahmen ihre Lebens-
und Teilhabesituation verbessern.

Es wurde jetzt hier viel Uber Inhalte gesprochen. Ich
will aber noch mal auf die Methode eingehen, die
diesem Maflinahmenplan vorangestellt war. Wir ha-
ben das namlich weiterentwickelt. Auf der einen
Seite ist es so, dass jetzt jahrlich im Kabinett die
Ressorts Bericht erstatten, wie sie den Mafinah-
menplan umgesetzt haben. Dazu haben wir uns im
Kabinett verpflichtet. Zum Zweiten gab es in den
Arbeitsgruppen eben nicht nur die Leitung durch die
Verwaltung, sondern es gab immer einen Co-Vor-
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sitz aus der Zivilgesellschaft, um genau auch die
Bedarfe und die Bedirfnisse und die Hinweise der
Betroffenen besonders gut auch aufnehmen zu
kénnen. Wir haben transparent dargestellt, welche
MaRBnahmen aufgenommen wurden und bei wel-
chen Malinahmen wir auch noch Umsetzungspro-
bleme sehen. Das ist, denke ich, etwas ganz Neues
und Wichtiges, hier auch tatsachlich transparent zu
sein. Wir haben weiterhin beschlossen, dass sich
die Arbeitsgruppen regelmaRlig weiter treffen wer-
den, also nicht erst in finf Jahren dann schauen,
was wurde jetzt umgesetzt oder was nicht, sondern
die Arbeitsgruppen werden sich regelmaRig treffen,
sie werden an den Maflinahmen arbeiten und wer-
den die Malihahmen auch weiterentwickeln.

Ich bin sehr froh, dass wir mit dieser Methode, den-
ke ich, die Entwicklung, die es naturlich geben wird,
gut begleiten kénnen.

Ich méchte an der Stelle natirlich auch noch mal
auf den Antrag der CDU-Fraktion eingehen und vor
allem auf den Antrag von Frau Meil3ner. Auch ich
muss sagen, Frau Meildner, ich finde es schade.
Wir haben hier einen MalBnahmenplan mit
130 Maflinahmen. Allein zu dem Thema ,Arbeit* gibt
es 22 Mallinahmen, die sich damit beschatftigen,
wie die Teilhabe der Menschen am Arbeitsleben,
am Erwerbsleben verbessert werden kann. Es wur-
de auch schon gesagt: Sie haben sich eine Uber-
schrift herausgesucht, aber all die anderen Dinge,
die hier in den MalRnahmen auch stehen, gerade
wenn es um die Werkstatten geht, die haben Sie
ignoriert — beispielsweise wenn es darum geht, das
Budget fir Arbeit weiterzuentwickeln und umzuset-
zen. Und hier an der Stelle méchte ich Frau Herold
gern antworten: Wir haben eine Orientierungshilfe
zum Thema ,Budget flr Arbeit” erarbeitet. Diese
Orientierungshilfe haben die Kommunen bekom-
men, um das Budget weiter auch umsetzen zu kén-
nen. Es braucht hier Entwicklung, es braucht hier
Begleitung. Wir sind jetzt gerade dabei, auch bei
den Kommunen nachzufragen, wo es bei der Imple-
mentierung des Budgets fiir Arbeit vielleicht auch
noch Probleme gegeben hat. Aber es gibt auch
weitere Formen, die neu entstanden sind, beispiels-
weise die Form der anderen Leistungsanbieter. Das
ist ein Wunsch der Betroffenen, gerade der Betrof-
fenen mit psychischen Erkrankungen, die gesagt
haben, sie fiihlen sich in den Werkstatten nicht auf-
gehoben, sie brauchen andere Formen. Und diese
Form der anderen Leistungsanbieter ist eine Form,
die genau diesen Menschen, diesen Betroffenen
dann auch gerecht werden soll. Insofern ist doch
ganz klar, dass wir alle Formen, die es derzeit gibt,
wenn es um die Mdglichkeit des Arbeitslebens, des
Erwerbslebens geht, dass sich alle Formen weiter-
entwickeln missen und dass wir sie naturlich dabei

auch begleiten, aber es braucht eine Wahlfreiheit
fur die Betroffenen. Es braucht die Méglichkeit, sich
hier auch entscheiden zu kénnen.

Ganz zum Schluss noch mal: Ich verstehe sehr gut
die Emotion, die jetzt hier auch noch mal vonseiten
der Koalition zu Ihrem Antrag, denke ich, auch gut
wahrgenommen wurde. Denn ich kann mir ganz gut
vorstellen, wenn |hr Antrag angenommen wiurde
und dem zugestimmt wirde, wirde der erste Satz
in der Presseerklarung der CDU heiflden: ,Die CDU
hat es geschafft, dass die Werkstatten erhalten
bleiben.“ Ich glaube, da sind die Abgeordneten
auch gebrannte Kinder. Deswegen hier dieser lei-
denschaftliche Hinweis darauf, dass in dem Malf3-
nahmenplan die Werkstatten nicht infrage gestellt
werden, sondern es wird dartber gesprochen, wie
die Werkstatten weiterentwickelt werden kénnen.

Lassen Sie mich zur Versachlichung noch zwei Din-
ge sagen: Werkstatten flir Menschen mit Behinde-
rungen sind gemafR Bundesteilhabegesetz weiter-
hin Bestandteil der Eingliederungshilfe;

(Zwischenruf Abg. MeilRner, CDU: Zum
Gluck!)

das wird unmissverstandlich geregelt. Auch in den
laufenden  Landesrahmenvertragsverhandlungen
zum BTHG werden die Werkstatten nicht infrage
gestellt. Es wird eher dartber gesprochen und es
ist implementiert, wie beispielsweise die Werkstat-
ten-Mitwirkungsverordnung weiterentwickelt und
verbessert werden kann. Da gibt es natirlich aus
Sicht der Werkstattrate ganz viele Dinge, die hier
besonders beachtet werden muissen, wenn es zum
Beispiel insgesamt um den Bereich der Mitbestim-
mung geht, wenn es um die Arbeitszeit geht, um
Entgelte, um technische Einrichtungen, um Weiter-
bildung, um soziale Aktivitdten der Werkstattbe-
schaftigten. Hier gibt es ganz viele Bedarfe, mit den
Werkstatten und in den Werkstatten gemeinsam
daran zu arbeiten. Es braucht also kein Bekenntnis
dafir, sondern das ist gesetzlich geregelt.

Wenn die LIGA Selbstvertretung hier entsprechen-
de Kritiken bei den Anhdrungen eingebracht hat,
dann ist das einfach die LIGA Selbstvertretung der
Menschen mit Behinderungen. Denn wir muissen
diese ernst nehmen. Und wir nehmen sie ernst, in-
dem wir sagen, es gibt einen Mix. Dazu gehdren
nattrlich auch die Werkstatten. Aber wir werden in
Zukunft bei allen Planungen die Bedirfnisse, die
Bedarfe und die Winsche der Menschen in den
Mittelpunkt stellen. Daran missen sich dann alle
anderen Einrichtungen weiterentwickeln. Vielleicht
soweit zu dem Thema; ich glaube, es ist hier schon
ausflhrlich besprochen worden.
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Ich mdchte mich noch mal sehr herzlich bedanken,
dass es moglich war, den MaRnahmenplan hier im
Landtag zu behandeln und dass er hier auch be-
schlossen werden soll, auch untersetzt mit einem
EntschlieBungsantrag, weil das nattrlich dem Do-
kument ein viel gréReres Gewicht verleiht. Er wird
ein Handlungsleitfaden fur die nachsten Jahre im
Bereich der Politik fir Menschen mit Behinderun-
gen sein.

Ich bin sehr froh, dass im Sinne der bisherigen von
Transparenz und Partizipation gepragten Verfah-
rensweise im Sozialausschuss ein Anhdrungsver-
fahren mit vielen zivilgesellschaftlichen Akteuren
aus dem Bereich der Politik fur Menschen mit Be-
hinderungen stattgefunden hat. Es sind uns hier
viele Anregungen dargelegt worden, die dann
selbstverstandlich im Umsetzungsprozess Berick-
sichtigung finden werden.

Mit diesem Vorhaben greifen wir bereits den ersten
Punkt des eingebrachten Entschliefungsantrags
auf. Die Leiterinnen und Leiter der neuen thema-
tisch gegliederten Arbeitsgruppen werden die vor-
gebrachten Inhalte gemeinsam mit der Zivilgesell-
schaft besprechen und fir die vorgesehene konti-
nuierliche Fortentwicklung des Malnahmenplans
prufen.

Die Kritik von Frau Meil3ner, die sie angesprochen
hat, die gerade die Menschen mit kognitiven Beein-
trachtigungen benannt hat, dass es so schwer war,
an den Arbeitsgruppensitzungen teilzuhaben, ha-
ben wir natlrlich ernst genommen. Wir bieten jetzt
schon in unseren Ministerien Fortbildungen in leich-
ter Sprache an, damit genau hier dieser Prozess
vereinfacht werden kann und die Menschen noch
besser einbezogen werden kénnen.

Ich méchte auf weitere Punkte des EntschlieRBungs-
antrags eingehen, fir den ich mich noch mal sehr
herzlich bedanken mdchte. Unter der Nutzung der
Moglichkeit des EntschlieBungsantrags werden die
Ergebnisse des Anhorungsverfahrens des Sozial-
ausschusses umfassend gewdirdigt und wichtige In-
halte fur die Menschen mit Behinderungen im Frei-
staat Thiringen auf den Weg gebracht. Gemaf
Punkt 2 des Entschlieungsantrags wird am 8. Mai
2019 eine groRe Fachkonferenz stattfinden — da-
rauf werde ich am Ende noch mal zurickkommen.

Zu Punkt 4 des EntschlieBungsantrags kann ich be-
richten, dass nach unserem Kenntnisstand entspre-
chende Schulungen in Thiringen derzeit durch den
Landesverband der Lebenshilfe fur Menschen mit
geistiger Behinderung und durch das Sudthiringer
Bildungszentrum in Kloster Vellra angeboten wer-
den. Die Teilnahme an den Schulungen ist durch
die Werkstatten zu organisieren; wir werden fir ei-

ne umfassende Wahrnahme der Schulungsangebo-
te werben.

Das Hinwirken auf eine barrierefreie Gestaltung von
Frauenschutzwohnungen und Frauenhdusern nach
Punkt 6 des Entschliefungsantrags sollte in der Zu-
wendungsbearbeitung mittels Bescheidauflagen er-
folgen kénnen. Bereits derzeit werden Belange der
Barrierefreiheit regelmaRig im Rahmen der Zuwen-
dungsberatung oder auch im Rahmen von Gespra-
chen in der Landesarbeitsgemeinschaft der Thirin-
ger Frauenhauser erortert.

Entsprechend der Forderung des zustandigen UN-
Fachausschusses und der Auswertung der ersten
deutschen Staatenprifung zur Umsetzung der UN-
Behindertenrechtskonvention in den sogenannten
abschlieRenden Bemerkungen sind ganz im Sinne
des Punkts 7 des Entschlielungsantrags Strategien
zu einer Verbesserung des Gewaltschutzes zu erar-
beiten. Es bleibt festzustellen, dass Frauen mit Be-
hinderungen im Vergleich zur allgemeinen Bevdlke-
rung Uberdurchschnittlich oft von Gewalt betroffen
sind. In stationaren Wohneinrichtungen ist das Ge-
waltrisiko besonders hoch.

Bereits die UN-Behindertenrechtskonvention selbst
verpflichtet dazu, diese Frauen vor Gewalt und
Missbrauch zu schitzen. Wir werden diesbeztiglich
unsere Aktivitaten nochmals intensivieren.

Die Barrierefreiheit von Arztpraxen nach Punkt 8
des EntschlieBungsantrags ist fir Menschen mit
Behinderungen selbstverstandlich ebenfalls ein
wichtiges Thema. Durch die privatrechtliche Fuh-
rung der Praxen ist eine unmittelbare Einflussnah-
me durch die Landesregierung allerdings nicht
moglich. Wir werden jedoch weiter Aufklarungsar-
beit leisten und entsprechende Informationen wei-
tergeben. Ich will aber darauf hinweisen, dass un-
ser eigenes Fdrderprogramm zur Ansiedlung von
Arztinnen und Arzten im Iandlichen Raum neu eine
entsprechende Passage zur Férderung von Barrie-
refreiheit mit aufgenommen hat.

Ich moéchte jetzt hier diese Gelegenheit nutzen und
mich herzlich bedanken bei den Betroffenen, bei
den Menschen mit Behinderungen, aber naturlich
auch bei allen anderen Beteiligten, die mit viel En-
gagement im Anhdrungsverfahren, aber auch im
Fortschreibungsprozess sich beteiligt haben. Herz-
lichen Dank dafir. Ich denke, aus meiner Sicht ha-
ben sich die gemeinsamen Bemihungen gelohnt.
Mit der Version 2.0 des Malinahmenplans haben
wir eine gute Grundlage, um die Lebens- und Teil-
habesituation von Menschen mit Behinderungen in
Tharingen in den nachsten Jahren weiter zu ver-
bessern. Unser Ziel ist hierbei die umfassende In-
klusion von Menschen mit Behinderungen in die
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Gesellschaft. Die Verabschiedung des Maflnah-
menplans in der Version 2.0 hat genau in dieser
Woche im Ubrigen eine ganz besondere Bedeu-
tung, denn am 26. Marz 2009 wurde die UN-Behin-
dertenrechtskonvention durch die Bundesrepublik
Deutschland ratifiziert. Das jahrt sich also nun. Thu-
ringen wird dieses 10-jahrige Jubildum in der &ffent-
lichen Fachkonferenz zur Vorstellung der Version
2.0 des Malinahmenplans aufgreifen und damit ei-
nen wirdigen Rahmen verleihen. Die Fachkonfe-
renz wird am 8. Mai 2019 stattfinden, mit prominen-
ten Redebeitragen, unter anderem von unserem
Ministerprasidenten, aber auch von der zustandi-
gen Abteilungsleiterin des Bundesministeriums flr
Arbeit und Soziales sowie vom Leiter der Monito-
ringstelle des Deutschen Instituts fur Menschen-
rechte. Selbstverstandlich wirde ich mich freuen,
wenn sich auch viele Abgeordnete zur Veranstal-
tung anmelden. Eine Einladung an die Fraktionen
wurde am 19. Marz bereits versandt. Herzlichen
Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Prasidentin Diezel:

Vielen Dank. Mir liegen keine weiteren Wortmel-
dungen vor. So kommen wir zur Abstimmung. Ab-
gestimmt wird direkt Uber den Antrag der Landesre-
gierung in Drucksache 6/6119 in der Neufassung.
Wer fir diesen Antrag ist, den mdchte ich bitten,
das Handzeichen zu zeigen. Das sind die Fraktio-
nen der Koalition. Dagegen? Dagegen ist die Frak-
tion der AfD. Enthaltungen? Es enthalt sich die
Fraktion der CDU.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung Uber den Ent-
schlieBungsantrag der Fraktionen Die Linke, der
SPD und Bindnis 90/Die Griinen. Es wurden keine
Ausschusslberweisungen beantragt, also stimmen
wir Uber den EntschlieBungsantrag hier auch direkt
ab. Wer dafir ist, den bitte ich jetzt um das Hand-
zeichen. Das sind die Fraktionen der CDU und der
Koalition. Wer ist dagegen? Dagegen sehe ich kei-
ne Stimmen. Wer enthalt sich? Es enthalt sich die
Fraktion der AfD. Damit ist der EntschlieRungsan-
trag angenommen.

Wir kommen zur Abstimmung Uber den Entschlie-
Rungsantrag der Fraktion der CDU. Auch hier keine
Ausschussiberweisung. Wer diesem Antrag zu-
stimmt... Bitte?

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Frau Prasi-
dentin!)

Abgeordnete Tasch, CDU:

Ich beantrage namentliche Abstimmung.

Prasidentin Diezel:

Wir kommen zur namentlichen Abstimmung Uber
den EntschlieBungsantrag der CDU und ich bitte
die Schriftfihrer entsprechend, die Namen aufzuru-
fen.

Konnten alle Abgeordneten ihre Stimme abgeben?
Das ist der Fall. Danke. Dann schlie3e ich die Ab-
stimmung und bitte um Ausz&hlung.

Meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeord-
neten, wir haben ein Ergebnis zur Abstimmung
Uber den EntschlieRungsantrag der CDU-Fraktion.
Anwesende Abgeordnete 86, es wurden abgege-
ben 79 Stimmen, Jastimmen 35, Neinstimmen 44
(namentliche Abstimmung siehe Anlage). Damit ist
der EntschlieBungsantrag der CDU-Fraktion abge-
lehnt. Und es mdchten Herr Kubitzki und auch Frau
Pfefferlein eine Erklarung zum Abstimmungsverhal-
ten abgeben. Bitte schén, Herr Kubitzki.

Abgeordneter Kubitzki, DIE LINKE:

Danke, Frau Prasidentin, ich mochte erklaren, war-
um ich als fast Betroffener so abgestimmt habe. Bei
mir in der Familie lebt eine 35-jahrige junge Frau,
die Tochter meiner Frau, und die besucht seit
15 Jahren eine Werkstatt fir Behinderte. Ich habe
bewusst den Antrag der CDU-Fraktion abgelehnt
und ich will das erklaren. Da stehen viele Sachen
drin, die im ersten Moment als richtig erscheinen,
aber gelost werden kdnnen sie nicht so mit einem
Antrag.

Warum halte ich diesen Autoschliissel hoch? Meine
Tochter muss hier in dieser Werkstatt Kontakte und
Batterien hineinmachen, das ist eine Arbeit, die ich
nach zehn Minuten in die Ecke schmeil’en wirde,
weil ich das nicht kdnnte. Fur diese Arbeit bekommt
sie 180 Euro Lohn. Sie ist gezwungen, Grundsiche-
rung in Anspruch zu nehmen. Wenn sie fiir gute Ar-
beit mal eine Pramie von 100 Euro bekommt,
nimmt das Grundsicherungsamt ihr diese 100 Euro
wieder weg, weil das auf die Grundsicherung ange-
rechnet wird, Gesetzgebung SGB XII, Bundesge-
setz, Lohnhdéhe Bundesgesetz. Und warum halte
ich noch mal diesen Autoschlissel hoch? Darlber
spricht ndmlich keiner, meine Damen und Herren!
Die Werkstatt bekommt fur ein solch kleines Ding
10 Cent — 10 Cent von der Autoindustrie! Ich glau-
be, hier liegen Ursachen, worlber wir nachdenken
mussen, wie wir politische Rahmenbedingungen
setzen mussen.
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(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Das ist das Problem und deshalb geht unser Maf3-
nahmenplan weiter als lhr Antrag. Es will keiner,
auch ich will nicht, dass die Werkstatten abge-
schafft werden, weil das namlich unter anderem die
Voraussetzung ist, dass unsere Tochter mal Rente
beziehen wird. Wie die dann aussehen wird, das
sei noch dahingestellt. Was mir vorschwebt: Dieses
System der Werkstatten muss geéndert werden.
Aus den Werkstatten mussen Integrationsbetriebe
werden, die dann auch von der Wirtschaft ordent-
lich bezahlt werden.

(Unruhe CDU)

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Das passt
aber dann nicht!)

Und das ist das Problem und deshalb habe ich heu-
te gegen den Antrag der CDU gestimmt.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Prasidentin Diezel:

Danke, Herr Kubitzki. Als Nachste hat Frau Abge-
ordnete Pfefferlein das Wort zu ihrem Abstim-
mungsverhalten.

Abgeordnete Pfefferlein, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN:

Vielen Dank, Frau Préasidentin, ich habe gegen den
Antrag der CDU gestimmt, weil ich finde, dass er ei-
ne schabige Kampagne auf Kosten der Betroffenen
ist. Ich mochte die Werkstatten fir Menschen mit
Behinderungen nicht abschaffen in diesem Land.
Ich finde, es ist eine wichtige Institution, die aber re-
formiert werden muss. Da sind wir aber auf einem
guten Weg. Ich méchte noch mal ausdricklich sa-
gen: Ich finde das falsch und ich hatte mir sehr ge-
winscht, dass Sie diesen Antrag zurlickgezogen
hatten.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Prasidentin Diezel:

Frau Abgeordnete Pelke hat das Wort, auch zum
Abstimmungsverhalten, sage ich jetzt noch mal
ausdrucklich.

Abgeordnete Pelke, SPD:

Ich habe den Antrag der CDU-Fraktion abgelehnt,
weil der Antrag Uberflissig ist und die Aussage
.keine Abschaffung der Werkstatten fir Menschen

mit Behinderungen® insofern Uberflissig ist, als
dass keiner im Bereich der regierungstragenden
Fraktionen und der Landesregierung eine Abschaf-
fung der Werkstatten fir Behinderte mochte. Dem-
zufolge war der Antrag faktisch erledigt und hatte
zurlickgezogen werden missen. Danke.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Prasidentin Diezel:

Bitte, Frau Abgeordnete MeilBner zum Abstim-
mungsverhalten.

(Zwischenruf Abg. Berninger, DIE LINKE: Sie
haben bestimmt zugestimmt!)

Abgeordnete MeilRner, CDU:

Ich habe diesem Antrag zugestimmt, weil ich aus
ganzem Herzen fir den Erhalt der Werkstatten fur
Menschen mit Behinderungen bin, da sie ein wichti-
ger Teil des Angebots flir Menschen mit Behinde-
rungen sind, um am Arbeitsmarkt teilhaben zu kén-
nen. Ich finde, so ein Bekenntnis haben die Betrof-
fenen verdient und deswegen haben wir es abge-
geben.

(Beifall CDU)

Prasidentin Diezel:

Danke schén, ich sehe keine weiteren Wortmeldun-
gen, dann schlieBe ich diesen Tagesordnungs-
punkt.

Wir kommen jetzt zum Tagesordnungspunkt 10

Gesetz zur Anderung des Thii-
ringer Kindertagesbetreuungs-
gesetzes

Gesetzentwurf der Fraktionen
DIE LINKE, der SPD und BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN

- Drucksache 6/6956 -

ERSTE BERATUNG

Winscht jemand aus den Koalitionsfraktionen das
Wort zur Begriindung? Nein? Dann gehen wir in die
Aussprache und ich rufe als Erste Frau Abgeordne-
te Rosin von der CDU-Fraktion auf.

Abgeordnete Rosin, CDU:

Sehr verehrte Frau Prasidentin, werte Kollegen Ab-
geordnete, verehrte Gaste! Wir beraten heute — wie
schon einmal in dieser Legislatur — ein Gesetz zur
Anderung des Thiiringer Kindertagesbetreuungsge-
setzes. Nach dem ersten beitragsfreien Kindergar-
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tenjahr soll nun ein zweites beitragsfreies Kinder-
gartenjahr folgen.

(Beifall SPD)

Es handelt sich dabei um nicht mehr als ein teures
Wahlgeschenk. Mit dem Vorhaben werden Bundes-
mittel aus dem Gesetz zur Weiterentwicklung der
Qualitat in der Kindertagesbetreuung, aus dem so-
genannten Gute-KiTa-Gesetz verwendet. Auf Thi-
ringen entfallen dabei bis 2022 circa 137,8 Millio-
nen Euro. Wie es danach um die Finanzierbarkeit
des weiteren beitragsfreien Kindergartenjahrs be-
stellt ist, wird nicht geklart. Dies gilt insbesondere
im Hinblick auf die gesamtwirtschaftliche Entwick-
lung in Tharingen und in der Bundesrepublik.

(Beifall CDU)

Am Ende werden es womdglich kinftige Elternge-
nerationen bezahlen missen.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: So ist es!)

Die Klarung der Frage der zukinftigen Finanzier-
barkeit burden Sie mit Ihrem Gesetz einer zukunfti-
gen Landesregierung auf. Ich verzichte darauf, aus-
fuhrlich auf den von lhnen vorgelegten verfas-
sungsrechtlich bedenklichen, vorgreifenden Haus-
halt fur das Jahr 2020 einzugehen.

(Beifall CDU)

Von vorrangiger Bedeutung in dem von der CDU-
gefihrten Bundesregierung auf den Weg gebrach-
ten Gute-KiTa-Gesetz sind vier Handlungsfelder:
ein guter Fachkraft-Kind-Schlissel, bedarfsgerech-
te Angebote, Gewinnung und Sicherung qualifizier-
ter Fachkrafte sowie die Starkung der Kindergarten-
leitung. Die Lander kénnen frei entscheiden, fir
welche der insgesamt zehn Handlungsfelder die
Bundesmittel eingesetzt werden. Soweit keine der
vier vorgebrachten Handlungsfelder umgesetzt wer-
den, missen die Lander allerdings mit dem Bund
diese Sachen besonders begriinden. Dass daher
als kosmetische MaRnahme eine Anderung des Be-
treuungs- als auch Personalschlissels durch das
Gesetz zur Anderung der Thiiringer Kindertagesbe-
treuung stattfindet, verwundert insoweit nicht. Die
MaRnahmen bleiben weiter hinter dem zurtck, was
eigentlich in Thiringen erforderlich ware.

Laut einer Bertelsmann-Studie mussen in Thirin-
gen insgesamt 8.000 zusatzliche Erzieherinnen ein-
gestellt werden, um den empfohlenen Betreuungs-
schlissel zu erreichen. Die Praxis in den Thiringer
Kindergarten ist derzeit, das 16 Drei- bis Vierjahrige
durch eine Erzieherin betreut werden. Es fehlt
schlichtweg am Personal. § 16 Abs. 2 Nr. 4 des
Tharinger Kindertagesbetreuungsgesetzes erachtet
indes die notwendige Anzahl geeigneter padagogi-

scher Fachkrafte als gewahrleistet, wenn eine pad-
agogische Fachkraft zeitgleich regelmaflig nicht
mehr als zwolIf Kinder im Alter zwischen dem voll-
endeten 3. und vor Vollendung des 4. Lebensjahres
betreut. Nun soll aber in dem neuen Gesetz durch
§ 16 Abs. 2 Nr. 5 fur 14 Kinder zwischen dem voll-
endeten 4. und vor Vollendung des 5. Lebensjahres
eine padagogische Fachkraft zur Verfligung stehen.
Nach der derzeitigen Rechtslage sind das 16 Kin-
der pro padagogische Fachkraft, also Erzieherin.
Woher wollen Sie flir diese neuen Vorhaben das er-
forderliche Personal nehmen? Vorgaben, die von
vornherein nicht einzuhalten sind, sind bloRe Maku-
latur und die braucht es nicht. Bevor nicht einzuhal-
tende Zahlen qua Gesetz festgelegt werden, sollten
Sie flachendeckend Gber Mallnahmen, um den Er-
zieherberuf attraktiver zu machen, nachdenken.

(Beifall CDU)

Als CDU-Fraktion haben wir im Februar vergange-
nen Jahres einen Antrag zur Erzieherausbildung
eingebracht. Mit diesem sollte die Landesregierung
aufgefordert werden, zu der aktuellen Personalsi-
tuation in den Thuringer Téatigkeitsbereichen von
Erzieherinnen und Erziehern in Thiringen sowie zu
Ausbildungsplatzkapazitaten und Ausbildungsmo-
dalitaten zu berichten sowie eine Expertenkommis-
sion zur Umstrukturierung der Erzieherausbildung
in Tharingen einzurichten. Diesen Antrag haben
Sie, verehrte Damen und Herren Abgeordnete von
Rot-Rot-Griin, leider abgelehnt. Unbeirrt hiervon
haben wir uns im Dezember 2018 flr eine Reform
der Erzieherausbildung ausgesprochen. Wir wollen
unter anderem die Erzieherausbildung durch die
Madglichkeit einer dualen Ausbildung erganzen, um
den Beruf gerade flir junge Menschen attraktiver zu
machen. Eine insgesamt fiinfijahrige Ausbildung,
bei der in vielen Fallen auch noch Schulgeld ge-
zahlt werden muss, ist unserer Ansicht nach nicht
mehr zeitgemaR. In der Plenarsitzung am 26. Sep-
tember 2018 hat selbst die geschatzte Kollegin
Frau Astrid Rothe-Beinlich erklart, die Erzieheraus-
bildung in Thiringen muss attraktiver werden.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BUNDNIS
90/DIE GRUNEN: Deswegen ist sie Teil un-
seres Gesetzes!)

Mit MaRnahmen zur Steigerung der Attraktivitat der
Erzieherausbildung gehen Sie, werte Damen und
Herren von Rot-Rot-Griin, nur stiefmdtterlich um.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BUNDNIS
90/DIE GRUNEN: Wir machen den Einstieg
in die praxisintegrierte Ausbildung!)

Nichts anderes lasst sich als Schluss ziehen, dass
Sie diese Mittel aus dem Gute-KiTa-Gesetz nur flr
Modellprojekte im Grunde genommen auf den Weg
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bringen wollen, um diese praxisintegrierte Erzieher-
ausbildung in den Fokus zu nehmen. Modellprojek-
te sind ein bloRRer Tropfen auf den heiflen Stein. Am
Ende ist Ihnen egal, ob und wie sich die Betreu-
ungs- und Personalschlissel umsetzen lassen. Sie
werden im Falle der Nichtumsetzung wie gewohnt
mit dem Finger auf die Trager der Kindergarten im
Freistaat zeigen.

(Beifall CDU)

Wie uUblich ist zu erwarten, dass auch in Zukunft
den Burgermeistern und Kommunen der Schwarze
Peter zugeschoben wird.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: So ist das
namlich!)

Ein weiteres beitragsfreies Kindergartenjahr tragt
nicht zur Gewinnung und Sicherung qualifizierter
Fachkrafte bei. Eine Weiterentwicklung der Qualitat
in der Kindertagesbetreuung wird nicht erreicht. Es
braucht dieses weitere beitragsfreie Kindergarten-
jahr schlichtweg nicht. Wer Gber wenig Einkommen
verfiigt, bezahlt in aller Regel auch jetzt schon ge-
ringe Beitrdge oder ist von der Beitragszahlung be-
freit.

(Zwischenruf Abg. Wolf, DIE LINKE: Haben
Sie sich das auch selbst durchgelesen?)

Am Ende ist den Eltern, insbesondere auch den
Kindern im Freistaat nicht geholfen, wenn der Kin-
dergarten zwar kostenfrei, dafur aber marode und
personell schlecht ausgestattet ist.

(Beifall CDU)

Ich rate Ihnen, werte Damen und Herren von Rot-
Rot-Griin, mit Eltern, Erziehern und Tragern der
Kindergarten ins Gesprach zu kommen.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BUNDNIS
90/DIE GRUNEN: Wir sind im Gesprach!)

In diesem Falle wirden Sie erkennen, dass es we-
sentlich dringlichere Probleme gibt — ich sage es
hier noch einmal, die mehrfach angesprochene Ge-
winnung von qualifizierten Fachkraften ist wesent-
lich wichtiger — als das von lhnen avisierte Wahlge-
schenk der Beitragsfreiheit. Ich erspare mir an die-
ser Stelle auch noch auf die bauliche Situation vie-
ler Kindergarten im Freistaat einzugehen. Beden-
ken sollten Sie zudem, dass ein beitragsfreies Kin-
dergartenjahr auch vollstdndig gegeniber den
Kommunen ausfinanziert sein muss.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Jawohl, das
ist es namlich!)

Dies werden wir im Ausschuss fir Bildung, Jugend
und Sport sicher noch umfanglich diskutieren mis-
sen. Insbesondere gilt es, in der Anhérung zum Ge-

setzentwurf die Interessen der Betroffenen wahrzu-
nehmen und vor allen Dingen von Rot-Rot-Grin
auch ernst zu nehmen. Auch auf die handwerkli-
chen Fehler der letzten Anderungen zum Thiringer
Kindertagesbetreuungsgesetz einzugehen, erspare
ich mir hiermit. Es spricht ja schon fur sich, dass
der Entwurf des sogenannten Gesetzes zur Weiter-
entwicklung des Schulwesens in Artikel 4 Nachbes-
serungen und redaktionelle Anderungen des Kin-
dertagesbetreuungsgesetzes enthalt.

Als CDU-Fraktion kénnen wir uns bessere Mafl3nah-
men vorstellen, um die mit den Bundesmitteln be-
zweckte Weiterentwicklung der Qualitat in der Kin-
dertagesbetreuung zu erreichen. Dazu zahlt etwa
eine kostenlose Vollverpflegung in den Thiringer
Kindergarten. Damit Kinder, nicht wie schon oft ge-
sehen und auch berichtet, vor einer leeren Brotdo-
se sitzen oder taglich nur Toastbrot essen mussen.
Wenn die Kinder im Freistaat und nicht ein Wahlge-
schenk lhr Anliegen ware, wirden Sie uns mit in die
Diskussion einbeziehen und Uber die Sinnhaftigkeit
eines weiteren beitragsfreien Kinderjahres diskutie-
ren.

(Beifall CDU)

Soweit die Kinder im Freistaat Ihnen wichtig waren,
wirden Sie mit uns Uber die Gewinnung und Siche-
rung qualifizierter Fachkrafte diskutieren und ent-
sprechende Malnahmen flachendeckend in die
Wege leiten. Am Ende geht es lhnen nur um den
Machterhalt auf dem Ruicken unserer Kinder im
Freistaat.

(Beifall CDU)

Anschlielend mdchte ich noch einmal auf die Ber-
telsmann-Studie zu sprechen kommen. 67 Prozent
der befragten Thiringer Eltern waren bereit, einen
héheren Beitrag zu zahlen, wenn dafiir die Qualitat
in den Kindergarten verbessert wird.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Hért, hort —
zwei Drittel!)

Dies sollte Ihnen zu denken geben. Wir werden im
Bildungsausschuss weiter auf diese Dinge einge-
hen und wir werden mit lhnen darum streiten.

Werte Damen und Herren, lassen Sie mich am En-
de noch Folgendes feststellen: Es ist ein Irrweg,
den Sie mit diesem Gesetzentwurf gehen. Gutes zu
tun, ist in der Regel nicht vorwerfbar, es ist sogar
I6blich, nur Gutes zu tun, um die Blrgerinnen und
Burger im Freistaat zu blenden und wichtigere, fur
Familien und Gesellschaft nachhaltige Investitionen
zu unterlassen, bedeutet, dass Sie als Koalitions-
fraktionen nicht verantwortungsvoll und nachhaltig
sind. Die von der Bertelsmann Stiftung definierten
personellen Defizite in den Betreuungsrelationen in
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den Thuringer Kindergarten habe ich benannt. Hin-
zu kommt, dass Tausende Kinder in Thiringen im
Hinblick auf ihre Verpflegung in den Kindergarten
nicht hinreichend versorgt werden, das gilt ibrigens
auch in den Grundschulen. Die Bausubstanz vieler
Kindergarten aber auch Grundschulen ist desas-
trés. Ich verweise nur auf die Wilhelm-Busch-
Grundschule, hier Luftlinie, wo jetzt vor Kurzem die
Sporthalle geschlossen werden musste wegen der
Baumangel und der Sportunterricht draufen statt-
finden soll als Mallnahme der Schulverwaltung.
Diese Dinge muissen wir zur Kenntnis nehmen. Das
Gute-KiTa-Gesetz, das CDU und SPD in der Bun-
desregierung gemeinsam auf den Weg gebracht
haben, soll die Qualitédt der Betreuung in den Kin-
dergarten wesentlich verbessern. Nur am Rande
kann das Gesetz dazu dienen, die ohnehin schon
gestaffelten Beitragsbelastungen der Eltern hin-
sichtlich sozialer Leistungsfahigkeit noch zu verbes-
sern. Die Vorgehensweise der Landesregierung
und der sie tragenden Koalitionsfraktionen — ein
weiteres beitragsfreies Kinderjahr einzufiihren —,
geht an den Intentionen der Bundesregierung und
der zustandigen Ministerin vorbei.

(Beifall CDU)

Diese Fehlleitung der mit dem Gute-KiTa-Gesetz
dem Land zur Verfligung gestellten Bundesmittel
mag gerade noch rechtlich zulassig sein, doch
fachlich-padagogisch und sozialpolitisch ist es defi-
nitiv der falsche Weg.

(Zwischenruf Abg. Mdller, DIE LINKE: Es ist
hervorragend!)

Den Intentionen des Gute-KiTa-Gesetzes nicht zu
folgen, die Qualitét in den Thiringer Kindergarten
nachhaltig zu verbessern und dann stattdessen die
nun einmalig zur Verfiigung stehenden Bundesmit-
tel Uber das Land zu verstreuen, ist ein schwerer
politischer Fehler.

(Beifall CDU)

Sie tun es, um ihre Ausgangsposition bei den an-
stehenden Wahlen zu verbessern. Sie tun es wider
besseres Wissen, Sie handeln populistisch. Wobei
mit Nachdruck festzustellen ist, dass linker Populis-
mus auch Populismus ist. Er unterscheidet sich
vom Populismus der anderen politischen Lager in
keiner Weise. Ich beantrage fir meine Fraktion die
Uberweisung an den Ausschuss fiir Bildung, Ju-
gend und Sport, an den Haushalts- und Finanzaus-
schuss und an den Innenausschuss. Vielen Dank
fur lhre Aufmerksamkeit.

(Beifall CDU)

Vizeprasidentin Jung:

Als nachster Redner hat Abgeordneter Wolf, Frak-
tion Die Linke, das Wort. Ich méchte noch mal da-
rauf hinweisen, dass nach dem Tagesordnungs-
punkt der Tagesordnungspunkt 2 aufgerufen wird.

Abgeordneter Wolf, DIE LINKE:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen hier im Haus, sehr geehrte
Schiilerinnen und Schiller — nehme ich mal an -
hier auf der Triblne, vor allen Dingen, sehr geehrte
Frau Grosse-Roéthig, sehr geehrter Herr Michael
Richter von der Landeselternvertretung, die heute
auch hier im Haus sind! Ich freue mich sehr, dass
Sie uns hier zum Tagesordnungspunkt zuhéren.

(Beifall CDU, DIE LINKE, SPD, BUNDNIS
90/DIE GRUNEN)

Sie waren auch vorhin schon da und werden sich
vielleicht fragen: Ist das heute das Plenum der al-
ternativen Fakten durch die CDU?

(Beifall DIE LINKE)

Was wir vorhin gehdrt haben und auch das jetzt
wieder hat beispielgebenden Charakter dafir, wie
in einem Wahljahr Fakten aus Antrdgen und Ge-
setzesinitiativen verbogen werden, sodass sie in
ein CDU-Weltbild passen, aber ganz sicher nicht in
die Realitdt von Tausenden Thiringerinnen und
Tharingern, die davon betroffen sind und fur die wir
als rot-rot-griine Landesregierung und die sie tra-
genden Fraktionen Politik machen.

Sehr geehrte Damen und Herren, Friedrich Frébel —
unser Kindergartenvater hier aus Thuringen — sagte
einmal,

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Dann sagen
Sie nicht immer ,Kita“, sondern ,Kindergar-
ten“!)

bei der Erziehung muss man etwas aus dem Men-
schen herausbringen, nicht in ihn hinein. Wir als
Regierungsfraktion mit unserer Landesregierung ...

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Das ist auch
unsere Landesregierung, nicht nur eure!)

— Das stellen wir einmal fest, Kollege, dass das
auch Ihre Landesregierung ist. Sehr gut.

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Ich hoffe, dass das bei lhnen auch von allen geteilt
wird, dass das lhre Landesregierung ist.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Ob sie uns
gefallt oder nicht!)



12478

Thiiringer Landtag - 6. Wahlperiode - 144. Sitzung - 29.03.2019

(Abg. Wolf)

Wir als regierungstragende Fraktionen und die rot-
rot-griine Landesregierung legen jetzt zum zweiten
Mal einen Gesetzentwurf vor, der nachhaltig die Be-
treuungsqualitat an den Thiringer Kindertagesstat-
ten/Kindergarten wesentlich verbessert. Er entlastet
die Eltern in Thuringen ab 2020 mit — im Schnitt —
2.900 Euro.

(Beifall DIE LINKE)

Er ist ein dringend notwendiger Einstieg in eine an-
dere Erzieherinnenausbildung in Thiringen, um
den Fachkraftebedarf heute und in Zukunft auch
decken zu kénnen, um den Beruf so attraktiv wie
madglich zu gestalten.

Im Jahr 2017 wurden mit der Novelle des Thiringer
Kindertagesstattengesetzes, durch Rot-Rot-Grin fi-
nanziert, 550 zusatzliche Erzieherinnen an die Thu-
ringer Kindertagesstatten und Kindergarten gege-
ben.

(Beifall DIE LINKE)

Mit dem jetzt vorliegenden Entwurf sind es noch
mal 530 Erzieherinnen und Erzieher.

(Beifall DIE LINKE)

Das sind — leicht nachzuvollziehen — 1.080 zusatzli-
che Erzieherinnen und Erzieher. Blickt man da mal
zum Statistischen Landesamt, wie viele am
01.03.2018 an den Thiringer Kindergarten be-
schaftigt waren, stellt man fest, dass Rot-Rot-Griin
in dieser Legislatur fir 8 Prozent mehr an Personal
an den Tharinger Kindertagesstatten und Kinder-
garten gesorgt hat. Das ist ein starkes Argument fir
gute frihkindliche Bildung.

(Beifall DIE LINKE)

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, das ist rot-
rot-griine Bildungspolitik: Die Kleinsten férdern; auf
den Anfang kommt es an. Und da muss die CDU —
darauf ist Frau Kollegin Rosin Uberhaupt nicht ein-
gegangen — aber auch wirklich mal sagen, was das
mit Qualitat zu tun hat, wenn Kinder kostenlos es-
sen kdnnen. Was hat das mit Qualitat an Kinderta-
gesstatten zu tun? Die Landeselternvertretung geht
davon aus, dass ein kostenfreies Mittagessen oder
eine kostenfreie Versorgung an den Kindertages-
statten bis zu 120 Millionen Euro kostet — im Jabhr.
Wir kriegen 37 Millionen Euro vom Bund. Ist das
verantwortungsvolle Finanzpolitik, ist das verant-
wortungsvolle Politik im Wahljahr 2019 durch die
Cbu?

(Zwischenruf Abg. Miiller, DIE LINKE: Popu-
lismus!)

Bitte erklaren Sie das mal dem Wahler, der Wahle-
rinl Wollen Sie das flachendeckend machen? So

habe ich lhren Fraktionsvorsitzenden verstanden.
Dann kostet es bis zu 120 Millionen Euro. Oder
wollen Sie es auf eine oder wenige Kitas beziehen,
um mal zu sehen, wie es wirkt?

Vizeprasidentin Jung:

Herr Abgeordneter Wolf, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Blihl? Bitte, Herr Ab-
geordneter.

Abgeordneter Biihl, CDU:

Vielen Dank, Herr Kollege. Stimmen Sie mir zu,
dass es schon ein Qualitatssprung fiir manch ein
sozial benachteiligtes Kind ist, wenn friihs in der
Brotdose was zu essen ist, weil es eben gestellt
wirde?

Abgeordneter Wolf, DIE LINKE:

Also, Kollege Biihl, wenn Sie sich mal mit der Reali-
tat auseinandersetzen wirden, dann wussten Sie,
dass durch das Teilhabepaket tatsachlich diese Fa-
milien erfasst werden, dass der Beitrag 1 Euro im-
mer noch steht und dass alle Kitas, also alle Ein-
richtungen sagen: Das ist auch gut so — weil da-
durch, durch den einen Euro, gibt es eine Steue-
rungswirkung, dass das namlich dann auch wirklich
genutzt wird und nicht verfallt. Man kann sich natr-
lich auch Uber den einen Euro Bezuschussung un-
terhalten. Das kann man gern machen. Aber eine
prinzipielle Kostenfreiheit — wen erfassen Sie denn
dadurch? Erfassen Sie wirklich diejenigen, die Sie
gerade benannt haben? Ich sage, nein.

(Zwischenruf Abg. Buhl, CDU: Das ist auch
die Frage beim gebuhrenfreien Kita-Jahr!)

Sie hatten Ihre Moglichkeit, eine Frage zu stellen —
die ist beantwortet. Vielen Dank.

Wenn der Bund jetzt — und ich méchte das aus-
dricklich betonen — begriufienswerterweise als drit-
te staatliche Ebene in die Kita-Finanzierung ein-
steigt, dann ist das ein zuséatzlicher Beitrag im Um-
fang von 4,5 Prozent der gesamten Kita-Finanzie-
rung in Thiringen. Der Gemeinde- und Stadtebund
hat vor gut zwei Wochen eine Stellungnahme abge-
geben. Darin sagt der Gemeinde- und Stadtebund,
dass 48 Prozent der Kosten zur Finanzierung der
Kindergarten in Thuringen durch das Land getragen
werden, durch Schliisselzuweisungen und durch
Pauschalen, 34 Prozent durch Kommunen, 18 Pro-
zent durch Eltern.

(Beifall DIE LINKE)

Wenn jetzt dieses Geld von uns verantwortlich ein-
gesetzt wird in die Qualitatsverbesserung und in die
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Beitragsfreiheit, dann entspricht das ab 2020
4,5 Prozent — ein guter Beitrag, ein wichtiger Schritt
zum Einstieg in die gemeinsame Finanzierung auch
durch den Bund, auch das als Bereich der Aushe-
belung bzw. Abschaffung des Kooperationsverbots.
Aber der wesentliche Anteil wird durch das Land,
durch die Kommunen und durch die Eltern getragen
— nicht durch den Bund.

Wir setzen dieses Geld ein, und zwar in Beitrags-
freiheit und Qualitatssteigerung.

(Beifall DIE LINKE)

Qualitatssteigerung in vier Bereichen — erstens: Wir
verbessern den Personalschliissel bei den Vier- bis
Fanfjahrigen von 1 : 16 auf 1 : 14. Das ist der zwei-
te Schritt, nachdem wir 2017 schon bei den Drei-
bis Vierjahrigen den Personalschllissel verbessert
haben.

Zweitens — und das ist besonders wichtig —: Wir
verbessern die Mindestpersonalausstattung nach
§ 16 Abs. 3. Das ist wichtig, das sind 25 Prozent
auf das eigentliche Personal, damit die Kindergar-
ten auch tatsachlich Krankentage, Urlaub, Fortbil-
dung etc. abfedern kdnnen. Das ist eine Forderung
der Trager, des Gemeinde- und Stadtebunds, der
wir da entsprechen. Das ist — um es mal anders zu
sagen — auch aus meinem Wabhlkreis eine Forde-
rung, die zum Beispiel die Kita ,Gluhwirmchen®
vom ASB hat.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Seit wann
hast du einen Wahlkreis?)

In Jena.
(Unruhe DIE LINKE)

Kita ,Glihwirmchen® in Jena, freier Trager, ASB:
derzeit ein Aushang, womit sie die Eltern bittet, in
Diskussion zu treten.

Vizeprasidentin Jung:

Meine Damen und Herren, der Redner ist jetzt Ab-
geordneter Wolf.

Abgeordneter Wolf, DIE LINKE:

Danke schon. Sechs Beschéftigte konnen derzeit
aufgrund von Krankheit nicht im Dienst sein und da-
durch kénnen auch die Betreuungszeiten nicht fla-
chendeckend abgesichert werden. Mit dieser Erho-
hung von 25 auf 28 Prozent im Umfang von
330 Vollzeitstellen werden wir genau dem gerecht,
dass Krankheitstage starker Beriicksichtigung fin-
den. Es ist ein wichtiger Dienst, aber auch ein for-
dernder Dienst an unseren Kleinsten. Viele Be-
schaftigte — gerade in Grippezeiten — fallen dadurch

aus und es ist haufig nicht mehr mdglich, die zehn
Stunden abzusichern, die im Gesetz stehen.

Sieht man sich an, wie viele Kinder in Thiringen an
den Kindergarten ganztdgig gebildet und betreut
werden — Statistisches Landesamt fir das Jahr
2018: Ich stelle fest, 82 Prozent aller Kinder Gber
alle Altersgruppen haben einen Mindestbetreuungs-
vertrag von 45 Stunden in der Woche. Unsere Kin-
dergarten sind ganztatig. Die Eltern verlassen sich
darauf, dass die Angebote auch bereitstehen. Das
sichern wir mit diesem Gesetzentwurf ab.

Das ist nicht nur familien- und kinderfreundlich,
sondern es ermoglicht auch den Familien, den Un-
ternehmen und den Verwaltungen, dass Manner
und Frauen tatsachlich gleichberechtigt am Arbeits-
leben teilnehmen koénnen und dass sie wissen,
dass ihre Kinder in den Kindergarten bestmogliche
Bedingungen vorfinden. Auch dazu habe ich von
der CDU nichts gehort.

(Beifall DIE LINKE)

Was wir aber allerdings brauchen, sehr geehrte
Kolleginnen und Kollegen, ist eine dauerhafte Fi-
nanzierung. Denn das, was wir machen, ist, wir
nehmen es ins Gesetz auf. Indem wir es ins Gesetz
aufnehmen, bekennen wir uns zur Dauerhaftigkeit
dieser qualitativen Verbesserung. lhre Aufgabe von
der CDU ist es — das macht Sie nicht gerade hiib-
scher, Kollege Tischner, dass Sie mit lhrer Bundes-
regierung sprechen,

(Unruhe CDU)

um dieses Geld — mindestens diesen Anteil — auch
dauerhaft abzusichern. Und zwar ist das eine For-
derung aller Bundeslander, nicht nur aus Thirin-
gen.

(Beifall DIE LINKE)
(Unruhe CDU)

Um es lhnen mal konkret zu sagen: Ich war in Ba-
den-Wiurttemberg und habe es mir angesehen; dort
haben die Familien vier-, sechs-, achtstiindige Be-
treuungsvertrage. Die wollen ihre Betreuungsum-
fange erst mal ausbauen. Die wollen erst mal auf
unseren Stand kommen. Die haben gar kein Fach-
kraftegebot und ihre Kita-Leitungen bekommen kei-
ne Stunde zusatzlich. Die sind weit, weit hinter uns.
So viel zu irgendwelchen Studien von Bertelsmann!

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Wir geben den Takt an, wir sind Maf3stab hier in
Thdringen, hier im Kindergartenland, sehr geehrte
Kolleginnen und Kollegen.
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(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Frobel-
Land!)

Im Frébel-Land, richtig. Vielen Dank, Kollege Fied-
ler.

Trotz alledem gibt es immer noch Herausforderun-
gen. Diese Herausforderungen werden an uns im-
mer wieder herangetragen. Ich moéchte sie exem-
plarisch an zwei Punkten benennen. Das ist, dass
nicht alle Kita-Trager verantwortlich mit Beteili-
gungsrechten der Eltern umgehen. Die allermeisten
tun es, aber eben nicht alle.

Fall 1: In Ellrich hat die Stadt die Kita-Gebihr be-
reits 2016 um 75 Euro erhoht. Im Oktober 2018 ist
zu den normalen Essenskosten noch einmal eine
Verpflegungspauschale fir Vor- und Nachbereitung
von 25 Euro dazugekommen und eine Erhéhung
der Elternbeitrage um 25 Euro auch noch vorge-
nommen worden. Die Stadt Iasst die Gebuhr Uber
die freien Trager eintreiben. Die vom Gesetzgeber
vorgeschriebene Beteiligung der Eltern hat nicht
stattgefunden.

Fall 2: Die Stadt Altenburg gehdrt heute schon zu
den teuersten

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Keine Lu-
gen verbreiten!)

Gemeinden bei Kita-Beitrdgen. Hier kommen die
Familien auf durchschnittlich 180 Euro monatliche
Gebuhr plus 100 Euro Essensflatrate, die nicht vari-
ierbar ist. Jeder, der mit isst, zahlt. Ganz offen wird
haufig vor Ort bekannt, dass Teile der normalen Be-
triebskosten mit eingerechnet werden. Nicht alle
halten sich an die im jetzt von Frau Rosin madig
gemachten Kompromiss zwischen Ministerium,
Landeselternvertretung, Kommunen und Tragern
ausgehandelten Grundsatze, was zu Verpflegungs-
kosten gehdrt und was eben nicht. Statt Beteiligung
wird in Ellrich, in Altenburg und anderen Orten h&u-
fig genug einfach ein Zettel an die Tur gemacht,
keine Gesprache, keine Vorlage von Unterlagen an
den Elternbeirat. Wir rufen hier die Eltern auf: Nut-
zen Sie lhre Rechte,

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

die Ihnen das Gesetz an die Hand gibt! Wehren Sie
sich gegen ungerechtfertigte Abzocke. Wir unter-
stitzen Sie hierbei.

Zusammenfassend mdchte ich sagen, Bezug neh-
mend auf das Zitat: Wir als rot-rot-griine Fraktionen
mit unserer Landesregierung — und da auch noch
mal mein Dank —, das Ergebnis — auch das, was wir
jetzt vorlegen — ist geeint mit den Kommunen, mit
den Tragern. Da kann die CDU meckern, so viel sie

will. Mein Dank an das Ministerium fir die Arbeit,
die dahintersteckte. Wir bringen mehr an Personal
an die Kindergarten, damit dort die Kinder durch
Forderung und Bildung — die friihen Jahre — sich ih-
ren Anlagen gemaly bestens entwickeln kénnen
und, um es mit Frobel zu sagen, damit aus ihren
Anlagen sich das Beste entwickeln kann.

(Beifall DIE LINKE)

Im Namen meiner Fraktion beantrage ich die Uber-
weisung der Gesetzesinitiative an den Ausschuss
fur Bildung, Jugend und Sport und danke lhnen flr
Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Vizepréasidentin Jung:

Fir die Fraktion der SPD hat Abgeordnete Pelke
das Wort.

Abgeordnete Pelke, SPD:

Frau Prasidentin, meine sehr verehrten Damen und
Herren! Von meinem Kollegen Wolf ist schon eini-
ges zur Novelle des Thiringer Kindertagesstatten-
gesetzes gesagt worden. Bis 2022 stellt der Bund
den Landern im Rahmen des Gute-KiTa-Gesetzes
rund 5,5 Milliarden Euro zur Verfiigung, auf Tharin-
gen entfallen davon fast 138 Millionen Euro. Das ist
eine Menge Geld, welches sinnvoll im Bereich der
frihkindlichen Bildung eingesetzt werden kann und
von der Regierungskoalition auch eingesetzt wird.
Bund und Lander haben sich darauf verstandigt,
dass mit den Mitteln des 5,5-Milliarden-Euro-Pakets
sowohl MaRnahmen zur Verbesserung der Bil-
dungs- und Betreuungsqualitdt im Kindergartenbe-
reich — Frau Rosin, man hoére und staune — als
auch Vorhaben zur Beseitigung oder Absenkung
von Zugangshirden zu frihkindlichen Bildungsan-
geboten finanziert werden kénnen. Das bedeutet
Beitragsfreiheit, also noch mal ganz deutlich: Der
Bund sagt, dass beides getan werden kann, und wir
hier tun auch beides — Qualitat und Entlastung bei
der Finanzierung.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Wir nehmen das hier in Angriff und das zeigt auch
der vorliegende Entwurf. Wie schon bei der letzten
Novellierung des Thiringer Kindertagesstattenge-
setzes versprochen, gehen wir einen weiteren
Schritt bei der Ausdehnung der Beitragsfreiheit im
Kindergartenbereich. Ab 1. August 2020 wird auch
das vorletzte Kindergartenbesuchsjahr — also die
Zeitspanne zwischen dem vierten und flinften Ge-
burtstag der Kindergartenkinder — beitragsfrei sein.
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Damit — und es ist schon darauf hingewiesen wor-
den — entlastet die Regierungskoalition Thiringer
Familien finanziell ein weiteres Mal — und das spur-
bar. Es ist schon gesagt worden, aber ich will es
noch mal wiederholen: spurbare Entlastung, nadm-
lich durchschnittlich um rund 1.500 Euro im Jahr.

Ich denke, das ist ein wichtiger Schritt zu unserem
Ziel, die gesamte frihkindliche Bildung beitragsfrei
zu gestalten und so von materiellen Zugangshur-
den komplett und durchgehend zu befreien. Ich hal-
te das fir einen ganz wesentlichen Punkt, weil kei-
ner erklaren kann, dass in dem Bereich, wo die
wichtigsten Grundlagen fur unsere Kinder geschaf-
fen werden, Beitrdge erhoben werden — nein, auch
dieser Bereich muss langfristig beitragsfrei gestellt
werden.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Werte Kollegin Rosin, was die Beitragsfreiheit an-
geht, die Sie ja hier standig und immer wieder ma-
dig machen. Wenn Sie sich mal hier in der Republik
umschauen: Niedersachsen, Berlin, Brandenburg,
Bremen, Hamburg, Rheinland-Pfalz, Sachsen-An-
halt — alle sind bereits im Bereich des beitragsfreien
Kindergartenjahrs vertreten. Vielleicht reden Sie
auch mal mit einigen Kollegen |hrer neuen politi-
schen Heimatpartei, zum Beispiel in Hessen, die
auch bereits Beitragsfreiheit gestaltet haben,

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

und Nordrhein-Westfalen will es tun. Vielleicht mus-
sen Sie mal dartiber mit den Kollegen sprechen —
ich meine, Sie haben ja noch Zeit und kdénnen sich
da noch ein bisschen kundig machen. Wenn Sie
dann immer wieder beginnen und darauf verwei-
sen, man konnte ja auch viele andere gute Dinge
machen: Selbstverstandlich sind wir gern bereit, mit
Ihnen dariber zu reden. Sie sagen, Sie wirden
gern ein kostenloses Essen in den Kindergarten flr
alle haben wollen. Das zustandige Ministerium hat
ausgerechnet, dass dies eine Summe von 120 Mil-
lionen Euro umfassen wirde. Ja bitte, wenn Sie
das wollen, dann stellen Sie doch die entsprechen-
den Haushaltsantrage.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Ich weil3 nicht, warum Sie populistisch immer ir-
gendwas hier in der Welt rumposaunen, aber wenn
es dann darauf ankommt, dann haben Sie nicht das
entsprechende Teil in der Hose, um es denn auch
umzusetzen.

(Heiterkeit DIE LINKE)

Gleichzeitig kommt es mit unserem vorliegenden
Gesetzentwurf zu einer weiteren Verbesserung der
Betreuungssituation in den Einrichtungen. Sie tun
auch immer so, als ob wir uns nur auf das eine kon-
zentrieren — ein wichtiger Bereich, namlich die fi-
nanzielle Entlastung von Eltern. Nein, wir wollen
auch weiter viel fur die Qualitat tun. Also es kommt
zu einer weiteren Verbesserung der Betreuungssi-
tuation in den Einrichtungen. Zum einen wird der
Personalschliissel in der Altersgruppe der vier- bis
funfjahrigen Kindergartenkinder ab 01.08.2020 von
1:16 auf 1 : 14 abgesenkt. Zum anderen wird der
Mindestpersonalschlissel der Kindertagesstatten
um 3 Prozent verbessert — ein ganz wesentlicher
Aspekt, auf den wir immer angesprochen worden
sind. Dadurch kénnen Ausfallzeiten durch Urlaub
und Krankheit personell besser kompensiert wer-
den. Es ist dann fir die einzelne Erzieherin mog-
lich, mehr Zeit fir die unmittelbare Arbeit am Kind
zu haben.

Durch diese beiden Malinahmen erhalt der Kinder-
gartenbereich mit Beginn des Kindergartenjahrs
2020 ein Personalplus — Herr Kollege Wolf hat
schon darauf hingewiesen — von rund 530 zusétzli-
chen Erzieherinnen-Vollzeitstellen. Ich halte das fur
einen hervorragenden Schritt in die richtige Rich-
tung.

(Beifall DIE LINKE)

Damit aber immer noch nicht genug: Aul3erhalb der
Kindertagesstatten-Novelle werden die Koalitions-
fraktionen mit dem Haushalt 2020 — den Sie ja auch
immer madig machen — weitere Mallnahmen zur
personellen Entlastung der Kindertagesstatten auf
den Weg bringen, zum einen die Realisierung eines
Modellprojekts zur sozialindikatorgestutzten Perso-
nal- und Sachausstattung von bis zu 100 Einrich-
tungen in diesem Bereich. Kindergarten in sozialen
Brennpunkten oder mit erhéhten Foérderbedarfen
sollen im Rahmen dieses mehrjahrigen Projekts zu-
satzliches Personal und zusatzliche Sachmittel er-
halten und damit in die Lage versetzt werden, multi-
professionelle Teams zu bilden. Daflir werden wir
ab 2020 jahrlich rund 7 Millionen Euro zur Verfi-
gung stellen und Kindergarten mit besonderen Be-
darfen zielgerichtet unterstitzen,

(Beifall SPD)

mit bis zu 100 zusatzlichen Erzieherinnenstellen.
Ich glaube, das ist ein ganz wesentlicher Punkt und
in diesem Bereich eine ganz wichtige Qualitatsver-
besserung.

Ein weiteres Augenmerk richten wir, die Koalitions-
fraktionen, beim Haushalt 2020 auf die Erzieherin-
nenausbildung. Es ist immer gesagt worden, wir
brauchen zusatzliche Fachkrafte. Es gilt, in diesem
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Bereich ganz deutlich finanzielle Zugangshirden
zur Ausbildung zu beseitigen und neue Zielgruppen
fur die Arbeit in den Kindereinrichtungen zu gewin-
nen. Deshalb ist auch das ein Thema, was Eltern-
vertretungen und alle anderen, die in diesem Be-
reich tatig sind, aber auch Eltern uns genannt ha-
ben. Es ist notwendig, die Erzieherinnenausbildung
insgesamt attraktiver zu machen, um in den kom-
menden Jahren den wachsenden Fachkraftebedarf
in der frihkindlichen Bildung decken zu kénnen.
Bereits jetzt — und das wissen Sie alle, das ist auch
in vielen Diskussionen immer wieder gesagt wor-
den — ist in groRen Teilen Thiringens der Erzieher-
innenmarkt faktisch wie leer gefegt. Das Land muss
hier steuernd eingreifen. Also wollen wir ab 2020
mithilfe des Bundes ein mehrjahriges Modellvorha-
ben zur praxisintegrierten Erzieherinnenausbildung
auf den Weg bringen. An drei Berufsschulstandor-
ten — Erfurt, Greiz-Zeulenroda und Meiningen — sol-
len insgesamt 120 Erzieherinnen und Erzieher die-
se neue Ausbildungsform durchlaufen. Kurzfassung
dieses Modellprojekts: PIA. PIA entspricht faktisch
einer dualen Ausbildung — die angehenden Erzie-
herinnen und Erzieher erhalten eine Auszubilden-
denvergutung — und erganzt damit das bisher allein
vollzeitschulische Ausbildungsprogramm in Thirin-
gen.

(Zwischenruf Abg. Tischner, CDU: Das wird
aber auch mal Zeit!)

Ach wissen Sie, Herr Tischner, wir haben gemein-
sam daruber geredet und jetzt legen wir das hier
auf den Tisch.

(Zwischenruf Abg. Tischner, CDU: Sie haben
es abgelehnt!)

Sie haben nichts auf den Tisch gelegt. Sie blubbern
immer nur rum und schimpfen und machen alles
madig, schiiren Angste in der Bevdlkerung. Tat-
sachlich aber machen Sie Ihre Oppositionsarbeit in
diesem Bereich Uberhaupt nicht.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)
Vizeprasidentin Jung:
Frau Abgeordnete Pelke, gestatten Sie eine Anfra-
ge des Abgeordneten Tischner?
Abgeordnete Pelke, SPD:

Herr Tischner.

Abgeordneter Tischner, CDU:

Liebe Frau Pelke, wenn Sie das so freundlich auf-
greifen: Konnen Sie mir zustimmen, dass die CDU-

Fraktion im vergangenen Jahr einen Antrag hier in
das Hohe Haus eingebracht hat, wo wir eine duale
Ausbildung gefordert haben und unter anderem
auch Sie intensiv dagegen geredet haben? Gut,
dass Sie da jetzt einen Erkenntnisgewinn haben.

(Beifall CDU)

Abgeordnete Pelke, SPD:

Es ist immer wieder schon, wie Sie die Dinge dre-
hen.

(Heiterkeit CDU)

Wir haben gesagt, wir haben zu diesem Thema sei-
nerzeit diskutiert. Wir haben lhnen Beispiele aus
anderen Landern genannt, wo es — im Ubrigen
auch von Ihnen — anerkanntermafien noch Proble-
me gegeben hat. Und wir haben sehr gern gesagt,
dass wir weiter in diesem Bereich prifen werden
und dass wir notwendigerweise — in der Grundsatz-
aussage waren wir uns dann namlich einig — an
diesem Punkt etwas verandern missen.

(Zwischenruf Abg. Tischner, CDU: Also ha-
ben wir doch geliefert!)

Ich weil® nicht mehr, war es Baden-Wirttemberg
oder wo es gemacht worden ist und wo es noch ei-
nige Probleme gab und wo wir gesagt haben, dass
wir dieses noch prifen mussen. Das ist doch Gber-
haupt kein Problem. Wir haben uns an diesem
Punkt auseinandergesetzt und waren uns in der
Grundsatzaussage einig, haben aber gesagt, wir
mussen an dieser Stelle prifen, was und wie wir
hier in Thiringen leisten kénnen.

Das will ich jetzt noch mal ganz deutlich sagen: Die
Erfahrungen in anderen Bundeslandern, auch in
Mecklenburg-Vorpommern, zeigen mittlerweile,
dass dieses PIA-Programm eine gute Mdglichkeit
ist, mehr junge Menschen fiir die Erzieherinnenaus-
bildung zu gewinnen. Da kénnen Sie doch mal froh-
lich mit in das Konzert einstimmen, wenn Sie sa-
gen, jawohl, wir méchten das auch. Schon hatten
wir wieder eine Gemeinsamkeit, um den Fachkraf-
tebedarf, ohne Abstriche an der Ausbildungsqualitat
machen zu mussen, decken zu kdnnen.

Sie sehen, dass Rot-Rot-Griin fir einen sinnvollen,
landesspezifischen und zielgerichteten Einsatz der
Mittel aus dem Gute-KiTa-Gesetz steht. Wie sich
das schon bei der letzten Novelle des Thiringer
Kindertagesstattengesetzes bewahrt hat, werden
wir Thuringer Familien bei den Elternbeitragen er-
neut finanziell deutlich entlasten und gleichzeitig die
Betreuungsqualitat in den Einrichtungen weiter ver-
bessern. Beitragsfreiheit und Personalschlisselab-
senkung werden von der Regierungskoalition eben
nicht als eine Entweder-oder-Alternative betrachtet,
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sondern immer zusammen gedacht und schrittwei-
se gemeinsam umgesetzt. Nur mal an dem Punkt
noch mal in lhre Richtung — nicht, dass Sie das wie-
der versuchen umzudrehen und sagen, die machen
nur das eine und das andere wollen sie nicht; diese
Diskussion hatten wir ja, auch da haben Sie Angste
im Land geschirt — Nein, wir wollen beides, Bei-
tragsentlastung und eine gute Qualitat in den Ein-
richtungen.

(Beifall DIE LINKE)

Wir widmen uns der Frage, wie wir den Fachkrafte-
bedarf im Kindertagesstattenbereich abdecken kon-
nen, haben diesen mit dem Modellprojekt ab 2020
vor- und damit ein neues Kapitel in der Erzieherin-
nenausbildung aufgeschlagen.

Alles in allem bleibt festzustellen: Ich finde, das,
was hier vorgelegt worden ist, kann sich auch im
Bundesvergleich sehen lassen. Kollege Wolf hat
gesagt, dass wir im Frobelland — ,Frobelland® war
die Bemerkung von Herrn Fiedler, aber Kollege
Wolf hat darauf hingewiesen —, dass wir wirklich
Spitze sind, was unsere Qualitats- und Finanzie-
rungsdiskussion im Kindergartenbereich angeht.
Ich glaube, darauf kdnnen wir alle ein bisschen
stolz sein. Ich danke der Landesregierung, den re-
gierungstragenden Fraktionen fir das, was hier auf
dem Tisch liegt, und bitte ebenfalls um die weitere
Beratung des Gesetzentwurfs im Bildungsaus-
schuss. Herzlichen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Vizeprasidentin Jung:

Als nachste Rednerin erhalt Abgeordnete Muhsal,
Fraktion der AfD, das Wort.

Abgeordnete Muhsal, AfD:

Vielen Dank, Frau Prasidentin. Sehr geehrte Abge-
ordnete, liebe Gaste! Verehrter Herr Wolf,

(Zwischenruf Abg. Wolf, DIE LINKE: Hier!)

Sie haben am Anfang oder im ersten Drittel lhrer
Rede gesagt — richtigerweise —, es kdme auf den
Anfang an. Ganz ehrlich: Das Erste, was ich hier zu
dem Gesetzentwurf von lhrem Koalitionspartner
SPD gehort habe, war die Entgleisung von Frau
Becker, die hier im Landtag rumpampt in einer Art
und Weise, die ich krass finde, noch dazu, wo hier
Schiiler auf der Tribune sitzen. Das Erste, was ich
von |hnen gehdrt habe, war, dass Sie mit ,alternati-
ven Fakten“ angefangen haben. Was ich allerdings
am Anfang nicht gehdrt habe — was aber normaler-
weise Ublich im Gesetzgebungsverfahren ist —, ist
eine Einbringungsrede zu dem Gesetzentwurf.

(Beifall CDU, AfD)

Ich finde, gerade wenn es um wichtige Dinge, um
die Kindertagesbetreuung geht, wenn es um Kin-
dergarten und Kinderkrippen geht, finde ich das
wunderlich, dass Sie sich nicht einmal die Mihe
machen, eine Einbringung zu halten. Ich finde das
auch insofern verwunderlich, weil es ja auch um
den nachsten Landeshaushalt geht, der nicht mehr
in diese Legislaturperiode fallt. Vielleicht hatten Sie
sich da etwas mehr Mihe geben kénnen.

(Beifall AfD)

Beginnen mochte ich damit, dass wir bereits im
September letzten Jahres uUber das sogenannte
Gute-KiTa-Gesetz und dariber, wie die Mittel ver-
wendet werden sollen, im Rahmen einer Aktuellen
Stunde debattiert haben. Damals wie heute steht
fest: Die Lander haben sich die Zustandigkeit fur
Kindergarten und Kinderkrippen vom Bund billig ab-
kaufen lassen. Fur Thiringen gibt es rund 138 Mil-
lionen Euro und dafiir steckt der Bund dann den
Rahmen ab, fir was das Geld ausgegeben werden
darf und fiir was es eben auch nicht ausgegeben
werden darf. Damals wie heute sage ich: Der Féde-
ralismus, der in Artikel 20 unseres Grundgesetzes
als unabanderlich festgeschrieben ist, den sollten
wir doch schitzen. Dementsprechend hatte die
Landesregierung besser daran getan, die entspre-
chenden Entscheidungsrechte nicht friihzeitig abzu-
geben.

(Beifall AfD)

Die Politik fir Kinderbetreuung ist Aufgabe der Lan-
der und vor allem auch der Kommunen und nicht
Aufgabe des Bundes. Deshalb sollte das Geld auch
vom Land und nicht vom Bund kommen, noch dazu
wenn es mit Vorschriften dazu versehen ist, was
das Land damit tun darf und was nicht.

Bevor ich zum Inhalt des Gesetzes komme, das
eben nun bestimmen moéchte, woflr das Geld aus
dem sogenannten Gute-KiTa-Gesetz ausgegeben
wird, mochte ich feststellen: Fur Eltern, die ihre Kin-
der Uber das erste Lebensjahr hinaus zu Hause be-
treuen wollen, tun Sie ja wie immer nichts. Dabei ist
das verfassungsrechtlich geschitzte Recht der El-
tern wichtig, dass sie ihre Kinder erziehen durfen,
und das ist Ihnen keinen miden Cent wert.

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Wolf, DIE LINKE: Das dur-
fen sie doch!)

Das ist bedauerlich und das ist vor allem vor dem
Hintergrund, dass die Eltern, die ihre Kinder zu
Hause betreuen, ohnehin schon in vielen Punkten,
beispielsweise bei den Renten, benachteiligt sind,
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hochgradig verfassungsrechtlich bedenklich. Ich sa-
ge auch ausdrtcklich: In einem Land wie Deutsch-
land, in dem der Wohlstand von vielen Vatern und
Muttern erarbeitet wird, ist das auch hochgradig be-
schamend.

(Beifall AfD)

Mit Threm Gesetzentwurf blasen Sie in das gleiche
Horn wie Frau Bundesfamilienministerin Giffey, die
bekanntlich auf ihrer Internetseite lange Zeit stehen
hatte, sie sei fur eine Kita-Pflicht fir alle Kinder —
ich zitiere — ,ab dem 3. Lebensjahr und wenn mdg-
lich auch davor®. Sie von der SPD oder auch allge-
mein von Rot-Rot-Griin tun nichts daflr, Familien
als solche zu starken, lhnen geht es nur darum, die
Kindheit so schnell wie mdglich zu verstaatlichen.
Das sehen wir eben auch an dem vorliegenden Ge-
setzentwurf an mehreren Stellen. Schon zu Beginn
sprechen Sie mit dem Verweis auf das Gute-KiTa-
Gesetz von der — Zitat — ,Beseitigung von Zugangs-
hirden fir frihkindliche Bildung®. Sie meinen der —
Zitat — ,Zugang fir alle Kinder zu frihkindlicher Bil-
dung® solle durch das Gesetz verbessert werden.
Und erst am Ende des Gesetzentwurfs, in der Be-
grindung, tun Sie mal ,Butter bei die Fische“ und
sagen, worauf das Ganze eigentlich hinaus lauft.
Sie sagen, ich zitiere: ,Damit soll erreicht werden,
dass alle Kinder in den letzten beiden Jahren vor
dem Schuleintritt eine Kindertageseinrichtung besu-
chen [...].“ Mit anderen Worten: Sie wollen — Klam-
mer auf: ,noch“, Klammer zu — noch keine Kita-
Pflicht einflihren, sie wollen erst mal probieren, ob
die Eltern durch einseitige Forderung auch so sprin-
gen, wie Rot-Rot-Griin es denn gern hatte.

(Beifall AfD)

Schade, dass es lhnen in erster Linie darum geht
und nicht um gut betreute und erzogene Kinder.

Bedenklich finde ich auch, dass lhr Vorschlag, ein
zweites Kindergartenjahr beitragsfrei zu stellen,
durch die Mittel des sogenannten Gute-KiTa-Ge-
setzes Uberhaupt nicht langfristig finanziert ist. Sie
rechnen mit jahrlichen Mehrkosten von ungefahr
63 Millionen Euro. Was dann nach den zwei Jahren
werden soll, wenn die 138 Millionen Euro des Bun-
des nahezu aufgebraucht sind, dazu sagen Sie gar
nichts. Und, Herr Wolf, Sie haben es in einem klei-
nen Nebensatz — glaube ich — erwahnt, Sie haben
doch gesagt, was Sie machen wollen — weil Sie es
im Gesetz nicht geschafft haben. Sie haben gesagt,
Sie wollen fordern, Sie wollen mal wieder mehr
Geld vom Bund fordern. Und das ist, ehrlich gesagt,
das Einzige, was lhnen einfallt. Sie wirtschaften
hier im Landeshaushalt nicht ordentlich und dann
schreien Sie immer nach mehr Geld beim Bund.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BUNDNIS
90/DIE GRUNEN: Machen Sie ja nie!)

So geht es nicht.
(Beifall AfD)

Sie sagen auch nichts dazu, welche Folgen die En-
de 2017 beschlossenen Anderungen bislang auf
die Kindergartenpraxis hier in Thiringen hatten. Ich
erinnere zum Beispiel an die Anderung, dass Kin-
der mit Behinderungen nun grundsatzlich inklusiv
betreut werden sollen. Das hat natirlich zur Folge,
dass Einrichtungen, die bislang nicht auf Inklusion
ausgerichtet sind, mit Investitionskosten rechnen
missen, zum Beispiel um einen Fahrstuhl einzu-
bauen oder eben Toiletten behindertengerecht um-
zubauen oder Weiteres, was man sich da vorstellen
kann. Welche Kosten sind daraus bereits entstan-
den? Wer finanziert das bislang? Von lhnen keine
Antwort!

Mir ist auch wichtig, dass sich die vielen Probleme
rund um die Finanzierung und die Umsetzung des
ersten beitragsfreien Kita-Jahres — was ja schon
beim ersten Mal unzumutbar war — sich so nicht
wiederholen dirfen. Wir erinnern uns an das ganze
Tohuwabohu um die Beitrdge zum Essengeld. Es
bedurfte vieler Diskussionen seitens des Ministe-
riums und eines sogenannten Runden Tisches um
das Essengeld, damit mal wieder einigermaflien Ru-
he einkehrte.

Auch das Personalproblem ist weiterhin véllig unge-
klart. Sie schlagen auch keine wirkliche Losung vor.
Was ist denn mit den Hunderten Erzieherinnen, die
wir zusatzlich durch diesen Gesetzentwurf dann
noch brauchen? Natirlich begrifRen wir als AfD
grundsatzlich jede Verbesserung des Personal-
schliissels. Aber diese Verbesserung bringt nichts,
wenn sie nicht unterfittert ist.

(Beifall AfD)

Und was Sie gerade gesagt haben, Frau Pelke,
dass Sie dieses Modellprojekt so vor sich hertragen
— es ist zwar schon und gut, aber das Projekt nennt
sich ,Modellprojekt, und dass daraus in absehba-
rer Zeit genug Erzieher erwachsen, um das jetzt
mal ratzfatz alles auszustatten, das glauben Sie
doch im Leben selber nicht.

Selbstverstandlich sind wir als AfD bereit, diesen
Gesetzentwurf in den Ausschuss zu Uberweisen
und weiter zu beraten. Bislang macht er allerdings
nur den Eindruck von Symbolpolitik vor der Wahl,
mit wenig inhaltlicher Untersetzung. Herzlichen
Dank.

(Beifall AfD)
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Vizeprasidentin Jung:

Fir die Fraktion Bindnis 90/Die Grinen erhalt Ab-
geordnete Astrid Rothe-Beinlich das Wort.

Abgeordnete Rothe-Beinlich, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN:

Frau Prasidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren, liebe Schilerinnen und Schiiler! Wenn je-
mand ans Pult geht und sich zuerst dariber em-
port, wie sich andere verhalten, und dann selbst
von ,Verstaatlichung der Kinder” redet

(Unruhe AfD)

(Zwischenruf Abg. Henke, AfD: Was Sie
selbst denken und tun ...!)

— ich glaube, Sie haben gerade sehr gut vorgefiihrt,
was ich meine, Sie reden von ,Verstaatlichung der
Kinder* —, offenbar hat der oder die, muss ich sa-
gen, leider die Dimension dessen nicht verstanden,
worilber wir reden. Ja, wir leben hier im Kindergar-
tenland in Tharingen

(Beifall DIE LINKE)

und wir reden Uber unsere Kinder, die unsere Zu-
kunft sind. Wenn dann jemand allen Ernstes meint,
dass der Bund dafir nicht zustandig sei, weil es
Landeraufgabe ist, dann kann ich nur sagen, das ist
ein Verstandnis, was ich so nicht teile. Denn, was
mich wirklich am meisten stort in der Politik, ist mit-
unter die Zersplitterung der Ebenen auch und gera-
de, wenn es um Kinder geht. Es ist doch absurd,
wenn wir plétzlich sagen, eine Ebene, namlich der
Bund, ist fur die Kinder nicht zustandig, das sei
Landesaufgabe. Ich bin zutiefst davon Uberzeugt,
dass gerade fiir das Wohl und fiir die Erziehung, fur
die Bildung unserer Kinder alle Ebenen Verantwor-
tung tragen, und zwar von der kommunalen Ebene
bis hin zur Bundesebene und selbstverstandlich
auch und gerade die Eltern. Wenn wir uns das Ko-
operationsverbot in der Bildung anschauen, was es
leider in Deutschland gibt, dann sage ich, das war
einer der grundlegenden Fehler — wir streben ja
deshalb auch die konsequente Abschaffung dieses
Kooperationsverbots an —, weil wir sagen, alle Ebe-
nen missen sich verantwortlich zeigen, mussen
sich verantwortlich fUhlen fur die Bildung, fur die Er-
ziehung, auch und gerade unserer Kinder.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Wenn Sie das ablehnen, sagt das mehr Uber Sie,
Frau Muhsal, als Uber alles andere. Ich bin sehr
froh, dass sich der Bund jetzt endlich mit dem soge-
nannten Gute-KiTa-Gesetz ein Stick weit verant-

wortlich zeichnet, auch wenn das natirlich nicht
ausreicht und nur befristet ist.

Ich muss auch ein paar Satze zu Frau Rosin sagen.
Liebe Frau Rosin, ich habe einfach mal kurz lhren
Namen, |hre damalige Parteimitgliedschaft und
,Beitragsfreiheit* in eine bekannte Suchmaschine
eingegeben. Da findet man dann einen Artikel, der
Uberschrieben ist in der OTZ mit ,Beitragsfreies Ki-
ta-Jahr: Grinen-Vorschlag bringt Koalitions-Zoff in
Thuringen®. Der stammt aus dem Juli 2015. Da sagt
dann die Kollegin Rosin — ich zitiere —: Sie ,[...] be-
tonte, dass mit dem Gratisjahr vor allem der Mittel-
stand entlastet werde, der sonst von Sozialstaffe-
lungen kaum profitiere.“ Hoért, hort! Eine Furspre-
cherin damals gegen uns, die wir zugegebenerma-
Ren die Beitragsfreiheit deshalb skeptisch gesehen
haben, weil wir gesagt haben, entscheidend ist fir
uns zunachst die Qualitat, auch wenn wir grund-
satzlich fur eine Beitragsfreiheit in der Bildung und
damit auch in der frihkindlichen Bildung stehen.
Jetzt reden Sie so. Das mussen Sie fur sich erkla-
ren. Es gibt ja diesen bekannten Spruch: Die groi3-
ten Kritiker der Elche waren friher selber welche.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Jetzt aber zu unserem Gesetz: Ich meine, ja, wir
mussen uns die Erziehung und Bildung unserer
Kinder — da fangt es bei den Kleinsten an — auch
etwas kosten lassen. Ja — Frau Pelke, hat das sehr
genau vorgerechnet —, wir bekommen dafir auch
Mittel vom Bund mit dem sogenannten Gute-KiTa-
Gesetz.

Ich sage immer ,sogenannt®. Wir haben das mal mit
den Tragern diskutiert, weil es so ein bisschen ko-
misch ist, wenn ein Gesetz ,Gute-KiTa-Gesetz"
heif3t und sich die Trager natirlich fragen, was sind
denn unsere Kindergarten, unsere Kindergrippen
dann jetzt. Da wird gute Arbeit geleistet. Sie soll
noch besser werden — gar keine Frage —, und sie
braucht Unterstiitzung. Aber der Name des Ge-
setzes ist ein bisschen komisch. Wir reden ja auch
nicht vom Guten-Schul-Gesetz oder vom Guten-
Renten-Gesetz. Ich gehe immer davon aus, dass
es darum geht, das mdglichst gut zu machen. Aber
gut, es heil’t nun mal so.

Wir bekommen diese Mittel und davon profitiert
auch Thiringen. Und ja, wir mussten Uberlegen,
wie wir diese Mittel einsetzen. Wir waren uns
schnell einig, dass es auf der einen Seite um die
Verbesserung der Qualitdt in unseren Kinderein-
richtungen gehen muss. Da geht es um Personal,
da geht es um die Verbesserung der Betreuungs-
schlissel, da geht es darum, dass wir das fortset-
zen, was wir konsequent im Jahr 2017 begonnen



12486

Thiiringer Landtag - 6. Wahlperiode - 144. Sitzung - 29.03.2019

(Abg. Rothe-Beinlich)

haben, namlich die Betreuungsschliissel zu verbes-
sern. Zunachst waren es die Drei- bis Vierjahrigen,
die davon profitiert haben. Jetzt sollen es auch die
Vier- bis Funfjahrigen sein, wo eine Erzieherin eben
kiinftig nicht mehr 16 Kinder in einer Gruppe, son-
dern 14 Kinder betreut. Diesen Wunsch haben die
Trager immer wieder an uns herangetragen. Das ist
aber nicht alles. Es gibt sozusagen eine prozentua-
le Pauschale fir Ausgleichszeiten fur Vertretungen
im Krankheits- oder im Urlaubsfall. Diese erhéhen
wir um 3 Prozent, weil es nicht ausreicht, nur den
Betreuungsschlissel zu verbessern, sondern auch
sicherzustellen, dass die Erzieherinnen mehr Zeit
haben fir Vor- und Nachbereitung, dass sie mehr
Zeit haben fir gegenseitige Vertretung. Auch dem
kommen wir nach.

AuRerdem — meine Kollegin Birgit Pelke hat es aus-
gefuhrt — starten wir mit einem Modellprojekt — ja,
es ist ein Modellprojekt, angelegt auf drei Jahre, es
soll auch evaluiert werden —, um Multiprofessionali-
tat in die Einrichtungen zu bringen. Wenn wir — wir
haben es ja eben im Tagesordnungspunkt vorher
erlebt — Uber Inklusion reden, wenn wir Uber indivi-
duelle Férderung reden, dann brauchen wir fur Kin-
der mit besonderen Bedarfen auch besondere Pro-
fessionen, die auch in den Einrichtungen selbstver-
sténdlich zum Tragen kommen. Wir meinen, wir ge-
hen da einen guten Schritt. Das kostet uns 7 Millio-
nen Euro im Jahr. Aber das ist gut investiertes
Geld, weil wir alle wissen, dass sich Inklusion eben
nicht sozusagen zum Nulltarif umsetzen lasst. Dem
tragen wir Rechnung. Unser Ziel ist es natdrlich,
das fur alle Einrichtungen irgendwann auf diesen
Weg zu bringen. Wir fangen an, 7 Millionen Euro
sind es.

Wenn wir diese Zahl und die 100 Einrichtungen, mit
denen wir beginnen, nehmen und den verbesserten
Betreuungsschlissel plus die verbesserten Prozen-
te bei den Ausgleichszahlen, dann kommen wir auf
530 Erzieherinnen und Erzieher mehr, die ab 2020
in unsere Einrichtungen kommen. Ja, sie fallen
nicht vom Himmel — das ist hier auch schon gesagt
worden. Konsequent heil}t es also jetzt, in die pra-
xisintegrierte Ausbildung einzusteigen.

Jetzt muss ich die CDU leider an ihren hier schon
mehrfach zitierten Antrag erinnern. Denn was stand
denn da tatsachlich drin? Sie wollten damit eine Ex-
pertenkommission einsetzen und haben véllig aus-
geblendet, dass es langst eine Arbeitsgruppe im
Landesjugendhilfeausschuss gab, die genau zu
diesem Thema gearbeitet hat. Wir haben Ihnen
schon damals gesagt, wir warten das Ergebnis die-
ser Facharbeitsgruppe ab und steigen dann in die
praxisintegrierte Ausbildung ein. Gesagt, getan!
Das machen wir jetzt mit der praxisintegrierten Aus-

bildung. Frau Pelke hat es gesagt, die Auszubilden-
den erhalten dann auch eine entsprechende Vergu-
tung. Es kann schon eine Bindung an die jeweilige
Einrichtung entstehen, wo diejenigen tatig sind, wo
sie lernen. Wir glauben, dass wir so die Fachkrafte
im Land halten.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wer dann aber
hier — und da muss ich noch mal auf das eingehen,
was ich eingangs sagte — von ,Verstaatlichung der
Kinder® spricht, dem geht es wirklich nur um schabi-
ge ldeologie — ich sage es so hart.

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Wir wollen, dass tatsachlich alle Kinder die best-
mogliche Bildung von Anfang an genielRen kénnen.
Dafur sind naturlich die Eltern verantwortlich, aber
eben auch unsere Kindereinrichtungen, fir die es
Ubrigens auch einen verbindlichen Bildungsplan
gibt, der sich bis 18 Jahre durchzieht und der bun-
desweit Beachtung findet. Niemand muss sein Kind
in einen Kindergarten oder eine Kindereinrichtung
geben. Die Wabhlfreiheit ist ganz zentral. Aber wir
wissen alle, dass es fur die Kinder gut ist, wenn sie
diese Erfahrung gemacht haben, schon im Kinder-
garten gemeinsam in der Gruppe mit Gleichaltrigen
gelernt zu haben. Wenn sich Eltern anders ent-
scheiden, ist das ihr gutes Recht. Niemand wird da-
fur bestraft. Das stimmt schlichtweg nicht, Frau
Muhsal, was Sie hier verbreiten, sondern das Ge-
genteil.

Wir haben mit der Beitragsfreiheit im Vorschuljahr
und kiinftig in einem weiteren Jahr tatsachlich eine
Entlastung der Familien im Blick, die sich sozusa-
gen auch im Portemonnaie niederschlagt. Ja, ich
sage auch, sie kommt leider nicht allen zugute.
Denn die Eltern, die im Moment gar keine Beitrédge
bezahlen, weil sie zum Beispiel im Sozialleistungs-
bezug sind, bezahlen sie eben nicht. Das ist auch
richtig so. Sie erfahren diese Entlastung in der Ho-
he nicht. Jetzt allerdings dagegenzusetzen, dass es
viel besser und sozialer sei, den Kindern ein kos-
tenloses Essen anzubieten, das hat leider so wahr-
lich mit der Realitat nichts zu tun. Dazu hat Torsten
Wolf schon umfangreich ausgefiihrt. Jedes Kind be-
kommt selbstverstandlich etwas zu essen, kein
Kind hungert in Tharinger Kindereinrichtungen. Wer
hier solche Bilder an die Wand malt, dem geht es
wirklich nur um Angstmache, und das einmal mehr.

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich will es noch
mal sagen: Uns kostet die Qualitat kinftig ab dem
nachsten Jahr in den Punkten, die ich hier gerade
ausgefihrt haben, 41 Millionen Euro. Dazu kom-
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men pro beitragsfreiem Jahr 30 Millionen Euro. Ja,
das lasst sich auch nicht alles aus Bundesmitteln fi-
nanzieren. Ich sage es noch einmal — da macht
Rot-Rot-Griin vielleicht auch den Unterschied —:
Das sind uns die Kinder wert. Wir werden das im
nachsten Haushalt selbstverstandlich auch einstel-
len.

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Sie kénnen dann ja beweisen, wie Sie sich dazu
verhalten, wenn es um die Haushaltsverhandlun-
gen geht.

Auch wir bitten um Uberweisung unseres Gesetz-
entwurfs an den Ausschuss fir Bildung, Jugend
und Sport. Vielen herzlichen Dank.

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Vizeprasidentin Jung:

Als nachster Redner hat Abgeordneter Tischner,
Fraktion der CDU, das Wort.

Abgeordneter Tischner, CDU:

Frau Prasidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren, noch ein paar kurze Worte im Rickblick auf
die Debatte, die wir eben gehort haben. Ich glaube,
was uns bei dieser Debatte eint, im Gegensatz zu
dem Thema, wenn wir Uber Schule reden, ist, dass
wir hier Uber den richtigen Weg streiten, wie wir die
beste Qualitdt in die Kindergarten hinein bekom-
men. Das ist das, was wir bei dem Schulthema oft-
mals vermissen.

(Beifall CDU)

Da geht es immer nur um Zahlen und um Rechne-
reien, aber weniger um die Qualitat. Es geht um die
Frage, wie kriegen wir die beste Qualitat in die Kin-
dergarten. Alle unsere Kollegen und wahrscheinlich
auch alle Abgeordneten hier im Hause sind regel-
mafRig mit Eltern, mit der Familie, im Bekannten-
kreis im Gesprach und horen natirlich hin und fra-
gen: Wie ist denn das, Beitragsfreiheit? Brauchen
wir so was? Oder gibt es andere Dinge, die wir ir-
gendwo machen missen? Man hoért immer wieder
von den Eltern die Aussage: Ja, die Beitragsfreiheit
ist schon, aber eigentlich brauchten wir Erzieher, ei-
gentlich brauchten wir endlich mal genug Investitio-
nen, wir brauchten Spielzeuge, wir brauchten Kin-
dergartenspielgerate — also alles Dinge, die dem
Kind in der Einrichtung tatsachlich zugute kommen.
Dann sagen die Eltern: Ja, wir sind auch gern be-
reit, einen Beitrag daflur zu bezahlen, wenn all das
stimmt. Und da beginnt, glaube ich, das Denken,
was uns hier in dem Hause unterscheidet. Nicht,

dass wir den Eltern die Beitragsfreiheit nicht gon-
nen, sondern dass wir auf die Eltern héren und sa-
gen, wir sorgen erst dafir, dass die Kitas perfekt
ausgestattet sind und dann gucken wir nach der
Beitragsfreiheit.

Bei mir im Wahlkreis ist es so, zwei Kindergarten
warten seit Jahren darauf, dass sie endlich ihre
Gruppenraume erweitern kdnnen. Sie kriegen keine
Zuweisungen vom Land, um in die Gruppen zu in-
vestieren, um zu vergréflern,

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Die
Gemeinden bekommen doch 1.000 Euro pro
Neugeborenem im Jahr als Investitionspau-
schale!)

weil angeblich kein Geld da ist. Und es gibt Kinder-
garten, erst heute Morgen wieder passiert, die schi-
cken ihre Kinder nach Hause, weil kein Personal da
ist. Da wird dann gesagt: Wir schaffen das heute
nicht, wir schicken die Kinder nach Hause, das geht
nicht. Ein anderes Beispiel ist, dass Kitas mittler-
weile Kinder ablehnen, 14 Tage bevor das Kind
letztendlich in den Kindergarten gehen durfte.

Vizepréasidentin Jung:

Herr Abgeordneter Tischner, gestatten Sie eine An-
frage des Abgeordneten Kuschel?

Abgeordneter Tischner, CDU:

Ja, Klar.

Vizeprasidentin Jung:

Herr Abgeordneter Kuschel.

Abgeordneter Kuschel, DIE LINKE:

Danke, Frau Prasidentin. Herr Tischner, ist |hnen
bekannt, dass die Gemeinden im Rahmen des
Kommunalen Finanzausgleichs jahrlich 18 Millionen
Euro Investitionspauschale fur Kindertagesstatten
nach dem Schlissel 1.000 Euro pro Neugebore-
nem bekommen und ein Kita-Platz circa
20.000 Euro an Investitionen kostet, sodass er tUber
die normative Nutzungsdauer vom Land ausfinan-
ziert ist? Wie begrinden Sie in diesem Zusammen-
hang Ihre Aussage, dass in dem von lhnen be-
schriebenen Fall das Land angeblich keine Zu-
schisse gewahrt?

Abgeordneter Tischner, CDU:

Herr Kuschel, Sie sind ja jemand von den Kollegen,
die immer ganz fleiRig Anfragen stellen. Vielleicht
sollten Sie einfach mal eine Anfrage stellen an lhr
Ministerium, an das Bildungsministerium, und mal
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fragen, wie viel Bedarf denn angemeldet worden ist
von den Kindergarten und dann gleichen Sie als In-
nenpolitiker es mal mit dem ab, was Sie ber lhren
KFA angeblich den Kommunen zur Verfiigung stel-
len. Das reicht bei Weitem nicht aus und deswegen
ist die Betriebserlaubnis mindestens von zwei Kin-
dergarten in meinem Wahlkreis in Gefahr.

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Miller, DIE LINKE: Das
war keine Antwort!)

Meine Damen und Herren, auf einen Punkt mdchte
ich noch eingehen, weil das hier angesprochen
wurde. Es wurde gesagt, das Gesetz ist fur die
nachsten zwei, drei Jahre ausfinanziert. In der Tat —
und da ist auch der zweite grofRe Kritikpunkt, den
wir haben —, nach der Zeit, wo das Bundesgesetz
nicht mehr greift, ist nicht klar, was mit der Beitrags-
freiheit in Thiringen passiert.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BUNDNIS
90/DIE GRUNEN: Das KitaG ist ein Landes-
gesetz!)

Wir machen jetzt die Beitragsfreiheit in Thiringen,
die Bundesmittel werden nachher wahrscheinlich
nicht mehr so flieken, wenn man sich die Konjunk-
tur anschaut. Und dann mussen wir namlich ehrlich
mit den Leuten umgehen und missen sagen, was
machen wir jetzt. Mal gucken, wie Sie sich nachher
verhalten.

Ein letzter Punkt zur praxisintegrierten Ausbildung:
Gut, dass man da auf dem Weg ist. Wir hatten das
Ganze schon zwei Jahre eher haben kénnen und
nicht nur in zwei Schulen. Ich bin ja froh, dass das
unter anderem in Greiz passiert. Das ist auch
schoén, aber wir braduchten es eigentlich flachende-
ckend. Sie haben es selbst gesagt, 530 zuséatzliche
Stellen brauchen wir innerhalb von eineinhalb Jah-
ren. Das mussen Sie erst mal hinkriegen. Wenn Sie
mit den Schulleiterinnen reden, die die Erzieher
ausbilden, sagen die lhnen ganz deutlich, wie auch
die Qualitat der Erzieher derzeit deutlich nachlasst,
weil eben so viel auch aus den Schulen tatsachlich
gar nicht hervorgebracht wird. Vielen Dank.

(Beifall CDU)

Vizeprasidentin Jung:

Es gibt eine weitere Wortmeldung. Herr Abgeordne-
ter Wolf, Fraktion Die Linke.

Abgeordneter Wolf, DIE LINKE:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen! Kollege Tischner, Sie haben

mich jetzt nattrlich wieder mal ein Stick weit hier
vor getrieben. Ich bin erstaunt. Wir héren einen To-
talverriss von Frau Rosin, die eigentlich nichts ge-
sagt hat zu dem, was wir vorhaben. Sie, Kollege
Tischner, sind zumindest auf gewisse Bereiche ein-
gegangen und haben auch eine sehr persoénliche
Stellungnahme hier abgeben. Das kann man auch
erst einmal so wurdigen.

(Zwischenruf Abg. Rosin, CDU: Sie bringen
ja nicht mal Ihr Gesetz selbst ein!)

Ich habe Sie vorhin hier vom Pult aus gefragt: Was
versteht die CDU unter Qualitat? Was lhr Fraktions-
vorsitzender unter Qualitdt an den Kitas versteht
und wie er die Mittel aus dem Gute-KiTa-Gesetz
einsetzen will, Gberkompensieren will — das hat er
uns mehrfach in o6ffentlichen Stellungnahmen ge-
sagt.

(Zwischenruf Abg. Tischner, CDU: Da stehen
wir voll dahinter!)

Sie stehen voll dahinter, gut. Das halten wir fest,
Kollege Tischner, die gesamte CDU-Fraktion steht
hinter den etwas mehr als 30 Millionen Euro aus
dem Gute-KiTa-Gesetz — im Ubrigen ein Gesetz,
das mafgeblich von unserem Koalitionspartner, der
SPD, dann auch im Bund eingebracht worden ist.
Kollegin Schwesig hatte groRe Probleme mit der
CDU, das Uberhaupt durchzusetzen. Sie sagen, Sie
stehen dahinter, fordern uns aber auf, wir sollen na-
tarlich noch mehr in Personal, mehr in Kita-Invest
und mehr in Ausbildung stecken. Da missen Sie
schon erklaren, wie Sie das finanziell untersetzen
wollen.

Vizeprasidentin Jung:

Herr Abgeordneter, Ihre Redezeit ...

Abgeordneter Wolf, DIE LINKE:

— Ja, vielen Dank fur den Hinweis. — Die Forderung
Ihres Fraktionsvorsitzenden ist schon deutlich Gber-
zeichnet mit mehr als 90 Millionen Euro. Jetzt kom-
men Sie und fordern noch mehr. Das ist keine ver-
antwortungsvolle Politik fir die Kleinsten in unse-
rem Land, Kollege Tischner, das ist sie nicht.

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Vizeprasidentin Jung:

Ich sehe jetzt keine weiteren Wortmeldungen aus
den Reihen der Abgeordneten. Frau Staatssekreta-
rin Ohler, Sie haben das Wort fiir die Landesregie-
rung.
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Ohler, Staatssekretarin:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete, liebe Gaste auf der
Triblne, auch diejenigen, die jetzt noch hereinkom-
men und am Livestream sind! Ich mdéchte auch
noch einmal ganz herzlich Frau Grosse-Rdéthig und
Herrn Richter begruRen, die sehr engagierte Vertre-
ter aller Kinder in den Kindergarten dieses Landes
sind.

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Sie haben sich — soweit ich mich erinnern kann —
auch immer flr ein beitragsfreies Kita-Jahr ausge-
sprochen. So viel dazu, dass die Eltern das nicht
wollen. Ich méchte an dieser Stelle als allererstes
den regierungstragenden Fraktionen ganz herzlich
fur die Einbringung dieses Gesetzes danken.

Gemeinsam haben wir das Ziel, unsere gute friih-
kindliche Bildung noch weiter zu verbessern und
die Bundesgelder bestmdglich zu investieren. Er-
lauben Sie mir einen kurzen Schlenker in Richtung
Herr Tischner. Es geht heute nicht um Schule, son-
dern um Kindergarten. Es ist aber falsch zu sagen,
die Landesregierung hatte kein Interesse an einer
Qualitatsverbesserung in den Schulen. Die Landes-
regierung hat nicht nur einen Schwerpunkt auf Bil-
dung, sondern auch auf frihkindliche Bildung ge-
legt. Wir wollen damit alle Kinder erreichen, lhre
und meine genauso wie Kinder mit Migrationshin-
tergrund oder jene, deren Wohnumfeld als sozial
benachteiligt zu bezeichnen ist. Hierbei geht es —
ich sage es immer wieder gern — um ein Angebot
und nicht um Pflicht. Wir werden keine Kindergar-
tenpflicht einfihren. Am Rande bemerkt: Auch die
Eltern, die ihre Kinder in den Kindergarten geben,
erziehen diese Kinder.

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Erst zum 1. Januar 2018 ist die Novelle des Thrin-
ger Kindertagesbetreuungsgesetzes in Kraft getre-
ten. Damit haben wir nicht nur ein beitragsfreies
Kindergartenjahr eingefuhrt, sondern auch die Qua-
litdt in der Betreuung gesteigert. Der Betreuungs-
schlissel der Drei- bis Vierjahrigen wurde verbes-
sert, die Leitungen wurden gestarkt und die Eltern-
vertretung wurde ausgebaut. Bei unseren damali-
gen Uberlegungen haben wir Empfehlungen wis-
senschaftlicher Studien umgesetzt und investieren
seit dem vergangenen Jahr statt bisher rund
345 Millionen Euro jetzt rund 392 Millionen Euro fur
Kindergarten in Thiringen. Das ist gut angelegtes
Geld und wir freuen uns jetzt dariber, dass wir Un-
terstitzung durch den Bund bekommen. Wie Herr

Wolf schon gesagt hat, 4,5 Prozent des Geldes
sind das.

Sehr geehrte Anwesende, ich halte es nach wie vor
fur richtig, die Bundesmittel zum Ausbau der frih-
kindlichen Bildung nicht einseitig zu investieren. Da
stehen wir auch nicht allein, denn die Gesprache
mit der Landeselternvertretung, dem Gemeinde-
und Stadtebund, den Vertretern der freien Trager
und den Gewerkschaften haben gezeigt, dass wir
die Qualitadtsentwicklung und den Ausbau der Bei-
tragsbefreiung auch kinftig parallel weiter angehen
missen. Eine einseitige Festlegung wirde der
Komplexitdt des Themas ,Kindertagesbetreuung®
nicht gerecht. Zudem sind sich alle Akteure einig,
dass wir Veradnderungen in der Erzieherausbildung
bendtigen, um den Fachkraftebedarf auch mittel-
und langfristig decken zu kdnnen. Ich sage es auch
an dieser Stelle noch einmal: Der Gesetzentwurf
der Regierungsfraktionen wird von der Landesre-
gierung ausdricklich begrufdt. Der darin enthaltene
Dreiklang aus einer Starkung der Betreuungsquali-
tat, einem Ausbau der Beitragsfreiheit und einer
Veranderung der Erzieherausbildung wird dazu fuh-
ren, dass wir spirbar und nachhaltig die Qualitat
der frihkindlichen Bildung noch weiter verbessern
kénnen. Durch die Starkung der Betreuungsqualitat
durch einen verbesserten Personalschlissel und
zusatzlich 530 Erzieherinnen und Erziehern wird
mehr Zeit fur die Kinder sein bzw. mehr Zeit fir Vor-
und Nachbereitung und Elternarbeit, was wiederum
auch die Qualitat verbessern wird. Mit dem Modell-
projekt ,Multiprofessionelle Teams® sollen Kinder-
garten mit komplexen Herausforderungen unter-
stutzt werden.

Zum Ausbau der Beitragsfreiheit: Mit der Erweite-
rung der Beitragsfreiheit von zwolf auf 24 Monate
sparen Eltern pro Kind im Durchschnitt — Herr Wolf
sagte, 2.900 Euro —, wir rechnen mit 3.000 Euro.
Das ist fir einen Normalverdienerhaushalt eine
ganze Menge Geld. Damit erhalten Familien eine
konkrete Nettoentlastung.

(Beifall DIE LINKE)

Erlauben Sie mir eine Anmerkung zu der Debatte,
die Beitragsbefreiung wiirde nur die Wohlhabenden
entlasten. Meines Wissens gehdren die Strallen-
bahnfahrerin und der Krankenpfleger nicht unbe-
dingt zu den Wohlhabenden. Aber gerade fiir diese
Familien sind 3.000 Euro eine ganze Menge Geld.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Zudem ist die Beitragsfreiheit auch eine Frage der
Wiirde, denn wenn auch Familien mit geringem
Einkommen heute bereits eine Erstattung der Kin-
dergartengebiihren beim Amt beantragen kdnnen,
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ist es ein groRRer Unterschied, ob alle gleicherma-
Ren sorgenfrei den Kindergarten besuchen kénnen,
oder ob das Grundrecht auf Bildung mit dem Bitt-
stellergang zum Amt verbunden ist. Ja, es ist rich-
tig, unser bildungspolitisches Ziel ist es, Bildung,
auch frihkindliche Bildung, auf Dauer beitragsfrei
zuganglich zu machen. Dieses ist ein weiterer
Schritt auf diesem Weg.

Nun zur Ausbildung: In einem Modellprojekt soll die
praxisintegrierte Erzieherausbildung in Thiringen
erprobt werden. Das heifl}t, die Auszubildenden sind
von Anfang an in den Kindergarten und sie bekom-
men eine Ausbildungsvergutung. Wir als Landesre-
gierung investieren im zweiten Jahr bereits 30 Pro-
zent und im dritten Jahr 70 Prozent. Das sind die
Bundesmittel, die in dieser Zeit abgeschmolzen
werden. An dieser Stelle sei auch noch mal er-
wahnt, es ist nicht so, dass wir deutlich zu wenig
Erzieherinnen und Erzieher ausbilden wirden, es
gehen nur immer noch ziemlich viele weg. Hier hat
die Niedriglohnpolitik unserer Vorgangerregierung
doch einiges verschlechtert. Wenn wir es schaffen,
einen Anstieg in eine bezahlte Ausbildung fir die
Interessierten zu schaffen, ist die Wahrscheinlich-
keit, dass sie dann auch Thiringen bleiben, deut-
lich groRer.

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Unsere Berechnung fur den Anteil an den 5,5 Milli-
arden Euro ist etwas vorsichtiger als die bereits vor-
getragenen Berechnungen, weil es ein komplizier-
tes Ausrechnungsverfahren Gber die Umsatzsteuer-
verteilung gibt. Wir kommen im Moment — das kann
sich auch noch nach oben verdndern - auf
136,5 Millionen Euro fur Thuringen. Das sind im
Jahr 2020 circa 37,7 Millionen und fiir die beiden
darauffolgenden Jahre 49,4 Millionen Euro.

Der Bund — das wurde auch schon erwahnt — lasst
die Lander selbst entscheiden, wie das Geld vor Ort
verwendet werden soll. Wenn er eine bestimmte
MaRnahme ausdriicklich nicht gewollt haben wir-
de, hatte er die nicht in den Malnahmenkatalog
aufgenommen. Die Entscheidung, was die Lander
mit dem Geld machen, ist sinnvoll, weil so in den
Landern ein passgenauer Mitteleinsatz moglich
wird. Ich bin sehr froh dariiber, weil wir als kleines
Thiringen sonst ganz oft drohen, unter die Rader
zu geraten, gerade bei MalRnahmen wie Kindergar-
tenausbau, bei dem deutlich gréRere Lander einen
wesentlich gréReren Nachholbedarf haben. Wenn
in Bayern das Geld erst mal in die Kindergartenplat-
ze investiert werden muss, kénnen wir froh sein,
dass wir auch anderes damit anfangen dirfen, weil
die Anzahl unserer Platze doch schon recht hoch
ist.

Sehr geehrte Damen und Herren, das absolut be-
gruBenswerte aktuelle finanzielle Engagement des
Bundes bei der frihkindlichen Bildung darf aber
kein einmaliger Geldsegen sein. Es muss darauf
ankommen, die Mittel auch Uber das Jahr 2022 zu
verstetigen. Frihkindliche Bildung ist und bleibt ei-
ne grofe Aufgabe, zu der alle ihren Beitrag leisten
mussen auf hohem Niveau und dauerhaft. Uns al-
len muss es ein Anliegen sein, allen Kindern den
bestmdglichen Zugang zu Bildung zu gewahren.
Daran hangen entscheidend die Chancen, die sie
spater in ihrem Leben haben. Das wissen Sie alle
genauso gut wie ich und das wurde durch unzahli-
ge Studien tausendfach belegt. Ich danke Ihnen
sehr fur lhre Aufmerksamkeit.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Vizepréasidentin Jung:

Es liegen jetzt keine weiteren Wortmeldungen vor.
Es ist Ausschussiberweisung beantragt.

Wir kommen zur Abstimmung Uber die Ausschuss-
Uberweisung, zunachst zur Uberweisung an den
Ausschuss fur Bildung, Jugend und Sport. Wer dem
zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. Das
sind alle Fraktionen des Hauses. Gegenstimmen?
Kann ich keine erkennen. Stimmenthaltungen?
Auch nicht. Damit ist die Ausschussliberweisung
beschlossen.

Es ist beantragt worden, den Gesetzentwurf an den
Haushalts- und Finanzausschuss zu Uberweisen.
Wer dem zustimmt, den bitte ich um das Handzei-
chen. Das sind die Stimmen der Fraktion der AfD.
Gegenstimmen? Das sind die Stimmen der Koali-
tionsfraktionen. Stimmenthaltungen? Das sind die
Stimmen der CDU-Fraktion. Damit ist die Aus-
schussiuberweisung abgelehnt.

Wir stimmen Uber die Ausschussiiberweisung an
den Innen- und Kommunalausschuss ab. Wer dem
zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen.

(Zwischenruf aus dem Hause)

Das hat Frau Rosin beantragt. — Das sind Teile der
CDU-Fraktion. Gegenstimmen? Die Koalitionsfrak-
tionen. Stimmenthaltungen? Die AfD-Fraktion. Da-
mit ist die Ausschussuberweisung abgelehnt.

Abgeordnete Rothe-Beinlich, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN:

Wir beantragen die Uberweisung an den Aus-
schuss fur Migration, Justiz und Verbraucherschutz,
weil es ein Gesetzentwurf der Fraktionen ist.
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Vizeprasidentin Jung:

Es ist die Uberweisung an den genannten Aus-
schuss beantragt. Wer dem zustimmt, den bitte ich
um das Handzeichen. Das sind die Koalitionsfrak-
tionen, AfD-Fraktion und die CDU-Fraktion. Damit
ist diese Ausschussiberweisung beschlossen.

Wir stimmen Uber die Federfliihrung ab. Ich gehe
davon aus, dass sie beim Ausschuss fir Bildung,
Jugend und Sport liegen soll. Wer dem zustimmt,
den bitte ich um das Handzeichen. Das sind alle
Fraktionen. Gegenstimmen? Kann ich nicht erken-
nen. Stimmenthaltungen? Auch nicht. Damit ist die
Federfiihrung fir den Ausschuss fir Bildung, Ju-
gend und Sport festgelegt. Ich schliel3e diesen Ta-
gesordnungspunkt.

Wir kommen nun zum Aufruf des Tagesordnungs-
punkts 2

Thiringer Gesetz zur Beseiti-
gung von Wahlrechtsaus-
schliissen
Gesetzentwurf der Fraktionen
DIE LINKE, der SPD und BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN
- Drucksache 6/6495 -
dazu: Beschlussempfehlung des
Innen- und Kommunalaus-
schusses
- Drucksache 6/7006 -
ZWEITE BERATUNG

Das Wort hat Abgeordneter Adams aus dem Innen-
und Kommunalausschuss zur Berichterstattung.

Abgeordneter Adams, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, liebe Gaste hier im Thiirin-
ger Landtag, in seiner 135. Sitzung am 14. Dezem-
ber 2018 hat der Landtag den vorliegenden Ge-
setzentwurf der Fraktionen Die Linke, der SPD und
Blindnis 90/Die Grlnen in erster Lesung beraten.
Der Landtag hat den Gesetzentwurf in dieser Sit-
zung federfihrend an den Innen- und Kommunal-
ausschuss sowie an den Ausschuss fur Migration,
Justiz und Verbraucherschutz und den Gleichstel-
lungsausschuss Uberwiesen. Der federfihrende In-
nen- und Kommunalausschuss hat den Gesetzent-
wurf in seiner 66. Sitzung am 24. Januar 2019 und
in seiner 68. Sitzung am 21. Marz 2019 beraten. Zu
dem Gesetzentwurf wurden ein schriftliches Anho-
rungsverfahren und eine Online-Diskussion durch-
gefihrt. Insgesamt gingen elf Stellungnahmen ein,
unter anderem von den kommunalen Spitzenver-
banden, dem Deutschen Institut fir Menschenrech-

te und dem Paritatischen. In der 68. Sitzung des fe-
derfihrenden Innen- und Kommunalausschusses
am 21. Marz 2019 haben sich die Fraktionen Die
Linke, SPD und Biindnis 90/Die Griinen in Auswer-
tung der Anhérung entschlossen, einen Anderungs-
antrag — die Vorlage liegt lhnen vor — in Vorla-
ge 6/5381 einzubringen, mit dem das Inkrafttreten
des Gesetzes auf den Tag nach der Verkindung
geandert wurde. Damit soll das Gesetz bereits fur
die Kommunalwahlen und die Landtagswahlen grei-
fen. Dazu wurde eine erganzende schriftliche Anho-
rung der kommunalen Spitzenverbande beschlos-
sen. Die kommunalen Spitzenverbande wurden ge-
beten, bis zum 27. Marz schriftich zum Inhalt des
vorgenannten Anderungsantrags gegeniiber den
Abgeordneten des Thiringer Landtags Stellung zu
nehmen. Die Stellungnahmen liegen unter der Zu-
schriftennummer 6/2805 vor. Die kommunalen Spit-
zenverbande aulerten sich hierbei kritisch gegen-
Uber dem Inkrafttreten vor den Kommunalwahlen.

Der Innen- und Kommunalausschuss empfiehilt,
den Gesetzentwurf mit folgender im Anderungsan-
trag der Fraktionen Die Linke, der SPD und Biind-
nis 90/Die Grunen in der Vorlage 6/5381 enthalte-
nen Anderung anzunehmen: In Artikel 3 wird die
Angabe ,am 1. Januar 2020“ — also das fruhere In-
krafttreten — durch die Worte ,am Tag nach der Ver-
kindung® ersetzt.

Der mitberatende Ausschuss fiir Migration, Justiz
und Verbraucherschutz hat den Gesetzentwurf in
seiner 76. Sitzung am 22. Marz 2019 beraten und
empfiehlt, den Gesetzentwurf mit der vom Innen-
und Kommunalausschuss empfohlenen Anderung
in Artikel 3 anzunehmen. Dieser Beschluss liegt Ih-
nen unter der Vorlagennummer 6/5386 vor.

Der mitberatende Gleichstellungsausschuss hat
den Gesetzentwurf in seiner Sitzung am 27. Marz
2019 beraten und empfiehlt ebenfalls die Annahme.
Dies ist unter der Vorlagennummer 6/5406 nachles-
bar. Die Protokolle der beteiligten Ausschisse lie-
gen lhnen vor. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Vizeprasidentin Jung:

Ich eréffne die Aussprache und das Wort erhalt Ab-
geordneter Thamm, Fraktion der CDU.

Abgeordneter Thamm, CDU:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren, sehr geehrte Schilerinnen und
Gaste! Besonders begriRe ich die 60 Schuler der
neunten Klassen des Friedrichgymnasiums in Al-


http://www.parldok.thueringen.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&LP=6&DokNum=6495&DokArt=Drs
http://www.parldok.thueringen.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&LP=6&DokNum=7006&DokArt=Drs

12492

Thiiringer Landtag - 6. Wahlperiode - 144. Sitzung - 29.03.2019

(Abg. Thamm)

tenburg. Seien Sie herzlich willkommen hier im Ple-
narsaal!

(Beifall im Hause)

Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Kolleginnen
und Kollegen, nachdem die rot-rot-griine Koalition
im Dezember 2018 den Gesetzentwurf eingebracht
hat, haben sich die Ereignisse zu diesem Themen-
komplex im wahrsten Sinne des Wortes Uiberschla-
gen und aus unserer Sicht zu einer vollig neuen Be-
wertung gefihrt.

Hinsichtlich der grundsatzlichen bzw. inhaltlichen
Bewertung des Gesetzentwurfs durch meine Frak-
tion erlaube ich mir den Verweis auf meine Ausfih-
rungen in der 135. Plenarsitzung am 14. Dezember.
Neu — und damit fur die heutige Beratung entschei-
dungsrelevant — sind allerdings die von den Koali-
tionsfraktionen im Zuge der Entscheidung des Bun-
desverfassungsgerichts am 29. Januar veranlass-
ten Anderungen und Entscheidungen zu diesem
Gesetzentwurf. Konkret beziehe ich mich hier auf
den Anderungsantrag der Koalition in Vorla-
ge 6/5381 vom 21. Marz 2019 sowie die von Rot-
Rot-Griin im Innen- sowie im Justizausschuss ge-
troffene Entscheidung zum Ablauf des Gesetzge-
bungsverfahrens.

Kritisch bewertet meine Fraktion zunachst die Ent-
scheidung, den Zeitpunkt des Inkraftiretens des
Gesetzes nach vorn und damit nur wenige Wochen
vor die Kommunalwahl am 26. Mai 2019 zu legen.
Hierzu hat das Innenministerium sowohl im Innen-
als auch im Justizausschuss ausfiihrlich Stellung
genommen und auf die rechtlichen sowie tatsachli-
chen Bedenken beziiglich mdglicher Wahlanfech-
tung im Hinblick auf die Neufassung von Wahler-
verzeichnissen durch die Kommunen hingewiesen.

Insoweit will ich nur am Rande erganzen, dass die
bereits genannten Entscheidungen des Bundesver-
fassungsgerichts keine unmittelbare Wirkung auf
die Wahlrechtsausschliisse im Freistaat haben, so-
dass gegenwartig Uberhaupt keine Eile geboten ist.
Uberdies — und das ist der zweite Kritikpunkt — wur-
de eine nach unserer Auffassung zwingend gebote-
ne nochmalige Anhérung der kommunalen Spitzen-
verbande nur sporadisch, aber auf keinen Fall im
Rahmen einer vom federfihrenden Ausschuss offi-
ziell beschlossenen Anhorung durchgefihrt.

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Das
stimmt nicht, Herr Thamm, Sie haben sogar
Ihre Hand bei der Abstimmung gehoben!)

Anders kann ich die von Rot-Rot-Griin am 21. Marz
veranlasste Prifbitte gegenliber den Spitzenver-
banden jedenfalls nicht einstufen, zumal die einge-
raumte Frist nicht einmal eine Woche betrug und

Uberdies die Koalition die Beschlussempfehlung
des Ausschusses gleichwohl auf den Weg brachte.

Vizeprasidentin Jung:

Herr Abgeordneter Thamm, gestatten Sie eine An-
frage des Abgeordneten Dittes?

Abgeordneter Thamm, CDU:
Nein.

Dies grenzt schon fast an Rechtsbeugung, alles nur
um ein Vorhaben auf Biegen und Brechen so
schnell wie mdglich umzusetzen. Dementspre-
chend kritisch und ablehnend fiel dann auch die
Stellungnahme der Arbeitsgemeinschaft der kom-
munalen Spitzenverbande vom 26. Marz, diese
Woche, aus. Hierzu erlaube ich mir verkurzt zwei
Zitate, Frau Prasidentin: Der Gemeinde- und Stad-
tebund und der Thuringische Landkreistag erachten
die vom Innen- und Kommunalausschuss — also
von Rot-Rot-Griin — gesetzte Anhoérungsfrist von
weniger als vier Tagen als unangemessen kurz. —
Und ein weiteres und abschlieBendes Zitat: Die
kommunalen Spitzenverbande bitten Sie um Mittei-
lung, wie eine ordnungsgemafle und vor allem
rechtmaBRige Anhoérung in diesem Gesetzgebungs-
verfahren gewahrleistet werden kann. — Die Aus-
fihrungen machen mehr als deutlich, dass das par-
lamentarische Verfahren durch die Koalition hier
ohne Not und voéllig unnétig beschleunigt wird und
zugleich elementare parlamentarische Ablaufe ne-
giert werden. Ungeachtet der mit dem Gesetzent-
wurf eigentlich beabsichtigten Intention, namlich der
Abschaffung der Wahlrechtsausschlisse, sehen wir
hier die Gefahr, dass das Gesetz bereits aus forma-
len Grinden zum Scheitern verurteilt ist, sollte das
parlamentarische Verfahren nicht ordnungsgemaf
durchgefihrt werden. Das bedeutet nach unserer
Auffassung zwingend, das Gesetz noch einmal an
den Innenausschuss zu Uberweisen und eine frist-
gemale Anhoérung zu beschlielRen. Dass hierdurch
der von Rot-Rot-Griin gewilinschte Termin des In-
krafttretens nach hinten rickt, kann und darf nicht
das Kriterium fur eine heutige Entscheidung sein.
Insoweit empfehle ich dringend die Lektlire der
Stellungnahme der Spitzenverbande.

Ich méchte aber an dieser Stelle noch einmal beto-
nen: Wir als CDU-Fraktion sind nicht von Grund auf
gegen den Gesetzentwurf. Wir begrif3en vielmehr
die Diskussion zur Beseitigung von Wahlrechtsaus-
schlissen. Auch stehen wir der Tendenz, moéglichst
wenig Menschen von der Mdglichkeit zu wahlen
auszuschlief3en, positiv gegeniber, denn Demokra-
tie lebt von der Mitgestaltung und der Beteiligung
mdglichst aller Glieder der Gesellschaft. Wir kritisie-
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ren aber die Vorverlegung des Inkrafttretens des
Gesetzes und die Vorgehensweise, die unndtiger-
weise an den Tag gelegt wurde, um diesen Termin
um jeden Preis zu halten. Es wird Sie daher nicht
verwundern, dass meine Fraktion den Gesetzent-
wurf in der Fassung der Beschlussempfehlung des
Innenausschusses vom 22.03. ablehnen wird. Wir
beantragen die Ruckuiberweisung an den Innen-
ausschuss. Ich danke fir lhre Aufmerksamkeit.

(Beifall CDU)

Vizeprasidentin Jung:

Fir die Fraktion der SPD hat Abgeordnete Marx
das Wort.

Abgeordnete Marx, SPD:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, verehrte Kollegin-
nen und Kollegen! Wir scheinen ja in der letzten
Zeit irgendwie in verschiedenen Sitzungen geses-
sen zu haben. Noch mal: Worum geht es? Wir wol-
len den Wahlrechtsausschluss fir Behinderte be-
seitigen, der bisher an den Tatbestand der Vollbe-
treuung anknipft. Wenn fir jemanden eine gesetzli-
che Vollbetreuung bestellt ist, war er bisher vom
Wahlrecht ausgeschlossen. Das ist ein formales
Kriterium, das — wie es auch bei der Einbringung
schon gesagt wurde, aber ich mdchte es trotzdem
hier auch noch einmal kurz wiederholen, um auch
zu zeigen, wie wichtig es ist, dass wir das heute
entscheiden — ungerecht und auch unsachgemaf
war. Denn wir haben viele Behinderte, die, weil sie
familiar oder vollstationar betreut werden, gar nicht
unbedingt eine formelle Vollbetreuung haben und
wir haben auch Vollbetreuung in Bereichen, wo rei-
ne koérperliche Behinderungen vorliegen, aber die
Betroffenen sehr wohl geistig sehr gut in der Lage
sind, politische Dinge einzuschatzen und auch
selbst eine Wahlentscheidung zu treffen. So war es
auch ein langer Wunsch vieler Behindertenverban-
de, der Betroffenen selber, aber eben auch ein Ge-
bot der Menschlichkeit, der Humanitat und der de-
mokratischen Grundrechte in unserem Land, dass
wir gesagt haben, wir wollen diese Menschen nicht
langer mit diesem formellen Erfordernis vom Wahl-
recht ausschlielRen. Es ist richtig, es hat jetzt im
Rahmen der Anhérung bzw. im Rahmen der Letzt-
beratung im Innenausschuss in der letzten Woche
noch einmal eine Anderung gegeben, die sich da-
rauf bezogen hat — und so weit stimmen wir jetzt
noch Uberein —, dass es im Januar dieses Jahres
eine Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts
gegeben hat. Es hatte jemand gegen die entspre-
chenden Regelungen auf Bundesebene geklagt
und das Bundesverfassungsgericht hat festgelegt —
wie auch wir hier inhaltlich alle schon gesagt ha-

ben —, dass ein solcher Wahlrechtsausschluss ver-
fassungswidrig ist. Und jetzt wird es wichtig, dann
hat das Bundesverfassungsgericht aber auch ge-
sagt, wegen des fundamental wichtigen Wahl-
rechts, weil es eines der wichtigsten Rechte in un-
serem Land ist, dass sich jeder Birger an freien
Wahlen beteiligen kénnen muss, um seine Willens-
bildung kundzutun, um eine Regierung zu bilden
und die Staatsmacht zu legitimieren, deswegen gibt
es keine Ubergangsfrist. Das hat das Bundesver-
fassungsgericht schon oft gemacht, wenn es fest-
gestellt hat, eine Regelung ist verfassungswidrig,
hatte es gesagt, der Gesetzgeber hat jetzt Zeit bis
zum Zeitpunkt X — ein Jahr, zwei Jahre, bis Ende
des Jahres —, verfassungskonforme Regelungen zu
schaffen. Das hat das Gericht jetzt ausdricklich
nicht gemacht und festgelegt, dass die entspre-
chende Regelung ab sofort nichtig, das heifdt nicht
existent ist.

Deswegen haben wir hier in Thiringen die Situa-
tion, auch wenn wir formell bei der Kommunalwahl
ein eigenes Wahlrecht haben, aber eine wortglei-
che Formulierung — so sehen das auch die Betrof-
fenen und auch viele Juristen —, dass wenn jetzt
nach diesem Urteil des Bundesverfassungsgerichts
ein Mensch, der bisher vom Wahlrecht ausge-
schlossen war, Ende Mai in unseren Wahllokalen
aufschlagt, egal ob zur Kommunalwahl oder zur
Europawahl, ihm oder ihr das Wahlrecht nicht ver-
weigert werden darf. Wirde man dies dennoch tun
— so die Einschatzung vieler Juristen —, ware das
ein Wahlanfechtungsgrund. Deswegen — nur des-
wegen — haben wir uns Gedanken dartber ge-
macht, dass es sozusagen nicht zu rechtfertigen ist,
dieses Inkrafttreten unseres Gesetzes weiter nach
hinten zu verschieben.

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Es war nicht so — da haben wir eine verschiedene
Realitdtswahrnehmung —, dass das Ministerium —
was wir gebeten hatten, das rechtlich zu prifen —
gesagt hat, das birgt unheimliche rechtliche Risiken
in sich, wenn ihr das Inkrafttreten vorverlegt. Das
Ministerium hat vielmehr gesagt, es gibt bei beiden
Lésungen rechtliche Risiken. Das eine juristische
Risiko — habe ich hier schon gesagt —: Wenn je-
mand kommt und darf formell noch nicht wahlen,
kann er eventuell die Wahl anfechten. Das andere
Risiko: Fir die andere Lésung, die das Ministerium
uns pflichtgemafl auch mitgeteilt hat, war die Frage,
schaffen wir das noch mit der Umsetzung, wird das
eventuell schwierig, die Wahlerverzeichnisse, die ja
schon uberall erarbeitet werden, noch rechtzeitig
vor der Europa- und Kommunalwahl zu erganzen.
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Wir hatten dann abzuwagen und haben uns in un-
serem Ausschuss dazu entschieden, zu sagen, die-
ses Grundrecht auf freie Wahl und auf Teilnahme
an der Wahl, wo das Bundesverfassungsgericht ge-
sagt hat, die Verbote sind nichtig, ab sofort, keine
Ubergangsfrist, ist uns so wichtig, dass wir der Ver-
waltung diese Arbeit aufblirden wollen, weil wir an-
sonsten die groRe Gefahr sehen, dass jemand, der
wahlen mdchte und am Wahltag in ein Wahllokal
kommt und abgewiesen wird, die Wahl anfechten
kénnte. Deswegen haben wir gesagt, wir wollen
das sofortige Inkrafttreten.

Wir haben seit zwei Tagen auch noch einen promi-
nenten Zeugen fir unser Vorgehen. Das ist der
Landtag in Niedersachsen. Denn der Landtag in
Niedersachsen hatte auch ein Gesetz in der parla-
mentarischen Beratung, das das Gleiche vorsah
wie bei uns, namlich den Ausschluss von Wahl-
rechts- oder die Beseitigung von Wahlrechtsaus-
schlissen. Der Landtag von Niedersachsen hat
vorgestern entschieden, sein Gesetz sofort in Kraft
treten zu lassen, das heil3t fur die Europawahl; sie
haben zwar keine Kommunalwahl, aber die Wahler-
verzeichnisse sind ja weitgehend identisch. Das
heil’t, die Verwaltungen dort stehen jetzt auch vor
der gleichen Herausforderung. Aber diese Heraus-
forderung wird im Land Niedersachsen bewusst
auch von der Mehrheit des Landtags so gewollt und
gestemmt.

Interessant fur uns hier in unserem wunderschénen
Land Thuringen ist, dass dort von einer Anzahl be-
troffener Wahlerinnen und Wahler von 10.000 aus-
gegangen wird. Nach unserer Kenntnis gibt es in
Thiringen Betroffene — ich weil} jetzt nicht die ex-
akte Zahl, es sind rund 730. Das Innenministerium
hat, glaube ich, die prazise Zahl. Hey Leute, Kolle-
ginnen und Kollegen, verehrte Menschen und Mit-
menschen, da wird es ja wohl mdglich sein fiir un-
sere Verwaltung, entsprechende Wahlerverzeich-
nisse noch mal zu Uberarbeiten bzw. Erganzungen
der Wahlerverzeichnisse herzustellen, damit wir
das, was das Bundesverfassungsgericht gesagt hat
— sofort mussen diese Menschen das Wahlrecht
bekommen, weil es keine Rechtfertigung gibt, dass
es ihnen vorenthalten wird —, gewahrleisten kon-
nen.

(Beifall DIE LINKE, SPD)

Jetzt noch mal zur zweiten Realitdtswahrnehmung,
die offenbar unterschiedlich ist. Am letzten Don-
nerstag, als wir endgiiltig die Beschlussempfehlung
beraten haben, haben wir — fir das Plenum heute
hatten wir ja ohnehin eine Anhdrung, zu einem an-
deren Thema, und die kommunalen Spitzenverban-
de waren dort zu Gast. Der Ausschussvorsitzende
wird sicherlich selbst gleich noch mal dazu als in-

nenpolitischer Sprecher der Fraktion Die Linke Stel-
lung nehmen. Der Kollege Dittes hat ausdriicklich
die Spitzenvertreter der kommunalen Verbande ge-
fragt, ob sie mit einer Anhdérung zu diesem Gesetz
bis zum Mittwoch dieser Woche einverstanden
sind. Das war die Frist, die wir gemeinsam gesetzt
haben. Er hat dieses Gesprach gefiihrt. Herr Kolle-
ge Dittes hat uns das dann auch mitgeteilt, dass
Beratungsergebnis war, dass die kommunalen Spit-
zenverbande gesagt haben: Ja, wir sind einverstan-
den mit dieser Frist. — Das ist ja eine relativ einfa-
che Frage, namlich: Sehen wir unsere Verwaltung
als in der Lage an, die Wahlerverzeichnisse noch
entsprechend zu erganzen oder nicht? Also da
braucht man nicht vier Wochen Pruffrist. Dann ist in
der Tat eine Antwort gekommen, dass man gesagt
hat: Na ja, einfach wird es nicht oder wir sehen da
auch Probleme.

Wir haben uns dennoch jetzt fur diese Beschluss-
empfehlung hier entschieden, weil wir es eben als
viel problematischer ansehen, ob eine Behérde
vielleicht rechtzeitig das Wahlerverzeichnis korri-
giert hat. Vielleicht mag es die eine oder andere
vielleicht wirklich nicht hinkriegen oder macht den
einen oder anderen Fehler, aber ich bin davon
Uberzeugt, dass unsere Behdrden auch dem Wahl-
recht sich so stark verpflichtet fiihlen, dass die
meisten es hinbekommen werden, das Wahlerver-
zeichnis zu erganzen. Und dann wird das Risiko mi-
nimiert, was das Schlimmste fiur uns ware, dass
namlich am Tag der Wahlen im Mai jemand im
Wahllokal steht und abgewiesen wird, weil er
falschlich nicht im Wahlerverzeichnis gefuhrt wird.
Und dass er nicht mehr im Wahlerverzeichnis ge-
fuhrt wird und nicht wahlen kann, das ist nach un-
serer Uberzeugung nach der Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichts ausgeschlossen und
auszuschliefen. Deswegen missen wir uns da alle
gemeinsam anstrengen und deswegen bitte ich
auch die Kolleginnen und Kollegen von der CDU
noch ausdricklich um Zustimmung auch zu dem
Datum des Inkrafttretens, sofort. Was Niedersach-
sen kann, kénnen wir doch schon lange. Vielen
Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Vizeprasidentin Jung:

Fir die Fraktion Die Linke hat Abgeordnete Stange
das Wort.
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Abgeordnete Stange, DIE LINKE:

Frau Prasidentin, sehr geehrte Damen und Herren,
liebe Schulerinnen und Schiler, liebe Burgerinnen
und Burger auf der Tribline!

Ja, Herr Thamm, wir haben den Gesetzestext ge-
andert. Ja, wir haben die neue Bewertung nach
dem Bundesverfassungsgerichtsurteil ernst genom-
men und darum haben wir die Inkraftsetzung des
Gesetzes nach vorn gezogen. Ich denke, das ist
Burgerpflicht gewesen,

(Beifall DIE LINKE)

auch Burgerpflicht vor dem Hintergrund, dass am
letzten Dienstag in der Zeitung zu lesen war, dass
der VdK, ein groRer Verband, der sich fir die Men-
schen mit Behinderungen einsetzt, ausdrucklich ge-
fordert hat, dass dieser Gesetzentwurf bereits zu
den Kommunalwahlen 2019 gilt.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Fordern
konnen die alles — es muss rechtssicher
sein!)

Und das ist einfach der Punkt, warum der Gesetz-
entwurf und das Inkrafttreten auch heute hier zur
Diskussion stehen.

Werte Kolleginnen und Kollegen, um was geht es?
Ich will es einfach noch einmal sagen. Es geht um
781 Personen in Vollbetreuung und 77 Personen in
gesetzlicher Unterbringung in Thiuringen — so die
Zahlen, die uns im Moment vorliegen — die mit der
jetzt zum Abschluss stehenden Gesetzesvorlage
nun endlich wieder ein Wahlrecht bekommen bzw.
zuriickbekommen. Zugegeben, in Bezug auf die
Insgesamtanzahl der Thuringerinnen und Thrin-
ger, die zur Wahl stehen, circa eine Millionen Br-
gerinnen und Blrger, ist das eine sehr, sehr kleine
Zahl und trotzdem — das habe ich bereits in der ers-
ten Lesung zum Gesetzentwurf formuliert — recht-
fertigt diese kleine Zahl nicht, weiterhin diese Biir-
gerinnen und Birger von Wahlen auszuschliel3en.
Wahlrecht ist Menschenrecht und das mdchte ich
immer wieder an der Stelle noch einmal — auch fur
Die Linke — formulieren.

(Beifall DIE LINKE, SPD)

Die UN-Behindertenrechtskonvention sagt in Arti-
kel 29 ausdricklich, dass auch Wahlrechtsaus-
schlisse nicht mehr nétig sein dirfen. Wir haben
am 26. Marz, also diese Woche, in Deutschland
zehn Jahre Inkrafttreten der UN-Behindertenrechts-
konvention begangen. Diese zehn Jahre verpflich-
ten — und das sage ich an der Stelle immer und im-
mer wieder — das Land Thiringen, aber auch die
Kommunen aktiv zum Handeln. Mit dem aktiven
Handeln wird der heute zur Rede stehende Gesetz-

entwurf seine volle Wirkung entfalten. Wir gehen
davon aus, werte Kolleginnen und Kollegen, dass
das Nachteilsausgleichsgebot zugunsten behinder-
ter Menschen in Artikel 2 Abs. 2 der Thuringer Ver-
fassung uns dieses Handeln wirklich aufgezwungen
hat und aufzwingt. Lassen Sie uns also an der Stel-
le nicht weiter dartiber orakeln, ob es vielleicht ver-
fassungsrechtlich nicht konform war, so wie es Herr
Thamm gesagt hat, sondern lassen Sie uns lieber
handeln, dass diese verfassungsrechtliche Pflicht,
dass Menschen, die bisher vom Wahlrecht ausge-
schlossen waren, endlich wahlen durfen! Das ist,
denke ich, der Punkt, um den es heute geht.

Werte Kolleginnen und Kollegen — Frau Marx hat es
bereits formuliert —, im Moment haben wir drei un-
terschiedliche Kategorien von Blrgerinnen und Bir-
gern, wenn es um das Thema ,Wahlen* geht. Wir
haben auf der einen Seite die Burgerinnen und Bur-
ger, die unter keiner gesetzlichen Betreuung ste-
hen, aber wo die Familienangehorigen eine Voll-
macht haben und sie betreuen. Diese Vollmacht hat
auch dazu geflihrt, dass natirlich diese Birgerin-
nen und Birger zur Wahl gehen oder sie eine Brief-
wahl machen konnten. Wir haben auf der anderen
Seite gesetzlich Betreute, die nicht in Vollbetreuung
sind. Auch diese durften zu den zurickliegenden
Wahlen immer ihr Wahlrecht in Anspruch nehmen.
Und wir haben die von mir bereits erwadhnten
781 Burgerinnen und Bdlrger, die unter einer ge-
setzlichen Vollbetreuung stehen und in den letzten
Jahren immer von Wahlen ausgeschlossen waren.
Nun soll mir mal jemand erklaren, warum genau
diese Burgerinnen und Birger ausgeschlossen
werden. Ich denke, es ist gut und richtig, dass sich
das Bundesverfassungsgericht vor wenigen Wo-
chen dazu ganz stark artikuliert und diese Wahl-
rechtsausschlisse wirklich per Gesetz verboten
hat, werte Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Denn ich sage noch mal: Wahlrecht bedeutet, die
Méglichkeit der Mitbestimmung zu haben. Und die-
se Moglichkeit, werte Kolleginnen und Kollegen,
sollte allen Menschen ab einem bestimmten Alter
wirklich gegeben werden. Und ich sage auch — da
sind wir unterschiedlicher Auffassung —: Das Wahl-
alter kdnnte meiner Meinung nach bei Landtags-
wahlen auch schon bei 16 Jahren liegen. Das ist
noch nicht so, aber das ist ein Punkt,

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Uber den man perspektivisch auch reden muss. Wir
haben jetzt das Wahlalter 16 Jahre bei Kommunal-
wahlen als ersten Schritt auf kommunaler Ebene,
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auf Landesebene wird sich sicherlich in einer neuen
Legislatur auch diesbeziiglich noch etwas tun.

Werte Kolleginnen und Kollegen, ich will wirklich
noch mal bekraftigen, dass wir diesen Abwagungs-
prozess — auf der einen Seite, ob es machbar ist,
ob die Kommunen es hinbekommen, diese Wahler-
verzeichnisse zu andern, und auf der anderen Sei-
te, ob die Burgerinnen und Birger, die bisher vom
Wahlrecht ausgeschlossen waren, vielleicht auch
ihren Weg gehen und gegen diesen Wahlrechts-
ausschluss gesetzlich vorgehen werden — durchge-
fuhrt und uns daflr entschieden, mit dem vorgezo-
genen Inkrafttretungstermin des Gesetzentwurfs ei-
ne klare Ansage zu machen, dass die Burgerinnen
und Birger in Thiringen zur Kommunalwahl Ende
Mai den Weg zum Wahllokal gehen kdnnen. Wir
gehen davon aus, dass wir somit auch auf der
rechtlichen Seite sind.

Ich gehe auch davon aus, dass der Innenminister —
und Staatssekretar Gotze wird das sicher auch so
ins Haus mitnehmen — alles tun wird, dass eventu-
ell im Raum stehende Hurden geklart werden, dass
es Handreichungen fir die Kommunen gibt, dass
sie natlrlich auch die Handreichungen so formulie-
ren, dass den Bulrgerinnen und Birgern noch mal
erklart wird, welche Schritte sie zu gehen haben,
um in die Wahlerverzeichnisse aufgenommen zu
werden. Ich denke schon, dass das Innenministe-
rium und damit die Mitarbeiter im Innenministerium
auch einen politischen Auftrag hier vom Landtag er-
halten und dass es keine weiteren Diskussionen an
der Stelle gibt.

Und ich will auch an der Stelle noch mal formulie-
ren: Ich finde es unséaglich, wenn immer wieder da-
von gesprochen wurde, auch in den zurtckliegen-
den Monaten, dass vielleicht eine bestimmte Grup-
pe von Menschen gar nicht in der Lage ist, ihren
politischen Willen zu artikulieren. Doch, jeder kann
seinen politischen Willen artikulieren

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

und zur Hilfe dieser Artikulation gibt es Assistenz.
Die haben wir bereits in unterschiedlicher Art auf
den Weg gebracht. Auf der einen Seite gibt es flr
Menschen, die hochgradig sehbehindert sind, oder
blinde Menschen die Wahlschablonen. Es gibt die
Méglichkeit der Assistenz und es gibt die Mdglich-
keit bei Briefwahl, dass es eine Assistenz gibt,
wenn Burgerinnen und Birger Briefwahl durchfiih-
ren. Das kann auch bei den Menschen gemacht
werden, die zurzeit unter Vollbetreuung stehen.

Werte Kolleginnen und Kollegen, im Namen der
Fraktion Die Linke, aber auch im Namen von Rot-
Rot-Griin bitten wir um die Zustimmung zu diesem

Gesetzentwurf, damit er fir diese 781 Personen
plus die 77 Personen in gesetzlicher Unterbringung
auch noch fir die Kommunalwahlen in diesem Jahr
gilt. Daflir werbe ich. Recht herzlichen Dank.

(Beifall DIE LINKE)

Vizepréasidentin Jung:

Frau Abgeordnete Stange, gestatten Sie eine An-
frage der Abgeordneten Meil3ner?

(Zuruf Abg. Stange, DIE LINKE: Jetzt nicht
mehr. Sie kann dann ans Pult kommen!)

(Zwischenruf Abg. Zippel, CDU: Frau Kolle-
gin, das zweite Mal heute schon!)

Als nachster Redner hat Abgeordneter Moéller von
der Fraktion der AfD das Wort.

Abgeordneter Moller, AfD:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen, liebe Gaste, liebe Schiler, ich
werde jetzt gar nicht so sehr den Zeitpunkt des In-
krafttretens dieses Gesetzes vertiefen. Dazu hat
Herr Thamm schon ordentlich ausgefiihrt. Auch die
Fachexperten haben in den Ausschissen dazu ihre
Meinung gesagt. Sie haben sich dariber hinwegge-
setzt, das ist nicht schén und ein Grund, sage ich
einmal, hier einen Gesetzentwurf abzulehnen. Ich
will mich lieber auf die inhaltlichen Fragen konzen-
trieren. Denn auch inhaltlich kann man diesen Ge-
setzentwurf als aufgeklarter Burger und Demokrat
nicht mittragen.

(Beifall AfD)

Es war, meine Damen und Herren, naturlich abseh-
bar, dass Sie nun argumentieren, lhnen wirde das
Bundesverfassungsgericht mit seiner Entscheidung
zum Bundeswahlgesetz keine andere Option als
die Abschaffung der Wahlrechtsausschlisse las-
sen. Aber diese Darstellung ist falsch. Sie ist im
Grunde genommen ein Beleg fir ausgesprochene
Argumentationsfaulheit.

(Beifall AfD)

Gehen wir es mal im Detail durch, diese Entschei-
dung des Bundesverfassungsgerichts und auch |h-
re speziellen Wahlrechtsausschliisse, die Sie jetzt
abschaffen wollen: Es geht namlich mitnichten da-
rum, Frau Kollegin Marx, behinderten Menschen
das Wahlrecht zu geben. Behinderte Menschen ha-
ben das Wahlrecht, und zwar in aller Regel haben
sie das. Korperbehinderte haben das Wahlrecht,
Taube, Blinde, Autisten haben das Wahlrecht, Men-
schen mit Belastungsstérungen haben das Wahl-
recht. Hier geht es um zwei ganz konkrete Fallgrup-
pen, bei denen sollten wir auch bleiben. Denn den
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Behinderten im Allgemeinen will niemand das
Wahlrecht streitig machen, keiner hier im Haus. Es
geht um zwei Fallgruppen, und da bestehen Wahl-
rechtsausschlisse durchaus zu Recht.

Es geht zum einen um den Wahlrechtsausschluss
fur vollbetreute Menschen, den Sie abschaffen
mdchten. Hier argumentiert das Bundesverfas-
sungsgericht in seiner Entscheidung vom Januar
durchaus zu Recht mit einem Verweis auf die Un-
gleichbehandlung zu den eingeschrankt einsichtsfa-
higen Menschen, bei denen die Vollbetreuung le-
diglich deshalb unterbleibt, weil sie im Familienkreis
ausreichend betreut werden kénnen. Das ist richtig.
Aber das lasst sich ganz einfach andern, indem
man beispielsweise die im Familienkreis betreuten
nicht einsichtsfahigen Menschen denjenigen gleich-
stellt, die professionell betreut werden missen, das
heifl3t, indem man denen eben auch das Wahirecht
nicht zubilligt. Das ware auch durchaus sachge-
recht, denn es macht keinen Unterschied, ob ein
Komapatient oder beispielsweise ein geistig
schwerstbehinderter Mensch durch einen professio-
nellen Betreuer oder eben im Familienkreis betreut
wird. Das macht schlicht keinen Unterschied! In bei-
den Fallen sind diese bedauernswerten Menschen
nicht in der Lage, Wahlentscheidungen zu fallen. In
beiden Fallen besteht vielmehr die erhebliche Ge-
fahr, dass bei der Ausibung des Wahlrechts letzt-
endlich jemand anderes faktisch entscheidet als der
betroffene Mensch.

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Adams, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN: Sagen Sie!)

Die Manipulationsanfalligkeit solcher Menschen ist
namlich Uberragend hoch. In der Regel ist sie viel
hdher als bei Kindern oder Jugendlichen. Die dur-
ren Verweise, meine Damen und Herren, des Bun-
desverfassungsgerichts in diesem Zusammenhang,
es gebe verfahrensrechtliche Sicherungen und
strafrechtliche Sanktionen bei der Verletzung der
Integritdt des Wahlvorgangs, die gehen offenbar
vollkommen an der Realitat vorbei — das wissen Sie
auch. Denn die Manipulation findet vor der Wahl
statt, vor dem eigentlichen Wahlvorgang, beispiels-
weise wenn eine Vielzahl der von Rot-Rot-Griin mit
Millionenbetragen finanzierten Unterstitzervereine
mit freundlich klingenden Namen Zugang zu den
Heimen und Bildungseinrichtungen dieser Men-
schen bekommen und denen dann erklaren, wer
angeblich ihre Interessen vertritt und wer angeblich
nicht. Das Bundesverfassungsgericht hat auch
nicht verstanden, dass diese Heim- und Bildungs-
einrichtungen so geleitet und gefiihrt werden, je-
denfalls haufig genug, dass die Chancengleichheit

im Wettbewerb der Parteien vorsatzlich ausge-
schlossen wird.

(Beifall AfD)

Das ist auch kein Wunder, meine Damen und Her-
ren, weil die Institutionen wie Caritas, ASB, Diako-
nie und Co. auf das Engste mit Parteien vor allem
aus dem rot-rot-griinen Lager personell und ideolo-
gisch verflochten und auRerdem noch finanziell ab-
hangig sind. Das wissen Sie ganz genau.

(Beifall AfD)

Meine Damen und Herren, hier wacht nichts ande-
res als ein Machtblock tber den Zugang von Infor-
mationen zu Menschen, die ohnehin fiir Manipulati-
on schwer anféllig sind. Diese Realitat wird in den
Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts
nicht mal angekratzt, sondern vollstadndig ignoriert,
weil sie den Verfassungsrichtern offenkundig gar
nicht mal bekannt war.

Und Sie, meine Damen und Herren, nutzen das
aus. Ich traue Ihnen, das sage ich ganz offen, bei
dieser Abschaffung dieser Wahlrechtsausschllisse
nicht mal im Ansatz gute Absichten zu. Erklaren Sie
mal den Menschen

(Zwischenruf Abg. Henfling, DIE LINKE: Sie
trauen uns nie gute Absichten zu!)

da draufRen, warum Sie Komapatienten oder bei-
spielsweise schwer geistig behinderten Menschen,
denen unsere Rechtsordnung im zivilen Leben
nicht mal die Buchung einer Taxifahrt vom Anger
bis hier zum Landtag zutraut, warum Sie diesen
Menschen plétzlich zutrauen, dass sie bei der Wahl
einsichtsfahig sind.

(Zwischenruf Abg. Adams, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN: Doch, mit Hilfe trauen wir ihnen
das zu!)

Mit der Hilfe anderer Menschen, die Sie ihnen an
die Seite stellen, genau. Und damit ist es nicht
mehr die eigene Entscheidung

(Beifall AfD)

des Betroffenen. Vor allem erklaren Sie mal, ...

Vizeprasidentin Jung:

Herr Abgeordneter Mdller, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Adams?

Abgeordneter Méller, AfD:
Ja, gern im Anschluss.

Erkldren Sie mal bitte, warum Sie diese Anderun-
gen in einem derartigen Schweinsgalopp durchpri-
geln wollen
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(Beifall CDU, AfD)

vor fur Sie so unglaublich wichtigen, entscheiden-
den Wahlen, die iiber Ihr politisches Uberleben

(Zwischenruf Abg. Berninger, DIE LINKE: Ein
Blodsinn!)

beziehungsweise das l|hrer Koalition mitentschei-
den.

(Zwischenruf Abg. Miller, DIE LINKE: Sie ha-
ben ein Menschenbild, das ist abartig!)

Meine Damen und Herren, Ihre Motivlage ist relativ
deutlich erkennbar. Bekraftigt wird das noch durch
die Umfragen, die jetzt in dieser Woche herausge-
kommen sind. Sie verfligen nicht ber Mehrheiten
bei den derzeitigen Wahlern. Sie versuchen, sich
weitere Wahlergruppen zu erschliefen, mdéglichst
manipulationsanfallige Wahlergruppen, die in der
Einfluss-Sphare von Organisationen stehen, die
auch mit [hnen verbundet sind.

(Beifall AfD)

Das vielleicht mal zu dem Thema der vollbetreuten
Menschen. Wie gesagt, keiner spricht diesen Leu-
ten ab, dass sie Teil unserer Gesellschaft sind. Sie
gehodren unterstitzt, sie brauchen Hilfe, sie brau-
chen auch finanzielle Unterstiitzung. Aber das
Wahlrecht, was sie nicht ausiiben kénnen, nicht al-
leine austben konnen, das brauchen sie nicht.

(Beifall AfD)

Kommen wir mal zur zweiten Fallgruppe. Wir spre-
chen hier bei der zweiten Fallgruppe Uber Wahl-
rechtsausschliisse fir Menschen, die eine Straftat
begangen haben — in der Regel eine schwere Straf-
tat — und nur deshalb nicht bestraft werden, weil sie
schuldunfahig sind, weil sie — mit den Worten des
Bundesverfassungsgerichts — ,wegen einer krank-
haften seelischen Stérung, einer tiefgreifenden Be-
wusstseinsstérung, wegen Schwachsinns oder ei-
ner schweren anderen seelischen Abartigkeit unfa-
hig sind, das Unrecht ihrer Tat einzusehen®.

(Unruhe DIE LINKE)

Das ist ein Originalzitat aus der Bundesverfas-
sungsgerichtsentscheidung, das ist nicht meine
Wortwahl. Zusatzlich geht bei diesen betroffenen
Menschen eine gutachterliche Prognose davon
aus, dass diese schwere Beeintrachtigung ihrer
geistigen oder seelischen Gesundheit derart mani-
festiert fortwirkt, dass man weiterhin von solchen
Straftaten ausgehen muss. Genau deswegen sind
diese schuldunféhigen Menschen nicht im Gefang-
nis, sondern im Mafregelvollzug und auch nicht in
der Freiheit. Um es noch mal deutlicher zu machen,
es geht unter anderem um Menschen mit sehr

schweren Personlichkeitsstdrungen, zu denen das
Bundesverfassungsgericht unter Verweis auf wis-
senschaftliche Quellen unter anderem ausfihrt —
ich darf zitieren —, ,dass sie gegenuber der Mehr-
heit der betreffenden Bevolkerung deutliche Abwei-
chung im Wahrnehmen, Denken, Fihlen und in der
Beziehung zu anderen Menschen haben und dies
haufig einhergeht mit einem unterschiedlichen Aus-
mal gestorter sozialer Funktionsfahigkeit.“ — Origi-
nalzitat des Bundesverfassungsgerichts. Und fir
die im Maldregelvollzug besonders relevante disso-
ziale Personlichkeitsstoérung ist laut Bundesverfas-
sungsgericht die Missachtung sozialer Verpflichtun-
gen und herzloses Unbeteiligtsein an Gefihlen fir
andere Menschen kennzeichnend. Und bei der re-
levanten emotionalen instabilen Persdnlichkeitssto-
rung — die ist auch sehr, sehr relevant fir den Mal3-
regelvollzug — geht es um Menschen, bei denen die
deutliche Tendenz besteht, Impulse ohne Beriick-
sichtigung von Konsequenzen auszuagieren, ver-
bunden mit unvorhersehbarer und launenhafter
Stimmung.

Meine Damen und Herren vom rot-rot-grinen La-
ger, solche Menschen wollen Sie jetzt wahlen las-
sen. Sie wollen sie mitentscheiden lassen, wie un-
ser Land regiert wird. Sie wollen diese Menschen
politische Schwerpunkte mit setzen lassen, und
das, meine Damen und Herren, kann doch nicht lhr
Ernst sein.

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Stange, DIE LINKE: Ha-
ben Sie Angst vor diesen 1.000 Personen?)

Erklaren Sie bitte mal den Menschen da draufen,
den vollgeschéftsfahigen Menschen, den Biirgern
unseres Landes, denen Sie alle die direkte Demo-
kratie nach wie vor in erheblichen Teilen verwei-
gern, weil Sie denen nicht die richtigen Entschei-
dungen zutrauen, erklaren Sie denen mal, warum
Sie jetzt solche Menschen, denen unsere zivile
Rechtsordnung eben keine unbetreute Entschei-
dung zutraut, wahlen lassen wollen. Das werden
Sie nicht erklaren kdnnen, deswegen werden wir es
den Leuten erklaren missen und wir werden auch
erklaren, dass der Verweis auf das Bundesverfas-
sungsgericht nicht ziehen kann, weil es seine Kom-
petenzen weit Uberschritten hat. Es hat sich hier zu
einem schlecht informierten Ersatzgesetzgeber auf-
gespielt — das ist ein Vorwurf, den das Bundesver-
fassungsgericht in letzter Zeit relativ haufig einfangt
— und es hat sich hier zu einem Stichwortgeber ei-
ner Gleichmacherideologie gemacht.

(Beifall AfD)

Und jeder selbstbewusste und demokratisch gelei-
tete Gesetzgeber hatte diese Kompetenziber-
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schreitung des Bundesverfassungsgerichts und die
Irrung mit einem klugen Gesetzesentwurf in seine
Schranken verwiesen. Dazu waren auch Méglich-
keiten und Optionen da gewesen, aber die wollten
Sie gar nicht héren. Sie wollten den Impuls aufgrei-
fen. Das kdnnen wir natirlich nicht teilen. Insofern
werden wir lhren Gesetzentwurf ablehnen.

Jetzt stehe ich gern fir die Frage von Herrn Adams
zur Verflgung.

(Beifall AfD)

Vizeprasidentin Jung:

Herr Abgeordneter Adams, Sie haben das Wort.

Abgeordneter Adams, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN:

Bindnis 90/Die Grlnen steht zur Verteidigung un-
serer Institutionen und auch zum Bundesverfas-
sungsgericht und seinen Entscheidungen. So, bitte
ich, meine folgende Nachfrage zu verstehen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Habe ich Sie richtig verstanden, dass Sie den Be-
treuerinnen und Betreuern, Caritas und Diakonie,
vorwerfen, die ihnen anvertrauten Menschen, de-
nen sie helfend zur Seite stehen sollen, zu manipu-
lieren und zu Wahlentscheidungen zu nétigen, die
diese Menschen gar nicht treffen wollen wirden?
Habe ich Sie da richtig verstanden?

Abgeordneter Moéller, AfD:
Nein, wirde ich in dieser Pauschalitat so nie sagen.

(Unruhe DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Aber Fakt ist eines, dass wir auch schon entspre-
chende Erfahrungen gemacht haben, dass der Zu-
gang zu entsprechenden Einrichtungen flr einige
Parteien offensteht, flir andere Parteien nicht. Da
kénnen Sie sich mal Uberlegen, worin das begrin-
det liegt.

(Zwischenruf  Abg. Henfling, BUNDNIS
90/DIE GRUNEN: Und deswegen sind die al-
le dumm?)

Sicherlich nicht in der Auffassung, dass man das
verfassungsrechtliche Gebot auf Chancengleichheit
dort besonders grof wertschatzt, sondern weil man
tendenziell einer bestimmten politischen Uberzeu-
gung eher den Zugang 6ffnet als anderen. Da sind
wir doch schon bei der Frage der Manipulationsan-
falligkeit. Ich brauche gar nicht klaren, wer am Ende

da die Entscheidung fallt, um bestimmte Manipula-
tionen hervorzurufen. Vielen Dank.

(Beifall AfD)

Vizepréasidentin Jung:

Fur die Fraktion Bindnis 90/Die Griinen erhalt nun
Abgeordnete Pfefferlein das Wort.

Abgeordnete Pfefferlein, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen, liebe Gaste! Sehr geehrter
Herr Moller, es hat mich sehr gegruselt bei dem,
was Sie hier jetzt vorgetragen haben.

(Beifall SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Wenn Sie eine Nachfrage gestatten an dieser Stel-
le: Die AfD hat ein Familienwahlrecht — also das
wollen Sie initiieren, wie auch immer. Ich verstehe
das so: Das Familienoberhaupt — ich nhehme mal
an, der Mann — entscheidet, wie sich die Familie zu
entscheiden hat, was zu wahlen ist. Also zurlick in
die 50er-Jahre. Also, Herr Mdller, lhr Vortrag hier,
das ist wirklich fremdschamen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Deshalb: Das Bundesverfassungsgericht hat am
21. Februar 2019 einen Beschluss veroffentlicht,
aus dem hervorgeht: Wahlrechtsausschlisse sind
verfassungswidrig.

(Beifall SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Der Titel unseres Gesetzentwurfs, den wir heute in
diesem Hohen Haus beraten, lautet: ,Gesetz zur
Beseitigung von Wahlrechtsausschlissen®. Der Be-
schluss des Bundesgerichtshofs bezieht sich auf
die Bundestagswahlen und halt die bislang ange-
wandten Regeln fir unanwendbar, da sie in die
Gleichheit der in Deutschland Wahlberechtigten
eingreifen. Am vergangenen Donnerstag haben in
Berlin Bindnis 90/Die Grinen gemeinsam mit den
Fraktionen von Die Linke und der FDP direkt darauf
reagiert und eine einstweilige Anordnung beim Bun-
desverfassungsgericht beantragt, damit Menschen
mit Behinderungen in Vollbetreuung nicht mehr von
der stattfindenden Europawahl ausgeschlossen
werden. Der Europaische Gerichtshof und die EU-
Menschenrechtskonvention halten den Wahlrechts-
ausschluss behinderter Menschen fir eine unzulas-
sige Stigmatisierung. Und das darf nicht mehr so
sein.

(Beifall DIE LINKE)
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Unser Thiiringer Gesetzentwurf zielt auf eine Ande-
rung des Landeswahlgesetzes ab und will, dass der
Weg zur Teilnahme an den Kommunal- und Land-
tagswahlen endlich auch fir Menschen mit Behin-
derungen und Personen in gesetzlicher Betreuung
frei ist. Damit machen wir nicht nur Schluss mit die-
ser diskriminierenden Regelung, sondern setzen in
Thuringen ein weiteres Stick der Vorgaben der UN-
Behindertenrechtskonvention verbindlich um. Das
ist das, was wir auf Thiringer Ebene tun kénnen
und tun mussen. Auf der Bundes- und Europawah-
lebene kiimmern sich unsere Kolleginnen und Kol-
legen in Berlin darum, dass diese Wahlrechtsrege-
lungen, die gegen das Diskriminierungsverbot und
gegen die Menschenrechte verstof3en, endlich auch
in Deutschland ein Ende haben. Das finde ich eine
prima Arbeitsteilung, die geradewegs zum richtigen
Ziel fuhrt.

Viele volljdhrige Menschen mit Behinderungen, die
wegen einer Betreuung in allen Angelegenheiten
von den grundlegenden demokratischen Rechten
der Beteiligung an Wahlen ausgeschlossen waren,
durften bislang in Deutschland nicht wahlen. Aul3er-
dem waren bislang Menschen von der Wahl ausge-
schlossen, die im Mal¥regelvollzug in einem psych-
iatrischen Krankenhaus untergebracht sind. Es darf
aber nicht sein, dass volljahrigen Staatsbirgern ein
so zentrales Birgerrecht vorenthalten wird. Denn
Betreuung bedeutet doch nicht, dass Menschen
nicht entscheidungsfahig sind. Diese Auffassung ist
absolut dberholt und gehdrt aus den Kopfen ver-
bannt.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Betreuung bedeutet Unterstlitzung, um Entschei-
dungen zu treffen.

(Zwischenruf Abg. Mdller, AfD: Warum wer-
den sie dann betreut?)

Bestehende Barrieren, die sich gerade fir Men-
schen mit geistiger Behinderung bei der Ausiibung
ihres Wahlrechts ergeben, kdnnen und mussen be-
seitigt werden. Hierzu hat sich Deutschland durch
die Ratifizierung der UN-Behindertenrechtskonven-
tion in Artikel 29 verpflichtet.

Ja, es gibt noch einiges mehr zu tun, um Menschen
mit Behinderungen gleichberechtigte Teilnahme in
allen Bereichen zu ermoglichen. Aber auch da hat
die rot-rot-griine Regierung in Thiringen vieles auf
den Weg gebracht. Gerade laufen die letzten Bera-
tungen der Novelle des Thiringer Gesetzes zur
Gleichstellung und Inklusion von Menschen mit Be-
hinderungen und wir haben heute friih nach hefti-
ger Debatte den MalRnahmenplan beschlossen. So
wollen wir auch das Landeswahlgesetz im Sinne
der UN-Behindertenrechtskonvention verandern.

Lassen Sie uns in Thiringen gemeinsam mit einer
guten Entscheidung zur Durchsetzung demokra-
tischer Grundrechte vorangehen und stimmen Sie
bitte diesem Gesetz zu. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Vizepréasidentin Jung:

Es gibt eine weitere Wortmeldung. Herr Abgeordne-
ter Fiedler.

Abgeordneter Fiedler, CDU:

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Frau Pra-
sidentin, ich habe die engagierten Reden von allen
Seiten gehort, die zu dem Gesetzentwurf ,Beseiti-
gung von Wahlrechtsausschlissen® gehalten wur-
den, und ich kann sehr viele Dinge davon teilen.
Keiner will, dass hier — entgegen einer Entschei-
dung des Bundesverfassungsgerichts — Menschen
ausgeschlossen werden von Wahlen. Keiner will
das hier. Ich glaube es jedenfalls nicht. Vielleicht in
der AfD — weil} ich nicht. Aber das habe ich auch
nicht so verstanden. Deswegen, man kann sich hier
heftigst ereifern, wir sind aber Gesetzgeber. Und
das Bundesverfassungsgericht hat gesprochen, ja,
aber es gibt auch einige Dinge zu bedenken, die
mein Kollege Thamm schon vorgetragen hat. Ich
will es nur noch mal versuchen zu verstarken, dass
es vielleicht bei dem einen oder anderen greift. Es
geht Uberhaupt nicht darum, dass wir in irgendeiner
Form dagegen sind, sondern was wir zu machen
haben: Wir missen ein Gesetz auf den Weg zu
bringen, das auch dem Verfassungsgericht hier in
Thuringen am Ende standhalt. Denn es muss ja
auch klar sein. Deswegen ist das alles nicht so ein-
fach, man kann das ideologisch alles sagen, man
kann sagen, wir wollen das und ganz schnell, es
gibt dazu Bundestagsdrucksachen. Jemand hat —
Frau Pfefferlein, glaube ich — auf die drei Fraktio-
nen hingewiesen, die vor das Verfassungsgericht
sind — richtig. Aber es gibt auch Bundestagsdruck-
sachen, wo es Antworten dazu gibt, dass man ge-
rade bei Wahlrechtsdanderungen mindestens ein
Jahr Zeit haben sollte — es geht gar nicht darum, ir-
gendwas wegzuschieben —, damit es ordnungsge-
maRk durchlauft. Wir haben das auch im Innenaus-
schuss ausdriicklich gehért und ich konnte nicht er-
kennen — Frau Stange, Sie rufen jetzt immer in
Richtung Innenministerium, lhr Innenministerium
wirde es richten. Aus gutem Grund hatte die Lan-
desregierung das Datum 26. Mai nicht drin, son-
dern es ist nachtraglich von lhnen eingefligt wor-
den, dass das vorgezogen wird. Es ist ausdricklich
nicht drin gewesen, weil sich naturlich die Juristen,
die sich alle damit befassen, schon mal Gedanken
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gemacht haben, dass es eben hier wirklich proble-
matisch wird, weil wir mitten in den Wahlaufstellun-
gen sind. Wir sind mitten in den Wahlaufstellungen.

Wir sind verpflichtet, wenn wir Gesetze vorlegen,
nach bestem Wissen und Gewissen das vorzule-
gen, dass es am Ende vor dem Verfassungsgericht
Bestand hat. Ich will Sie daran erinnern, die ganzen
ideologischen Dinge kdnnen wir alle beiseite las-
sen, wie Sie mit lhrer Zwangsgebietsreform ver-
sucht haben — es geht nur um den Fakt —, Dinge
durchzupeitschen und Sie an Formalien und ande-
ren Dingen gescheitert sind. — Darauf habe ich ge-
wartet, Herr Kollege Dittes. —

(Zwischenruf Abg. Miller, DIE LINKE: Das
waren nicht wir; das Protokoll war schuld!)

Sie sind an Formalien und anderen Dingen ge-
scheitert.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Oder
Ihr Landtagsprasident! Der hatte die Bedin-
gungen prifen missen!)

Was interessieren mich ausgeschiedene Landtags-
prasidenten? Mich interessiert Recht in dem Lande.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE)
(Unruhe DIE LINKE)

Manche meinen, wenn sie dann fast finf Jahre am
Ruder sind, ihnen gehdrt alles; das, was uns immer
vorgeworfen wurde, dass man alles beschlielen
kann, ob das nun rechtens ist oder nicht. Es wird
Ihnen nicht bekommen.

(Beifall CDU)

Ich will nur daran erinnern — deswegen bin ich noch
mal hier vor —, in der letzten Innenausschusssit-
zung ist von Herrn Kollegen Dittes versucht wor-
den, so eine Art interne Anhorung der Spitzenver-
bande zu machen mit weniger als einer Woche
Zeit. Dann haben wir darauf gedrungen, wir wollen
eine ordentliche Antwort von den Spitzenverbanden
haben. Was haben die Spitzenverbande klar und
deutlich geschrieben — beide Spitzenverbande uni-
sono? — Das sollte man nicht so einfach abhaken.
Das sind namlich die Kommunalvertreter, die vor
Ort das alles mit umsetzen missen. — Da haben die
Spitzenverbande gesagt: Erstens Anhorung viel zu
kurz — Nummer 1. Das kann man ja alles ignorie-
ren, aber es gibt schon Urteile, wie ein Parlament
bestimmte Dinge zu bewerten hat.

(Zwischenruf Abg. Marx, SPD: Herzlichen
Gluckwunsch!)

Noch eine Volljuristin, die jetzt gegen die Spitzen-
verbande sprechen will? Frau Marx, willkommen
gegen die Spitzenverbande, das sind auch keine
Dummen ...

Vizeprasidentin Jung:

Herr Abgeordneter Fiedler, gestatten Sie eine An-
frage der Abgeordneten Marx?

Abgeordneter Fiedler, CDU:

Na, selbstverstandlich, Marxi darf immer. Du musst
auf den Knopf driicken, da kommt oben rot raus.

Abgeordnete Marx, SPD:

Herr Kollege Fiedler, verstehe ich Sie richtig, dass
Sie als CDU-Fraktion eine Klage in Erwagung zie-
hen, falls wir dieses Gesetz heute hier verabschie-
den?

Abgeordneter Fiedler, CDU:

Das habe ich nicht gesagt, Frau Kollegin Marx, son-
dern ich habe ...

(Zwischenruf Abg. Miller, DIE LINKE: Doch!)

Ich habe das noch nicht gesagt. Ich habe gesagt,
dass die Spitzenverbande uns das und das ge-
schrieben haben. Ich war gerade in der Ausflh-
rung. Das entscheiden wir zum richtigen Zeitpunkt.
Es kann auch sein, dass andere sich hier angegrif-
fen fuhlen. Es geht auch um aktives/passives Wahl-
recht und, und, und.

(Beifall CDU)

Ich will gar nicht in alle Dinge — hier geht es darum
und uns geht es darum, das Gesetz, was nach dem
Bundesverfassungsgerichtsurteil zu verandern ist,
muss das jetzt in dieser Schnelle sein.

(Zwischenruf Abg. Muller, DIE LINKE: Ja!)

Muss das jetzt im laufenden Verfahren sein? Und
uns geht es darum, dass der Gesetzentwurf rechts-
konform ist. Darum geht es uns und um nichts an-
deres. Deswegen bleiben wir dabei, dass die Spit-
zenverbdnde gesagt haben: zu schnell. Und sie
mahnen dringend an — ich habe sogar den Wortlaut
noch mal hier, damit es noch mal jeder gehdrt hat
— ... Wie viel Zeit habe ich Uberhaupt noch?

Der Gemeinde- und Stadtebund Thiringen und der
Tharingische Landkreistag — das hat mein Kollege
schon vorgetragen, ich sage es noch mal — erach-
ten die vom Innen- und Kommunalausschuss — also
von Rot-Rot-Griin — gesetzte Anhoérungsfrist von
weniger als vier Arbeitstagen als unangemessen
kurz.
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(Zwischenruf Abg. Miller, DIE LINKE: Ich bin
emport!)

Weiter bzw. abschlieBend: Die kommunalen Spit-
zenverbande bitten Sie — also die rot-rot-grine
Mehrheit im Innenausschuss, sprich in dem Fall
jetzt die Koalitiondre — um Mitteilung, wie eine ord-
nungsgemale und vor allem rechtmafllige Anho-
rung in diesem Gesetzgebungsverfahren gewahr-
leistet werden kann. Ja, meine Damen, besser
kann man es doch nicht mehr formulieren. Sie wol-
len jetzt hier nur wegen einer ideologischen Ge-
schichte das im Galopp durchreiten und wollen,
dass Wahlanfechtungen méglich werden. Und ich
will mir nicht vorstellen, wenn insbesondere die
wichtigsten Spitzenverbande, wenn es um Kommu-
nalwahlen und Ahnliches geht, hier solche Beden-
ken ...

(Zwischenruf  Abg. Henfling, BUNDNIS
90/DIE GRUNEN: Wenn Sie es ausschlie-
Ben, konnen Sie es auch anfechten, Herr
Fiedler!)

Es geht mir doch gar nicht um das Anfechten. Wir
sind ein Parlament und wir haben Gesetze auf den
Weg zu bringen, wo wir zumindest nach menschli-
chem Ermessen und nach bestem Wissen und Ge-
wissen Gesetze machen.

(Zwischenruf Abg. Mdller, DIE LINKE: Und
nach Menschenrechten, Herr Fiedler!)

Dass die Grunen oder die Linken das vielleicht
nicht so wollen, ist mir egal. Wir sind Rechtsstaats-
partei und bleiben es auch, meine Damen und Her-
ren.

Ich will hier deutlich machen — ob es lhnen passt
oder nicht passt, ist mir vollkommen egal —: So de-
zidiert haben der Gemeinde- und Stadtebund und
der Landkreistag — ich driicke es mal vorsichtig aus
— das das letzte Mal bei der Gebietsreform ge-
schrieben. Deswegen, meine Damen und Herren,
warne ich dringend davor und fordere auf, dass wir
den Gesetzentwurf in den Innenausschuss zurtick-
Uberweisen, dass eine ordentliche Anhdérung durch-
gefuhrt wird, weil uns sonst die Gefahr viel zu grof}
ist — nur um an einem 26. Mai oder irgendwas zu
kleben —, dass hier das Verfahren nicht ordnungs-
gemal durchgefihrt wird. Es geht um das Verfah-
ren, und wer das einfach ignorieren und mit seiner
Mehrheit einfach durchwinken und abstimmen will —
ich kann Sie nur warnen, das zu machen.

Und ich springe auch nicht lber das Stoéckchen,
das die Kollegin Marx mir hergereicht hat, unter
dem Motto: Wir klagen. Wir weisen erst mal die, die
abstimmen wollen, darauf hin, dass sie noch mal
Uberdenken, auf welchen Pfad sie sich hier bege-

ben, dass es hier wirklich sehr kompliziert ist. Ich
will deswegen auch noch mal abschlieRend sagen:
Wir sind hier wirklich in einer schwierigen Materie
und die Menschen haben es verdient, dass sie
auch, wo es mdglich ist, am Wahlrecht teilhaben
kénnen. Aber man muss auch dabei sehen, dass
am Ende das Ganze auch noch alles ordnungsge-
malf funktioniert. Da bleiben meine Fraktion und ich
dabei, wir sagen also: in den Innenausschuss zu-
rickiberweisen, ordentliche Anhérung und natir-
lich dann mit diesem Inkrafttreten des Gesetzes,
dass man sich dort wirklich nicht etwas aufdriicken
lasst. Ich weild nicht, hat das Innenministerium
schon gesprochen?

(Zuruf Gotze, Staatssekretar: Nein!)

Noch nicht. Ich bin sehr gespannt und werde auf-
merksam zuhdren, was das Innenministerium aus-
fuhrt. Seid ihr Gberhaupt noch Verfassungsministe-
rium oder ist das Justiz? Ich glaube, es ist geteilt,
wenn ich es richtig sehe.

Ihr habt daflir zu sorgen, nicht umsonst haben die
das doch ohne den Zeitpunkt angeliefert und dann
ist es verschlimmbessert worden. Deswegen, mei-
ne Damen und Herren, langer Rede kurzer Sinn:
Wir sind dafur, dass im Grundsatz die Dinge gel6st
werden, was das Bundesverfassungsgericht ge-
sprochen hat. Wir sind aber genauso daflr, dass
wir nicht andere Anfechtungsgriinde hier im Lande
selbst schaffen, wo vielleicht Kommunalwahlen wie-
derholt werden mussten. Wer das ernsthaft in Be-
tracht zieht, der ist aus meiner Sicht falsch gewi-
ckelt. Uberlegen Sie noch mal ernsthaft!

(Beifall CDU)

Vizeprasidentin Jung:

Fir die Fraktion Die Linke hat Abgeordneter Dittes
das Wort.

Abgeordneter Dittes, DIE LINKE:

Meine Damen und Herren, wenn ich hier aus die-
sem Fenster schaue, dann sehe ich solche Baume
und solche Baume. Wenn ich hier in das Rund
schaue, dann sehe ich Menschen,

(Zwischenruf Abg. Moller, AfD: Solche Men-
schen und solche Menschen!)

und zwar Menschen, die gleich in Rechten sind und
wo es keinen Unterschied gibt in ihrer Wirde. Das
ist der entscheidende Unterschied zwischen Demo-
kraten und dieser AfD-Fraktion,

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)
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denn die AfD stellt sich hier hin und sieht nicht nur
solche Baume und solche B&ume, sondern sie
sieht auch solche Menschen und solche Menschen,
und denen will sie unterschiedliche Rechte zuteilen.
Ich finde das, was der Abgeordnete Mdller hier heu-
te an einem Menschenbild zum Ausdruck gebracht
hat, ist das, was eigentlich jeden Verfassungsde-
mokraten aufschrecken muss und wo er sich fragen
muss, engagiere ich mich tatsachlich im Sinne des
grundrechtlichen Widerstandsrechts politisch ge-
nug, um einem Erstarken dieser wirklich rickwarts-
gewandten, menschenfeindlichen Partei entgegen-
zutreten.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

(Zwischenruf Abg. Henke, AfD: Was hat das
mit dem Gesetz zu tun?)

Die AfD hat heute in ihrem Redebeitrag nicht nur ihr
Menschenbild offenbart, was eigentlich gar kein
Menschenbild ist, sondern es ist ein Herrenmen-
schenbild. Sie hat sehr deutlich gemacht, was sie
von der Verfassungsdemokratie in diesem Land
halt. Der Abgeordnete Dirk Adams ist schon kurz
darauf eingegangen. Der Abgeordnete Moller ist
der Meinung, das Bundesverfassungsgericht hat
sich aufgespielt,

(Zwischenruf Abg. Méller, AfD: Ja!)
weil es seine Aufgabe wahrgenommen hat,

(Zwischenruf Abg. Adams, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN: Und er bestétigt das gerade!)

Uber Verletzungen von Grundrechten, die in der
Verfassung verankert sind, zu entscheiden, namlich
den Gesetzgeber darauf hinzuweisen,

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BUNDNIS
90/DIE GRUNEN: Das ist der Vorsitzende
des Justizausschusses! Da kriege ich im ne-
gativen Sinne Gansehaut!)

dass ein Gesetz diese Verfassung nicht umsetzt.
Das ist die Aufgabe des Bundesverfassungsge-
richts und

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

das ist der Wesensgehalt der Gewaltenteilung in ei-
ner reprasentativen, parlamentarischen Demokra-
tie. Auch das unterscheidet uns Verfassungsdemo-
kraten von der AfD, dass wir in der Tat der Meinung
sind, man kann Demokratie verbessern. Aber man
darf sie nicht abschaffen,

(Zwischenruf Abg. KieRling, AfD: Machen Sie
doch schon!)

weil das diesem Menschenbild dieser Leute gesell-
schaftlich zum Durchbruch verhelfen kénnte. Wir
brauchen die Bundesverfassungsgerichtsbarkeit
und wir brauchen Demokraten, die flir Gewaltentei-
lung, Menschenwirde und Menschenrecht alltag-
lich eintreten.

(Beifall DIE LINKE)

Jetzt komme ich zu Ihnen, Herr Fiedler, und jetzt
wird es vielleicht etwas rechtlich formaler. Ich habe
seit vielen Jahren Landespolitik betrieben. Ich glau-
be, in den letzten vier Jahren habe ich immer zwei
Worte sehr viel haufiger in den parlamentarischen
Debatten gehdrt als in den vielen Jahren zuvor. Das
waren das Wort ,Schweinsgalopp® und das waren
die Worte ,verfassungsrechtliche Bedenken®. Jetzt
will ich lhnen mal zu beiden Punkten etwas sagen
und damit auch zum Verfahren im Innenausschuss,
um der Legendenbildung hier auch ein bisschen
entgegenzutreten — zum ,Schweinsgalopp® —: Die
Fraktionen haben einen Gesetzentwurf einge-
bracht, der bereits eine Regelung zum Inkrafttreten
des Gesetzes beinhaltete, namlich den 1. Januar
2020. Dann haben wir eine Anhdérung gemacht.
Wahrend der Anhérung verdéffentlichte das Bundes-
verfassungsgericht am 21. Februar 2019 seinen
Beschluss — ich glaube vom 29. Januar 2019 — und
sagte — Frau Marx ist darauf eingegangen —, dass
die Regelungen zum Wahlrechtsausschluss im
Bundeswahlgesetz verfassungswidrig sind. Anders
als in vielen anderen Entscheidungen hat das Bun-
desverfassungsgericht dem Gesetzgeber keine
Frist eingeraumt, diesen verfassungswidrigen Zu-
stand zu verandern. Dass diese Verfassungsge-
richtsentscheidung, Herr Fiedler, nicht unbeachtet
blieb, auch bei den kommunalen Spitzenverban-
den,

(Beifall DIE LINKE)

zeigte die Stellungnahme des Landkreistags, die
dieser dem Thiringer Landtag, dem Innenaus-
schuss zur Kenntnis gebracht hat. Da hat sich ndm-
lich der Landkreistag bereits in der ersten Anhdrung
zur Frage des Inkrafttretens und die Folgen der
Bundesverfassungsgerichtsentscheidung gedufert.
Das heit, der Landkreistag hat sein Anhorungs-
recht zu dieser Frage bereits im ersten Anhdrungs-
verfahren wahrgenommen,

(Beifall DIE LINKE)

der Gemeinde- und Stadtebund allerdings weniger.
Aber auch dieser hatte sich ja mit dieser verfas-
sungsrechtlichen Frage bereits auseinandersetzen
kénnen, aus meiner Sicht auch missen. Was wir
dann aber gemacht haben, Herr Fiedler, ist, dass
wir, nachdem wir uns entschieden haben — zur ver-
fassungsrechtlichen Frage komme ich gleich —, das



12504

Thiiringer Landtag - 6. Wahlperiode - 144. Sitzung - 29.03.2019

(Abg. Dittes)

Inkrafttreten nach vorn zu legen aufgrund dieser
Entscheidung, dass wir sagen, okay, wir flhren
noch mal eine zweite Anhérung durch. Dann, Herr
Fiedler, finde ich es von Ihnen ein bisschen verlo-
gen, sich hier hinzustellen und zu sagen, wir woll-
ten im Prinzip die kommunalen Spitzenverbande im
Anhdrungsverfahren drangen. Denn lhr Vorschlag
war es, Herr Fiedler, diese Anhérung so durchzu-
fUhren, wie wir es gemacht haben, letzte Woche im
Innenausschuss zu beschlielen, schriftlich anzuho-
ren. Sie haben im Innenausschuss vorgeschlagen,
dass der Innenausschuss noch in dieser Woche ei-
ne Sondersitzung durchfiihren kann. Das heif3t, am
Anhdrungsverfahren hatten Sie Uberhaupt keine
Kritik. Sie wollten lediglich, dass am Ende nicht der
Landtag Uber das Anhérungsergebnis entscheidet,

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Ich habe
ausdricklich auf die Verfassungswidrigkeit
hingewiesen! Das ist eine blanke Lige!)

sondern der Innenausschuss selbst. Sie kénnen
gern im AIS das Protokoll noch mal nachlesen, ich
habe es vor 5 Minuten getan, Herr Fiedler. Da wer-
den Sie Ihren Redebeitrag wiederfinden. Sie waren
nur der Auffassung, dass die Auswertung dieser
Anhdrung nicht der Landtag selbst vornehmen soll-
te, sondern der Innenausschuss. Da haben wir |h-
nen gesagt, aus Verfahrensablaufgriinden, auf-
grund zwei mitberatender Ausschisse ist dies nicht
moglich. Das heifdt, wir diskutieren hier nicht im
Schweinsgalopp eine Regelung, sondern wir haben
ein sehr ausfiihrliches und langes Anhoérungsver-
fahren in der Sache, aber auch zu dieser Fragestel-
lung des Inkrafttretens im Innen- und Kommunal-
ausschuss gehabt.

Jetzt sage ich lhnen noch etwas und damit will ich
Uberleiten zur verfassungsrechtlichen Frage: Sie
sagten, wir hatten das im Schweinsgalopp ge-
macht. Also, mein lieber Herr Fiedler, wir haben
hier ein laufendes Gesetzgebungsverfahren. Das
Bundesverfassungsgericht attestiert uns wahrend
des laufenden Gesetzgebungsverfahrens, dass die-
se Regelung, die wir im Gesetz haben, verfas-
sungswidrig ist und damit auch nichtig, weil im Prin-
zip auch keine Aussage getroffen worden ist — Frau
Marx weist richtigerweise darauf hin —, dass diese
Regelung noch in irgendeiner Form sechs, zwdlf
oder wie viel Monate auch immer noch fort gilt. Und
dann haben wir die verdammte verfassungsrechtli-
che Pflicht,

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

einen verfassungswidrigen Zustand nicht langer am
Leben zu erhalten, sondern den zu beseitigen. Und
daflr hatten wir sogar das richtige Instrument, nam-

lich ein laufendes Gesetzgebungsverfahren zur
Hand. Und natirlich — und das hat keiner bestritten,
auch das Innenministerium in den Beratungen aller
drei Ausschisse nicht und hat auch im Innenaus-
schuss darauf hingewiesen und wir haben ja inten-
siv daruber diskutiert — haben alle Mdglichkeiten
des unterschiedlichen Inkrafttretens verfassungs-
rechtliche Risiken in sich. Aber das ist eben eine
Folge, dass ein Wahlverfahren nicht nur an einem
Tag stattfindet, sondern auch einen entsprechen-
den rechtlichen Vorlauf hat.

Sie haben vorgeschlagen im Innenausschuss, doch
mit dem Bundeswahlgesetz gleichzuziehen und das
Inkrafttreten auf den 1. Juli 2019 zu ziehen. Da will
ich lhnen mal sagen, welche Auswirkungen das
hat. Das hat namlich die Auswirkung, dass dann
am 27. Oktober zur Landtagswahl alle die, die jetzt
bislang ausgeschlossen sind vom Wahlrecht auch
entsprechend der Gesetzesvorlage mit wahlen kon-
nen. Aber es wirde dieselben Verwerfungen mit
sich bringen bei der Wahrnehmung des passiven
Wahlrechts, weil die Wahlaufstellungsversammlung
fur Wahlvertreterversammlungen, die Wahl von Di-
rektkandidaten — ich glaube, in lhrer Partei ist es
nahezu abgeschlossen — im Prinzip schon stattge-
funden haben. Das heil’t, wir haben dieselben mog-
lichen verfassungsrechtlichen Risiken dann aller-
dings bei der Landtagswahl und nicht bereits bei
der Kommunalwahl, wenn wir lhrem Vorschlag ge-
folgt sind.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Bei Kommu-
nalwahlen genauso, die sind auch abge-
schlossen!)

Ja eben! Und wenn dieser Zustand verfassungs-
widrig ist, dann stellt sich eben auch die Frage,
dass die, die bislang praktisch verfassungswidrig
ausgeschlossen waren, auch an diesen Wahlver-
sammlungen teilzunehmen und da ihre Rechte
wahrzunehmen, es bislang nicht konnten. Und das
ist ein Risiko, mit dem wir uns auseinandersetzen
mussten.

Geben wir zum Beispiel dann den Zeitpunkt, den
wir erst vorgeschlagen haben, den 1. Januar 2020
als Tag des Inkrafttretens an, dann haben wir bis zu
diesem Zeitpunkt noch drei Wahlen in Thiringen,
die entsprechend der Bundesverfassungsgerichts-
entscheidung verfassungswidrig Menschen von ih-
rem aktiven und passiven Wahlrecht ausschliel3en
wirden. Und das kann doch nicht im Interesse des
Gesetzgebers sein, bei drei Wahlen verfassungs-
widrige Wahlrechtsausschlisse fortleben zu lassen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)
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Und deswegen war auch dieser Zeitpunkt des In-
krafttretens mit verfassungsrechtlichen Risiken ver-
bunden. Ohne verfassungsrechtliche Risiken, un-
mittelbar das aus dem Inkrafttreten heraus, ist das
sofortige Inkrafttreten der Streichung der Wahl-
rechtsausschlisse nach Verkiindung, nach Verof-
fentlichung des Gesetzes, alldieweil sich daraus er-
gibt, dass keiner, der bislang verfassungswidrig
vom Wahlrecht ausgeschlossen war, auch weiterhin
ausgeschlossen sein wird, sondern sein Wahlrecht,
zumindest das aktive Wahlrecht, wahrnehmen
kann. Ein mdgliches Risiko ergibt sich nur dann,
wenn praktisch jetzt bei der handischen — Frau
Stange ist darauf eingegangen — Erstellung des
Wahlerverzeichnisses, Nachjustierung des Wahler-
verzeichnisses moglicherweise Fehler passieren.
Und das haben wir erdrtert und diskutiert und kom-
men im Ergebnis zu dem Schluss, dass, selbst
wenn das eintritt, zumindest die Streichung des
Wabhlrechtsausschlusses dazu fuhrt, dass Men-
schen mit ihrem Personalausweis in die Wahlkabi-
ne gehen kénnen und auch dann ihr Wahlrecht
wahrnehmen kénnen, wenn sie nicht im Wahlerver-
zeichnis aufgefuhrt sind. Auch dazu gibt es Recht-
sprechung. Und in der Gesamtabwagung haben wir
uns dazu entschieden, die Variante zu wahlen, bei
der die wenigsten verfassungsrechtlichen Beden-
ken bestehen, wir eine praktische Umsetzbarkeit
sehen und auch garantieren, dass das Verfas-
sungsrecht auf Teilnahme an Wahlen fiir Menschen
nicht verfassungswidrig weiter ausgeschlossen
bleibt in Thiringen. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Vizeprasidentin Jung:

Fir die Landesregierung hat jetzt Staatssekretar
Gotze das Wort.

Gotze, Staatssekretar:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete, das vorliegende Ge-
setz beinhaltet die ersatzlose Streichung des Wahl-
rechtsausschlusses fur in allen Angelegenheiten
Betreute und des Wahlrechtsausschlusses fir we-
gen Schuldunfahigkeit untergebrachte Straftater.
Urspringlich geplanter Inkrafttretenszeitpunkt war
der 1. Januar 2020. Durch den Anderungsantrag
der Regierungsfraktionen vom 21. Marz 2019 soll
das Gesetz nun am Tag nach seiner Verkiindung in
Kraft treten. Ziel des Gesetzes ist ausweislich der
Begrindung zum Gesetzentwurf insbesondere die
Aufhebung des Wahlrechtsausschlusses fiir in allen
ihren Angelegenheiten Betreute.

Somit sollen unter Vollbetreuung stehende Perso-
nen kunftig sowohl wahlen als auch gewahlt wer-
den kénnen. In den Jahren 2014 und 2015 betraf
der Wahlrechtsausschluss nach § 13 Nr. 2 Bundes-
wahlgesetz in Thiringen 781 Personen und nach
§ 13 Nr. 3 Bundeswahlgesetz 77 Personen. Ich be-
ziehe mich hier auf den Forschungsbericht 470,
welcher im Auftrag des Bundesministeriums fur Ar-
beit und Soziales erstellt wurde. Er ist Gberschrie-
ben mit ,Studie zum aktiven und passiven Wahl-
recht von Menschen mit Behinderungen.*

Wenn Sie den Bericht gelesen hatten, Herr Mdller,
dann hatten Sie festgestellt, dass dort rechtlich drei
Regelungsmodelle diskutiert werden und auch welt-
weit realisiert sind. Das ist einmal das Modell ,,Inklu-
sives Wahlrecht.“ Das Modell entspricht dem Ge-
setzentwurf, der lhnen vorliegt. Er beinhaltet — kurz
gesagt —, das Wahlrecht fiir alle Menschen, egal ob
sie unter Vollbetreuung stehen oder nicht. Dann
gibt es ein zweites Modell. Das ist das ,Wahlrecht
mit individuellem Wahlrechtsausschluss.“ Dort ent-
scheidet ein Richter zum Beispiel, ob eine Person
wahlen darf oder nicht. Es gibt ein drittes Model.
Das ist das Wahlrecht mit dem sogenannten auto-
matischen Wahlrechtsausschluss. Das ist ein Mo-
dell, was wir bisher im Bundeswahlrecht und in
Thiringen hatten, das jetzt hier zur Diskussion ge-
stellt wurde.

Alle drei Modelle lassen sich weltweit wiederfinden.
Das erste gibt es zum Beispiel in Israel und Kana-
da, also auch in bewahrten Demokratien. In Israel
verlieren Sie ihr Wahlrecht, glaube ich, nur wenn
sie die Staatsbirgerschaft verlieren. Sonst sind alle
Menschen in Israel wahlberechtigt. So mein derzei-
tiger Erkenntnisstand.

Worum geht es eigentlich im Kern? Im Kern geht es
um eine Abgrenzung von einer zulassigen Wahlas-
sistenz und von einer Abgrenzung zur unzulassigen
Stellvertreterwahl. Schutzgut ist quasi unser demo-
kratischer Willensbildungsprozess, der nicht mani-
puliert werden darf.

(Zwischenruf Abg. Moller, AfD: Das fangt
aber vorher an!)

Das fangt genau bei den Behinderten an und betrifft
den Wahlakt. Darum geht es im Kern und damit be-
schaftigen sich diese einzelnen Modelle.

(Zwischenruf Abg. Mdller, AfD: Nein, das ist
zu kurz gesprochen!)

Es gibt — wie gesagt — verschiedene Mechanismen,
um diese Manipulationen auszuschlieRen. Das eine
Modell — wie gesagt — besagt, dass ich Personen
unterstelle, dass sie zu keiner eigenen Willensbil-
dung fahig sind bzw. einer Assistenz bedurfen, die-
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se Assistenz vielleicht nicht regelkonform ausgeubt
wird und damit schlieRe ich einen ganzen Perso-
nenkreis von der Wahl aus.

Was tun wir damit eigentlich? Von welchen Perso-
nen, die hier eine Wahl manipulieren kénnten, spre-
chen wir? Das sind zum einen die Betreuer — ein
hoch zuverlassiger Personenkreis — und das sind
zum Beispiel Pfleger in Altenheimen — auch Perso-
nen, denen ich jetzt eine hohe Integritat unterstellen
wirde. Wo ich nicht unmittelbar auf die Idee kame,
dort von Wahlfalschern zu sprechen. Ich selbst ha-
be meinen Zivildienst auch bei geistig behinderten
Menschen absolviert, war auch in dhnlichen Situa-
tionen, wo es genau diese Entscheidung zu treffen
galt: Assistiere ich dieser Person oder setze ich
meinen Willen anstelle des Willens der betroffenen
Person? Letzteres hat nie stattgefunden.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Es stellt sich also die Frage, ob wir tatsachlich die-
ses Regelungsbedirfnis, was Sie hier versucht ha-
ben zu begriinden, in unserer Gesellschaft haben
und welche Auswirkungen das am Ende hat. Ich
kann mich sehr mit dem Gedanken anfreunden,
dass die allgemeinen Strafrechtsnormen, namlich
die §§ 107 folgende des Strafgesetzbuchs, ausrei-
chend sind, um Menschen in einer solchen Situa-
tion von einem strafbaren Verhalten abzuhalten. Im
Ubrigen tut es auch der menschliche Anstand.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Sie haben jeden Tag mit behinderten Personen zu
tun. Sie wissen, welche Belastung das ist und wel-
cher inneren Festigkeit es auch bedarf, um dieser
Arbeit jeden Tag nachzugehen.

(Zwischenruf Abg. Mdller, AfD: Es geht aber
nicht um die Betreuer!)

Das sind Betreuer, das sind Pflegekrafte, ich wiirde
diesem Personenkreis wirklich nicht unterstellen
wollen, dass sie in dieser anspruchsvollen Situa-
tion, weil sie die auch neben ihrer taglichen Arbeit
zu erfillen hatten, nicht so entscheiden koénnten,
wie es zum Beispiel ein Richter tut, der auch abzu-
wagen hat, ob er, wenn man ein anderes Modell
wahlen wirde, namlich ein Modell mit individuellem
Wahlrechtsausschluss, ob er einer Person das
Wahlrecht zuerkennt oder nicht.

Kurz und gut, dieses Regelungsbediirfnis, was Sie
hier versuchen zu begriinden, sehe ich nicht. Ich
sehe einen Gesetzentwurf, den es bereits in ande-
ren Landern gibt, in der Bundesrepublik jetzt zum
Bespiel auch in Niedersachsen, und der kann auch
so realisiert werden.

Die Zielsetzung, die die regierungstragenden Frak-
tionen mit ihrem Entwurf verfolgen, ist auch durch
den Beschluss des Bundesverfassungsgerichts
vom 29.01.2019, der am 21.02.2019 veréffentlicht
wurde, bestatigt worden. Darin hat das Gericht den
Wabhlrechtsausschluss fur in allen Angelegenheiten
Betreute nach § 13 Nr. 2 Bundeswahlgesetz fiir un-
vereinbar mit dem Grundgesetz und den Wahl-
rechtsausschluss fir wegen Schuldunfahigkeit un-
tergebrachte Straftater ebenfalls fiir unvereinbar mit
dem Grundgesetz erklart. Grund hierfiir waren in
beiden Fallen ein Verstol gegen den Grundsatz der
Allgemeinheit der Wahl gemaly Artikel 38 Abs. 1
Satz 1 Grundgesetz und gegen das Verbot der Be-
nachteiligung wegen einer Behinderung aus Arti-
kel 3 Abs. 3 Satz 2 Grundgesetz. Das heildt, das
Bundesverfassungsgericht stellt fest, dass ein
Wabhlrechtsausschluss nicht an unzulassige Kriteri-
en wie in § 13 Nr. 2 und Nr. 3 Bundeswahlgesetz
angeknipft werden darf.

Diese Entscheidung des Bundesverfassungsge-
richts ist nun auch der Hintergrund fiir den Ande-
rungsantrag der Koalitionsfraktionen zum Inkrafttre-
tenszeitpunkt. Damit soll der Entscheidung des
Bundesverfassungsgerichts bereits zu den Kommu-
nalwahlen am 26. Mai 2019 Rechnung getragen
werden. Die Fraktionen der CDU/CSU und SPD im
Deutschen Bundestag planen ausweislich einer
vorliegenden Drucksache 19/8261 eine Wahlrechts-
anderung zum 1. Juli 2019, mithin nach der Euro-
pawahl. Dies hat die Bundestagsfraktionen der
FDP, Die Linke, Blindnis 90/Die Grinen dazu ver-
anlasst, einen Antrag auf Erlass einer einstweiligen
Anordnung beim Bundesverfassungsgericht einzu-
reichen. Mit dem Antrag vom 19. Marz 2019 wird
begehrt, dass auch die Parallelregelungen zu § 13
Nr. 2 und 3 Bundeswahlgesetz in § 6a Abs. 1 Nr. 2
und 3 des Europawahlgesetzes fir die Europawahl
nicht anzuwenden sind. Den Landern wurde vom
zusténdigen Senat des Bundesverfassungsgerichts
bis zum 29. Marz Gelegenheit zur Stellungnahme
gegeben, das heildt, die Eilentscheidung kommt zu
spat, um sie in lhre Beratungen mit einbeziehen zu
kdénnen.

FUr Tharingen stellt sich somit die Frage, wie mit
der vorliegenden Sachlage umzugehen ist. Grund-
satzlich, und das wurde hier bereits vorgetragen,
hat die Entscheidung des Bundesverfassungsge-
richts keine direkten Auswirkungen auf die Giiltig-
keit des Thuringer Wahlrechts. Einerseits sind
rechtliche und praktische Schwierigkeiten mit einer
sofortigen Umsetzung des Gesetzes zu erwarten,
die sich aus dem kurzen Zeitraum bis zu den Kom-
munalwahlen ergeben. Das wurde hier intensiv dis-
kutiert. Andererseits aber ergabe sich bei einem In-
krafttreten zum 01.01.2020 die rechtliche Proble-
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matik, dass inhaltlich und funktional gleiche Rege-
lungen, deren Verfassungswidrigkeit nun einmal
festgestellt worden ist, fur ein Wahlverfahren ange-
wandt wirden. Eine Abwagung kann weder die ei-
nen noch die anderen Argumente vollstandig aus-
raumen.

Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Be-
schluss vom 29.01.2019 ausgefthrt: Der Wahl-
rechtsausschluss von Personen, flir die zur Besor-
gung aller ihrer Angelegenheiten ein Betreuer nicht
durch einstweilige Anordnung bestellt ist, verstoft
sowohl gegen den Grundsatz der Allgemeinheit der
Wahl als auch gegen das Verbot der Benachteili-
gung wegen einer Behinderung. Ich habe das be-
reits gesagt, die Entscheidung — und darauf hatte
die Frau Abgeordnete Marx bereits hingewiesen —
enthalt keinerlei Ausfihrungen dazu, ob diese ver-
fassungsrechtlichen Mal3stédbe auch fir das passi-
ve Wahlrecht gelten. Auch wird keine Aussage da-
zu getroffen, ob die Entscheidung bereits auf die
Europawahl am 26. Mai 2019 und fir die in 2019
anstehenden Wahlen der Lander Einfluss haben
soll, soweit das Europawahlgesetz und die Wahlge-
setze der Lander gleichlautende Wahlrechtsaus-
schllisse enthalten. Hieran anknipfend und unter
Einbeziehung des Artikels 20 Abs. 2 Grundgesetz,
alle Staatsgewalt geht vom Volke aus, erscheint es
insgesamt deutlich naheliegender, dem Wahlrecht
fur einen Teil unserer Mitblrgerinnen und Mitbirger
zur Geltung zu verhelfen, als ihnen diese Wahlmog-
lichkeit zu versagen.

AbschlieRend moéchte ich an dieser Stelle auch
noch einmal auf die aktuellen Entwicklungen in Nie-
dersachsen eingehen. Dort spielten die hiesigen
Uberlegungen derzeit auch eine Rolle. Auch dort
finden Kommunalwahlen statt. Hier hat sich Nieder-
sachsen nun positioniert. Am 15.03.2019 hat der
dortige Innenausschuss des Landtags ein Gesetz
zur Abschaffung der Wahirechtsausschliisse auf
Landes- und kommunaler Ebene mit den Stimmen
von SPD, CDU, Biindnis 90 und FDP zugestimmt.
In der Folge hat auch der Landtag dem Gesetzent-
wurf zugestimmt. Dabei ist das Wahlrecht dort fir
eine Zahl von wohl mehr als 10.000 Birgerinnen
und Blrgern gewahrt worden. Es soll auch von der
CDU lebhaften Applaus gegeben haben, das sagt
zumindest das vorlaufige Protokoll aus. Ich mdchte
Sie bitten, dies bei lhrem Abstimmungsverhalten
auch mit zu berticksichtigen und danke fir Ihre Auf-
merksamekeit.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

(Zwischenruf Abg. Geibert, CDU: Das ist drei
Jahre vor der nachsten Wahl gemacht wor-
den!)

Vizeprasidentin Jung:

Ich sehe jetzt keine weiteren Wortmeldungen. Wir
kommen zur Abstimmung. Zunachst ist die Rick-
Uberweisung des Gesetzentwurfs an den Innen-
und Kommunalausschuss beantragt worden. Wer
dem zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen.
Das sind die CDU-Fraktion und die AfD-Fraktion.
Gegenstimmen? Das sind die Koalitionsfraktionen.
Stimmenthaltungen? Kann ich nicht erkennen. Da-
mit ist die Ruckiberweisung abgelehnt.

Wir kommen zur Abstimmung Uber die Beschluss-
empfehlung des Innen- und Kommunalausschus-
ses in Drucksache 6/7006. Wer dieser zustimmt,
den bitte ich um das Handzeichen. Das sind die
Koalitionsfraktionen. Gegenstimmen? Die CDU-
Fraktion und die AfD-Fraktion. Stimmenthaltungen?
Kann ich nicht erkennen. Damit ist die Beschluss-
empfehlung angenommen.

Wir kommen zur Abstimmung Uber den Gesetzent-
wurf der Fraktionen Die Linke, der SPD und Biind-
nis 90/Die Grinen in Drucksache 6/6495 in zweiter
Beratung unter Bericksichtigung der Annahme der
Beschlussempfehlung. Wer dem zustimmt, den bit-
te ich um das Handzeichen. Das sind die Koali-
tionsfraktionen. Gegenstimmen? Das sind die CDU-
Fraktion und die AfD-Fraktion. Stimmenthaltungen?
Kann ich nicht erkennen. Damit ist der Gesetzent-
wurf in zweiter Beratung angenommen.

Wir stimmen nun Uber den Gesetzentwurf in der
Schlussabstimmung ab. Wer dem zustimmt, den
bitte ich, sich von den Platzen zu erheben. Das sind
die Koalitionsfraktionen. Gegenstimmen? Das sind
die CDU-Fraktion und die AfD-Fraktion. Stimment-
haltungen? Schwierig, kann ich aber nicht erken-
nen. Damit ist der Gesetzentwurf auch in der
Schlussabstimmung angenommen.

Es gibt sicherlich einen Antrag auf Erklarung zum
Abstimmverhalten vom Abgeordneten Fiedler. Bitte.

Abgeordneter Fiedler, CDU:

Frau Prasidentin, ich habe dem nicht zugestimmt.
Ich habe dargelegt, dass uns die Bedenken insbe-
sondere des Thiringer Gemeinde- und Stadte-
bunds und des Landkreistags als ein hohes Gut er-
scheinen und dass wir — ja, das muss lhnen ja nicht
passen, Sie sind eben kommunal nicht verbandelt —
deswegen die Rickiberweisung als dringend not-
wendig angesehen haben. Das Hohe Haus hat an-
ders entschieden. Aber ich méchte deswegen noch
mal darauf hinweisen, dass wir hier groRe Gefahren
der Wahlanfechtung sehen.

(Beifall CDU, AfD)
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Vizeprasidentin Jung:

Es gibt eine weitere Erklarung zum Abstimmungs-
verhalten. Frau Abgeordnete Meil3ner.

Abgeordnete MeiRner, CDU:

Ich habe dem Gesetzentwurf nicht zugestimmt, weil
durch den Anderungsantrag keine vollstandige Er-
madglichung eines passiven und aktiven Wahlrechts
fir Menschen mit Wahlrechtsauschliissen bei den
Kommunalwahlen und den Landtagswahlen im Jahr
2019 gewahrleistet ist.

(Beifall CDU)

Vizeprasidentin Jung:

Bevor ich den Tagesordnungspunkt schliel3e,
mdchte ich noch bekannt geben, dass der Innen-
und Kommunalausschuss sich im Raum 202 zu ei-
ner Beratung trifft. Ich schlieBe diesen Tagesord-
nungspunkt und wir setzen um 14.10 Uhr mit der
Fragestunde fort — es sind vier Fragen — und da-
nach kommen die Wahlen.

Vizeprasidentin Marx:

Wir setzen die Plenarsitzung fort und ich rufe auf
den Tagesordnungspunkt 22

Fragestunde

Ich bitte die Abgeordneten, ihre Fragen vorzutra-
gen. Der erste Fragesteller ist Herr Abgeordneter
Walk von der CDU-Fraktion mit der Drucksa-
che 6/6973. Bitte, Herr Walk.

Abgeordneter Walk, CDU:
Danke, Frau Prasidentin.

Straftaten nach §§ 113 bis 115 Strafgesetzbuch in
Thuringen

Ich frage die Landesregierung:

1. Wie viele Straftaten gemall den §§ 113 bis 115
Strafgesetzbuch wurden in Thiringen seit 2014 bis
2018 verlibt — die Straftaten geman §§ 113 bis 115
Strafgesetzbuch, alte Fassung und neue Fassung
ab 30. Mai 2017, bitte nach Jahresscheiben glie-
dern -?

2. Wie viele Verletzte gab es aufgrund dieser Straf-
taten — bitte flr den in Frage 1 angegebenen Zeit-
raum in Jahresscheiben gliedern —?

3. Wie hoch war die Aufklarungsquote bei Strafta-
ten nach §§ 113 bis 115 Strafgesetzbuch — bitte fur
den in Frage 1 angegebenen Zeitraum in Jahres-
scheiben gliedern -7

4. Wie bewertet die Landesregierung die Entwick-
lung der Fallzahlen in diesem Phanomenbereich?

Vizeprasidentin Marx:

Fir die Landesregierung antwortet das Ministerium
fur Inneres und Kommunales, Herr Staatssekretar
Gotze, bitte.

Gotze, Staatssekretar:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete, die Mindliche Anfra-
ge des Abgeordneten Walk beantworte ich fiir die
Landesregierung wie folgt:

Zu Frage 1: In der vergangenen Woche wurden fir
den Freistaat Thiringen die Daten der Polizeilichen
Kriminalstatistik, kurz PKS, fur das Jahr 2018 vor-
gestellt. Das Deliktfeld ,Widerstand gegen Vollstre-
ckungsbeamte beinhaltet neben den Angriffen auf
Polizeivollzugs- und andere Vollstreckungsbeamte
auch Angriffe gegen Personen, welche Vollzugsbe-
amten gleichgestellt sind. In Thiringen wurden zu
diesen Kriminalitatsphanomenen fir das Jahr 2014
insgesamt 900 Falle, fur das Jahr 2015 insgesamt
695 Falle, fur das Jahr 2016 insgesamt 848 Falle,
fur das Jahr 2017 insgesamt 817 Falle und fir das
Jahr 2018 insgesamt 1.068 Falle in der Polizeili-
chen Kriminalstatistik registriert.

Far das Jahr 2018 ist die Zahl der erfassten Félle
gestiegen, jedoch gibt es daflr eine Erklarung. Auf-
grund einer Gesetzesanderung zum 30. Mai 2017
wurde erstmals fir das gesamte Jahr 2018 bei die-
sem Kriminalitatsfeld der tatliche Angriff auf Voll-
streckungsbeamte und gleichgestellte Personen als
eigenstandiges Delikt gesondert erfasst. Zuvor gin-
gen entsprechende Falle, da es sich im Regelfall
auch um vorsatzliche einfach Kérperverletzungen
handelt, nur insoweit in die PKS ein. In der PKS
werden solche Anderungen der Erfassung immer
zu Beginn eines neuen Jahres bundeseinheitlich
umgesetzt. Seit dem 1. Januar 2018 werden also
diese Falle der Kérperverletzung, welche sich ge-
gen Vollstreckungsbeamte richteten, als tatliche An-
griffe gezahlt. So ist der erhebliche Anstieg im Jahr
2018 gegenuber dem Niveau der Vorjahre begrin-
det. Erganzend weise ich darauf hin, dass die Ge-
samtzahl der angefragten vertbten Delikte nicht ge-
nannt werden kann, da sie streng genommen auch
das Dunkelfeld beinhalten, das der Polizei jedoch
nicht bekannt ist.

Zu Frage 2: Diese Daten liegen der Landesregie-
rung aktuell noch nicht vor.

Zu Frage 3: Ich darf Ihnen zu den Delikten gemaf
Frage 1 folgende Aufklarungsquoten berichten: Im
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Jahr 2014 betrug die Aufklarungsquote im Deliktfeld
Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte 98,8 Pro-
zent und beim Widerstand gegen Gleichgestellte
100 Prozent. Im Jahr 2015 waren es bei Vollstre-
ckungsbeamten 98,7 Prozent und bei den Gleich-
gestellten 100 Prozent. Im Jahr 2016 wurde bei
Vollstreckungsbeamten  eine  Aufklarung  von
98,8 Prozent erzielt und bei den Gleichgestellten
wiederum 100 Prozent. Im Jahr 2017 waren es
99,6 Prozent bei den Vollstreckungsbeamten und
87,5 Prozent bei den gleichgestellten Personen. Im
Jahr 2018 wurde entsprechend der Anderungen in
der PKS zum Widerstand gegen Vollstreckungsbe-
amte und ihnen gleichgestellte Personen eine Auf-
klarungsquote von 99,6 Prozent erreicht. Bei den
tatlichen Angriffen konnten 100 Prozent der Delikte
geklart werden.

Zu Frage 4: Das Gesamtaufkommen der Straftaten
gegen Vollstreckungsbeamte und ihnen gleichge-
stellte Personen verharrte in den betrachteten Jah-
ren auf einem annahernd gleichen Niveau. Auf die
Erfassungsanderung, welche maligeblich den An-
stieg 2018 gegeniber 2017 verursacht hat, bin ich
bereits eingegangen. Es bleibt zu konstatieren,
dass bei Teilen der Gesellschaft zusehends der
Respekt gegenlber den eingesetzten Bediensteten
schwindet, was aus Sicht der Landesregierung in
keinster Weise zu akzeptieren ist. Die Durchset-
zung von Recht und Gesetz birgt eine auf einem
gleichbleibenden Niveau bestehende Gefahr fur un-
sere Bediensteten, Opfer von Gewaltstraftaten zu
werden. Im Rahmen der Dienstrechtsreform, die wir
gerade auf unsere Agenda gesetzt haben, wollen
wir deshalb die Unterstitzung unserer Bediensteten
verbessern, wenn sie Opfer genau solcher Strafta-
ten geworden sind, zum Beispiel durch die Uber-
nahme von Schmerzensgeldansprichen. Gleichzei-
tig sorgen wir fur eine konsequente Strafverfolgung
gerade in diesem Deliktsfeld. Korrespondierend
hierzu nimmt sich der Landespraventionsrat mit ei-
ner Arbeitsgruppe ,Gewalt gegen Einsatzkrafte der
Feuerwehren und Rettungsdienste® diesem Thema
an.

Ich danke flir Ihre Aufmerksamekeit.

Vizeprasidentin Marx:

Gibt es Nachfragen? Herr Kollege Walk.

Abgeordneter Walk, CDU:

Danke, Frau Prasidentin. Herr Staatssekretar, Sie
hatten ausgefihrt zur Frage 1 und dem Anstieg,
dass wir jetzt statistisch eine Besonderheit haben,
eine Erhéhung deswegen, weil zuvor Kdrperverlet-
zungsdelikte gegen Polizeivollzugsbeamte eben

nicht in diese Statistik fielen, die jetzt reinfallen,
wenn ich Sie richtig verstanden habe. Kénnen Sie
mir vielleicht noch mal diese Zahl nennen, wenn es
um Korperverletzungsdelikte gegen Polizeivollzugs-
beamte geht, die eben zuvor nicht in der Statistik
enthalten waren und jetzt in die Statistik zahlen, wie
hoch die Anzahl ist?

Gotze, Staatssekretar:

Herr Walk, das kann ich Ihnen so spontan nicht be-
antworten. Ich habe nur die Zahlen, die ich Ihnen
vorgetragen habe. Ich beantworte lhnen diese Fra-
ge schriftlich.

Vizeprasidentin Marx:

Gibt es weitere Zusatzfragen? Noch einmal Herr
Walk, bitte.

Abgeordneter Walk, CDU:
Bis wann bekomme ich die Frage beantwortet?

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Die-
se Frage ist bei dem Ministerium immer be-
rechtigt!)

Gotze, Staatssekretar:
Ubernachste Woche, Herr Walk.

Vizeprasidentin Marx:

Weitere Zusatzfragen sehe ich nicht. Dann kom-
men wir zur nachsten Frage. Fragestellerin ist Frau
Abgeordnete Herold von der AfD-Fraktion mit der
Drucksache 6/6975. Bitte, Frau Herold.

Abgeordnete Herold, AfD:

Sonderregelungen bei der Meisterprufung fur Fri-
seure in Erfurt?

Der AfD-Fraktion im Thiringer Landtag ist zur
Kenntnis gelangt, dass kurzlich bei der Handwerks-
kammer Erfurt im Rahmen der Meisterpriifung fir
Friseure bei einem Priifling die Prifung nur mit Be-
zug auf die Fertigkeiten eines Herrenfriseurs abge-
nommen worden sein soll.

Ich frage daher die Landesregierung:

1. Welche Kenntnis hat die Landesregierung Uber
den geschilderten Vorfall und wie bewertet sie die-
sen rechtlich?

2. Welche Kenntnis hat die Landesregierung Uber
entsprechende Ereignisse in anderen Kammerbe-
zirken?
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3. Welche Kenntnis hat die Landesregierung Uber
rechtliche oder tatsachliche Prufungserleichterun-
gen in Gewerken, die in Anlage A zur Handwerks-
ordnung eingetragen sind und daher den Grof3en
Befahigungsnachweis zur Fihrung von Handwerks-
betrieben bendtigen?

Vizeprasidentin Marx:

Fir die Landesregierung antwortet das Ministerium
far Wirtschaft, Wissenschaft und Digitale Gesell-
schaft, Herr Staatssekretar Hoppe, bitte.

Hoppe, Staatssekretar:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren, die Miindliche Anfrage der Abge-
ordneten Herold beantworte ich fir die Landesre-
gierung wie folgt:

Zu Frage 1: Der Landesregierung, der fur die Ge-
schaftsfiuhrung des Meisterprifungsausschusses
fir das Friseurhandwerk zustédndigen Handwerks-
kammer Erfurt und dem fachaufsichtlich zustandi-
gen Landesverwaltungsamt liegen zu dem geschil-
derten Sachverhalt keine Erkenntnisse vor. Rechtli-
che Grundlage fir die Friseurmeisterpriifung ist die
Friseurmeisterverordnung. Darin sind die Anforde-
rungen und Prifungsinhalte der Meisterprifung
Teil 1 und Teil 2 bundeseinheitlich geregelt. Auf-
grund dieser Vorgaben ist es nicht mdglich, eine
Meisterprifung allein im Herrenfach durchzufihren.

Zu Frage 2: Es liegen keine Erkenntnisse zu abwei-
chenden Verfahrensweisen in anderen Kammerbe-
zirken vor.

Zu Frage 3: Gemal dem Gleichbehandlungsgrund-
satz sind Prifungserleichterungen fiir Meisterpri-
fungen nicht moglich, lediglich ein Nachteilsaus-
gleich fir Menschen mit Behinderungen ist gemaf
Meisterpriifungsverfahrensordnung maoglich.

Vielen Dank.

Vizeprasidentin Marx:

Gibt es Zusatzfragen? Das ist nicht der Fall. Dann
kommen wir zur ndchsten Frage. Fragesteller ist
Herr Abgeordneter Moéller von der AfD-Fraktion mit
der Drucksache 6/6977. Bitte, Herr Moller.

Abgeordneter Moller, AfD:
Vielen Dank.

Einschlichterung eines Wahlbewerbers durch die
Landesregierung?

Einem Zeitungsbericht vom 21. Marz 2019 zufolge
verzichtet ein Kandidat der AfD-Landesliste fiir die

Landtagswahl im Oktober 2019 auf seinen aus-
sichtsreichen Listenplatz. Der Kandidat, von Beruf
Polizeibeamter, sei nach Bekanntwerden seiner
Kandidatur von seiner langjahrigen Dienststelle in
eine neue Dienststelle versetzt worden. Der Vor-
gang legt nach dem derzeit bekannten Sachverhalt
nahe, dass die Kandidatur fur eine Partei, die sich
im Konkurrenzverhaltnis zur Partei des Innenminis-
ters befindet, fir einen Polizisten nachteilige Folgen
hat und mit Versetzung bestraft wird. Eine entspre-
chende Einschiichterung politischer Gegner des In-
nenministers ware augenscheinlich verfassungs-
widrig.

Ich frage deshalb die Landesregierung:

1. Ist dem betroffenen Polizeibeamten nach Be-
kanntwerden seiner Kandidatur fiir die AfD-Landes-
liste die Versetzung auf eine andere Dienststelle
angekiindigt worden?

2. Wer hat die in Frage 1 genannte Ma3nahme mit
welcher Begriindung veranlasst?

3. Ist die Versetzung wieder rickgangig gemacht
worden, nachdem der betroffene Polizeibeamte er-
klart hat, seine Kandidatur zuriickzuziehen?

4. Sind dem betroffenen Polizeibeamten im Zusam-
menhang mit seiner Kandidatur fir die AfD-Landes-
liste VerstdlRe gegen dienstrechtliche oder sonstige
Regelungen vorzuwerfen, die zur Einleitung eines
Disziplinarverfahrens gefiihrt haben?

Vizeprasidentin Marx:

Fir die Landesregierung antwortet das Ministerium
fur Inneres und Kommunales, Herr Staatssekretar
Gotze.

Gotze, Staatssekretar:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete, die Mindliche Anfra-
ge des Abgeordneten Modller beantworte ich fiir die
Landesregierung wie folgt:

Gestatten Sie mir zunachst eine Vorbemerkung.
Grundsatzlich greifen die durch die Fragestellungen
dieser Mindlichen Anfrage erbetenen Informatio-
nen in das Recht auf informationelle Selbstbestim-
mung des betroffenen Beamten ein. Gemall § 2
Abs. 7 Satz 1 Thuringer Datenschutzgesetz darf die
Landesregierung zwar personenbezogene Daten,
die fir andere Zwecke erhoben worden sind, zur
Beantwortung parlamentarischer Anfragen sowie
zur Vorlage von Unterlagen und Berichten im Rah-
men der Geschaftsordnung des Thiringer Landtags
in dem dafir erforderlichen Umfang verwenden.
Dies gilt jedoch nicht, wenn die Ubermittlung der
Daten wegen ihres streng personlichen Charakters
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fir den Betroffenen unzumutbar ist. Ich verweise
hier auf § 2 Abs. 7 Satz 2 Thiringer Datenschutz-
gesetz. Aus Sicht der Landesregierung sind die er-
betenen Informationen insbesondere mit Blick auf
die Wirkungen einer mit dieser Fragestunde einher-
gehenden Veroffentlichung als streng personlich zu
charakterisieren. In der Gesamtabwagung zwi-
schen dem informationellen Selbstbestimmungs-
recht des Beamten und dem Fragerecht der Abge-
ordneten kann daher eine Beantwortung gemaf Ar-
tikel 67 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 der Thuringer Verfas-
sung im Rahmen der mundlichen Fragestunde nicht
erfolgen. Dabei wurde auch bertcksichtigt, dass wi-
derstreitende Verfassungsrechte, Datenschutz und
Fragerecht des Abgeordneten nach dem Prinzip
praktischer Konkordanz im Konfliktfall zu einem
schonenden Ausgleich zu bringen sind und dabei
beide Rechte in moglichst optimaler Weise verwirk-
licht werden sollen. Um dem Informationsinteresse
der Abgeordneten gleichwohl entsprechen zu kon-
nen, mochte ich zu dem Sachverhalt eine Befas-
sung im Innen- und Kommunalausschuss anregen.

Nun komme ich zur Beantwortung der konkret ge-
stellten Fragen.

Zu Frage 1: Die befristete Umsetzung des betref-
fenden Polizeibeamten innerhalb der Landespoli-
zeiinspektion Erfurt erfolgte entgegen der Frage-
stellung nicht wegen der Kandidatur fir die AfD-
Landesliste. Der Grund war vielmehr eine dienst-
rechtliche Priifung der Aussagen in seiner Rede auf
dem AfD-Parteitag am 27. Oktober 2018 in Pfiffel-
bach, die auszugsweise am gleichen Tag in der
Sendung ,MDR Thiringen Journal® ausgestrahlt
wurde. Darin wurde der Eindruck erweckt, der Be-
amte konnte sein politisches Engagement fiir die
AfD mit seiner bisherigen Tatigkeit als Polizeivoll-
zugsbeamter verknlpft haben, was zunachst den
Verdacht eines VerstoRRes gegen die Pflicht zur par-
teipolitischen Neutralitdt bzw. zur unparteiischen
Amtsfihrung aufkommen lief3.

Zu Frage 2: Hierzu verweise ich auf die Vorbemer-
kungen.

Zu Frage 3: Die Umsetzung wurde zurickgenom-
men, nachdem die in Antwort zu Frage 1 genann-
ten Prifungen abgeschlossen waren und keine
Grinde festgestellt wurden, die einer Weiterver-
wendung des Beamten in seiner bisherigen Funk-
tion entgegenstehen.

Zu Frage 4: Hier méchte ich wiederum auf die Vor-
bemerkungen verweisen und bedanke mich fir Ihre
Aufmerksamkeit.

Vizeprasidentin Marx:

Gibt es Zusatzfragen? Herr Mdller.

Abgeordneter Moéller, AfD:

Ist die Versetzung des Beamten unbefristet erfolgt
oder ist die befristet erfolgt fir den Zeitraum der
Prifung?

Gotze, Staatssekretar:

Die Frage kann ich Ihnen aus dem Kopf nicht be-
antworten. Ich wirde Sie bitten, also wenn Sie von
dem Angebot Gebrauch machen mdchten, das im
Innenausschuss zu beraten, die Frage dort noch
mal aufzuwerfen. Dann kann ich Ihnen gern alles
im Detail beantworten.

Vizeprasidentin Marx:

Gibt es weitere Fragen? Das sehe ich nicht. Der
nachste Fragesteller — wird fiir den nachsten Frage-
steller die Frage von Ihnen, Herr Mdller, Gbernom-
men? — ware Abgeordneter Hocke von der AfD-
Fraktion mit der Drucksache 6/6992 gewesen. Die-
se Frage wird von Herrn Mdller vorgetragen, bitte.

Abgeordneter Moéller, AfD:
Kurzung der Gelder fur Fluchtlingshilfe

Presseberichten zufolge (unter anderem Handels-
blatt online vom 20. Méarz 2019) plant der Bundesfi-
nanzminister, den Beitrag des Bundes zu den
Fluchtlingskosten von derzeit 4,7 Milliarden Euro
pro Jahr bis 2022 auf dann noch 1,3 Milliarden Euro
jahrlich abzusenken.

Ich frage die Landesregierung:

1. In welchem Umfang wirde Thiringen von den
Kirzungen betroffen sein — bitte nach Pauschalen
und zweckorientierten bzw. -gebundenen Zuwei-
sungen aufschlisseln —?

2. Mit welcher Deckungsliicke rechnet die Landes-
regierung angesichts der derzeitigen Haushaltspla-
nung, wenn diese Klrzungspldne umgesetzt wer-
den?

3. Wie sollen die prognostizierten Einnahmeausfalle
nach Auffassung der Landesregierung kompensiert
werden?

Vizeprasidentin Marx:

Fir die Landesregierung antwortet das Finanzmi-
nisterium, Frau Ministerin Taubert.

Taubert, Finanzministerin:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, meine Damen und
Herren Abgeordneten, ich antworte auf die Mandli-
che Anfrage wie folgt:
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Zu Frage 1: Im Jahr 2019 stellt der Bund den Lan-
dern vorbehaltlich der im Herbst 2019 stattfinden-
den Spitzabrechnung Mittel in Hohe von 3,267 Milli-
arden Euro im Rahmen der vertikalen Umsatzsteu-
er im Zusammenhang mit der Asyl- und Flichtlings-
politik zur Verfugung. Hinzu kommt die vollstandige
Erstattung der Kosten der Unterkunft mit Fluchtbe-
zug. Zuletzt waren das rund 1,8 Milliarden Euro.
Die Regierungschefinnen und Regierungschefs der
Lander halten entsprechend dem Beschluss der
Konferenz vom 5. Dezember 2018 eine weitere fi-
nanzielle Beteiligung des Bundes zur Entlastung
der Lander in den Jahren ab 2020 mindestens auf
dem Niveau von 2019 erforderlich. In diesem Sinne
konnte bislang keine Verstandigung mit dem Bund
erzielt werden. Vielmehr hat der Bund bereits im
November 2018 ein Modell vorgelegt, welches eine
pauschale Erstattung pro anerkanntem Flichtling
von insgesamt 16.000 Euro Uber einen Zeitraum
von finf Jahren vorsieht. Ausgehend von der Mo-
dellannahme einer jahrlichen Anerkennung von
78.000 Personen ware, zuzuglich der unstrittigen
Zuweisung fur unbegleitete minderjahrige Flichtlin-
ge in Héhe von 350 Millionen Euro jahrlich, mit ei-
ner rucklaufigen Finanzierungsbeteiligung des Bun-
des auf rund 1,6 Milliarden Euro ab dem Jahr 2022
zu rechnen.

Zu Frage 2: Der Haushaltsentwurf 2020 bertcksich-
tigt hinsichtlich der Veranschlagung von zuséatzli-
chen Einnahmen aus der vertikalen Umsatzsteuer-
verteilung das geltende Recht. In Bezug auf die
Fluchtlingsfinanzierung ab dem Jahr 2020 ist der-
zeit lediglich eine jahrliche Bereitstellung von
350 Millionen Euro fur unbegleitete minderjahrige
Flichtlinge gesetzlich fixiert. Hierfur sind im Entwurf
des Thuringer Landeshaushalts 2020 Einnahmen in
Hohe von rund 9 Millionen Euro in den Umsatzsteu-
ereinnahmen enthalten. Eine Deckungslicke im
Haushaltentwurf 2020 bzw. in der Mittelfristigen Fi-
nanzplanung ist daher nicht zu erwarten.

Bezlglich Frage 3 wird auf die Antwort zu Frage 2
verwiesen.

Vizeprasidentin Marx:

Gibt es Nachfragen? Das ist nicht der Fall. Dann
schliele ich diesen Tagesordnungspunkt und damit
auch die Fragestunde.

Jetzt bitte ich die Parlamentarischen Geschaftsfih-
rer, dafir Sorge zu tragen, dass sich die Range et-
was mehr flllen.

(Zuruf Abg. Blechschmidt, DIE LINKE: Die
Kolleginnen und Kollegen haben gebeten,
drauRen zu wahlen!)

Vielleicht zur Erklarung, gerade fiir die jingeren Zu-
schauer: Die Fragestunde dauert normalerweise et-
was langer. Jetzt fahren wir in der ,normalen Tages-
ordnung“ fort, obwohl natirlich die Fragestunde
auch dazugehort. Wir kommen vereinbarungsge-
maf zum Aufruf des Tagesordnungspunkts 20

Nachwahl von Ersatzmitglie-
dern des erweiterten Gre-
miums nach § 4 des Thiringer
Gesetzes zur Uberpriifung von
Abgeordneten

Wahlvorschlag der Fraktion DIE
LINKE

- Drucksache 6/7000 -

Gemal § 4 des Thiiringer Gesetzes zur Uberpri-
fung von Abgeordneten wird zur Durchfiihrung ei-
ner Einzelfallprifung das Gremium nach § 3 des
Gesetzes erweitert, ein sogenanntes erweitertes
Gremium. Dem erweiterten Gremium gehdren als
stimmberechtigte Mitglieder neben den Mitgliedern
des Vorstands des Landtags sechs weitere Abge-
ordnete und Ersatzmitglieder an. Fur den ausge-
schiedenen Abgeordneten Mike Huster ist ein Er-
satzmitglied zu wahlen. Fur die Wahl als Ersatzmit-
glied ist die Mehrheit der Mitglieder des Landtags —
46 Stimmen — notwendig. Der Wahlvorschlag der
Fraktion Die Linke liegt lhnen in der Drucksache
6/7000 vor. Erneut vorgeschlagen wurde der Abge-
ordnete Steffen Harzer. Wird dazu eine Aussprache
gewlinscht? Das sehe ich nicht.

Gemal § 46 Abs. 2 der Geschaftsordnung kann bei
Wahlen durch Handzeichen abgestimmt werden,
wenn kein Mitglied des Landtags widerspricht. Gibt
es Widerspruch gegen eine offene Abstimmung?
Ja, es gibt Widerspruch, dann muss schriftlich ge-
wahlt werden. Dann findet eine geheime Wahl statt.
Dazu wird wie folgt verfahren, ich erlautere Ihnen
den Stimmzettel. Fir die Wahl erhalt jede Abgeord-
nete und jeder Abgeordneter einen Stimmzettel. Es
kann entweder Ja oder Nein oder Enthaltung ange-
kreuzt werden. Als Wahlhelfer berufe ich die Abge-
ordneten Rosin, Engel und Kobelt und bitte sie, ihre
Platze als Wahlhelfer einzunehmen. Dann kann ich
die Wahlhandlung eréffnen und bitte die Schriftfiih-
rer, die Namen zu verlesen.

Abgeordneter Schaft, DIE LINKE:

Dirk Adams, Dagmar Becker, Sabine Berninger, An-
dré Blechschmidt, Andreas Buhl, Birgit Diezel, Stef-
fen Dittes, Volker Emde, Kati Engel, Wolfgang Fied-
ler, Kristin FloBmann, Joérg Geibert, Siegfried
Gentele, Manfred Grob, Stefan Gruhner, Ronald
Hande, Dr. Thomas Hartung, Steffen Harzer, Dieter
Hausold, Oskar Helmerich, Madeleine Henfling,
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Jorg Henke, Susanne Hennig-Wellsow, Corinna
Herold, Christian Herrgott, Matthias Hey, Michael
Heym, Bjérn Hocke, Gudrun Holbe, Elke Holzapfel,
Margit Jung, Ralf Kalich, Jérg Kellner, Olaf Kielling,
Roberto Kobelt, Dr. Thadaus Koénig, Katharina Koé-
nig-Preuss, Knut Korschewsky, Maik Kowalleck,
Rainer Krauter, Jens Krumpe, Jorg Kubitzki, Tilo
Kummer, Frank Kuschel, Annette Lehmann, Diana
Lehmann, Ina Leukefeld, Christine Lieberknecht.

Abgeordneter Biihl, CDU:

Christina Liebetrau, Ute Lukasch, Dr. Gudrun Lukin,
Marcus Malsch, Dr. Iris Martin-Gehl, Dorothea
Marx, Beate Meillner, Katja Mitteldorf, Mike
Mohring, Stefan Mdller, Eleonore Muhlbauer, Wieb-
ke Muhsal, Anja Mduller, Olaf Mdaller, Birgit Pelke,
Babett Pfefferlein, Dr. Werner Pidde, Egon Primas,
Jurgen Reinholz, Klaus Rietschel, Marion Rosin,
Astrid Rothe-Beinlich, Thomas Rudy, Christian
Schaft, Claudia Scheerschmidt, Manfred Scherer,
Dr. Johanna Scheringer-Wright, Simone Schulze,
Diana Skibbe, Karola Stange, Christina Tasch, Hei-
ke Taubert, Jérg Thamm, Christian Tischner,
Prof. Mario Voigt, Marit Wagler, Raymond Walk,
Frank Warnecke, Herbert Wirkner, Torsten Wolf,
Henry Worm, Gerold Wucherpfennig, Christoph
Zippel.

Vizepréasidentin Marx:

Hatten alle Kolleginnen und Kollegen die Gelegen-
heit zur Stimmabgabe? Die Schriftfiihrer missen
noch wahlen. — Dann schlie®e ich hiermit die Wahl-
handlung und bitte ...

(Zwischenruf Abg. Mdller, DIE LINKE: Nein,
nein, nein — ich will noch!)

Nein, noch nicht.
(Unruhe CDU)

Na dann! — Ich hatte den Satz noch nicht beendet.
Kann der Kollegin noch ein Stimmzettel ausgehan-
digt werden? Ich hatte den Satz noch nicht been-
det.

Aber jetzt schlie®e ich die Wahlhandlung und bitte
um Auszahlung der Stimmen.

Dann gebe ich das Ergebnis bekannt: abgegebene
Stimmzettel 82, unglltige Stimmzettel null, gultige
Stimmzettel 82. Mit Ja haben gestimmt 46 Abge-
ordnete, mit Nein 36, enthalten hat sich niemand.
Damit ist die Mehrheit der Mitglieder des Landtags
erreicht.

(Beifall DIE LINKE)

Herr Harzer, ich gratuliere lhnen und nehme an,
dass Sie die Wahl annehmen.

(Zuruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Ja!)

Das wird bejaht, dann schliele ich diesen Tages-
ordnungspunkt und wir kommen zum Aufruf des Ta-
gesordnungspunkts 21

Wahl von Mitgliedern und de-
ren Vertretern des Richterwahl-
ausschusses nach § 51 des
Thiringer Richter- und Staats-
anwaltegesetzes sowie Wahl
der Mitglieder und deren Ver-
tretern des Staatsanwaltswahi-
ausschusses nach § 66 des
Thiringer Richter- und Staats-
anwaltegesetzes

Wabhlvorschlag der Fraktion der
AfD

- Drucksache 6/6879 -
Wabhlvorschlage der Fraktionen
der CDU, DIE LINKE, der SPD
und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
- Drucksachen 6/7002/7003 -

Am 1. Januar 2019 ist das Thuringer Richter- und
Staatsanwaltegesetz in Kraft getreten und hat damit
das Thiringer Richtergesetz abgelost. Nach der
Ubergangsbestimmung in § 100 Abs. 1 Nr. 1 und 3
des Thiringer Richter- und Staatsanwaltegesetzes
ist spatestens sechs Monate nach dem Inkrafttreten
des Gesetzes der Richterwahlausschuss neu und
der Staatsanwaltschaftswahlausschuss erstmals zu
bilden.

Um dem Anliegen des Gesetzes gerecht zu werden
und Dopplungen auch bei diesem Wahlverfahren
zu vermeiden, erldutere ich zunachst die gemeinsa-
men Rechtsgrundlagen, ehe wir zur getrennten
Wahl der beiden Wahlausschiisse kommen.

Sowohl der Richterwahlausschuss als auch der
Staatsanwaltschaftswahlausschuss besteht aus je-
weils 15 Mitgliedern, darunter jeweils zehn Abge-
ordnete des Landtags. Flr jedes Mitglied ist ein
Vertreter zu wahlen. Gemal § 52 bzw. § 65 Abs. 2
in Verbindung mit § 52 des Thiringer Richter- und
Staatsanwaltegesetzes werden die dem Landtag
angehdrenden Mitglieder des Richterwahlaus-
schusses und die des Staatsanwaltschaftswahlaus-
schusses sowie deren Vertreter vom Landtag je-
weils mit Zweidrittelmehrheit gewahlt. Jede Land-
tagsfraktion muss mit mindestens einem Abgeord-
neten in den beiden Wahlausschissen vertreten
sein. Wir wahlen nun zuerst die Mitglieder des
Richterwahlausschusses und deren Vertreter. Der
gemeinsame Wahlvorschlag der Fraktionen der
CDU, Die Linke, der SPD und Biindnis 90/Die Gri-
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nen liegt Ihnen in Drucksache 6/7002 vor. Die Frak-
tion der AfD hat keinen Wahlvorschlag eingereicht.

Wird eine Aussprache zu diesem Wahlvorgang ge-
winscht? Das sehe ich nicht. GemaR § 46 Abs. 2
der Geschéftsordnung kann bei Wahlen durch
Handzeichen abgestimmt werden, wenn kein Mit-
glied des Landtags widerspricht. Gibt es Wider-
spruch? Das sehe ich nicht, dann kann durch
Handzeichen Uber diesen Wahlvorschlag abge-
stimmt werden. Wer stimmt diesem Wahlvorschlag
zu? Das sind die Stimmen der Koalitionsfraktionen,
die Stimmen der CDU-Fraktion und die Stimmen
der AfD-Fraktion. Gibt es Gegenstimmen? Gibt es
Enthaltungen? Das sehe ich nicht, damit ist die
Zweidrittelmehrheit erreicht.

Ich gratuliere lhnen allen und gehe davon aus,
dass Sie die Wahl annehmen. — Wenn jetzt keiner
widerspricht, ist das gesammelt so festgestellt.

Dann kommen wir zum zweiten Teil des Wahlvor-
gangs: Wahl von Mitgliedern und deren Vertretern
des Staatsanwaltswahlausschusses. Der Wahlvor-
schlag der Fraktion der AfD liegt Ihnen in Drucksa-
che 6/6879 vor, wobei kein Vorschlag fir ein stell-
vertretendes Mitglied unterbreitet wurde. Der ge-
meinsame Wahlvorschlag der Fraktionen der CDU,
Die Linke, der SPD und Bindnis 90/Die Griinen
liegt Ihnen in Drucksache 6/7003 vor.

Wird hierzu eine Aussprache gewilinscht? Das sehe
ich nicht. Wir stimmen der Reihe nach, zuerst Uber
den Wahlvorschlag der Fraktion der AfD ab. Da-
nach erfolgt die Abstimmung Uber den gemeinsa-
men Wahlvorschlag der Fraktionen der CDU, Die
Linke, der SPD und Biindnis 90/Die Griinen.

Gemal § 46 Abs. 2 der Geschaftsordnung kann bei
Wahlen durch Handzeichen abgestimmt werden,
wenn kein Mitglied des Landtags widerspricht. Gibt
es Widerspruch? Es gibt einen Widerspruch. Dann
muss geheim gewahlt werden.

Dazu wird wie folgt verfahren, ich erlautere den
Stimmzettel: FlUr die beiden Wahlen, die wir dann
gemeinsam durchflhren werden, liegen farblich un-
terschiedliche Stimmzettel vor. Der Wahlschein fir
den Wahlvorschlag der Fraktion der AfD in Druck-
sache 6/6879 ist gelb und der Wahlschein fir den
gemeinsamen Wahlvorschlag der Fraktionen der
CDU, Die Linke, der SPD und Bindnis 90/Die Gri-
nen in Drucksache 6/7003 ist weild. Sie erhalten al-
so jetzt gleich einen gelben und einen weil3en
Stimmzettel. Auf jedem der beiden Stimmzettel ha-
ben Sie die Mdglichkeit mit ,Ja“, ,Nein“ oder ,Ent-
haltung“ zu stimmen.

Als Wahlhelfer berufe ich die Abgeordneten Rosin,
Engel und Kobelt und bitte sie, ihre Platze einzu-

nehmen. Ich eréffne die Wahlhandlung und bitte die
Schriftflhrer, die Namen zu verlesen.

Abgeordneter Schaft, DIE LINKE:

Dirk Adams, Dagmar Becker, Sabine Berninger, An-
dré Blechschmidt, Andreas Buhl, Birgit Diezel, Stef-
fen Dittes, Volker Emde, Kati Engel, Wolfgang Fied-
ler, Kristin FloBmann, Joérg Geibert, Siegfried
Gentele, Manfred Grob, Stefan Gruhner, Ronald
Hande, Dr. Thomas Hartung, Steffen Harzer, Dieter
Hausold, Oskar Helmerich, Madeleine Henfling,
Jorg Henke, Susanne Hennig-Wellsow, Corinna
Herold, Christian Herrgott, Matthias Hey, Michael
Heym, Bjérn Hocke, Gudrun Holbe, Elke Holzapfel,
Margit Jung, Ralf Kalich, Jérg Kellner, Olaf Kielling,
Roberto Kobelt, Dr. Thaddus Kénig, Katharina Ko-
nig-Preuss, Knut Korschewsky, Maik Kowalleck,
Rainer Krauter, Jens Krumpe, Jorg Kubitzki, Tilo
Kummer, Frank Kuschel, Annette Lehmann, Diana
Lehmann, Ina Leukefeld, Christine Lieberknecht.

Abgeordneter Biihl, CDU:

Christina Liebetrau, Ute Lukasch, Dr. Gudrun Lukin,
Marcus Malsch, Dr. Iris Martin-Gehl, Dorothea
Marx, Beate MeilBner, Katja Mitteldorf, Mike
Mohring, Stefan Mdller, Eleonore Mihlbauer, Wieb-
ke Muhsal, Anja Miller, Olaf Mdiller, Birgit Pelke,
Babett Pfefferlein, Dr. Werner Pidde, Egon Primas,
Jurgen Reinholz, Klaus Rietschel, Marion Rosin,
Astrid Rothe-Beinlich, Thomas Rudy, Christian
Schaft, Claudia Scheerschmidt, Manfred Scherer,
Dr. Johanna Scheringer-Wright, Simone Schulze,
Diana Skibbe, Karola Stange, Christina Tasch, Hei-
ke Taubert, Jorg Thamm, Christian Tischner,
Prof. Dr. Mario Voigt, Marit Wagler, Raymond Walk,
Frank Warnecke, Herbert Wirkner, Torsten Wolf,
Henry Worm, Gerold Wucherpfennig, Christoph
Zippel.

Vizeprasidentin Marx:

Gibt es jetzt noch Nachziigler? Das sehe ich nicht.
Dann lese ich jetzt den Satz insgesamt vor: Ich
schliele die Wahlhandlung und bitte um Auszah-
lung der Stimmen.

Ich gebe das Wahlergebnis der Wahlvorschlage be-
kannt, zunadchst das Wahlergebnis des Wahlvor-
schlags der Fraktion der AfD: Es wurden 80 Stimm-
zettel abgegeben. Davon waren auch alle gultig.
Auf den Wahlvorschlag der Fraktion der AfD in der
Drucksache 6/6879 entfielen 33 Jastimmen,
41 Neinstimmen und 6 Enthaltungen. Damit ist die
Zweidrittelmehrheit nicht erreicht.

Beim gemeinsamen Wahlvorschlag der Fraktionen
der CDU, Die Linke, der SPD und Biindnis 90/Die
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Grinen in der Drucksache 6/7003 wurde folgendes
Ergebnis erzielt: Abgegebene Stimmen 80, ungiiltig
davon 1 Stimmzettel, gultige Stimmzettel 79. Mit Ja
haben 69, mit Nein 7 gestimmt und es gab 3 Ent-
haltungen. In diesem Fall ist die Zweidrittelmehrheit
erreicht.

Ich frage die AfD, ob sie einen zweiten Wahlgang
winscht. Das ist nicht der Fall. Damit gratuliere ich
den gewahlten Mitgliedern und Vertretern und gehe
auch hier davon aus, dass sie die Wahl annehmen.
Ich sehe keinen Widerspruch. Damit schlieRe ich
diesen Tagesordnungspunkt.

Vereinbarungsgemafl kommen wir jetzt zum Aufruf
des Tagesordnungspunkts 19

Beratung des Zwischenbe-
richts des Untersuchungsaus-
schusses 6/3 ,,Moglicher Amts-
missbrauch®
Beschluss des Landtags
Nummer 2
- Drucksache 6/6124 -
dazu: Mdgliches Fehlverhalten
der Thuringer Landesre-
gierung in der Lauinger-Af-
fare
- Drucksache 6/6990 -

Vor der Aussprache erteile ich dem Vorsitzenden
des Untersuchungsausschusses 6/3, Herrn Abge-
ordneten Korschewsky, das Wort. Herr Korschew-
sky, bitte.

Abgeordneter Korschewsky, DIE LINKE:

Frau Prasidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren, sehr geehrte Besucherinnen und Besucher
auf der Tribine und am Livestream! Zunachst zum
vorliegenden Zwischenbericht: Der heute vorliegen-
de Zwischenbericht wurde am 26. Februar 2019 mit
Mehrheit des Ausschusses beschlossen und am
22. Marz offiziell der Offentlichkeit (ibergeben und
damit auch dem Landtag zugeleitet. Der Untersu-
chungsausschuss 6/3 ,Moglicher Amtsmissbrauch®
wurde mit Beschluss des Landtags vom 29.09.2016
auf Antrag der CDU-Fraktion eingesetzt. Vorausge-
gangen war ab August 2016 eine Pressebericht-
erstattung, in der unterstellt wurde, dass der Thurin-
ger Minister fir Migration, Justiz und Verbraucher-
schutz Dieter Lauinger sein Amt fir private Zwecke
missbraucht habe und damit die Befreiung seines
Sohnes von der Besonderen Leistungsfeststellung
— BLF — erreicht habe.

Die Berichterstattung erfuhr grof3e regionale und
Uberregionale Resonanz, welche neben einer priva-
ten Pressekonferenz der Familie Lauinger auch in

einer parlamentarischen Befassung mindete. Ne-
ben einer Kleinen Anfrage wurden zwei Antrage
von CDU und AfD eingereicht und die Landesregie-
rung beantragte, in einer gemeinsamen Sitzung des
Ausschusses fur Bildung, Jugend und Sport und
des Ausschusses fiir Migration, Justiz und Verbrau-
cherschutz Bericht zu erstatten. Diese Sitzung fand
am 23. August 2016 statt. Die Landesregierung be-
richtete umfassend von den Vorkommnissen, die
mit der Befreiung des Sohnes des Justizministers
von der BLF zusammenhingen. Einen Tag spater
fand auflerdem ein Sonderplenum statt, welches
sich ebenfalls der Thematik widmete. Dem folgte
am 21. September 2016 ein Antrag von Mitgliedern
der CDU-Fraktion auf Einsetzung eines Untersu-
chungsausschusses, welcher sich nach dem oben
genannten Beschluss am 21. November 2016 kon-
stituierte.

Mittlerweile hat der Ausschuss 25 Mal getagt und
dabei uber 130 Zeuginnen und Zeugen vernom-
men, einige von ihnen auch mehrfach. 13 Sitzun-
gen befassten sich hierbei mit der Aktenvollstandig-
keit. Zehn Sitzungen befassten sich mit der eigent-
lichen Abarbeitung des Untersuchungsauftrags. Ei-
ne Sitzung war den dann auch in der Presse the-
matisierten Antrdgen von Zeugen auf Betroffenen-
status vorbehalten. Dazu, meine sehr geehrten Da-
men und Herren, werde ich spater noch etwas aus-
fuhren.

Einbezogen in den Zwischenbericht wurden die Sit-
zungen bis zum August 2018, also insgesamt
18 Sitzungen. Auf die einzelnen Ergebnisse dieser
18 Sitzungen werde ich nun naher eingehen. De-
tailliertere Ausfihrungen kénnen dem nun auch
veroffentlichten Bericht entnommen werden, Sie
brauchen also keine Sorge haben, dass ich hier die
knapp 380 Seiten vorlesen werde.

Aber zunachst einmal zur Aktenvollstandigkeit und
zur Aktenauthentizitat. Meine sehr geehrten Damen
und Herren, hier kann ich es nicht verhehlen zu sa-
gen, dass hier der Ausschuss teilweise behindert
war und teilweise eine schwere Arbeit hatte, da
mehrere Lieferungen aus unterschiedlichen Minis-
terien angefordert werden mussten, um zu einer
klaren Ubersicht tber die vorhandenen Akten zu
gelangen. Das hat die Arbeit des Ausschusses er-
heblich erschwert und meiner Meinung nach auch
in die Lange gezogen. Zur besseren Nutzung aller
Akten wurde durch die Landtagsverwaltung eine Di-
gitalisierung vorgenommen und den Abgeordneten
zur Verfigung gestellt.

Zur Aktenvollstandigkeit, -klarheit und -wahrheit ist
besonders ein Aspekt zu benennen, welcher auch
schon in der Presse Anklang gefunden hat — die
Frage der Presse werde ich heute noch o&fter aufru-
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fen. Es handelt sich um die Herkunft des sogenann-
ten braunen Papiers mit der Zeugnisformulierung,
welches nachtraglich nach bereits vollzogenen Ak-
tenlieferungen vom Abteilungsleiter 2 des Bildungs-
ministeriums beigebracht wurde verbunden mit ei-
ner Aussage, er habe es von Ministerin Klaubert er-
halten.

Diese Frage des ,braunen Papiers® wurde auch im
Untersuchungskomplex IV des Ausschusses noch
einmal aufgegriffen und wird von den Ausschuss-
mitgliedern wie folgt beantwortet: Die Darstellung
des Abteilungsleiters kann bislang weder von Zeu-
gen noch durch Spezifika der Aufschrift oder des
Papiers selbst bestatigt werden. Die Formulierung
auf dem braunen Papier selbst entstammt dem Be-
scheid der Schule und war allen relevanten Perso-
nen bekannt. Nach Aussage der Zeugin Klaubert
und ersichtlich aus der Aktenlage beruhte der
Textinhalt auf einer zuvor getroffenen Entscheidung
der Hausleitung. Der Ausschuss hat hier festge-
stellt, dass eine Zuordnung des Papiers nicht mog-
lich ist, die Formulierung selbst ist dem Bescheid
der Schule entnommen.

Zum ersten Untersuchungskomplex: Der erste
Komplex befasste sich mit der Antragstellung und
der Entscheidung der Schule des Sohnes von Mi-
nister Lauinger. Wenn man so will, begann hier eine
Serie unsauberen Verwaltungshandelns, welches
sich bis in das Bildungsministerium fortsetzte. Dies
beginnt damit, dass ein mindlicher Antrag auf Be-
freiung vom Unterricht in die Klassenkonferenz ein-
gebracht wurde, obwohl es hierfiir eines schriftli-
chen Antrags bedurft hatte, der dann vor Ausferti-
gung des Bescheids von den Eltern nachgereicht
wurde. Die Klassenkonferenz entschied auf mindli-
chen Antrag auf Grundlage der Leistungen des
Schiilers einstimmig, dass die Genehmigung eines
Auslandsaufenthalts und eine darauffolgende Ver-
setzung in die Klasse 11 zu erteilen sei. Bezlglich
des zuerst nur mindlichen Antrags fihrten Verant-
wortliche der Schule vor dem Ausschuss aus, dass
es durchaus vorkomme, dass Antrage, die in zeitli-
cher Nahe zu Klassenkonferenzen erfolgen, auch
mundlich eingebracht werden kdnnten.

Die mindliche Antragstellung ist als Formfehler zu
werten, scheint aber einer gangigen Praxis im
Schulalltag entsprochen zu haben. Hierzu kommt
allerdings, dass die Schule uber einen Sachverhalt
entschied, Uber den der Schultrager hatte entschei-
den missen, bestenfalls sogar unter Einbeziehung
von Schulamt oder Ministerium. Die Schule héatte
sich laut Schulordnung des Bistums Erfurt bei einer
Befreiung von langer als 15 Tagen an die Schulab-
teilung des Bischdflichen Ordinariats wenden mus-

sen, welches dann Uber die Befreiung hatte ent-
scheiden mussen.

Hinzu kommt, dass es sich nicht um einen einfa-
chen Befreiungs- oder Beurlaubungssachverhalt
handelte, sondern ebenso um die Nichtteilnahme
an der BLF und die Versetzung in die Klasse 11. Im
Bereich von Versetzungen, Prifungen und Zeugnis-
sen mussen sich Schulen in freier Tragerschaft an
der staatlichen Schulgesetzgebung orientieren.
Dies ist hier aus meiner Sicht nicht erfolgt. Der Aus-
schuss fuhrt dies insbesondere auf eine mangelhaf-
te Kenntnis der schulgesetzlichen Regelungen auf-
seiten der Schule zurtick. Dies ist auch dem Schul-
trager, also dem Bistum Erfurt, anzulasten, welches
die Schulaufsicht Uber die Schule fuhrte und bis zu
dem hier in Rede stehenden Vorgang in keinem
einzigen Fall mit Befreiungstatbestdnden befasst
worden war, obwohl die Schulordnung des Bistums
dieses Jahr Befreiungen Uber 15 Tage als verpflich-
tend vorsieht. Es ist, meine sehr geehrten Damen
und Herren, lebensfremd anzunehmen, dass dies
die erste Befreiung von der Schulpflicht war, die
langer als 15 Tage wahrte. Der Schulabteilung des
bischoflichen Ordinariats wird darum attestiert, dass
sie hier ihren schulaufsichtlichen Pflichten, vor al-
lem ihren Informationspflichten zur Schulgesetzge-
bung nicht nachgekommen ist. Auch die Schule ist
ihren aus der Schulordnung des Bistums erwachse-
nen Pflichten nicht nachgekommen und war sich
dessen nicht einmal vollumfanglich bewusst, da
den Schulen des Bistums Erfurt die Schulordnung
offensichtlich nicht vorlag.

Allerdings — ich will das hier betonen — ist positiv zu
bewerten, dass sowohl Schule als auch Schultrager
Versaumnisse selbst einraumten und diesen mittler-
weile auch abgeholfen haben. Den bereits benann-
ten Unsicherheiten aufseiten der Schule ist es auch
zu verdanken, dass sich die Schule stattdessen an
das Staatliche Schulamt Mittelthiiringen wendete,
da man es als zustandig erachtete. Das Staatliche
Schulamt wurde nach Auffassung des Ausschusses
in unverbindlicher Form mit dem Vorgang befasst.
Der Anfrage der Schule waren keine konkreten In-
formationen durch die Schule beigegeben worden.
Es handelte sich deshalb mitnichten um einen An-
trag. Infolgedessen sah sich der zustandige Refe-
rent des Schulamts auch nur zu einer unverbindli-
chen Antwort veranlasst, wie er sie nach eigener
Aussage taglich mehrfach erteilt. Er zitierte aber
dennoch vollumfanglich die Ziffer 13 der Durchfiih-
rungsbestimmungen, auf deren Grundlage dann
auch der Bescheid an die Eltern des betreffenden
Schilers erfolgte. Die Antwort des Schulamts mit
der Formulierung, dass der Absatz 3 der Ziffer 13
der Durchflihrungsbestimmungen im Ausnahmefall
Anwendung finden kénnte, werteten Schulleiter und
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Oberstufenleiter nach eigenen Aussagen so, dass
eine Genehmigung des Auslandsaufenthalts mog-
lich sei und der Schulgesetzgebung Genlge getan
sei.

Daraufhin wurde die Familie kontaktiert und diese
darauf hingewiesen, dass ein schriftlicher Antrag
gestellt werden musse, was Frau Lauinger am
23. November 2015 auch tat. Diesem Antrag wurde
am 10.12.2015 seitens der Schule durch einen Be-
scheid stattgegeben, der vom Ausschuss als
rechtswidrig, aber bestandskraftig eingeschatzt
wird.

Damit folgt der Ausschuss den Bewertungen der im
Ministerium und Schulamt tatigen Juristen. Dem
Bescheid der Schule kam in der Ausschussarbeit
groRe Bedeutung zu. Dies resultiert zum einen aus
dem nicht eindeutigen Regelungsgehalt desselben,
vor allem aber aus der unkorrekten Zitierung der
Ziffer 13 der Durchfiihrungsbestimmungen, und
dies, obwohl das Staatliche Schulamt diese korrekt
Ubermittelt hatte. Die Bescheidersteller gaben hier-
zu an, den Verordnungstext auf die tatsachliche Si-
tuation angepasst zu haben. Sie raumten dies als
Fehler ein und begrindeten ihr Verhalten unter an-
derem damit, den Sinngehalt nicht verandert zu ha-
ben und noch nie in so einer Situation gewesen zu
sein, eine Rechtsvorschrift zitieren zu missen. Der
Ausschuss stellte auch hier einen deutlichen Ver-
fahrensfehler und fehlende Kenntnisse der ein-
schlagigen Rechtslage fest. Wie bereits erwahnt,
hat das bischofliche Ordinariat hier bereits Abhilfe
geschaffen und die Zusammenarbeit mit den
Schulen vor allem im Fall der Unsicherheit in der
Auslegung der Schulgesetzgebung gestarkt.

In diesem Kontext stellt sich als zentrale Frage her-
aus, inwieweit diesem Bescheid Vertrauensschutz
im Sinne des § 48 Verwaltungsverfahrensgesetz
zugebilligt werden muss. Hierbei wurde themati-
siert, ob einem Juristen wie Minister Lauinger im
Fall eines rechtswidrigen Verwaltungsakts Vertrau-
ensschutz eingeraumt werden kann. Hierzu stellte
der Ausschuss fest, dass Minister Lauinger sowohl
nach Aktenlage als auch nach Aussagen der betei-
ligten Personen nicht in das Antragsprozedere in-
volviert war und sich erst einschaltete, als die
Schule der Familie mitteilte, dass ihr Sohn kein
Zeugnis erhalten wirde. Der in das Antragsverfah-
ren involvierten Mutter des Schilers kdnnen die fur
Schultrager und Schule festgestellten Versaumnis-
se und Verfahrensfehler nicht angelastet werden,
da sie in einem berechtigten Vertrauen auf die
Kompetenz der handelnden Behdrden agierte.

Der Untersuchungskomplex | — als Zusammenfas-
sung — stellt sich gemessen am Untersuchungsauf-
trag als ausermittelt dar.

Zum Untersuchungskomplex II: Der zweite Untersu-
chungskomplex behandelte die Frage der Entschei-
dung des Thuiringer Ministeriums fir Bildung, Ju-
gend und Sport im Mai 2016. Anfang Mai 2016 er-
fuhr das TMBJS durch die Beschwerde des Vaters
eines Mitschilers von dem Vorgang. Der Vater gab
an, dass seinem Antrag auf Freistellung von der
BLF durch das Staatliche Schulamt Mittelthiringen
nicht stattgegeben worden sei, weshalb er sich nun
direkt an das Bildungsministerium wendete. In die-
sem Kontext flhrte er auch an, dass ein Mitschuler
seines Sohnes eine entsprechende Ausnahmege-
nehmigung erhalten hatte. Damit setzte sich im Bil-
dungsministerium fort, was in der Schule und bei
dem Schultrager bereits begonnen hatte. Dies be-
ginnt mit den Unsicherheiten in der Verortung der
Zustandigkeit fir die Schule in freier Tragerschaft.

Im Bildungsministerium gab es mit dem Referat 26
ein Referat, welches fir Schulen in freier Trager-
schaft die Verantwortung trug. Dieses Referat wur-
de von einer Juristin geleitet, welche allerdings
mehrfach vortrug, flr die rechtliche Bewertung in
diesem Fall nicht zustédndig gewesen zu sein. Sie
verwies auf einen Referatsleiter des Referates 25,
ebenfalls einen Juristen, welcher wiederum schil-
derte, nur fir die Rechtsfragen staatlicher Schulen
zustandig zu sein, und die vollumfangliche Zustan-
digkeit zuriick an die vorgenannte Referatsleiterin
verwies.

Ahnliche Zustandigkeitsunsicherheiten bestanden
offenbar auch zwischen dem Staatlichen Schulamt
und dem Ministerium. Wahrend das Staatliche
Schulamt darauf hinwies, dass das Ministerium zu-
standig sei, sagte die zustandige Referatsleiterin im
Ministerium aus, das Schulamt sei zustandig gewe-
sen. Damit entsteht faktisch eine geflihlte Nicht-Zu-
standigkeit der verschiedenen Stellen, die Proble-
me hinsichtlich einer moglichen Lésung formlich
herausforderte.

Nachdem die Abteilung 2 des Bildungsministeriums
von dem Vorgang um den Sohn des Justizministers
erfahren hatte, begann sie Erkundigungen einzuzie-
hen. Sie wendete sich daftr sowohl an den Schul-
trager als auch an das Staatliche Schulamt Mittel-
thiringen, von dem die beteiligten Ministerialbeam-
ten des Bildungsministeriums aussagten, dass es
vorrangig zustandig gewesen sei. Doch noch bevor
eine Antwort des Schulamts Uberhaupt erfolgt war,
wurden die bislang bekannten Informationen der
Hausleitung mit einem Verfahrensvorschlag zuge-
leitet und eine Entscheidung der Hausleitung erbe-
ten. Daruber hinaus fehlten hier auch noch wesent-
liche Unterlagen wie das Protokoll der Klassenkon-
ferenz. Es lag mithin weder ein schlissiges Ge-
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samtbild vor, noch konnte eine ordnungsgemale
Prifung erfolgt sein.

Es ist mithin sehr kritisch zu sehen, auf welcher
sachlichen Grundlage die Leitungsebene informiert
wurde und auf welcher Grundlage dann auch die
Entscheidung der Leitungsebene des TMBJS er-
folgte, dass beide Schuler gleich zu behandeln sei-
en und die BLF zu absolvieren haben. Dazu wurde
ein Vermerk verfasst, in dem selbst sogar benannt
wird, dass Genaueres noch zu ermitteln sei. Es
sagten mehrere beteiligte Beamten aus, der Vor-
gang sei nicht ausermittelt gewesen, und ein Beam-
ter stellte fest, dass Feststellungen fehl am Platz
gewesen seien, solange man nicht Uber die gesam-
te Aktenlage verfugt habe.

Dieser Vermerk vom 14.05.2016 wird mithin offen-
sichtlich von einigen beteiligten Beamten selbst und
letztlich auch vom Ausschuss nicht als die tragfahi-
ge Entscheidungsgrundlage gewertet, als die sie
stets dargestellt worden war. Besonders waren der
Leitungsebene wesentliche Unterlagen zum Vor-
gang selbst nicht zur Kenntnis gebracht worden.
Dies betrifft den Antrag der Mutter, das Protokoll
der Klassenkonferenz und den Bescheid der
Schule.

Die von einigen Zeugen als Begriindung angefiihrte
Eilbedurftigkeit wird vom Ausschuss verneint, da
sich der Schiler bereits im Ausland befand und
auch nicht vor Ende des Schuljahres zurtickgekehrt
ware. Zwischen dem Vermerk vom 13.05.2016 und
der Rickkehr des Schilers lagen zwei Monate. Die
Argumentation, dass ein Zeugnis zwingend hatte
ausgestellt werden missen, tragt ebenfalls nicht,
da befasste Mitarbeiter an anderer Stelle erklarten,
dass es moglich sei, Zeugnisse zurtckzudatieren,
damit Schilern keine Nachteile erwachsen.

Die Eilbedirftigkeit kann nur aus dem Fall des
zweiten Schiilers erwachsen sein. Der Ausschuss
hat diesbezlglich festgestellt, dass der Vermerk
vom 13.05.2016 vorrangig diesem Schiiler gegolten
haben muss, was sich auch daraus ergibt, dass fur
diesen auf zusatzliche Informationen in Form von
Anhangen konkret im Vermerk hingewiesen wird.
Damit erklaren sich auch die fehlenden Unterlagen
fir den Fall des Sohnes von Minister Lauinger.
Nach Wahrnahme des Ausschusses sollte fir den
Schiiler gleich mit entschieden werden, wie es auch
ein Mitarbeiter der Abteilung 2 formulierte. Es sollte
nach dem Gleichheitsgrundsatz fiir beide Schiiler
gleich entschieden werden. Nach Auffassung des
Ausschusses Uberwiegt indes die Ungleichheit der
beiden Falle, da im Fall des Sohnes von Minister
Lauinger ein Antrag der Eltern, eine zustimmende
Befassung der Klassenkonferenz und ein Bescheid
der Schule vorlagen. AuRerdem differierten die

Griinde fir die erbetene Befreiung dergestalt, dass
im Fall des zweiten Schulers auch der § 49 Thurin-
ger Schulgesetz infrage gekommen ware. Wesent-
lich Ungleiches darf jedoch nicht gleich behandelt
werden, wie das Bundesverfassungsgericht in ver-
schiedenen Urteilen geurteilt hat, zum Beispiel Bun-
desverfassungsgericht, Beschluss des Ersten Se-
nats vom 7. Februar 2012, Aktenzei-
chen 1 BvL 14/07. In Anbetracht der hier benann-
ten Fakten sind der urspriingliche Vermerk und da-
mit auch die erste Entscheidung der Leitungsebene
deutlich als vorlaufig zu charakterisieren, da we-
sentliche Fakten nicht vorlagen. Besonders kritisch
aber wertete der Ausschuss die fehlende Rucknah-
me des Bescheids, die zwingend aus den Vorgan-
gen im Mai 2016 hatte folgen muissen, um es der
betroffenen Familie zu erméglichen, den Rechts-
weg zu beschreiten, der ausdricklich — das will ich
noch mal betonen — firr jeden Blrger dieses Lan-
des, ungeachtet seines Ansehens, offensteht.

(Beifall DIE LINKE)

Warum diese Ricknahme nicht erfolgte, kann mit
den nicht klaren Zustandigkeiten der verschiedenen
damit befassten Beamten erklart werden, aber auch
mit der Unsicherheit in der Frage, in welcher Form
und Deutlichkeit Anweisungen zu erteilen sind. Der
Ausschuss geht letztlich davon aus, dass die Rick-
nahme des Bescheids durch das Ministerium ge-
genuber dem Schultrager angewiesen hatten wer-
den missen, und zwar — das betone ich noch ein-
mal — in schriftlicher Form.

Ein zum jetzigen Stand wesentlicher Aspekt dieses
Untersuchungskomplexes war auch die Frage,
wann der damaligen Ministerin Klaubert der Name
des Schiulers bekannt war. Hintergrund war, in wel-
chem Kontext die Ministerin ihre Entscheidung ge-
troffen hatte. Der Abgeordnete Geibert stellte dies-
beziglich eine uneidliche Falschaussage der Minis-
terin in den Raum, da es in einer Sitzung die Aus-
sage gab, sie hatte den Namen im Mai bewusst
und ein anderes Mal im Juni gekannt. Unter Rick-
griff auf die entsprechenden Protokolle stellte sich
allerdings heraus, dass zwei verschiedene Sach-
verhalte adressiert wurden, wobei vonseiten der Mi-
nisterin einmal auf die Kenntnis des Namens, das
andere Mal auf den Gesamtzusammenhang fokus-
siert wurde. In diesem Sinne Kkonkretisierte
Dr. Klaubert ihre Aussage in der Sitzung vom
Marz 2018. Der fur den Untersuchungskomplex Il —
das ist wieder die Zusammenfassung — zu erwar-
tende weitere Erkenntnisgewinn, kann nach derzei-
tigem Kenntnisstand als gering eingeschatzt wer-
den.

Zu Untersuchungskomplex Ill: Der Untersuchungs-
komplex Ill, welcher sich mit den Interventionen des
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Thuringer Ministers fir Migration, Justiz und Ver-
braucherschutz seit dem 20. Juni 2016 und ihren
Auswirkungen befasst, war bis zur Sitzung im Au-
gust 2018 noch nicht originar Gegenstand der Be-
weisaufnahme. Zu diesem Komplex werden folglich
aktuell keine Einschatzungen getroffen.

Zu Untersuchungskomplex IV: Der Untersuchungs-
komplex IV befasste sich mit den erneuten Inter-
ventionen des Thuringer Ministers fur Migration,
Justiz und Verbraucherschutz seit dem 24. Juni
2016 und deren Auswirkungen. Dieser Komplex ist
in Teilen bearbeitet. Zentral fir diesen Komplex ist
die Frage nach der Revidierung der bereits darge-
stellten, urspringlichen Entscheidung der Leitungs-
ebene am Rande des Plenums im Juni 2016 und
die Frage einer Sitzung am 27.06.2016 im Bil-
dungsministerium, bei der das bereits eroérterte
.braune Papier — Sie erinnern sich, ich sprach zu
Beginn davon —, Ubergeben worden sein soll. Damit
ist die Frage nach der Formulierung verbunden, die
sich auf dem spateren Zeugnis wieder fand. Nach
Aktenlage und Ubereinstimmenden Zeugenaussa-
gen kann als Datum der Aba&nderung der Entschei-
dung der 23.06.2016 benannt werden. Die revidier-
te Entscheidung der Leitungsebene wurde an die-
sem Tag mehrfach, ausdrtcklich, mundlich und per
E-Mail in die verantwortliche Abteilung kommuni-
ziert. AuRerdem wurde auch auf einem Vermerk
entsprechend durch die Hausleitung gezeichnet.
Nach Argumentation einiger Beamter wurde dies je-
doch nicht berlcksichtigt, da nicht auf dem neues-
ten Vermerk gezeichnet worden war. Daraus be-
grundete die Abteilung auch, warum es ihr an einer
schriftichen Anweisung fehlte. Dieser Argumenta-
tion ist der Ausschuss ausdricklich nicht gefolgt.
Selbst wenn man den beteiligten Beamten in der
Frage der fehlenden Schriftlichkeit folgen sollte, so
ist im Verwaltungshandeln des TMBJS die Erteilung
von Anweisungen per E-Mail Ublich und vielfaltig
darstellbar. Auch die befasste Abteilung selbst han-
delte beispielsweise in Anweisungen an das Schul-
amt entsprechend. Bezlglich des Gesprachs am
27.06.2016, um 17.00 Uhr, war die zentrale Frage
die des angeblich Gbergebenen ,braunen Papiers®.
Wie bereits ausgefiihrt, kann die Aussage des Ab-
teilungsleiters der Abteilung 2 nicht verifiziert wer-
den, weder durch Zeugenaussagen noch durch ei-
ne Aktennotiz seinerseits, die der von ihm hervor-
gehobenen hohen Relevanz des Gesprachs ge-
recht geworden ware. Die spatere Zeugnisformulie-
rung entstammte dem Bescheid der Schule und
sollte auf Betreiben der Ministerin Klaubert dort nie-
dergelegt werden. Nur angerissen wurde bislang
die Frage nach einem Gesprach am 27.06., um
14.00 Uhr, welches die Abteilung 2 des Bildungsmi-
nisteriums mit Teilen der Leitungsebene fihrte. Mit-

hin ergibt sich fir den Komplex IV weiterer Beweis-
erhebungsbedarf.

Ganzlich unbearbeitet sind die Komplexe V und VI
des Einsetzungsbeschlusses. Hierzu liegen auch
aktuell keinerlei Antrdge vor. Komplex V befasst
sich damit, wie die Mitglieder der Landesregierung
zu dem Vorfall informiert wurden. Komplex VI be-
fasst sich mit dem Bericht der Landesregierung in
der Sitzung der Ausschusse fur Bildung, Jugend
und Sport sowie Migration, Justiz und Verbraucher-
schutz sowie der Plenarsitzung am 24. August
2016.

Wesentlich ware auRerdem eine Einzelfrage — die
der schulaufsichtlichen Priifung. Hierzu hatten Mit-
glieder der CDU-Fraktion im UA 6/3 mehrmals an-
gekiindigt, noch offene Fragen zu haben und auch
Antrage stellen zu wollen. Bis heute warte ich hier
auf entsprechende Antrage.

Aus dem bis hierher erhobenen Kenntnisstand lasst
sich folgendes Fazit ziehen: Nach aktueller Ein-
schatzung des Ausschusses haben Uberhastetes
Handeln, unklare Zusténdigkeiten auf allen Ebenen,
Unsicherheiten in der Verwendung von Aktennoti-
zen, Vermerken und Weisungen per E-Mail, fehlen-
de Grundlagen in der Anwendung des Schulrechts
aufseiten der Schule und letztlich eine unklare
Rechtslage zu einer Gemengelage geflhrt, die oh-
ne Zweifel als duferst unbefriedigend bezeichnet
werden kann. AbschlieRend mdchte ich einige Be-
merkungen dazu machen — auch das ist, glaube
ich, wichtig —, wie die Arbeit des Ausschusses dis-
kreditiert wird. Auch das gehdrt meiner Ansicht
nach zu den Aufgaben eines Ausschussvorsitzen-
den, um Schaden von diesem, so wesentlichen Ins-
trument unserer parlamentarischen Demokratie ab-
zuwenden. Wir haben in der Presse lesen kénnen,
dass sich die CDU-Fraktion im Zwischenbericht des
UA 6/3 inhaltlich nicht berlcksichtigt sieht. Die
CDU-Fraktion hatte ausreichend Gelegenheit, Kritik
oder Anderungsbedarf an den Schlussfolgerungen
in — ich sage ausdriicklich — meinem Entwurf zu au-
Bern und inhaltlich zu untermauern. Dies ist nicht
geschehen. Anderungsantrage der CDU zum Zwi-
schenbericht wurden nicht vorgelegt. Eine Stellung-
nahme oder ein Sondervotum sollte nach AuRerun-
gen von Mitgliedern der CDU-Fraktion im Untersu-
chungsausschuss erst nicht erfolgen und erfolgte
dann nicht in der Darstellung einer eigenen Sicht
auf den Untersuchungsgegenstand, sondern nur in
einer kaum inhaltlichen Auseinandersetzung mit
dem im Ausschuss mehrheitlich beschlossenen
Zwischenbericht. Wir haben in der Presse gelesen,
dass die CDU sich im Zwischenbericht nicht ausrei-
chend reprasentiert sieht. Nun, sie selbst reprasen-
tiert sich aber leider nicht.
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(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Die hellseherischen Krafte des Ausschusses und
des Ausschussvorsitzenden sind beschrankt. In
dieser Hinsicht mangelt es dem Ausschussvorsit-
zenden tatsachlich an einer entsprechenden Quali-
fikation. Die in der Presse und sozialen Medien ge-
nannte Begrindung fir die nicht erfolgte Mitarbeit
an dem Zwischenbericht war, dass ein Zwischenbe-
richt keinen Wertungsteil enthalten dirfe. lch méch-
te an dieser Stelle mal mit den Mythen aufrdumen,
die hier eventuell im Entstehen begriffen sind.

§ 28 Abs. 5 des Thiringer Untersuchungsaus-
schussgesetzes bildet deutlich die rechtliche
Grundlage fir die Abfassung eines Zwischenbe-
richts mit Wertungsteil. Ich zitiere: ,Der Landtag
kann wahrend der Untersuchung jederzeit vom Un-
tersuchungsausschuss einen Bericht Uber den
Stand des Verfahrens verlangen. Absatze 1 bis 4
gelten entsprechend.“ Der Satz, Absatze 1 bis 4
gelten entsprechend, verweist hier bereits auf den
Modus, nachdem analog zu einem Abschlussbe-
richt ein Zwischenbericht abzufassen ist. § 28
Abs. 1 verlangt hierbei, einen schriftlichen Bericht
Uber den Verlauf des Verfahrens, die ermittelnden
Tatsachen und das Ergebnis der Untersuchung.
Das Ergebnis der Untersuchung ist zu begrinden.

Vor allem im Hinblick auf die vom Gesetzgeber ge-
wollte Analogie eines Zwischenberichts mit einem
Abschlussbericht nach § 28 Thiringer Untersu-
chungsausschussgesetz ergibt sich mithin die Not-
wendigkeit eines Zwischenberichts mit Wertungs-
teil, nur eingeschrankt dahin gehend — auch das sa-
ge ich ganz ausdricklich —, dass kein endglltiges
Ergebnis ermittelt werden kann, sondern auf der
Grundlage der bereits erhobenen Beweise und
Zeugenaussagen lediglich vorlaufige Wertungen
vorzunehmen und diese auch als solche deutlich zu
kennzeichnen sind.

Diese Auslegung korrespondiert auch mit den Re-
gelungen im Bundesuntersuchungsausschussge-
setz, dem PUAG, dessen Grundsatze des parla-
mentarischen Untersuchungsrechts nach Kommen-
tierung von Poschmann zu Artikel 64 im Kommen-
tar zur Thiringer Verfassung auf das Thiringer Un-
tersuchungsausschussgesetz  Ubertragbar sind.
Glauben/Brocker formuliert hierzu in der Kommen-
tierung zu § 33 PUAG ganz klar, dass eine Bewer-
tung Teil eines Teilberichts, aber ebenso eines Zwi-
schenberichts darstellt, wobei die Minderheiten-
rechte zu wahren seien, indem ein moglicherweise
abweichendes Votum der Minderheit in einem der-
artigen Bericht zu berticksichtigen ist. Dazu bedarf
es aber auch eines entsprechenden Votums der
Minderheit.

Eine Einschrankung der Minderheitenrechte ist
auch anderweitig nicht festzustellen, da ein Zwi-
schenbericht im Gegensatz zu einem Sachstands-
oder einem Abschlussbericht die Beweisaufnahme
nicht beendet, sondern — im Gegenteil — die Unter-
suchungsarbeit ununterbrochen fortsetzt und damit
dem Erkenntnisinteresse der Ausschussminderheit
vollumfanglich Rechnung tragt. An dieser Stelle
verweise ich noch einmal darauf, dass die weiteren
Beratungen stattgefunden haben. Es haben weitere
zwolf Beratungen stattgefunden.

Ein etwaiges Begehren der CDU-Fraktion, die Of-
fentlichkeit vor gegebenenfalls vorschnellen und
unbewiesenen Wertungen zu schitzen, lauft bereits
insofern leer, da die Ausschussminderheit das ihr
zustehende Minderheitenrecht eines Sondervotums
nutzen konnte, um ihr unter Umstanden abweichen-
des Urteil zum bisherigen Ermittlungsstand kundzu-
tun. Ein mogliches Schutzbedirfnis der Offentlich-
keit ist im Ubrigen auch dahingehend unbegriindet,
da es deutlich im Widerspruch zu § 28 Thiringer
Untersuchungsausschussgesetz steht, in welchem
— wie bereits ausgefiihrt — klar geregelt ist, dass der
Landtag jederzeit Rechenschaft Uber die bisherigen
Untersuchungsergebnisse eines Untersuchungs-
ausschusses verlangen kann. Dies ist im aktuellen
Fall geschehen.

Der Thiringer Landtag beschloss am 30.08.2018,
dass der Untersuchungsausschuss 6/3 bis zum
31.03.2019 einen Zwischenbericht vorlegen soll,
welcher vorliegt. Letztlich hat das Thiringer Verfas-
sungsgericht in Bezug auf den Untersuchungsaus-
schuss Immelborn, in dem sich die gleiche Frage
stellte, per Beschluss vom 13. September 2017 Fol-
gendes ausgeflhrt: Das Recht der CDU auf eine ef-
fiziente Durchfiihrung des Verfahrens — ich zitiere —
.l...] ware durch einen Zwischenbericht mit Wer-
tung auch nicht betroffen, solange gesichert ist,
dass hierdurch eine abschlielRende Beweiswirdi-
gung nicht erfolgt und die Beweisaufnahme fortge-
fuhrt wird.” Das ist im Zwischenbericht des Untersu-
chungsausschusses 6/3 vollumfanglich umgesetzt
worden. Es ist deutlich darauf verwiesen worden,
dass es sich um bislang ermittelte Tatsachen und
ein vorlaufiges Ergebnis handelt. Es ist am Ende
des Berichts auch aufgefiihrt worden, welche Un-
tersuchungskomplexe nur teilweise oder noch gar
nicht abgearbeitet wurden. Es wurde auch inner-
halb des Textes — so beispielsweise im Kontext des
Untersuchungskomplexes IV — mehrmals darauf
verwiesen, wenn ein Komplex als aktuell nicht aus-
ermittelt eingeschatzt werden muss, was ich auch
in meinen bisherigen Ausflihrungen getan habe.

Die CDU monierte auflerdem, auch in der Presse,
dass Teile der Beweisaufnahme fehlen wiirden und
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Zeugen nicht vollumfanglich befragt worden seien.
Da habe ich mal den Duden zu Rate gezogen, da
es ja Schwierigkeiten zu geben scheint, die Bedeu-
tung des Wortes ,Zwischenbericht® zu verstehen.
Im Duden steht ganz lapidar: ein Zwischenbericht
sei ein vorlaufiger Bericht. Ich wiirde mal anneh-
men, damit wird auch klar, dass die Beweisaufnah-
me nicht abgeschlossen ist und eventuell sogar
Zeugen noch einmal befragt werden mussen. Was
ich an dieser Stelle mehr als interessant finde, ist,
dass die CDU ihrerseits ja einen Abschlussbericht
wiinscht, obwohl sie doch zu jeder Gelegenheit ar-
gumentiert, dass kein einziger Untersuchungskom-
plex abgeschlossen sei und zu zwei Untersu-
chungskomplexen noch Uberhaupt keine Antrage
vorliegen. Dies habe ich mittlerweile hier auch aus-
gefihrt. Nun wird die CDU in ihrem Beitrag heute
sicherlich schlissig erklaren kénnen, wie sie zu die-
ser Auffassung kommt und wie es auch weiterge-
hen soll.

Das bringt mich gleich zu einem weiteren Kommen-
tar, den wir in der Presse lesen durften. Der Ob-
mann der CDU I8sst sich mit dem Satz zitieren:
,R2G hatte sich statt einem Zwischenbericht zu ver-
fassen, lieber mit voller Kraft einem Abschlussbe-
richt widmen sollen.“ Der von der CDU beantragte
Einsetzungsbeschluss des Untersuchungsaus-
schusses 6/3 umfasst insgesamt 85 sehr umfang-
reiche Einzelfragen und sechs Untersuchungskom-
plexe. Es war von vornherein klar, dass es sich
hierbei um ein sehr ambitioniertes Projekt handelte,
welches leider auch noch behindert wurde durch
teils Uberdimensionierte Antrdge und standige Ak-
tennachlieferungen — auch das habe ich schon zi-
tiert.

Die Vorlage 24 beispielsweise erforderte die Einver-
nahme von 44 Zeugen gestreckt auf sieben Sitzun-
gen. Aktuell hat der Untersuchungsausschuss 6/3
25 Sitzungen absolviert. Mehr als ein Drittel der Zeit
wurde also auf einen Aspekt gelegt, der sich tat-
sachlich vorhersehbar als vdllig irrelevant erwies.
Problematisch ist auerdem, dass immer wieder
Fragen aufgeworfen werden, die eigentlich bereits
abgehandelt worden sind. Vor Kurzem waren dann
wieder neue Einlassungen in der Presse zu lesen,
der Ausschuss habe sich iber Beamte des TMBJS
hinweggesetzt, indem er deren Antrage auf Betrof-
feneninhaltsstatus ablehnte. An dieser Stelle, mei-
ne sehr geehrten Damen und Herren, wird das
Pferd von hinten aufgezdumt. Denn was tut denn
ein Untersuchungsausschuss, was ist denn seine
Aufgabe? Er dient der Kontrolle von Regierungs-
und Verwaltungshandeln. Und diese Aufgabe
nimmt dieser Untersuchungsausschuss sehr ernst.

(Beifall SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Die CDU wies in der Presse und im Ausschuss
auch darauf hin, dass es zu Klagen kommen konn-
te. Ja, diese Gefahr bestand. Aber die Ausschuss-
mehrheit hatte immer wieder argumentiert, dass
sich der Ausschuss nicht gegen die Beamten richte
und die Berichte der richterlichen Erdrterung nach
UAG sowieso entzogen sind. Eine Klage kam, aber
das Verwaltungsgericht Weimar entschied fir den
Untersuchungsausschuss trotz eindringlicher ande-
rer Auffassungen, die im Ausschuss geaulert wur-
den. Weimar hat damit ganz klar und genau die
Punkte, die von den Koalitionsfraktionen angespro-
chen wurden, bestatigt. Hier gibt es keinerlei Deu-
tungshoheit und keinerlei Auslegungsmoglichkei-
ten. Ich bedaure sehr — und das will ich ausdriick-
lich betonen —, dass hier durch die unrechtmaRige
Weitergabe des Zwischenberichts unter vodlliger
Ignoranz von Datenschutz und Persoénlichkeitsrech-
ten, und das sage ich ausdrucklich, egal von wem
das ist, und das daraus folgende fragmentarische
Zitieren in der Presse Spekulationen Raum gege-
ben wurde, die am Ende keinem der Beteiligten
recht gewesen sein kénnen an dieser Stelle, meine
sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Es sei mir gestattet, an dieser Stelle auch deutlich
zu sagen: Ich ware froh, wenn wir ermitteln kénn-
ten, wer, wann und wo diesen bisher durch den
Ausschuss zum damaligen Zeitpunkt nicht autori-
sierten Bericht und auch nicht anonymisierten Be-
richt im Vollformat der Presse Gibergeben hat.

AbschlielRend bleibt der Eindruck, dass das Vorge-
hen im Untersuchungsausschuss ,Mdglicher Amts-
missbrauch® der gleichen vorgefertigten Strategie
folgt wie im Untersuchungsausschuss Immelborn.
Die Ahnlichkeiten sind so frappierend, dass ich ab-
schlieBende Wertungen der Pressestrategie der
CDU ruhigen Gewissens der Ausschussvorsitzen-
den des Untersuchungsausschusses Immelborn,
Frau Henfling, Uberlassen kann. Ich zitiere Frau
Henfling aus ihrer damaligen Rede: ,Ich mdchte
deshalb mit Bezug auf meine bereits gemachten
Anmerkungen zur Vorlaufigkeit von Feststellungen
und Wertungen an dieser Stelle festhalten: Unzu-
lassige Wertungen werden von der CDU in ihren
Pressemitteilungen, nicht aber von dem Ausschuss
in Ganze im Zwischenbericht vorgenommen.*

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Ich méchte meinen Bericht nicht schlieRen, ohne
mich aber — und das mache ich mit groRer Dank-
barkeit — bei der Landtagsverwaltung fiir die hervor-
ragende Zusammenarbeit zu bedanken.
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(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Ihre Unterstitzung, meine sehr geehrten Damen
und Herren der Landtagsverwaltung, und lhr ent-
sprechender Rat sind mir stets sehr willkommen
und fachlich hochst qualifiziert und fir die Aus-
schussarbeit unerlasslich gewesen und ich hoffe
auch auf eine zukinftige auferordentlich gute wei-
tere Zusammenarbeit. Vielen Dank fir die Aufmerk-
samkeit.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Vizeprasidentin Jung:

Ich eréffne die Aussprache und das Wort hat Abge-
ordneter Emde, Fraktion der CDU.

Abgeordneter Emde, CDU:

Meine Damen und Herren Abgeordneten, Frau Pra-
sidentin, lieber Vorsitzender unseres Ausschusses,
in der letzten Woche erreichte mich als Ausschuss-
vorsitzender im Haushalts- und Finanzausschuss
ein Schreiben der Landtagsverwaltung als Hand-
lungsanweisung fur Ausschussvorsitzende in 6f-
fentlichen Sitzungen. Das wurde in Auftrag gege-
ben durch die Mehrheit im Altestenrat und Satz 1
lautet: ,Der Ausschussvorsitzende mdge doch stets
seine Neutralitatspflicht wahren.”

(Beifall CDU)

Ich wiirde dem Altestenrat empfehlen, mal nachzu-
prifen, ob das in diesem Falle heute hier der Fall
war. So viel zur Einleitung.

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Korschewsky, DIE LINKE:
Ist okay!)

Ich nehme hier in der Lauinger-Affare Stellung zu
einem Zwischenbericht, dem wir als CDU nicht zu-
gestimmt haben. Nur, um das noch mal ganz klar-
zustellen: Dieser Zwischenbericht, insbesondere
der Teil, in dem Wertungen vorgenommen werden
zu Vorgangen, welche noch gar nicht abgeschlos-
sen sind, ist absolut unzuldssig. Fir uns als CDU
ist es ein dulerst fragwirdiges Verfahren und des-
halb kann es von uns logischerweise gar kein Son-
dervotum inhaltlicher Art geben. Die Wertungsfest-
stellungen des von Rot-Rot-Griin allein beschlosse-
nen Zwischenberichts sind dazu geeignet, die
Rechte, die Reputation und den Ruf von Mitarbei-
tern der Thiringer Landesverwaltung zu schadigen.
Aus meiner Sicht erfolgt dies einzig mit dem Ziel,
vom Fehlverhalten der Regierung abzulenken, und

die Offentlichkeit soll auf eine falsche Fahrte ge-
fuhrt werden.

(Beifall CDU)

Aber zur Sache: Was ist passiert? Ein emporter Va-
ter wendet sich an das Bildungsministerium. Sein
Sohn, der wegen eines tragischen Ereignisses in
seiner Familie Uber mehrere Monate die Schule
nicht besuchen konnte, wird durch die Schulleitung
gedrangt, die Besondere Leistungsfeststellung ab-
zulegen. Gleichzeitig aber wird der Klassenkame-
rad und Sohn des Ministers Lauinger, der sich fir
ein paar Wochen im sonnigen Neuseeland aufhalt,
durch den Direktor der privaten Schule von eben
dieser Prifung freigestellt.

(Zwischenruf aus dem Hause: Hort, hort!)

(Zwischenruf  Abg. Henfling, BUNDNIS
90/DIE GRUNEN: Ganz widerlich, Herr Em-
de!)

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Tatsache!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ohne die-
sen bedauerlichen Zufall wére dieser einmalig
skandalése Fall der Gesetzesverletzung niemals
bekannt geworden.

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Sie ha-
ben vergessen zu sagen, dass Neuseeland
noch einen Strand hat!)

An dieser Stelle stimme ich mit einer Aussage des
Zwischenberichts Uberein: Die konstatierten Verfah-
rensfehler liegen deutlich aufseiten der Schule und
des Schultragers, der seinen schulaufsichtlichen
Pflichten nicht nachgekommen ist. Allerdings bin
ich mir der weiteren Schlussfolgerung im Bericht,
die einzig auf die fehlende Kenntnis der Rechtslage
aufseiten der Schule abzielt, nicht so sicher. Denn
erstens ist mir keine Schulleitung in Thiringen be-
kannt, welche Interpretationsschwierigkeiten mit der
Gesetzeslage hatte, und zweitens stellt sich die
Frage, warum der Schulleiter bei einem Zitat der
einschlagigen Bestimmung in der Lange von sieben
Zeilen und 60 Worten ausgerechnet das entschei-
dende Wort ,ganzjahrig“ in ,langeren Auslandsauf-
enthalt” verwandelt, und das in Zeiten von Kopieren
und Einfligen oder Copy and Paste am Computer.
Ein Schelm, wer Béses dabei denkt!

(Beifall CDU)

Wurde hier von Beginn an versucht, dem Minister
Lauinger, welcher den Sinn einer Besonderen Leis-
tungsfeststellung politisch immer infrage stellte, ei-
ne Gefalligkeit zu erweisen?

(Heiterkeit BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)
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Hier wurde durch die private Schule widerrechtlich
eine Befreiung von der Prufung ausgesprochen.
Aber als sei es nicht schon eine schreiende Unge-
rechtigkeit genug gegeniber jedem anderen Abitu-
rienten in diesem Land, lehnt Minister Lauinger das
Angebot und die Auflage fir das Nachschreiben
seines Sohnes kategorisch ab und pocht auf seine
Position. Wahrenddessen legt der Mitschiler des
Lauinger Sohnes, welchem dabei auch kein Zacken
aus der Krone gebrochen ware, brav und treu die
Besondere Leistungsfeststellung ab. Das ware
auch fur den Sohn der Lauingers eine saubere ju-
ristische Lésung mit menschlicher Komponente ge-
wesen. Ubrigens eine Auffassung, die Ministerin
Klaubert bis zuletzt vertrat, auch wenn sie sich dem
Druck zur Ausfertigung eines anders lautenden
Zeugnisses letztendlich ergab.

Meine Damen und Herren, was gab es noch? In ei-
nem anmaflenden Fall von Amtsmissbrauch ruft
Herr Lauinger aus dem Sessel in seinem Minister-
bliro im Justizministerium eine Beamtin im Bil-
dungsministerium an.

(Zwischenruf  Abg. Henfling, BUNDNIS
90/DIE GRUNEN: Du hast einen Sessel im
Biro?)

Er setzt sie unter Druck und droht ihr. Das Ganze
wiederholt er dann noch einmal beim Abteilungslei-
ter. Einschiichterung von Beamten und Missbrauch
einer Dienststellung — was braucht es eigentlich
noch?

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BUNDNIS
90/DIE GRUNEN: Das gehért alles nicht zur
Beratung des Zwischenberichts!)

(Zwischenruf Abg. Kowalleck, CDU: Lasst ihn
mal ausreden!)

Als er nicht mehr anders kann und die Fakten ans
Licht kommen — Sie lacheln es weg wie immer, Herr
Lauinger —, beltgt Dieter Lauinger unverfroren die
Presse und damit die Offentlichkeit.

(Beifall CDU, AfD)

Ich erinnere nur noch mal daran, dass er erst auf
Nachweis zugab, nicht mit seinem privaten Handy
im Bildungsministerium angerufen zu haben. Ich er-
innere daran, dass er zunachst geleugnet hatte, in
dieser Angelegenheit Privates und Dienstliches mit-
einander vermischt zu haben. Und ich erinnere da-
ran, dass er trotz besseren Wissens als Jurist und
ehemaliger Richter behauptete, dass die Ausnah-
meregelung einer Durchflihrungsbestimmung exakt
auf seinen Sohn zutreffen wirde.

Meine Damen und Herren, das reicht aber alles
noch nicht. Am Nachmittag des 27. Juli 2016, also

am ersten Ferientag, findet ein Gesprach im Bil-
dungsministerium statt. Die Zeugnisse waren erteilt,
nur noch nicht fir Herrn Lauingers Sohn. Der Druck
wurde erhoht, Herr Mauf, der personliche Referent,
Vertraute und Familienfreund Dieter Lauingers,
taucht in der Fihrungsetage des Bildungsministe-
riums auf.

(Zwischenruf Abg. Stange, DIE LINKE: Ist
das hier ein Krimi?)

Das ist ein Krimi, ja.
(Heiterkeit DIE LINKE)

In Folge heifdt es in einer E-Mail des Abteilungslei-
ters Dr. Deppe: Nachdem ich nochmals die Mog-
lichkeit eines Gesprachs mit der Ministerin, dem
Pressesprecher Herrn Schenker und dem Vertrau-
ten des Herrn Lauinger hatte, wurde mir dessen
Entscheidung Uberbracht. Dieser Entscheidung hat
sich Frau Ministerin angeschlossen, sie brachte
aber gleichzeitig zum Ausdruck, dass unsere Vari-
ante, das Vorriicken in die elfte Klassenstufe mit
der Moglichkeit, die BLF bis zum zweiten Schul-
halbjahr abzulegen, auch fir sie die sinnvollere ge-
wesen ware. Ich erklarte nochmals unsere Beden-
ken bezulglich der von Familie Lauinger favorisier-
ten Variante.

Die spatere Zeugnisformulierung auf einem brau-
nen Papier — sprich: Recyclingpapier —, welches im
Bildungsministerium nicht, im Justizministerium
aber sehr wohl verwandt wurde, liegt bei dem Ge-
sprach auf dem Tisch.

(Zwischenruf Abg. Wolf, DIE LINKE: Das
stimmt nicht, das ist schlicht falsch!)

Hat also der Minister mit seinem langen Arm aus
dem Justizministerium selbst daflr gesorgt, wie das
Zeugnis seines Sohnes lauten soll? Bisher liefl3 sich
das nicht beweisen.

(Zwischenruf Abg. Adams, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN: Das ist ja ein richtiger Satz!)

Auffallig ist nur, welche partielle Amnesie — Uber-
setzt: zeitweiser Gedachtnisverlust — hinsichtlich
des Auftauchens des braunen Papiers bei den an
dem Gesprach beteiligten Zeugen zu verzeichnen
ist.

(Zwischenruf  Abg. Henfling, BUNDNIS
90/DIE GRUNEN: Bei braunem Papier muss
ich die ganze Zeit an die AfD denken!)

Meine Damen und Herren, noch zwei andere Sach-
verhalte, bei denen wir zu ganz anderen Einschéat-
zungen kommen, als von der rot-rot-grinen Aus-
schussmehrheit festgestellt. Zitat Zwischenbericht:
,Nach Ansicht des Ausschusses ist hier deutlich zu
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betonen, dass weder in der Form noch nach dem
Inhalt der E-Mail von Frau A. N.“ — einer Mitarbeite-
rin im Bildungsministerium — ,eine Weisung als er-
teilt betrachtet werden kann.“ Hierzu das Gegenzi-
tat, auch aus dem Zwischenbericht — aus einer Mail
von Frau Nolte an das Staatliche Schulamt, 13. Ju-
ni: ,nach hausinterner Abstimmung hat der Schiu-
ler N. L. die besondere Leistungsfeststellung als
Voraussetzung flr die Versetzung in die Klassen-
stufe 11 der Thiringer Oberstufe zu absolvieren.
Ich bitte Sie daher, alles Notwendige zu veranlas-

sen.

Meine Damen und Herren, deutlicher geht es doch
nun wohl kaum noch. Der Zwischenbericht erhebt
den Vorwurf der Verletzung der Sorgfaltspflicht ge-
genuber den Beamten der Abteilung 2 im Bildungs-
ministerium mehrfach, insbesondere auch, indem
die Beamten der Hausspitze nicht alle entschei-
dungsrelevanten Unterlagen und Argumente vorge-
legt hatten. Dazu sehen wir erstens keinerlei An-
haltspunkte zu dem, was von der Ausschussmehr-
heit festgestellt wurde.

(Beifall CDU)

Zweitens: Wenn, wie von Herrn Korschewsky aus-
gefuhrt wurde, mehrfach gravierende Verfehlungen
der Ministerialbeamten vorgelegen hatten, warum
hat dann der Dienstherr die daraus notwendig fol-
genden dienstrechtlichen Konsequenzen und Maf3-
nahmen nicht eingeleitet?

Und drittens will ich dazu aus der Arbeitsweise der
Hausspitze berichten. Am 24. Juni, also dem Tag
der Zeugnisausgabe, sitzen Staatssekretarin Ohler
und der zur Unterstlitzung aus der Staatskanzlei ins
Ministerium abgesandte Pressesprecher Schenker
mit Herrn Rechtsanwalt Metz im Innenhof dieses
Landtags — es war gerade Landtagssitzung. Herr
Metz ist gekommen, um Uber das Vorhaben der Re-
gierung — auch eine schlimme Sache — zur Beendi-
gung des Projekts zur Kommunalisierung der
Schulhorte zu sprechen. Davon fiel dann aber in
dieser Runde gar kein Wort, denn Rechtsanwalt
Metz fand die Staatssekretarin und ihre Runde in
temporarer Ratlosigkeit vor oder — wie es der Abge-
ordnete Korschewsky ausdrickte — kollektiver Rat-
losigkeit.

(Beifall CDU)

Es ging um die Frage, wie man dem Anliegen von
Herrn Lauinger denn nun noch Geltung verschaffen
kdénnte. Auf dem Kaffeetisch im Innenhof lagen in
groRer Unordnung verschiedene Unterlagen. Eine
sauber geflhrte Akte oder Gesetzestexte befanden
sich nicht darunter. Nun wurde Herr Metz — er kam
also dazu wie die Jungfrau zum Kind —, ohne dass
er Kenntnisse Uber den Sachverhalt hatte, ohne

Vorlage von Unterlagen, ohne Studium der notwen-
digen Rechtsgrundlagen, nach seiner juristischen
Meinung gefragt.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BUNDNIS
90/DIE GRUNEN: Das steht alles nicht im
Zwischenbericht!)

Dabei war die an ihn gerichtete Fragestellung diffus
nach seiner Aussage. Nach einigem Hin und Her,
einem Anruf beim Juristen im Bildungsministerium
und der schnellen Ubersendung des Schulge-
setzes, das man ja nicht zur Hand hatte, tatigte
dann Herr Pressesprecher Schenker einen Anruf
beim Herrn Wutz im Ministerium und forderte ihn
auf, unverziglich die Ausfertigung des Zeugnisses
mit einem Versetzungsvermerk vorzunehmen. Dies
tat er ohne fachliche Zustandigkeit seinerseits, oh-
ne Weisungsbefugnis und ohne erforderliche Unter-
schrift der Staatssekretarin auf dem originalen Ver-
merk. Der Beamte Wutz kam aus diesen Griinden
dieser Aufforderung nattrlich nicht nach. Jetzt frage
ich Sie in diese Runde: Warum hat die neben dem
Pressesprecher sitzende Staatssekretarin nicht
selbst zum Horer gegriffen? Sie hatte eine Weisung
erteilen kdnnen, hat es aber nicht getan. Hat Frau
Staatssekretarin Ohler hier ihre Sorgfaltspflicht ver-
letzt oder war sie selbst unschlissig oder wollte sie
selbst ganz bewusst keine Anweisung geben?

Meine Damen und Herren, das Drama fand aber
am selben Tag noch eine Fortsetzung hier im Land-
tag. Der grine Justizminister informierte den Chef
der Staatskanzlei, dass es schlechte Presse geben
kénnte im Zusammenhang mit der Prifungsbefrei-
ung seines Sohnes. Der Chef der Staatskanzlei
nimmt das schulterzuckend mit einem miden L&-
cheln entgegen. SchlieBlich ist man ja Kummer ge-
wohnt, kein groRes Thema

(Heiterkeit und Beifall CDU, AfD)

fur das Frihwarnsystem innerhalb der Regierung.
Er halt es nach eigener Aussage auch nicht fir not-
wendig, wegen so einer Lappalie mit der zustandi-
gen linken, also seiner Partei angehdrigen Bil-
dungsministerin, deren Haus schlielllich betroffen
ist, Kontakt aufzunehmen.

Vizeprasidentin Jung:

Herr Abgeordneter Emde, gestatten Sie eine Anfra-
ge des Abgeordneten Korschewsky?

Abgeordneter Emde, CDU:

Nein. Ich denke, es sind schon genug Nebelbom-
ben geworfen worden.

(Beifall CDU)
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(Zwischenruf Abg. Adams, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN: So viel zum Niveau der parlamen-
tarischen Debatte!)

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Das missen
Sie gerade sagen!)

(Unruhe CDU)

Vizeprasidentin Jung:

Herr Abgeordneter Emde, Sie haben das Wort.

Abgeordneter Emde, CDU:

Ja, man erlebt es ja recht selten, dass Herrn
Adams das Lacheln vergeht. Aber was gesagt wer-
den muss, muss gesagt werden.

(Beifall CDU)
Hier stehe ich und kann nicht anders.
(Unruhe DIE LINKE)

Eingeweihtes Gewissen; das ist auch ein Zitat aus
diesem Untersuchungsausschuss und kein Zitat
von mir.

Also der Chef in der Staatskanzlei halt es nicht fur
nétig, die zustandige Bildungsministerin so ganz
kollegial mal zu informieren und zu ihr Kontakt auf-
zunehmen. Den Ministerprasidenten zu informieren,
hielt er erst recht nicht fir notwendig. Aber dann
kommt im Plenarsaal Ministerin Klaubert selbst auf
ihn zu, weil sie unter Druck steht, und bittet den
Staatskanzleichef um Hilfe bei der Suche nach ei-
ner stichhaltigen Begriindung, mit der das Anliegen
von Familie Lauinger nun doch noch erfullt werden
kann. Der Chef der Staatskanzlei sagt das zu und
beauftragt einen Mitarbeiter damit, dass er eine
rechtliche Bewertung in der Staatskanzlei anferti-
gen lassen solle. Der konkrete Arbeitsauftrag dazu
erfolgt mindlich. Genauso mundlich wird er auch in
der Staatskanzlei am darauffolgenden Montag wei-
tergegeben. Wie der Arbeitsauftrag konkret lautete,
kann von den Zeugen nicht wiedergegeben wer-
den.

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Aber
Sie haben es herausgelesen und gedeutet!)

Der Hausijurist in der Staatskanzlei wird also mind-
lich instruiert. Er erhalt um die Mittagszeit per E-
Mail zwei bis drei Vermerke aus dem Bildungsmi-
nisterium und setzt sich daran, eine juristische Be-
wertung des Falls abzugeben. Ricksprachen dazu
mit den Fachreferenten hielt er nicht fur nétig. Wei-
tere Dokumente und Unterlagen forderte er nicht
an. Ein spater eingehendes Basisdokument, wel-
ches den vermeintlichen Bescheid der Schule ent-
hielt, wurde ihm dabei nicht weitergegeben. In Ju-

ristendeutsch nennt man das ,unzureichende Tat-
sachengrundlage®.

Im Gegensatz zum Anwalt Metz halt das den Haus-
juristen jedoch nicht davon ab, eine halbseitige Mail
mit einer juristischen Position zu verfassen. Am fri-
hen Nachmittag war die Sache zur Zufriedenheit
per Mail erledigt. Darin heif3t es: ,Die schriftliche
Bescheinigung der Schule® — das alles Ubrigens
auch noch mit Rechtschreibfehlern versehen -
.Stellt einen hoheitlichen Verwaltungsakt dar, so-
dass die Eltern auf die geschaffene Rechts- und
Sachlage vertrauen konnen.“ Kein Wort davon,
dass falsch ausgefertigte Bescheide ihre Rechtswir-
kung nicht entfalten und zurickzunehmen sind.
Und so kommt es, dass am folgenden Tag auf Wei-
sung der Ministerin das Zeugnis fir den Lauinger-
Sohn zurlckdatiert auf den 24. Juni mit den Formu-
lierungen, so wie es die Familie Lauinger favorisiert
hatte, ausgefertigt wurde.

(Zwischenruf Abg. Wolf, DIE LINKE: Alles
Behauptungen!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das Dra-
ma hat damit aber immer noch kein Ende gefun-
den.

(Zwischenruf Abg. Kénig-Preuss, DIE LINKE:
Es ist mega spannend, Herr Emde!)

Ja, es ist selten so viel Ruhe hier drin, Frau Konig-
Preuss.

Angesichts offenkundiger Fehler und Mangel in der
Wahrnehmung der Schulaufsicht genehmigte Minis-
terin Klaubert den Vorschlag aus ihrem Haus zu ei-
ner intensiven schulaufsichtlichen Prifung der gan-
zen Angelegenheit. Staatssekretarin Ohler unter-
bindet diese von der Ministerin angeordnete schul-
aufsichtliche Uberpriifung. Den Beamten wird zu-
erst die Zustandigkeit entzogen, dann werden die
Beamten innerhalb des Ministeriums versetzt,
schlieRlich wird das Verfahren komplett eingestellt.

Wenn Minister Holter jetzt hier ware, wirde ich ihm
sagen: Herr Minister Holter, Sie kdnnen einen riesi-
gen Beitrag dazu leisten, dass solche gravierenden
schulaufsichtlichen Fehlleistungen kiinftig nicht
mehr vorkommen. Ordnen Sie die Uberpriifung die-
ser Sache erneut an und sorgen Sie fiir Ordnung!

(Beifall CDU, AfD)

Meine Damen und Herren, wir erleben hier einen
unwurdigen Versuch, Verantwortung abzuwalzen
und die Offentlichkeit auf die falsche Fahrte zu lo-
cken.

(Beifall CDU)
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Statt die politische Konsequenz aus dem Fehlver-
halten eines Justizministers zu ziehen, der seine
Aufgabe nicht darin sieht, Gesetze zu wahren, son-
dern sie zu seinem Vorteil zu beugen, statt einen
Minister zu entlassen, der der Unverfrorenheit be-
sitzt, unbescholtene Beamte unter Druck zu setzen
und in aller Offentlichkeit die Unwahrheit zu sagen,
wird hier auf Kosten loyaler und kompetenter Mitar-
beiter ein Reinwaschungsversuch unternommen.

Meine Damen und Herren, bei mir ist l&ngst der
Eindruck entstanden, dass Die Linke und die SPD
l&ngst die Nase gestrichen voll haben von dem Er-
pressungsgebahren der Griinen, aber sie tiben sich
wie der treue Siegfried in Koalitionsdisziplin. Meine
Damen und Herren, heute ware Gelegenheit, dem
ein Ende zu bereiten.

(Beifall CDU)

Und abschlielend: Selbst die griinen Spezies ha-
ben Dieter Lauinger langst auf das Abseitsgleis ge-
stellt. Nach der nachsten Landtagswahl soll er kei-
ne Rolle mehr im politischen Thiringen spielen.
Herr Minister Lauinger, besser aber ist es, Sie ge-
ben den Birgern heute noch ein Gefuhl, ein letztes
Gefuhl von Gerechtigkeit und funktionierendem
Rechtsstaat. Herr Minister Lauinger, am besten Sie
nehmen heute schon lhren Hut.

(Beifall CDU, AfD)

Vizeprasidentin Jung:

Fir die Fraktion Blindnis 90/Die Griinen hat Abge-
ordnete Astrid Rothe-Beinlich das Wort.

Abgeordnete Rothe-Beinlich, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, liebe Gaste! Zugegebener-
mafen hatte ich gerade, als der neue Obmann der
CDU vorgetragen hat, ein wenig den Eindruck, ich
wirde mich in einem Geschichtenerzahlerwettbe-
werb befinden. Da sind wir aber nicht. Denn das,
was Sie hier vorn berichtet haben, hatte nichts —
um nicht zu sagen, gar nichts — mit dem Untersu-
chungsausschusszwischenbericht zu tun, der ins-
gesamt 488 Seiten umfasst. Das, was Sie berichtet
haben, werter Herr Emde, war gerade mal Stoff aus
den letzten zwei Sitzungen, die Uberhaupt nicht Teil
des Zwischenberichts sind.

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

(Unruhe CDU)

Und weil Sie es sonst sehr gern immer so korrekt
haben: Hier haben aus unserer Sicht gerade meh-

rere Verstofle gegen das Untersuchungsaus-
schussgesetz stattgefunden, da der Zwischenbe-
richt zum Zeitpunkt 30. August hier vom Thiringer
Landtag beschlossen wurde. Damit ist festgelegt,
dass nur festgehalten werden kann — und nur
das —, was bis dahin im Untersuchungsausschuss
behandelt wurde. Nur das kann Teil des Zwischen-
berichts sein.

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Nun haben Sie von der CDU lhre Mitarbeiter und
auch die Mitglieder im Untersuchungsausschuss
selbst so oft gewechselt, dass das vielleicht der
Grund dafirr ist, dass hier nur die letzten zwei Sit-
zungen eine Rolle gespielt haben. Vielleicht wollten
Sie sich aber auch nicht mit dem umfangreichen
Material auseinandersetzen.

Ich will das hier noch mal ganz deutlich sagen: Wir
als Teil der Regierungskoalition nehmen es sehr
ernst, wenn eine Oppositionsfraktion — und das ist
ihr gutes Recht — einen Untersuchungsausschuss
einrichtet. Das haben Sie getan, mit 85 Fragen. Wir
haben gesagt, wir wollen die Aufklarung in dieser
Sache vorantreiben, und zwar ohne Ansehen der
Person. Das gilt fUr alle, ja, tatsachlich fur alle. Wir
haben uns dessen angenommen und tun das auch
immer noch.

Knut Korschewsky hat — finde ich — in sehr sachli-
cher Art und Weise in seinem Bericht als Vorsitzen-
der ausgefiihrt, welche Teile des Einsetzungsbe-
schlusses bislang abgearbeitet werden konnten.
Wir haben fiir die, die es gern etwas einfacher ha-
ben, mal eine Art Ampelfassung des Einsetzungs-
beschlusses erstellt. Wir haben grin all das ge-
kennzeichnet, was bereits abgearbeitet wurde,
gelb, was sich sozusagen noch in der Bearbeitung
befindet — wir haben (ibrigens eine vierte Farbe ein-
gefihrt, das ist rosa, fir alles, was zwar noch nicht
behandelt wird, aber woflir es zumindest schon An-
trage gibt —, und rot fir alles, wozu noch nicht ein-
mal Antrage vorliegen. Ich muss es so direkt formu-
lieren: Offenkundig gibt es von der CDU gar kein In-
teresse, den Einsetzungsbeschluss vollumfanglich
abzuarbeiten.

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Das geht so aber nicht, weil wir als Ausschuss das
ernst nehmen missen, was uns vorgegeben wurde.
Ich kann Ihnen versichern, das ist auch und gerade
fur uns nicht immer vergnigungssteuerpflichtig.
Aber es ist unsere verdammte Pflicht, in diesem
Untersuchungsausschuss alle 85 Fragen abzuar-
beiten. Ich sage es auch noch einmal zugespitzt:
Ich frage mich langsam, ob wir auch noch die An-
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trage fir Sie von der CDU schreiben missen, um
die Fragen tatsachlich abarbeiten zu kénnen, weil
wir selbstverstandlich nicht zu einem Abschluss
kommen kénnen — schauen Sie in das Untersu-
chungsausschussgesetz —, wenn der Einsetzungs-
beschluss nicht vollumfanglich abgearbeitet ist.

Jetzt zu einigen Ausfiihrungen von meinem Vorred-
ner Herrn Emde: Bei der Schule, die Sie hier be-
nannt haben, handelt es sich nicht um eine Privat-
schule, sondern um eine Schule in freier Trager-
schaft, namlich die Edith-Stein-Schule, die zur Ka-
tholischen Kirche gehort. Der Schulbesuch des be-
sagten Schilers oder die Zeit in Neuseeland diente
nicht etwa einem schénen Sommerausflug unter
Palmen, sondern tatsachlich dem Besuch der dorti-
gen Schule. Das machen ja immer mal wieder
Schilerinnen und Schiiler, dass sie ein Jahr oder
auch einen kirzeren Zeitraum eine Schule in einem
anderen Land besuchen. Ich frage auch noch mal —
und will damit ein Stick weit auf den Boden der Tat-
sachen zurltckfihren — Was tue ich, wenn ich als
Eltern Gberlege, mein Kind fir einige Zeit ins Aus-
land auf eine andere Schule zu geben? Ich frage in
der Schule, ob dies mdglich ist. Die Schule hat da-
zu eine Klassenkonferenz einberufen. Die Klassen-
konferenz hat sich dazu verstandigt und die Schule
hat der Familie einen schriftlichen Bescheid gege-
ben. Es war allen bewusst, dass es ein relativ
schwieriger Zeitpunkt ist, weil genau in der
10. Klasse bekanntermalien die BLF geschrieben
wird. Deswegen wurde die Familie auch darauf hin-
gewiesen, dass, wenn der Junge diese Zeit nicht
anwesend ist, in der die BLF geschrieben wird,
dann diese Prifung als nicht absolviert angesehen
werden kann und die Gefahr besteht, sollte er bei-
spielsweise das Abitur nicht erreichen, ohne Schul-
abschluss dazustehen. So wurden die Eltern be-
lehrt und so hat es die Mutter des Schilers auf dem
Bescheid unterschrieben.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das war
der Bescheid, von dem hier ja auch immer wieder
die Rede war. Dieser Bescheid ist niemals zurtck-
genommen worden.

Nun noch kurz zum sogenannten braunen Papier,
was Sie hier immer mal wieder so gern bemuhen.
Zur Wahrheit gehért, dass dieses sogenannte brau-
ne Papier aulder einem Mitarbeiter im Ministerium —
Herzlich Willkommen Herr Dr. Deppe! — niemand
kennt. Keiner der Zeugen, die wir befragt haben,
keiner auRer ihm hat es jemals gesehen. Es wurde
von Herrn Dr. Deppe, der sehr gewissenhaft ist und
beispielsweise eine Chronologie Uber samtliche
Dinge, die damit zu tun haben, erstellt hat, auch
nicht etwa mit abgegeben zu dem Zeitpunkt, als er
alle Unterlagen abgegeben hat. Nein. Ausgerech-

net dieses braune Blatt Papier war zuféllig in eine
andere Akte gerutscht. Spater ist es ihm dann wie-
der eingefallen, er hat es nachgereicht. Plotzlich
wollte er auch sehr genau wissen, wie dieses Pa-
pier zu ihm gekommen ist. Er sagte namlich, es sei
ihm quasi Ubergeben worden, nur weif3 niemand
von wem, keiner kann dies bestatigen.

Jetzt noch einmal etwas ausfuhrlicher zu Dingen,
die genau damit zu tun haben, wie die Hausspitze
beraten wurde. Auch darauf ist Knut Korschewsky
schon eingegangen. Ich will dazu auch einiges sa-
gen. Im Mai 2016 traf die damalige Hausspitze des
Tharinger Ministeriums fur Bildung, Jugend und
Sport im vorliegenden Fall eine Entscheidung. Hier-
bei mussten sich die Ministerin und die Staatsse-
kretarin selbstverstandlich auf die Beratung durch
ihre Beamtinnen und Beamten verlassen. Es gehdrt
zu den wichtigsten Aufgaben von Beamtinnen und
Beamten, an der sachgerechten Entscheidung von
Vorgesetzten mitzuwirken. So steht es Ubrigens
auch im Bundesbeamtengesetz, und zwar als
Pflicht der Beamten zur Beratung und Unterstit-
zung der Vorgesetzten. Die Beratung der Vorge-
setzten bedeutet das Vermitteln eigenen Wissens.
Das heifl3t, die Beratung bezieht sich zunachst auf
den Zustandigkeitsbereich der Beamtinnen und Be-
amten und das insoweit vorhandene Wissen. Vor-
handen ist das bei Beamten aktuell prasente sowie
das in den Akten niedergelegte Wissen. Was also
wusste die Fachebene des TMBJS, als sie die
Hausspitze im Mai 2016 bei der Entscheidung Uber
den weiteren schulischen Verlauf des Sohnes der
Familie Lauinger beraten musste? Der Untersu-
chungsausschuss hat hierzu eine umfangreiche Be-
weisaufnahme durchgefiihrt und zahlreiche Zeugin-
nen und Zeugen gehdrt. Hierbei hat sich gezeigt,
dass die Fachebene die Hausleitung im Mai 2016
Uber ihren damaligen Kenntnisstand informiert hat.
Die Informationen sind allerdings nicht umfassend
gewesen. Die Information an die Leitungsebene er-
folgte bereits vor der Rickmeldung des Staatlichen
Schulamtes Mittelthiringen in dieser Sache. Zuvor
wurde allerdings dem Staatlichen Schulamt die Zu-
sténdigkeit im gesamten Verlauf des Vorgangs
durch die Beamtinnen und Beamten des Bildungs-
ministeriums zugeschrieben. Ich kann es daher nur
als sorgfaltswidrig bezeichnen, dass die Fachebene
die Hausleitung des Ministeriums ohne Kenntnis
der Informationen aus dem Staatlichen Schulamt
Mittelthdringen informierte. Auch ist die Ubereilte
Meinungsbildung der Fachebene nicht nachvoll-
ziehbar. Der Schiler, um den es hier ging, war im
Ausland und seine Rickkehr war erst mehrere Wo-
chen spater zu erwarten. Gleichwohl gaben die Be-
amtinnen und Beamten der Fachebene mit erhebli-
cher Aufregung lediglich grobe Informationen an die
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Ministerin und die Staatssekretarin. Dieser lag ubri-
gens weder der Antrag der Familie Lauinger auf
Beurlaubung des Sohnes und dem eingeschlosse-
nen Antrag auf Befreiung von der Besonderen Leis-
tungsfeststellung noch die Entscheidung der Klas-
senkonferenz und ebenso wenig der konkrete Be-
scheid der Schule auf Befreiung von der BLF und
Beurlaubung vor. In der Beweisaufnahme konnte
nicht abschlielend geklart werden, warum die Be-
amtinnen und Beamten der Fachebene die Haus-
spitze nicht vollstandig informiert haben. Grund
mag daflir eine schon fast irrationale Aufgeregtheit
gewesen sein. Die erforderliche Sorgfalt, mit der
Beamtinnen und Beamten ihren Dienst zu versehen
und — wie ich eingangs ausfiihrte — ihre Vorgesetz-
ten zu beraten und zu unterstiitzen haben, ist mit
dieser Nachlassigkeit jedenfalls verletzt. Die erste
Entscheidung der Hausleitung im Mai 2016, dass
die Besondere Leistungsfeststellung nachzuschrei-
ben sei, beruhte daher auf einer pflichtwidrig, un-
vollstandig erbrachten Beratungstatigkeit der Be-
amtinnen und Beamten im TMBJS.

Fraglich ist, ob die Beamtinnen und Beamten aus
ihrer Sicht politischen Handlungsbedarf wahrnah-
men und ob sich die Beratungspflicht auch auf den
politischen Bereich bezieht. Der vor wenigen Wo-
chen verstorbene, ehemalige Bundesverfassungs-
richter Ernst-Wolfgang Bdckenférde war der Auffas-
sung, dass Behdrdenleitung nur offen und mit de-
mokratischer Legitimation politisch beraten werden
dirfen. Er rdumte allerdings ein, dass die Praxis
leicht geneigt sei, diese Grenze zu Uberschreiten.
Man wird daher feststellen diirfen, dass sich die Be-
ratungspflicht von Beamtinnen und Beamten, insbe-
sondere von Abteilungsleiterinnen und Abteilungs-
leitern, auch auf die politische Seite erstreckt. In
diesem Fall reicht es jedoch nicht, Bedenken vorzu-
tragen, sondern es mussen auch konstruktive Vor-
schlage gemacht werden, wie die Bedenken uber-
wunden werden kdénnen. Im vorliegenden Fall ist
von der Fachebene mdglicherweise im Hinblick auf
politische Konsequenzen zwar der ausdrlckliche
Vorschlag zum Nachschreiben der BLF gemacht
worden, dies entpflichtete jedoch nicht von der um-
fassenden Informationspflicht zum Sachverhalt, und
das ist, wie ausgefiihrt, nicht geschehen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich hatte
wahrlich grof3es Interesse an einem Sondervotum
oder an einer Einschatzung der CDU-Fraktion am
Zwischenbericht gehabt. Dass von der AfD nichts
kommt, das wissen wir.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Da hat es bisher nicht einen einzigen Antrag gege-
ben. Leider hat die CDU bis heute, aufder, wovon
sie selber nicht so recht wusste, was es ist, einer

Stellungnahme oder vielleicht doch einem Sonder-
votum in Form von acht Seiten mit einer Diskreditie-
rung des Vorsitzenden nichts geliefert. Ich bedaure
das ausdrucklich.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Das hat mit guter parlamentarischer Praxis nichts,
und zwar gar nichts zu tun, lieber Herr Geibert.

(Unruhe CDU)

(Zwischenruf Abg. Geibert, CDU: Das war
doch weit weg von einem sachlichen Bei-
trag!)

Vizeprasidentin Jung:

Fir die Fraktion der AfD hat Abgeordneter Rudy
das Wort.

(Unruhe DIE LINKE)

(Zwischenruf Abg. Geibert, CDU: Das war
doch nur subjektive Wertung!)

Abgeordneter Rudy, AfD:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete, sehr geehrte Zuho-
rer! Bevor ich in die inhaltliche Diskussion einstei-
ge, sei mir eine grundsatzliche Bemerkung erlaubt.
Der hier diskutierte und untersuchte Fall ist in unse-
ren Augen so eindeutig, dass es nicht eines Unter-
suchungsausschusses gebraucht hatte, um das
Fehlverhalten eines Justizministers und einer Bil-
dungsministerin offenzulegen.

(Beifall AfD)

Die daflir notwendigen 300.000 Euro an Steuergel-
dern hatten gut eingespart werden kénnen.

(Zwischenruf Abg. Kénig-Preuss, DIE LINKE:
Immer noch weniger als das, was lhre Frak-
tion kostet!)

Ja, unsere Fraktion ist ja auch zu etwas nutzlich,
aber dieser Ausschuss —.

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Hey, SPD: Was jetzt ge-
nau?)

Vor zehn Jahren hatte ein solches Verhalten dazu
gefihrt, dass der Justizminister und die Bildungsmi-
nisterin ihren Hut freiwillig genommen hatten, und
das ware so okay gewesen. Aber die Zeiten haben
sich geandert, eine persdnliche GroRe, wie sie fri-
her selbstverstandlich war, ist es heute offenbar
nicht mehr. Und um dem Ganzen jetzt noch die
Krone aufzusetzen, versuchen die Koalitionsfraktio-
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nen nun noch den Schwarzen Peter den Beamten
und Angestellten des Ministeriums zuzuschieben.

(Beifall AfD)

Dieses Verhalten ist unredlich und zeigt einmal
mehr, in welchem Stadium des persoénlichen und
politischen Zerfalls sich Rot-Rot-Griin befindet.

(Beifall AfD)
(Unruhe DIE LINKE)

Statt personlich die Verantwortung zu Gbernehmen,
zeigt man lieber mit dem Finger auf andere und
sagt: ,Die waren es, ich konnte ja nicht anders.”
Dabei hatte es die Hausleitung jederzeit in der
Hand zu entscheiden, dass N. L. die BLF nachho-
len misse bzw. bis zum Ableisten dieser nicht ver-
setzt wird.

Aber fassen wir mal zusammen, welche Erkenntnis-
se wir in den letzten zwei Jahren in diesem UA ge-
wonnen haben. Erstens wurde akribisch darauf ge-
achtet, dass die Personlichkeitsrechte von N. L.,
denn er wurde so immer im UA genannt, also ich
sage den Namen nicht, gewahrt blieben. Das hatte
auch funktioniert, hatte der Ministerprasident in ei-
nem dilettantischen Tweet nicht den vollstandigen
Namen genannt. Insofern muss man sich bei N. L.
fir einen solchen Ministerprasidenten schon ent-
schuldigen.

Den Mitgliedern des UA wird auch sicher in Erinne-
rung bleiben, dass die meisten Zeugen, die man
geladen hat, nichts aussagen konnten, da sie mit
dem Vorgang Uberhaupt nicht belastet waren oder
befasst waren. Ein Highlight dieses UA war die Si-
tuation, als die ehemalige Bildungsministerin Klau-
bert vernommen wurde und man ihr im Nachgang
riet, einen Rechtsbeistand zu konsultieren.

Das Beste zuletzt waren immer wieder die Aussa-
gen eines Schulamtsleiters, der manchmal nicht nur
nicht wusste, wo er Uberhaupt ist, geschweige
denn, dass das Bildungsministerium einen Akten-
plan hat und er diesen auch fihren muss. Dieses
Paradebeispiel

(Beifall AfD)

an deutscher Grindlichkeit ist wohl der Haupt-
grund, warum bestimmte Vermerke oder Akten zum
Fall N. L. nie wieder auftauchen werden.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das, was
ich in den letzten zwei Jahren erleben musste, steht
in keinem Verhaltnis zu den Kosten, die dem Steu-
erzahler durch diesen Untersuchungsausschuss
entstanden sind.

(Zwischenruf Abg. Kénig-Preuss, DIE LINKE:
Was denken Sie, wie es mir seit 2014 geht?)

Ja, der Untersuchungsausschuss 6/1 ist genau das
Gleiche.

Ich mochte es noch einmal wiederholen. Hatte der
Justizminister die persénliche Grofle gehabt, sei-
nen Fehler einzugestehen und zurlickzutreten, wa-
re uns all dies erspart geblieben.

(Beifall AfD)

Es kann natrlich auch sein, dass die Griinen diese
Frage zur Koalitionsfrage gemacht haben, entwe-
der der Justizminister bleibt im Amt oder Rot-Rot-
Grin ist Geschichte. Wir wissen es nicht; wir den-
ken es vielleicht — aber okay, ist in Ordnung. Vielen
Dank.

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Berninger, DIE LINKE:
Blddsinn!)

Vizeprasidentin Jung:

Fir die Fraktion der SPD hat Abgeordneter Warne-
cke das Wort.

Abgeordneter Warnecke, SPD:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, liebe Kolleginnen
und Kollegen, sehr geehrte Gaste auf der Tribline
und am Livestream! Vorab mdchte ich noch ein
Wort zu Herrn Rudy sagen. Es ist immer das gute
Recht der Opposition, einen Untersuchungsaus-
schuss als parlamentarisches Mittel einzusetzen,
und nie eine Geldverschwendung.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Vor uns liegt der fast 500 Seiten umfassende Zwi-
schenbericht des Untersuchungsausschusses 6/3.
Dieser Ausschuss untersucht seit zweieinhalb Jah-
ren ein mogliches Fehlverhalten der Thuringer Lan-
desregierung in der sogenannten Lauinger-Affare.
Zum Ausschuss und der bisherigen Arbeit hat der
Ausschussvorsitzende bereits umfangreich Stellung
genommen. Es ist hier deutlich geworden, dass der
Bescheid der Schule das entscheidende Dokument
in der bisherigen Untersuchung ist. Grund fur mich
genug, auf dieses Dokument und auf den Umgang
damit detaillierter einzugehen.

Bevor ich auf die inhaltlichen Punkte eingehe,
mdchte ich eine Tatsache betonen, die mir in den
letzten Wochen bei der Berichterstattung tber un-
sere Arbeit immer mal wieder zu kurz kam. Wah-
rend wir den Zwischenbericht gefertigt haben, hat
die Aufklarungsarbeit des Ausschusses parallel da-
zu stattgefunden. Wir haben seit der Beschlussfas-
sung der Erstellung des Zwischenberichts im Au-
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gust 2018 sieben weitere Sitzungen durchgefihrt
und weiter gearbeitet.

Nun zum Bescheid: Nachdem am 11. Dezember
2015 Frau Lauinger die Belehrung unter dem Be-
scheid der Schule unterschrieben hatte, war fir sie
klar, dass der Sohn der Familie ruhigen Gewissens
eine Sprachreise antreten kann. Der Bescheid war
das Ergebnis von Antrdgen und Beratungen, Abwa-
gungen und Entscheidungen, ein bulrokratischer
Prozess, den die meisten von uns aus eigener Er-
fahrung heraus kennen. Aufgrund eines konkreten
Anliegens wendet man sich als Birger an ein Amt
oder eine Behdrde, tragt dort sein Anliegen vor und
nach einer Prifung wird das Anliegen positiv oder
negativ beschieden. Am Ende dieses Verfahrens
haben Burger eine Antwort schriftlich in der Hand,
eine Antwort, nach der sie sich richten kbnnen oder
missen. Der Inhalt eines Bescheides ist entweder
unerfreulich, etwa beim BuRgeldbescheid wegen zu
schnellen Fahrens, oder er ist erfreulich, wenn zum
Beispiel der Wunsch des Kindes realisiert werden
kann, indem es — beruhend auf einer Entscheidung
— ins Ausland fliegen kann und dort die Schule be-
suchen darf.

Der Bescheid, um den es hier im Speziellen geht,
umfasst gerade mal eine DIN-A4-Seite. Er enthalt,
wie es sich fir ein offizielles Dokument gehort, ei-
nen Briefkopf der Schule, einen klaren Inhalt, zu
dem ich gleich noch was sagen werde, und die Un-
terschrift des Schulleiters. AuRerdem beinhaltet die-
ser Bescheid eine Belehrung, die die Kenntnisnah-
me der Durchfiihrungsbestimmung zur Thiringer
Oberstufe — Artikel 13 Abs. 3 — bestatigen soll. In
diesem Absatz 3 wird unter anderem darauf hinge-
wiesen, dass ein Schiler, der aufgrund dieser Re-
gelung in die 11. Klassenstufe versetzt wird, keinen
dem Realschulabschluss vergleichbaren Abschluss
erhalt. Der Bescheid bestatigt der Familie, dass die
Klassenkonferenz dem Auslandsaufenthalt einstim-
mig zugestimmt habe. Es erfolgt die Belehrung
Uber den potenziell fehlenden Realschulabschluss
nach der Klasse 10. Im Anschluss wird der entspre-
chende Absatz aus der Durchfiihrungsbestimmung
zitiert, mit der einen Anpassung, dass nicht wie im
originalen Text von einem ganzjahrigen Auslands-
aufenthalt die Rede ist, sondern nur von einem lan-
geren Auslandsaufenthalt.

Die Ersteller des Bescheids — das waren der Schul-
direktor und einer seiner Mitarbeiter — gaben im Un-
tersuchungsausschuss dazu an, dass sie die For-
mulierung auf die ihnen tatsachlich vorliegende Si-
tuation angepasst hatten. Beide Zeugen schatzten
dies im Nachhinein als unglicklich ein, betonen
aber, dass der Sinn der Regelung dadurch nicht ge-
andert wurde und die Antwort des Staatlichen

Schulamts so wiedergebe. Tatsachlich ist erkenn-
bar, dass sich der Inhalt des Bescheids an der Ant-
wort des Schulamts auf die Nachfrage der Schule
orientierte.

Dabei teilt der Ausschuss die Auffassung, dass die
Anfrage der Schule inhaltlich mangelhaft und nicht
ausreichend bestimmt war und somit auch die Ant-
wort des Schulamtes nicht als Anweisung, sondern
eher als Empfehlung gewertet werden sollte. Ent-
scheidend ist aber, dass es fortan ein Dokument
gab, das sowohl fur die Schule als auch fur Familie
zunachst Handlungssicherheit bedeutete.

Dieser Bescheid, fehlerhaft in seiner Entstehung,
aber bestandskraftig in seiner Wirkung, beschaftig-
te uns eine ganze Zeit im Ausschuss. Dabei war es
bereits schwierig, sich auf eine gemeinsame Be-
zeichnung zu einigen. Ist es nun ein Bescheid, ein
bescheidahnliches Schreiben oder eine Mischform
aus Bescheid und Zusicherung? Wir werten das
Schreiben der Schule als Bescheid, da es in seiner
Funktion und seiner Wirkung ein bestandskraftiger
Verwaltungsakt ist. Allein die unterschiedlichen Be-
zeichnungen implizieren bereits, dass es verschie-
dene Auslegungen dieses Dokuments und daraus
resultierend auch unterschiedliche rechtliche Ein-
schatzungen geben koénnte.

Um diesen wichtigen Punkt zu untersuchen, haben
die Koalitionsfraktionen eigens einen Antrag in die
Arbeit des Ausschusses eingebracht, der sich mit
der Frage der Rechtsnatur des Bescheids befasste.
Wir haben Juristen des Schulministeriums und des
Staatlichen Schulamts dazu befragt, wie sie den
Bescheid bewerten und welche Wirkung dieser ent-
falten konnte. Im Ergebnis folgte der Ausschuss
den gehorten Juristen, dass der Bescheid als be-
standskraftiger Verwaltungsakt seine Wirkung ent-
falte und dass die Burger sich auf die Wirkung die-
ses Bescheids verlassen kdnnen missten. Beson-
ders die Juristen des Bildungsministeriums beton-
ten das rechtswidrige Zustandekommen des Be-
scheids, da das Schulgesetz keine Ausnahme von
der Teilnahme einer Besonderen Leistungsfeststel-
lung vorsehe.

Eine erste Einschatzung der Rechtsnatur des Be-
scheids durch die Bediensteten des Bildungsminis-
terium fand am 12. Mai 2016 statt. Aufgrund der
Nachfrage durch das Ministerium auRerte sich der
Schultrager zu dem Sachverhalt und sendete einen
Teil der Unterlagen als Anhang mit: den Mail-Ver-
kehr zwischen der Schule und dem Schulamt vom
November 2015, den Antrag der Mutter und den
Bescheid der Schule. Der Bescheid der Schule lag
demnach seit dem 12. Mai 2016 den Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern der entsprechenden Abteilung
im Ministerium vor. Am selben Tag wurde der Be-



Thirringer Landtag - 6. Wahlperiode - 144. Sitzung - 29.03.2019

12531

(Abg. Warnecke)

scheid per Mail an die verschiedenen Akteure der
Abteilung, den Leiter und die betroffenen Referate
gesandt.

Daher verwunderte uns die Aussage eines Zeugen
im Untersuchungsausschuss, der mehrfach beton-
te, den Bescheid erst aus der Presseberichterstat-
tung kennengelernt zu haben. Den Akten konnten
wir entnehmen, dass der Bescheid besagtem Mitar-
beiter zugesandt wurde und dass er selbst in den
gesamten Sachverhaltsstapel involviert war. Nichts-
destotrotz wurde der Bescheid der Schule kurz
nach Erhalt vom Referat als rechtswidrig und die
Situation insgesamt als brisant bewertet. Eine sehr
schnelle Information an die Hausleitung sollte fol-
gen.

Gegeniliber dem Leiter des Ministerblros wurde die
Situation mindlich geschildert und eine Handlungs-
empfehlung ausgesprochen. Der Schiiler sowie ein
weiterer sollten die Mdglichkeiten erhalten, die Pru-
fungen nachschreiben zu kénnen. Es erfolgte ein
Vermerk, der von der Hausleitung gegengezeichnet
wurde. Die damalige Hausspitze benannte im Un-
tersuchungsausschuss klar, dass hier keine Unter-
lagen, vor allem nicht der Bescheid, vorgelegt wor-
den sind. Bis hierhin wird bereits deutlich, warum
der Bescheid das zentrale Dokument in diesem
Sachverhalt ist.

Minister Lauinger und seine Frau betonten im Aus-
schuss, dass sie erst dann den Vertrag mit der aus-
landischen Schule unterzeichnen wollten, wenn sie
eine feste Regelung in der Hand hatten. Erst die
positive Bescheidung der Unterbrechung des
Schulbesuchs durch die Schule veranlasste die Fa-
milie, den Auslandsaufenthalt zu realisieren. Nach
dem Bescheid wurden die Vertrdge unterzeichnet
und die Flige gebucht. Die Familie vertraute dem-
nach auf die Entscheidung der Schule.

Fir die Schule wiederum war der Bescheid das Er-
gebnis des Ersuchens der Familie und die Erfiillung
ihrer Aufgaben. Eine Schule kann hoheitliche Ver-
waltungsakte erlassen verbunden mit der Pflicht,
diese im Voraus zu prifen. Die Schulleitung ent-
schied richtig, sich in dieser Frage mit einer Mail an
das Staatliche Schulamt Mittelthiiringen rechtlich
abzusichern. Auch wenn der Schultrager, das Bis-
tum Erfurt, der erste Ansprechpartner hatte sein
mussen, hat die Schulleitung die Antwort vom
Schulamt als Handlungsanweisung fehlverstanden
und somit entsprechend gehandelt. Fir die Schule
war der Bescheid demnach folgerichtig und be-
standskraftig.

Sowohl fir die Familie als auch fiir die Schule war
nach dem Bescheid im Dezember der Sachverhalt
geklart. Das Ministerium wiederum erfuhr erst Mo-

nate spater davon. Auch hier wurde dem Bescheid
eine entscheidende Rolle zugewiesen. Er wurde als
rechtswidrig eingestuft und spatestens, seitdem die
Hausspitze des Ministeriums einen Vermerk vom
13. Mai 2016 gegenzeichnete, war es fortan das
Ziel, diesen Bescheid aufzuheben.

Um die Spannung zu nehmen: Der Bescheid ist bis
heute nicht aufgehoben worden. Dass der Bescheid
nicht aufgehoben wurde, hatte mannigfaltige Grin-
de. Die zustandige Abteilung hat festgestellt, dass
hier ein rechtswidriger Bescheid existiert und dass
nun ein rechtskonformer Zustand hergestellt wer-
den musse. Allerdings erging nie eine klare Anwei-
sung des Ministeriums an eine verantwortliche Stel-
le, die eindeutig die Aufhebung des Bescheids for-
derte. Stattdessen wurde im Untersuchungsaus-
schuss immer wieder betont, dass die Aufhebung
des Bescheids in verschiedenen Mails anvisiert und
implizit gefordert wurde. So sagte beispielsweise
der Leiter der zustédndigen Abteilung des Ministe-
riums im Ausschuss aus, dass bereits im Mai 2016
eine E-Mail an das Schulamt ging, in deren Folge
der Bescheid hatte aufgehoben werden mussen.
Unabhéangig davon, dass nur die Schule als Aus-
steller den Bescheid aufheben kann, konnte der
Ausschuss diesem Argument nicht folgen. Die ein-
zige Passage aus dieser angesprochenen E-Mail,
die so verstanden werden konnte, lautete: ,Das
Staatliche Schulamt Mitte muss diesen Fall aufkla-
ren und insbesondere herausarbeiten, wie die
Schule jetzt tatsachlich gehandelt hat, und dies
rechtlich bewerten.“ Fir den Ausschuss leitet sich
daraus keine entsprechende Handlungsanweisung
ab. Als die Bediensteten des Ministeriums im Ju-
li 2016 feststellten, dass es in dieser Angelegenheit
keine weiteren Bewegungen gab und der Bescheid
noch nicht zurickgenommen wurde, folgte aus ei-
ner Beratung im Ministerium, dass das Schulamt
aufgefordert werden sollte, die Aufhebung des Be-
scheides nun zu veranlassen. Eine Mitarbeiterin,
die vertretungsweise nur fir einen kurzen Zeitraum
in diese Angelegenheit involviert war, ohne jedoch
die Hintergriinde zu kennen, erhielt den Auftrag, ei-
ne schriftliche Anweisung zu verfassen. Die daraus
resultierende E-Mail vom 13. Juni 2016 sollte die
Ricknahme des Bescheides erwirken. Doch lassen
sich auch hier wieder verfahrenstechnische Un-
deutlichkeiten ausmachen. In dieser E-Mail wurde
geschrieben, dass der Schiler die Besondere Leis-
tungsfeststellung zu absolvieren habe und dass ,al-
les Notwendige zu veranlassen® sei. Mehreren Zeu-
genaussagen folgend ist mit diesem Passus ge-
meint, den Bescheid der Schule zurtickzunehmen.
Daraus ergibt sich keine eindeutige Handlungsan-
weisung fur das Schulamt, weswegen man die E-
Mail als nicht ausreichend bestimmt ansehen kénn-
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te. Es ist unklar, wie das Staatliche Schulamt Mittel-
thiringen anhand dieser Formulierungen eine Auf-
forderung ableiten sollte, die Schule anzuweisen,
einen Bescheid zurlickzunehmen. Das Schulamt
reagierte, indem es die Schule anwies, den Schiiler
die Besondere Leistungsfeststellung nachschreiben
zu lassen. Der Schulleiter hielt Rucksprache mit
dem Schultrager und leitete dann die nachsten
Schritte ein. Doch der Bescheid wurde auch hier
nicht zurickgenommen. Der Bescheid galt immer
noch, auch am 20. Juni 2016, als die Familie Lauin-
ger von der Schule erfuhr, dass der Sohn nun doch
die Prifung abzulegen habe.

Als im Anschluss der Sachverhalt auch fir die
Hausleitung des Ministeriums akut wurde, erhielt
diese am 21. Juni 2016 einen weiteren Vermerk da-
zu. Diesem Vermerk waren Anlagen beigefigt, un-
ter anderem nun auch der Bescheid der Schule.
Erst jetzt konnte sich die Hausleitung ein umfassen-
des Bild von dem Sachverhalt machen und revidier-
te ihre urspringliche Entscheidung, dass der Schi-
ler die Prufung nachzuholen habe. Aus den Akten
wird ersichtlich, wie die Staatssekretarin und die Mi-
nisterin a. D. ihre nun getroffene Entscheidung be-
griundeten. Diese Begrindung hielten sie am
23. Juni 2016 schriftlich auf dem ersten Vermerk
vom 13. Mai 2016 fest. Dort steht in der Farbe rot:
.Da das Schulamt die Méglichkeit eréffnet hat, ohne
die BLF zu schreiben, erstens ins Ausland zu ge-
hen, zweitens in die 11. Klasse versetzt zu werden,
die Schulkonferenz diesen Beschluss einstimmig
beschlossen hat und die Familie dartiber informiert
wurde, dass der Schiler dann keinen Realschulab-
schluss hat, sollen ihm das Zeugnis ausgestellt und
die Versetzung ermdglicht werden, ohne die BLF
nachholen zu muissen. Es soll ihm die Mdglichkeit
eroffnet werden, nach der 11. Klasse mit einer ex-
ternen Prufung die BLF nachzuholen.“ In griner
Schrift ist ergénzt: ,Zustimmung zur Entscheidung
der Staatssekretarin!®

Die Befragung der damaligen Hausleitung und die
Aktenlage unterstreichen, dass erst durch die Be-
kanntgabe des Bescheids und weiterer Unterlagen
ein Bild entstanden ist, das zu einem Umdenken
aufseiten der finalen Entscheidungstrager gefihrt
hat. Der spatere Zeugnistext basiert inhaltlich im
Wesentlichen auf dem Bescheid der Edith-Stein-
Schule, wie die Zeugin Dr. Klaubert glaubhaft aus-
sagte. Diese Aussage Frau Dr. Klauberts wird zu-
dem durch die bestehende Aktenlage und weitere
Zeugenaussagen bestatigt. Der Bescheid der
Schule war in der gesamten Zeit die Grundlage flr
Handlungen und Entscheidungen von nahezu allen
Akteuren.

Vizeprasidentin Jung:

Herr Abgeordneter, Ihre Redezeit ist um.

Abgeordneter Warnecke, SPD:

Dies muss entsprechend der Betrachtung und Be-
wertung des Sachverhalts berlicksichtigt und ge-
wurdigt werden.

Ich wollte mich am Ende der Redezeit nur noch bei
den Referenten und Mitarbeitern der Landtagsver-
waltung bedanken, was ich hiermit tue. Danke.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Vizeprasidentin Jung:

Danke schon. Fir die Fraktion Die Linke hat Abge-
ordneter Wolf das Wort.

Abgeordneter Wolf, DIE LINKE:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen und natirlich auch die Géaste
auf der Triblne! Herr Rudy, Sie haben sich vorhin
Gedanken um die innere Verfasstheit von Rot-Rot-
Griin gemacht und denken dariber nach. Wissen
Sie, ,Denken” ist so ein bisschen wie Google, bei
Ihnen Facebook, nur ein bisschen krasser. Fangen
Sie erst mal damit an.

Aber richtig ,Spall gemacht® — in Anfiihrungsstri-
chen — hat die Rede vom Kollegen Emde, denn er
hat zu allem gesprochen, nur nicht zu dem, wozu
uns der Landtag hier beauftragt hat, namlich einen
Zwischenbericht zu erstellen. Und zum Zwischen-
bericht — genau abgegrenzt bis zu Punkt IV oder
Kapitel 1V des Untersuchungsauftrags — hat Kollege
Emde hier — das ist auch schon von Kollegin Rothe-
Beinlich gesagt worden — zu den letzten zwei Sit-
zungen gesprochen. Nun kann man natirlich von
politischer Demenz ausgehen, aber tatsachlich
zieht sich das ja durch die gesamte Ausschussar-
beit der CDU, die mit unterschiedlicher personeller
Besetzung eigentlich immer nur eins macht, nam-
lich den Skandal suchen. Das haben wir selbst bei
der Akteneinsicht, -klarheit und -wahrheit erlebt. Es
wurde haufig gar nicht mehr danach gefragt, was
denn eigentlich im Antrag steht, sondern wild
durcheinander spekuliert, genauso wie Kollege Em-
de das hier gerade auch getan hat.

Aber Kollege Emde, dass Sie es tatsachlich fertig-
bringen, lhren eigenen Untersuchungsauftrag des
vom Landtag eingesetzten Untersuchungsaus-
schusses, dessen Fragen hier zu konterkarieren,
indem Sie gesagt haben, hier wiirde es einseitig
darum gehen, das mogliche Fehlverhalten der Lan-
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desregierung zu untersuchen und nicht mogliches
Fehlverhalten auch zum Beispiel, wie es in allen
Punkten steht — ich kann das hier mal durchge-
hen —, der Landesregierung und Bediensteten der
Thuringer Ministerien, Schulverwaltung usw. usf.
Naturlich auch der Bediensteten — was denn sonst?
Damit beschaftigt sich dieser Untersuchungsauf-
trag. Das haben Sie gerade eben mal weggewischt,
diesen lhren eingesetzten Untersuchungsauftrag —
ganz erstaunlich, Kollege Emde.

Tatsachlich haben wir heute mit dem Zwischenbe-
richt zum Untersuchungsausschuss 6/3, den wir
hier auf der Tagesordnung haben, den ersten auch
hier diskutierten und leider bisher viel zu weitge-
henden Bericht zu diesem eingesetzten Untersu-
chungsausschuss und dem Auftrag. Eigentlich
misste man ja gar nicht viel dazu sagen, denn laut
Einlassung der CDU war ja von Beginn an sowieso
schon alles klar. Von Fakten mussen wir uns hier
offensichtlich auch nicht beirren lassen. Hort man
mal die Einlassung der CDU in der Presse oder von
verschiedenen Gelegenheiten hier im Plenum,
dann fragt man sich tatsachlich — wir haben es vor-
hin auch erst wieder erlebt —, wieso es eigentlich ei-
nes Untersuchungsausschusses bedurfte. Ich will
das mal am Beispiel festmachen. In der ersten
Pressemitteilung der CDU zur Einsetzung des Un-
tersuchungsausschusses wartete sie, also die
CDU, bereits mit allerlei Tatsachenbehauptungen
auf, genauso wie Kollege Emde vorhin, die eigent-
lich erst einmal Gegenstand des von der CDU ein-
gesetzten Untersuchungsausschusses sein sollten.
Ich zitiere einmal — Frau Prasidentin — aus der
Presse von damals: ,Wie Geibert sagte, hat der
Justizminister das halbe Kabinett und Mitarbeiter
seines Ministeriums damit beschaftigt, das Schul-
recht zu umgehen. Er hat die Bildungsministerin da-
zu veranlasst, eine rechtswidrige Entscheidung in
ein Zeugnis zu Ubernehmen und der Staatskanzlei-
chef hat hier hilfreich Beistand geleistet.“ Ganz er-
staunlich, ganz zu Anfang, ohne dass da irgendei-
ne Untersuchung gelaufen ist, Herr Geibert weil} es
schon vorher. Herr Geibert, Sie hatten uns viel er-
sparen kénnen, mir Lebenszeit, dem Steuerzahler
sicherlich auch Geld

(Zwischenruf Abg. Geibert, CDU: Sie haben
es schwarz auf weil}!)

und den Beamten im Ministerium auch natirlich
entsprechende Zeit, die sie besser hatten verbrin-
gen konnen, als vor Ilhnen auszusagen, denn Sie
wussten es ja schon vorher.

(Zwischenruf Abg. Geibert, CDU: Leider ha-
ben sie auch vor lhnen ausgesagt!)

Die CDU setzt also einen Untersuchungsausschuss
ein, obwohl sie doch bei jeder Gelegenheit herum-
posaunt, dass sie im Besitz der alleinigen Wahrheit
ist. Sie verschwendet Steuergelder fir ein politi-
sches Kampfinstrument, Aufklarung braucht man
offensichtlich gar nicht. Der Ausschuss soll nur da-
zu dienen, die Angelegenheit schén lange am Ko-
cheln zu halten. Das spiegelt auch sehr schén das
Verhalten der CDU im Ausschuss selbst wider. Erst
einmal hat die CDU daflr gesorgt, dass wir am An-
fang nur schleppend vorankamen — wie vorhin
schon ausgeflihrt —, es sollte sich alles hinziehen.
Wir alle, die wir in diesem Ausschuss sitzen, erin-
nern uns gut an die Verschleppungstaktiken der
CDuU.

Das Lieblingsbeispiel von mir ist der Beweisantrag,
der dazu fihrte, dass alle Registrierungskrafte von
drei Ministerien befragt werden mussten. Wir haben
das als Koalition bei der CDU kritisch nachgefragt:
Alle Registrierungskrafte? — Ja, Minderheitenrecht,
wir wollen alle héren. Das Ergebnis war, dass wir in
sieben Sitzungen 44 Zeugen zu dem Beweisantrag
zu hdren hatten, und zwar ohne auch nur ein wenig
Erkenntnis zu gewinnen. Sieben Sitzungen — hatten
wir diese nutzen kdnnen, um inhaltlich voranzukom-
men, Kollege Geibert, dann kdnnten wir jetzt viel-
leicht schon den Abschlussbericht vorstellen. Es lag
an lhnen, dass wir das nicht konnen, dass wir heute
nur den Zwischenbericht beraten.

Mit vielen Spielereien vertrodelt die CDU lieber die
Zeit der Ausschussmitglieder und stellt die Geduld
der Birger ganz schon auf die Probe. Ein Beispiel
dafir ist auch, dass sich die CDU nur sehr marginal
— manchmal habe ich den Eindruck gar nicht — auf
eine sachgerechte Abarbeitung der Beweisantrage
im Ausschuss vorbereitet — so viel auch zu lhrer
Qualifikation. Da werden erst im Ausschuss die Ak-
ten herangezogen und wild geblattert. Da kommt es
vor, dass sich die Kollegen der CDU an einem The-
ma festbeilRen, zu dem sie selbst schon vor andert-
halb Jahren durch einen Beweisantrag eine Erkla-
rung herbeigefiihrt haben und was man guten Ge-
wissens als ausermittelt bezeichnen kann — verges-
sen oder einfach nur desinteressiert, Herr Geibert?

(Zwischenruf Abg. Geibert, CDU: Das wollten
Sie vielleicht nicht verstehen!)

Und jeder Hinweis, dass Sie doch mal anfangen
sollten, stringent den Einsetzungsbeschluss mit uns
abzuarbeiten, fihrt an der Stelle immer wieder zu
emporten Ausrufen, wir sollten lhre Minderheiten-
rechte nicht beschréanken. Das wollen wir natirlich
auch nicht. Die Minderheitenrechte sind uns im Ge-
gensatz zur CDU so wesentlich, dass wir bisher je-
dem inhaltlichen Antrag der CDU zugestimmt ha-
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ben, auch wenn sich an der Sinnhaftigkeit des ei-
nen oder anderen schon zweifeln lieRe.

Ubrigens hat sich die Verwaltung aus gutem und
richtigem Grund aus der Erarbeitung des Wertungs-
teils herausgehalten. Auch wenn es den Kollegen
von der CDU fremd zu sein scheint: Die Verwaltung
sollte sich aus Grinden der Neutralitat nicht an ei-
nem Wertungsteil beteiligen, da hier politische Wer-
tungen vorgenommen werden, die ureigene Aufga-
be der Mitglieder eines Untersuchungsausschusses
sind. Sie hat also an dieser Stelle alles richtig ge-
macht und ich danke der Verwaltung im Namen
meiner Fraktion ausdrtcklich fur die gute Arbeit.

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Wir wundern uns wieder einmal Uber das Politikver-
standnis der CDU, das sich hier offenbart. Uber-
haupt das Geschrei nach einem Abschlussbericht:
Vielleicht ist die CDU ja ausnahmsweise mal ehrlich
— Sie haben einen so umfassenden Einsetzungsbe-
schluss vorgelegt und so viel Zeit mit sinnlosen Be-
weisantragen vertrodelt, Kollege Geibert, dass Sie
selbst schuld daran sind, dass wir heute keinen Ab-
schlussbericht vorlegen kdénnen. Wenn wir dem
Diktat der CDU in diesem Ausschuss folgen wur-
den, wurden wir niemals irgendetwas im Plenum
berichten und damit der Offentlichkeit zur Kenntnis
geben. Das liegt einfach daran, dass die CDU ja
gar kein Interesse an Aufklarung hat. Die CDU
kann Fakten gar nicht gebrauchen, ich habe es
heute schon mal gesagt: alternative Fakten, Teil 3,
am heutigen Tag.

(Zwischenruf Abg. Geibert, CDU: Sie ignorie-
ren die Fakten einfach!)

Das transportierte sie schon in der ersten Plenarde-
batte zum Thema, als Herr Mohring uns weisma-
chen wollte, man sei am Anfang einer Debatte,
aber der Antrag, der der Debatte zugrunde lag, be-
reits die Entlassung des Ministers Lauinger forderte
— von Herrn Mohring.

(Zwischenruf Abg. Geibert, CDU: Da sind wir
konsequent, das hat sich nicht geéndert!)

Das heift also, die CDU ist Ermittler, Richter und in
dem Fall verbal Henker in einer Person. Sie braucht
also auch gar kein Parlament und schon gleich gar
keine parlamentarische Arbeit. Sie betreibt einfach
Framing Uber die Presse, spielt der Presse erst ei-
nen Brief an den Ausschuss und dann noch die
Stellungnahme zu, die wir natirlich erst spater er-
halten haben, und versucht so, die 6ffentliche Mei-
nung zu formen. Rummelplatz a la CDU, Rummel-
platz a la Jérg Geibert.

(Zwischenruf Abg. Geibert, CDU: Das sind
doch alles wuste Behauptungen!)

Da mochte ich lhnen zurufen: Ganz schlechter Stil,
Herr Geibert, und noch ein schlechterer Umgang
mit Demokratie und Parlament, aber das missen
Sie morgens mit lhrem Spiegelbild selbst ausma-
chen. Auf das groRe Tamtam in der Presse habe
ich bereits hingewiesen. Die Kollegen der CDU ha-
ben in einigen Berichterstattungen einen recht wir-
digen Trabanten gefunden.

(Zwischenruf Abg. Geibert, CDU: Spieglein,
Spieglein an der Wand, wer ist der schonste
Wolf im Land?)

Jetzt beweisen Sie |hr wahres Niveau, Herr Gei-
bert! Argumente — leider nicht vorhanden. Wir kén-
nen also in der Presse lesen, in dem Bericht werde
viel Bekanntes referiert. Dann wird der Hergang
dargelegt, der so oder so ahnlich schon hundertmal
in der Presse zu lesen war und bis dato nicht als
bewiesen angesehen werden konnte. Das finde ich
doch ziemlich spannend. Ich dachte ja bisher im-
mer, es bedlrfe bei einem Untersuchungsaus-
schuss — es ist mein erster — ahnlich, wie bei einem
Strafverfahren, erst einmal der Erhebung und der
Gewichtung der Beweise. Dann wird sich auf dieser
Grundlage ein Urteil im parlamentarischen Rahmen
gebildet. Dies scheint nicht so, zumindest nicht im-
mer so zu sein, nicht in jedem Untersuchungsaus-
schuss und nicht bei jeder Fraktion. Dann kénnen
wir doch einfach in Zukunft die Beweiserhebung
weglassen, die Gerichte schliefen und unter Zuhil-
fenahme eines Offentlichen Prangers demjenigen
Recht geben, der am lautesten schreit, Kollege Gei-
bert. Was bisher in der Presse zu lesen war, waren
schlicht und einfach wiste Behauptungen:

(Zwischenruf Abg. Geibert, CDU: Da spricht
der Zwischenbericht aber eine andere Spra-
che!)

Nicht in einem ordentlichen Verfahren erhoben,
nicht gewichtet und abgewogen. Fir die Presse ist
das sicherlich so in Ordnung, ein gefundenes Fres-
sen. Das mag so sein, aber korrekt und dem parla-
mentarischen Verfahren angemessen, ist es defini-
tiv nicht.

Kommen wir nun zum Zwischenbericht. Schauen
wir einmal, ob sich das, was sowohl die Landesre-
gierung als auch die Koalitionsfraktionen bereits vor
Einsetzung des Ausschusses sagten, bewahrheitet
hat. Wir haben August 2016 eine gut eingespielte
Eskalationschoreographie beobachten dirfen, in
der von Beginn an von der CDU her feststand, dass
am Ende auch ein Untersuchungsausschuss her-
auskommen sollte und zwar unabhangig von der
Frage, ob und wie die Landesregierung die Antrage
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der CDU-Fraktion abarbeitet und darauf reagiert
und Stellung bezieht. Die Landesregierung hat um-
fassend sowohl in dem Doppelausschuss — Justiz
und Bildung —, als auch im Sonderplenum Stellung
bezogen. Sie hat in einer gemeinsamen Aus-
schusssitzung genau das abgearbeitet, was Sie
von ihr erwartet haben. Ich sage es hier ganz klar,
bis zum heutigen Tag gibt es nichts und zwar gar
nichts, was der Ausschuss zusatzlich noch hatte
zutage férdern kdnnen — nichts.

Greifen wir die Vorgange in der Schule fir einen
kleinen Vergleich heraus. Wie die Landesregierung
ausfuhrte, gab es erst einen mundlichen, dann ei-
nen schriftichen Antrag der Familie Lauinger. Mit
dem miundlichen Antrag befasste sich die Klassen-
konferenz und stimmte in Anbetracht der guten
Leistungen des Schilers dem Antrag zu, dass N. L.
im Ausland eine Schule besuchen und nach seiner
Ruckkehr in die 11. Klasse versetzt werden kann.
Ich méchte es hier noch einmal sagen, ich habe ge-
rade ,N. L.“ gesagt. Dass hier Uberhaupt Namen
genannt werden und insbesondere von Herrn Em-
de, ist wirklich unterste... Der Ausschuss hat extra
dazu beraten und beschlossen, dass im Zwischen-
bericht keine Namen stehen, auler die von der po-
litischen Leitungsebene. Das ist hier definitiv gebro-
chen worden. Es ist unfassbar.

Die Landesregierung flihrte bereits aus, dass die
Schule sich auch an das Schulamt wandte und eine
recht ausweichende Auskunft bekam, die sie als
Zustimmung zum geplanten Vorgehen interpretier-
te, wofiir das Schulamt im Nachhinein auch gerigt
worden sei. Aulerdem wurde bereits in dieser Sit-
zung darauf verwiesen, dass die vom Schulamt an-
gefihrten Durchfiihrungsbestimmungen in einer
nicht eindeutig auszulegenden Weise ausgestattet
sind. Die Schule erstellte darauthin einen Bescheid,
der als rechtlicher, aber bestandskraftiger Verwal-
tungsakt bezeichnet werden kann. Diesen Bescheid
haben die Eltern des Schiilers unterschrieben und
der Sohn reist ins Ausland. Ubrigens stellte der
Ausschuss, vor allem auf der Grundlage der Aussa-
gen der befassten Juristen des Bildungsministe-
riums fest, dass der Bescheid zwar allgemein als
rechtswidrig aber bestandskraftig wahrgenommen
wurde und wird — bis zum heutigen Tag. An dieser
Stelle kénnen wir damit als Serviceleistung auch
die Frage des Abgeordneten Gruhner vom
13.08.2016 in der ,Bild Thiringen“ beantworten,
wieso der Minister nicht die Moglichkeit eines ver-
waltungsrechtlichen Verfahrens genutzt hat. Herr
Gruhner, das hat der Untersuchungsausschuss tat-
sachlich sehr deutlich gemacht. Der Minister konnte
gar kein verwaltungsrechtliches Verfahren in Gang
setzen, weil gegeniber der Familie nie eine Rlck-
nahme des Bescheids stattgefunden hat. Er hatte

also schlicht nichts in der Hand, womit er seinem
Anliegen auf juristischem Weg hatte abhelfen kon-
nen — rechtsstaatlich doch sehr bedenklich.

Und eine kleine Variation — das ist genau das, was
auch der Untersuchungsausschuss fir diesen Kom-
plex ermitteln konnte. Eine Variation ware beispiels-
weise die Frage der Ruge des Schulamts, die es zu
unterschiedlichen Angaben des Schulamts und des
Ministeriums gibt. Das Schulamt kann sich im Ge-
gensatz zum Ministerium an keine Rige erinnern.

Eine zweite Erkenntnis gab es zur Frage der ver-
waltungsrechtlichen Kenntnisse der Schule und des
Schultragers. Hier konnten wir feststellen, dass er-
heblicher Nachholbedarf besteht. Die Erkenntnis
hatte aber mittlerweile auch das Ministerium durch
eine schulaufsichtliche Prifung erlangt. Den Unter-
suchungsausschuss brauchte es fiir diese Frage al-
so definitiv nicht.

Ein weiteres wesentliches Thema sowohl in der ge-
meinsamen Ausschusssitzung als auch im Untersu-
chungsausschuss war die Frage der Formulierung,
die letztlich Eingang in das Zeugnis gefunden hat.
Ministerin Klaubert erklarte damals, sie habe Wert
darauf gelegt, dass die Zitierung der Durchfih-
rungsbestimmung aus der urspringlichen Geneh-
migung der Schule auf das Zeugnis einen Widerhall
findet. Der Untersuchungsausschuss kann dies
nach Aktenlage und Aussage mehrerer Zeugen
zum aktuellen Zeitpunkt bestatigen. Die Ubergabe
des in der Presse so breit thematisierten ,braunen
Papiers“ kann dagegen nur von einem einzigen
Zeugen bestatigt werden, alle anderen dazu befrag-
ten Zeugen konnten die Herkunft und die Existenz
des Papiers nicht bestatigen. Warum sollte dieses
auch noétig gewesen sein, geht es doch aus ver-
schiedenen Schriftsticken, Kommentaren auf
Schriftstiicken und Unterstreichungen hervor, dass
die Entscheidung zum Zeitpunkt der angeblichen
Ubergabe bereits getroffen war und auch so schon
bekannt war, was als Formulierung auf dem Zeug-
nis stehen sollte.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, abschlie-
Rend noch mal meine Zusammenfassung: Hat es
dieses Untersuchungsausschusses bedurft? Hat es
wesentliche Erkenntnisse erbracht zu dem, was der
Doppelausschuss und das Sonderplenum hier im
Spatsommer 2016 tatsachlich schon zutage gefor-
dert hat? Ich sage ganz eindeutig: Nachdem was
wir bis heute wissen, ist das nicht so. Hat es aber
uns die Mdglichkeit gegeben, mdéglichem Fehlver-
halten von Verwaltung — sowohl von der Schule,
vom Schultréger, Schulamt bis ins Ministerium —
tatsachlich auch nachzugehen? Da sage ich: Ja,
das hat es.
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Von daher haben wir hier sozusagen zwei Ergeb-
nisse: Eines Untersuchungsausschusses bedurfte
es nicht, aber tatsachlich zu gucken, wie funktio-
niert Verwaltungshandeln und gab es dort Schwa-
chen.

Abschliefend mdchte ich noch mal betonen: Mein
Dank gilt bis zum heutigen Tag vor allen Dingen der
Arbeit der Verwaltung, vor allen Dingen der Arbeit
der aktiven Ausschussmitglieder und vor allen Din-
gen unseren hochqualifizierten Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern — das will ich hier auch noch mal
betonen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Ich sehe es als einen Skandal an, dass durch eine
Pressemitteilung einer Fraktion die Qualifikation un-
serer Mitarbeiter infrage gestellt wird. Ich glaube,
das ist auch an Einmaligkeit kaum zu Gberbieten.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Aber das zeigt eben auch, wessen Geistes Kind Sie
sind und was Sie hier eigentlich betreiben: Skanda-
lisierung auf unterstem Niveau. Vielen Dank.

(Unruhe CDU)

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

(Zwischenruf Abg. Geibert, CDU: Den Bei-
trag kann man nur als schabig bezeichnen!)

Vizeprasidentin Marx:

Es liegen mir jetzt keine weiteren Wortmeldungen
vor. Es gibt leider keine Redezeit mehr fur die Frak-
tion Die Linke. Gibt es noch weitere Redeanmel-
dungen? Das sehe ich nicht, damit schlie3e ich die-
sen Tagesordnungspunkt.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 15

Artenschutz ernst nehmen und
invasive Arten eindiammen —
die weitere Ausbreitung der
Nilgans in Thiiringen stoppen
Antrag der Fraktion der AfD

- Drucksache 6/6957 -

Die AfD winscht das Wort zur Begrindung? Ja,
dann erhalt Herr Moller von der AfD-Fraktion das
Wort zur Begrundung.

Abgeordneter Moéller, AfD:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen, liebe Gaste! Ganz kurz: Der
Nilgans-Antrag war eigentlich Gberfallig, er hatte im

Grunde auch von anderer Seite kommen mussen,
namlich vom zustandigen rot-rot-griinen Lager, ei-
gentlich ja von der Landesregierung. Das Nilgans-
Problem ist schon seit Langerem bekannt. Seit un-
gefahr dem Jahr 2000 ist nach meiner Erinnerung
das erste Brutpaar hier in Thiringen zu verzeich-
nen gewesen. Als wirkliches Problem erkannt wur-
de es dann 2009 durch die exponentielle Zunahme
der brutenden Paare und nun hat sich aber trotz
dieser Entwicklung niemand vom rot-rot-griinen La-
ger um diese Sache gekimmert. Deswegen haben
wir, nachdem wir eine entsprechende Kleine Anfra-
ge gestellt hatten, den Fakt dann auch noch mal
zur Kenntnis genommen haben, dass also auch die
Landesregierung die Nilgans als invasive neue Art
hier wahrgenommen hat, diesen Antrag gestellt,
dass man also die Nilgans entsprechend bejagbar
macht hier in Thiringen. Ich denke, das ist ein
Uberfalliges Signal auch an die Jagerschaft, dass
man sich um dieses Problem kimmert. Es ist im
Ubrigen auch umwelt- und naturschutzpolitisch ge-
boten, denn die Nilgans neigt dazu, heimische Ar-
ten durch ihr aggressives Verhalten zu verdrangen.
Insofern tun Sie also, wenn Sie unserem Antrag zu-
stimmen, dem Umweltschutz, der lhnen ja — jeden-
falls dem Koalitionsvertrag nach — sehr am Herzen
liegt, auch etwas Gutes. Vielen Dank! So weit zur
Einfihrung.

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Miiller, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN: Dann miisste man die AfD ab-
schaffen!)

Vizeprasidentin Marx:

Als erster Rednerin erteile ich Abgeordneter Becker
von der SPD-Fraktion das Wort.

(Beifall SPD)

Abgeordnete Becker, SPD:

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Nil-
gans kam im 18. Jahrhundert aus GroRbritannien
auf das Festland. Also sie ist nicht direkt aus Afrika
eingeflogen, sondern von GroRbritannien, und nicht
immer kommt Gutes aus Grof3britannien. Sie haben
heute schon wieder liber Brexit abgestimmt und es
gab wieder keine Mehrheit, aber nichtsdestotrotz ist
die Nilgans da.

Sie ist auch in Thdringen und sie ist ein sehr ag-
gressiver Vogel. Das, glaube ich, kdnnen wir hier
klarstellen. Naturlich ist das nicht schén, wenn so
eine Nilgans, wie wir es hier drauf3en schon erlebt
haben, unsere kleinen Entchen angreift. Deshalb
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muss man sagen, wir missen was gegen die Nil-
gans unternehmen.

(Beifall CDU, AfD)

Wir sind auch bereit, sie zu jagen. Aber wir dirfen
uns nicht einbilden, dass das das Problem wirklich
I6st. Das ist ein Hilfsmittel, dem wir wieder nachge-
ben. In neun Landern in Deutschland wird die Nil-
gans schon bejagt — das ist so —, denn das gréRere
Problem ist in Nordrhein-Westfalen und in Nieder-
sachsen mit den Nilgansen, aber nichtsdestotrotz
kénnen wir uns dem nicht verschlieen. Und wenn
unsere Nachbarlander schon jagen, dann ist das
auch okay, wenn wir dariber nachdenken und dem
auch nachgehen werden und das auch aufnehmen
werden in die Liste. Das ist ohne Weiteres mach-
bar.

Es ist wirklich ein Problem, diese Aggressivitat und
dass die auf unsere einheimischen Vdgel gehen
und auch Stdérche und sogar Rotmilane aus den
Nestern schmeilRen und da sehr, sehr rigoros ihre
Brut verteidigen. Aber — wie gesagt — das ist alles
okay und man muss sicherlich etwas dagegen tun,
aber man soll sich nicht einbilden, dass damit das
Problem geldst wird. Es ist einfach so, dass diese
Art nicht zu uns gehort, sie ist aus Afrika riberge-
kommen — habe ich schon gesagt — tber Holland,
GroRbritannien und macht sich jetzt bei uns hei-
misch. Das Beste ware, wenn wir ihr die Futter-
grundlage nehmen kénnten, aber dazu sind wir si-
cherlich auch nicht in der Lage. Sie geht gern auf
Wiesen und Acker, selbst auf Golfplatzen findet sie
noch genug Futter. Also es wird schwierig, wirklich
gegen die Nilganse vorzugehen.

Sie wird bei vielen auch als besonders zankischer
Neuburger betrachtet, der sich hier jetzt niederlasst.
Aber wie bei den Kormoranen — Herr Kummer wird
das dann sicherlich auch noch mal sagen — muss
man auch erst mal jemanden finden, Egon, der die
Gans dann auch schiefl3t.

(Zwischenruf Abg. Miiller, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN: Das macht Herr Méller, der hat ei-
nen Jagdschein!)

Na ja, aber das ist ja nicht so ganz einfach. Die Ja-
gerschaft muss auch bereit sein, dann wirklich zu
schief3en. Das ist ja auch immer ein Problem und
es ist nicht ganz einfach, Wildvogel zu schiel3en.
Das ist auch alles ...

(Zwischenruf Abg. Primas, CDU: Aber Sie
schmeckt!)

Schmecken tut sie. Also es gibt unterschiedliche
Kommentare, aber die iberwiegenden Kommenta-
re sagen, die Nilgans schmeckt. Ich habe sie selbst

noch nicht gekostet, aber sie soll schmecken. War-
um soll man sie dann nicht schiel3en?

Wie gesagt, den Antrag der AfD brauchen wir trotz-
dem nicht. Das Problem ist schon langst erkannt,
auch in Thiringen. Wir haben schon mehrfach da-
ruber geredet.

(Zwischenruf Abg. KielRling, AfD: Sie hatten
es doch offentlich machen kénnen!)

Ja, das ist wohl wahr. Wir hatten auch mal 6ffentlich
dartber reden kénnen, das ist wohl richtig. Wir ha-
ben ...

(Zwischenruf Abg. Lukasch, DIE LINKE: Aber
der Kollege schlaft ja immer im Ausschuss!)

Nein, das muss ich mir zurechnen lassen, dass wir
als Rot-Rot-Griine es nicht offentlich gemacht ha-
ben, dass wir zwar die Schwierigkeit gesehen ha-
ben und auch Uber die Nilganse geredet haben —
es gibt ja nicht nur die Nilganse, es gibt auch die
Kanadaganse —, es aber noch nicht ins Plenum
transportiert haben und den Menschen noch nicht
gesagt haben, dass wir daran arbeiten. Das stimmt,
das muss ich zugeben, das hatten wir tun kénnen,
dann hatte es den Antrag auch gar nicht gebraucht.

Aber was natirlich nicht geht, ist die Entnahme der
Bruteier. Das geht nicht in Deutschland, das kon-
nen wir auch nicht zulassen, da kdnnen auch noch
so viele Nilganse da sein. Aber wir gehen den Weg
und werden versuchen, auch die einreisenden V6-
gel aus Afrika wieder zurickzudrangen und eine
Lésung zu finden. Aber dem Antrag stimmen wir
nicht zu und lehnen ihn ab.

(Beifall SPD)

Vizeprasidentin Marx:

Ich hatte versaumt mitzuteilen, dass die Landesre-
gierung von der Mdglichkeit eines Sofortberichts
gemal § 106 Abs. 2 der Geschaftsordnung keinen
Gebrauch macht, aber das haben Sie schon ge-
merkt, indem ich die Aussprache schon eréffnet
hatte. Als zweitem Redner erteile ich Abgeordne-
tem Malsch von der CDU-Fraktion das Wort.

Abgeordneter Malsch, CDU:

Werte Présidentin, werte Kolleginnen und Kollegen!
Wie neulich beim MDR zu lesen war: ,Vogelkundler
schlagen Alarm: Die Nilganse fuhlen sich an Thi-
ringer Gewassern zunehmend wohler. Die einst aus
Zoos ausgebuchsten Tiere bedrangen heimische
Arten. Deshalb wird nun darlber debattiert, was zu
tun ist.”
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Es ist vollkommen richtig und gut, dass dariiber ge-
sprochen wird. Die Zielrichtung, dass dariber ge-
sprochen wird, ist auch das, was man aus dem An-
trag als positiv entnehmen kann, weil er den Finger
in die Wunde legt und die Folgen der Ansiedlung
der urspringlich in Afrika beheimateten Nilgans
aufgreift. Nilgadnse gehdéren zu den invasiven Arten,
die andere Artgenossen beim Kampf um Nahrung
und Nistplatze vertreiben. Dabei machen sie nach
Angaben der Vogelkundler auch vor Greifern wie
Rotmilanen und Mausebussarden nicht halt. Immer
haufiger wird deshalb die Erlaubnis zum Abschuss
der Nilganse gefordert, und das auch zu Recht.

Werte Kolleginnen und Kollegen, in einigen Thurin-
ger Nachbarlandern werden die Ganse bereits be-
jagt, so in Sachsen, Hessen und Bayern. Wenn der
Geschéaftsfihrer des Jagdverbands, Frank Herr-
mann, zum Schutz anderer heimischer Wandervo-
gelarten fordert, Nilgdnse missen auf die Liste der
jagdbaren Arten gesetzt werden, dann hat er voll-
kommen recht. Und wenn derlei Plane beim Um-
weltministerium wenig Begeisterung finden, zeigt
das, dass all diejenigen, die eine Bejagung der Nil-
ganse fordern, auf dem richtigen Weg sind.

Werte Kolleginnen und Kollegen, wir haben das
Jagdgesetz an den Ausschuss Uberwiesen. Wir
sollten auch diesen Antrag hier GUberweisen, dann
kénnen wir nach einem verniinftigen Weg suchen,
die Nilgans in das Jagdrecht zu Uberfihren und ei-
ne Jagdzeit festzulegen. Frau Kollegin Becker hat
es ja ausgefihrt, es wird schwierig sein, die Nilgan-
se irgendwo hinzubringen, denn wenn wir sie in
Ohrdruf konzentrieren kénnten, dann hatten wir
vielleicht gar kein Problem mehr mit den Gansen,
dann hatte der Wolf genug zu fressen.

(Zwischenruf Abg. Kummer, DIE LINKE:
Dann musst du erst mal einen Teich anle-
gen!)

Vielen Dank fiir die Aufmerksamkeit.
(Beifall CDU)

Vizeprasidentin Marx:

Als nadchstem Redner gebe ich Herrn Abgeordneten
Adams von der Fraktion Bindnis 90/Die Griinen
das Wort.

Abgeordneter Adams, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! ,Artenschutz ernst nehmen
und invasive Arten einddammen — die weitere Aus-
breitung der Nilgans in Thiringen stoppen®, das ist
der Antrag der AfD, meine sehr verehrten Damen

und Herren. Und wenn man das liest, dann hat man
das Gefiihl, dass Ihnen das ganz offensichtlich sehr
am Herzen liegt, also Lebewesen, die vom Namen
her schon eher aus Nordafrika — Nilgans — stam-
men, sozusagen als groRe Bedrohung fir die ein-
heimische Flora und Fauna zu sehen.

Im letzten Jahr, meine sehr verehrten Damen und
Herren, war im Innenhof, wo wir auch eine Wasser-
flache haben, des Thiringer Landtags, ein Nilgans-
parchen — ich bin da nicht ganz fit, aber ich glaube,
es waren zwei, da wirde ich mal sagen, das ist ein
Parchen. Wir haben damals schon uberlegt, wann
die AfD das zum Thema machen wird. Es hat ein
Jahr gedauert — sie waren auch schon mal schnel-
ler — und wir vermuten, dass Sie unglaublich
schlecht geschlafen haben, denn das Ganze riecht
natdrlich danach, dass diese Nilgans eine unbe-
rechtigte Landnahme in unseren schdnen deut-
schen Seen- und Flusslandschaften versucht
durchzufiihren, meine sehr verehrten Damen und
Herren.

Die Nilgans ist zudem — das beunruhigt die AfD
auch — extrem anpassungsfahig und hat ein beson-
ders ausgepragtes Aggressionsverhalten, zumin-
dest wird davon berichtet in verschiedenen Darstel-
lungen. Sicher ist das so, dass Sie davor grole
Sorge haben und hoffen, dass nun richtige MalR-
nahmen ergriffen werden.

Der deutsche Staat, meine sehr verehrten Damen
und Herren, ist auch aktiv geworden. Denn das
Bundesamt hat — ahnlich wie den Marderhund —
auch diese Nilgans unter Beobachtung genommen.

(Zwischenruf Abg. Miller, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN: Wie bei der AfD auch!)

Es ist jetzt nicht das gleiche Bundesamt, das sie
zum Priffall erklart hat, sondern das ist das Bun-
desamt fliir Naturschutz gewesen, das Nilgans und
Marderhund und verschiedene andere invasive Ar-
ten unter Beobachtung genommen hat. Das diirfen
wir erst mal feststellen. Der deutsche Staat ist nicht
passiv, sondern er ist aktiv geworden.

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Und jetzt hoffe ich, dass der Vorschlag der AfD
nicht der sein wird, dass wir V-Ganse einsetzen, die
Sie moglicherweise fordern, denn das gibt es nicht.
Auch wenn Ganse manchmal eine V-Formation flie-
gen, es gibt keine V-Ganse, die wir hier einsetzen
kénnen und einsetzen sollten. Vielmehr lehrt uns
doch die Nilgans eines: Dass die Strategie der AfD,
zum Beispiel Zaune, Mauern, Kontrollen einzufiih-
ren ...
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(Zwischenruf Abg. Henke, AfD: Was verste-
hen Sie denn von unserer Strategie?)

Die AfD fragt mich gerade, was ich von Strategie
verstehe. Da wirde ich lhnen mal sagen, das kon-
nen wir an anderer Stelle diskutieren. Ich verstehe
vor allen Dingen lhre Strategie so, dass Sie immer
einddmmen, kontrollieren, ausgrenzen wollen. Und
ich will lhnen nur ganz kurz sagen: Wenn man sich
anschaut, an der Grenze zwischen Deutschland
und Danemark versucht man im Augenblick Wild-
schweine durch einen durchgezogenen Zaun zu-
rickzuhalten,

(Zwischenruf Abg. KieRling, AfD: Fasching ist
vorbei!)

genauso wie Sie versuchen, mit untauglichen Maf3-
nahmen die Nilgdnse abzuhalten. Denn, meine
sehr verehrten Damen und Herren, das haben ja
viele verschiedene Arten, die in das Jagdgesetz, so
wie Sie es heute fordern, aufgenommen wurden,
gezeigt, dass damit ein Zurtckdrangen, ein Dezi-
mieren eben nicht eingetreten ist. Das heil3t, die
AfD muss ihre Strategien Uberdenken und muss
versuchen, wieder vernunftige Vorschlage hier in
den Thuringer Landtag einzubringen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, zu den
inhaltlichen Punkten hat die Dagmar, die Frau Be-
cker, schon vieles gesagt. Ich glaube, eines ist da-
bei sehr wichtig. Der Freistaat Thuringen hat eben-
so reagiert und hat mit anderen Bundeslandern ge-
meinsam ein Beobachtungsfeld aufgemacht, um
mit anderen Landern gemeinsam auch die EU-
MaRgabe umzusetzen, die Nilgans zuriickzudran-
gen.

Vizeprasidentin Marx:

Herr Kollege Adams, gestatten Sie eine Zwischen-
frage des Abgeordneten Henke?

Abgeordneter Adams, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN:

Ja, immer!

Vizepréasidentin Marx:

Herr Henke.

Abgeordneter Henke, AfD:

Vielen Dank, Frau Prasidentin. Herr Adams, eine
kleine Zwischenfrage: Ist die Nilgans eine Ente
oder ein Huhn?

Abgeordneter Adams, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN:

Ich wirde sagen, die Nilgans ist eine Gans.

Abgeordneter Henke, AfD:
Vielen Dank. Richtige Antwort.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BUNDNIS
90/DIE GRUNEN: Die Nilgans ist eine Mi-
schung zwischen Ente und Gans!)

Abgeordneter Adams, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN:

Ja. Aber gestatten Sie mir eine Frage? Was tut das
zur Sache?

(Zwischenruf Abg. Henke, AfD: Weil Sie von
etwas anderem reden!)

Wir reden von der Nilgans, das ist doch lhr Antrag
gewesen, ja? Okay.

Also, die Nilgans steht unter Beobachtung, es gibt
ein abgestimmtes Verfahren zwischen einzelnen
Bundeslandern, um dagegen vorgehen zu kdnnen.
Und auch wenn ich es ein bisschen persifliert habe,
was ich ja gern hier an der Stelle zugebe, denke
ich, hat es einen gewissen Kern, wo wir uns dem
auch widmen mussen. Allerdings ist die Uberzoge-
ne Form, die hier die AfD wieder an den Tag legt,
nicht geeignet, wirkliche wirksame Maflinahmen zu
bewirken. Um mal in dem Bild zu bleiben. Vielen
Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Vizeprasidentin Marx:

Als nachster Redner ist hier Herr Kollege Rudy ge-
listet — Herr Kollege Moller von der AfD-Fraktion.

Abgeordneter Méller, AfD:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen, liebe Gaste! Vielleicht gehe
ich zunachst mal auf die sachlichen Redebeitrage
ein. Also bei Herrn Malsch bedanke ich mich sehr
fur die Unterstiitzung und bei Frau Becker auch fir
die sachliche Auseinandersetzung mit dem Thema.
Vielleicht insofern noch erganzend: Natirlich, man
kann das Problem nicht nur mit Bejagen l6sen. Da
widerspreche ich lhnen auch gar nicht. Es gibt
schdne Pilotprojekte zum Beispiel bei Tauben in Je-
na mit diesen Taubenhausern, wo man dann eben
die Gelege austauscht gegen Attrappen. Das kann
durchaus auch mit dazu beitragen. Das ist vielleicht
fur die feinfihligen Griinen die angenehmere Me-



12540

Thiiringer Landtag - 6. Wahlperiode - 144. Sitzung - 29.03.2019

(Abg. Moller)

thode. Insofern kommen wir lhnen da sogar ein
bisschen entgegen. Ansonsten, sage ich mal, die
Bereitschaft der Jagerschaft, die Nilgans zu beja-
gen, steigt enorm mit der Aufnahme der Nilgans ins
Jagdrecht. Also, das ist im Grunde genommen das
einzige groRe Hindernis. Der Antrag, den wir ge-
stellt haben, geht naturlich auch in diese Richtung.
Und die Bejagung von Nilgansen sorgt natirlich
auch dafiir, dass die Brutpaare abnehmen oder zu-
mindest nicht mehr so exponentiell zunehmen, wie
das momentan der Fall ist, und damit naturlich auch
dem Arterhalt und dem Biotopschutz und derglei-
chen hier in Thiuringen Vorschub geleistet wird. Das
Ganze ist ja auch kein Novum in Deutschland,
muss man dazu sagen. Die Bejagung der Nilgans
findet ja in anderen Bundeslandern statt, unter an-
derem auch in Bundeslandern, wo Grline beteiligt
sind, wie zum Beispiel Sachsen-Anhalt und Hes-
sen. Insofern verstehe ich, ehrlich gesagt, nicht die
sehr polemische Auseinandersetzung mit dem The-
ma, die Herr Adams hier abgeliefert hat. Im Grunde
haben Sie es geschafft, aus dem Thema ,Nilgans®
eine Po-,Ente” zu machen. Das ist der Sache nicht
angemessen.

Vielleicht nur ganz kurz, Sie haben zumindest ein
Sachargument gebracht, ein Beobachtungsfeld ist
eingerichtet worden hier in Thiringen. Das ist eine
tolle Sache, dass nach 18 Jahren nach dem Auftre-
ten einer invasiven, aggressiven Art dann zumin-
dest schon mal ein Beobachtungsfeld eingerichtet
wird, und das Ganze immerhin schon zehn Jahre
nachdem man gemerkt hat, dass man es hier mit
einem exponentiellen Wachstum zu tun hat und mit
einem richtigen Problem fir die Umwelt und fir den
Naturschutz. Wenn das lhr einziger wirklicher Bei-
trag sein soll, dieses Problem in den Giriff zu krie-
gen, dann frage ich mich, wo lhre griinen Kernkom-
petenzen verblieben sind. Die scheinen nur noch in
homoopathischen Dosen vorhanden zu sein, um
sich wahrscheinlich dann vollstandig auf den Wolf
zu konzentrieren.

Im Ubrigen weil’ ich nicht, was Sie an unserem An-
trag kritisieren, wenn Sie davon sprechen, dass er
in Uberzogener Form abgehalten ware. Also ich
wusste nicht, wo da jetzt irgendein unsachliches
Vokabular verwendet worden ware oder irgendeine
MaRnahme, mit der man Uberreagiert. Das ist aus
meiner Sicht ganz sachlich. Sie haben auch keine
Detailinformationen abgegeben, was Sie daran
Uberzogen finden. Vielleicht kbnnen Sie es ja noch
prazisieren. Dann kann man lhrem Debattenbeitrag
vielleicht irgendwo noch was Gutes entnehmen.

Ansonsten werbe ich natirlich dafir, dass man un-
seren Antrag an den Ausschuss Uberweist, und
zwar naturlich federfihrend an den Umweltaus-

schuss und mitberatend an den Landwirtschafts-
ausschuss. Vielen Dank.

(Beifall AfD)

Vizeprasidentin Marx:

Als nachster Redner erhalt Abgeordneter Kummer
von der Fraktion Die Linke das Wort.

Abgeordneter Kummer, DIE LINKE:

Vielen Dank, Frau Prasidentin. Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, zu der Art der Ausbreitung
der Nilgans ist vorhin schon eine ganze Menge ge-
sagt worden. Ich kann mich gut daran erinnern, als
der Umweltausschuss seine auswartige Sitzung in
der Vogelschutzwarte durchgefiihrt hat, dass uns
eine Nilgans auf dem Dach der Vogelschutzwarte
begrite und dass wir in dem Zusammenhang in
dieser Ausschusssitzung auch dartber gesprochen
haben, dass man MalRnahmen gegen die Nilgans
ergreifen muss. Ich denke mal, die Landesregie-
rung wird dazu dann nachher auch noch ein paar
Worte sagen.

Fakt ist eins: So, wie die AfD in ihrem Antrag be-
schreibt, was durchgefihrt werden sollte, kann man
nicht zustimmen. Deshalb wird es auch von unserer
Fraktion eine Ablehnung dieses Antrags geben.
Denn, Herr Mdller, das habe ich lhnen gestern
schon gesagt, als es um das Jagdgesetz ging — Sie
verwechseln die Ebenen. Es ist sicherlich richtig,
dass man mit einem Antrag die Landesregierung
auffordern kann, die Nilgans in die Liste der jagdba-
ren Arten, aufzunehmen. Was Sie aber sonst noch
fordern in Inrem Antrag, dass dem Gelege der Nil-
gans die Eier enthommen werden sollen, das lasst
das Jagdgesetz nicht zu.

(Zwischenruf Abg. Moller, AfD: Das kann
man doch auch auflerhalb des Jagdgesetzes
regeln!)

Sie fordern, dass man die Hege fiir die Nilgans aus-
setzt. Das lasst das Jagdgesetz nicht zu. Das Jagd-
gesetz kennt keine Ausnahmen von der Hege-
pflicht. Von der Seite her befinden wir uns, wenn wir
das denn umsetzen wollten auf der Ebene der Ge-
setzgebung, und deshalb sind Sie hier beim Antrag
falsch, da hatten Sie beim Gesetz agieren missen.
Von der Seite her wird es die Ablehnung von uns zu
Ihrem Antrag geben und ich gehe davon aus, dass
es eine Aufnahme der Nilgans in die Liste des jagd-
baren Wilds durch die Landesregierung geben wird,
was aber unabhangig von lhrem Antrag ist, sondern
einfach bedingt durch die Notwendigkeit, die Aus-
breitung der Nilgans in Thiringen zu reduzieren.
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Meine Damen und Herren, trotzdem bin ich da auch
bei der Vorrede von Frau Becker und bei Herrn
Adams. Wenn ich mir ansehe, wie viele Enten von
der Kreisjagerschaft Hildburghausen im letzten
Jagdjahr geschossen wurden — das ist die groRte
Kreisjagerschaft Thiringens —, ich glaube, es wa-
ren 30. Die Zahl der Enten, die geschossen wur-
den, hat sich zum Vorjahr halbiert und sie ist dras-
tisch weniger geworden zu den Jahren davor. Es
macht sich kaum noch jemand die Arbeit, einen
Wasservogel zu rupfen.

(Zwischenruf Abg. Primas, CDU: Nein, es
gibt zu wenige!)

Es ist auch nicht einfach, die Tiere zu schielRen,
denn ich brauche einen Kugelfang. Am Gewasser
ist das nicht immer gegeben. Also es mussen ver-
schiedene Dinge zusammentreffen, um auch han-
deln zu kénnen. Das macht es schwierig. Von der
Seite her — glauben Sie nicht, dass man mit jagdli-
chen Methoden die Nilgans wieder ausrotten wird.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Vizepréasidentin Marx:

Fur die Landesregierung erteile ich Staatssekretar
Méller aus dem Ministerium fir Umwelt, Energie
und Naturschutz das Wort.

Moller, Staatssekretar:

Frau Prasidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren Abgeordneten, gebietsfremde Arten, die an-
dere Arten und die Lebensraume anderer Arten be-
drohen, spielen in der nationalen und internationa-
len Naturschutzdiskussion eine zunehmende Rolle.
Die Ausbreitung gebietsfremder Arten stellt global
betrachtet heute aber nur eine der grolken Gefahr-
dungen fir die biologische Vielfalt dar. In Thiringen
sieht die Situation insgesamt etwas glinstiger aus.
Hier spielen invasive gebietsfremde Arten als Ge-
fahrdungsursache noch eine vergleichsweise gerin-
ge Rolle. Die Nilgans ist eine aus Afrika stammen-
de Art — das ist schon mehrfach gesagt worden —,
sie ist seit etwa 18 Jahren in Thiringen heimisch. In
Deutschland kommt sie schon seit den 80er-Jahren
vor. In Deutschland haben wir etwa 13.000 Brut-
paare und damit kann sie auch als etabliert angese-
hen werden. Die Nilgans unterliegt der europaweit
geltenden Verordnung gegen invasive Arten, kurz
IAS-Verordnung genannt. Zur Umsetzung dieser
Regelung wurden Monitoring- und Management-
maflnahmen auf Bund-Lander-Ebene abgestimmt.
Am 2. August 2017 erfolgte die Listung der Nilgans
als europaweit invasive Art in der I1AS-Verordnung.
Seitdem besteht das Erfordernis zur Uberwachung

dieser Art im Sinne des Artikels 14 der Verordnung
und seitdem wird es auch getan.

Vom 20. September bis 22. November 2018 fand
die Offentlichkeitsbeteiligung zu den Management-
vorschldgen fir die invasiven Arten hier in Thurin-
gen statt. Dazu gehdren auch Maflnahmen in Be-
zug auf die Nilgans. Aktuell erfolgt auf Bund-Lan-
der-Ebene eine Abstimmung uUber die dazu einge-
gangenen Stellungnahmen, um ein bundesweit
weitgehend einheitliches Management dieser inva-
siven Arten zu gewahrleisten. Ich betone aber noch
mal: Tiefgreifende Auswirkungen der Nilganspopu-
lation auf heimische Arten sind entgegen der von
der AfD formulierten Aussage wissenschaftlich
nicht belegt. Das in der IAS-Verordnung festgelegte
Prinzip der Kosten-Nutzen-Kalkulation bei der
Durchflhrung von ManagementmaflRnahmen muss
also auch bei dieser Art im Blick behalten werden.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Lan-
desregierung setzt nun in Abstimmung mit den an-
deren Landern und dem Bund die Regelungen zur
Pravention und zum Management invasiver ge-
bietsfremder Arten entsprechend der eingangs ge-
nannten Richtlinie um. Auch die Aufnahme der Nil-
gans in das Jagdrecht ist innerhalb der Landesre-
gierung bereits abgestimmt worden. Eine zielorien-
tierte Umsetzung der IAS-Verordnung ohne viel bi-
rokratischen Aufwand kennzeichnet also das Han-
deln der Landesregierung.

(Beifall DIE LINKE)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, der An-
trag der AfD kommt — wie Sie sehen — deutlich zu
spat und ist véllig entbehrlich.

(Beifall SPD)

Hier wird nur auf einen fahrenden Zug aufgesprun-
gen, der sich schon langst in die richtige Richtung
bewegt. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Vizeprasidentin Marx:

Es gibt eine weitere Wortmeldung vom Abgeordne-
ten Mdller.

Abgeordneter Moéller, AfD:

Sehr geehrte Kollegen, insbesondere Herr Kum-
mer! Das enttduscht mich alles schon sehr. Herr
Kummer, Sie sind, glaube ich, seit 1999 Abgeord-
neter, Sie sind Vorsitzender des Umweltausschus-
ses, Sie sind meines Wissens Nebenerwerbsland-
wirt, Sie kennen die Problematik sicherlich aus vie-
len Fachgesprachen und Sie haben das Thema bis-
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her nicht ein einziges Mal mit einer eigenen Initiati-
ve erortert. Nun sagen Sie, der Antrag der ersten
Fraktion, die zum Thema ,Nilgans® was vorlegt, ent-
spricht nicht ganz Ihren Anforderungen. Wobei das
ein bisschen nebul®s bleibt, weil das, was Sie da im
Detail sagen, das wissen Sie selbst, sind Scheinar-
gumente.

Die Tatsache, dass eine Ausnahme fur die Hege
gesetzlich geregelt werden muss, ist doch kein Ar-
gument gegen diesen Antrag. Wir machen gerade
eine Novelle des Jagdgesetzes, das ist gerade an
den Ausschuss Uberwiesen worden. Wo wollen Sie
es denn anders regeln als beispielsweise im Jagd-
gesetz? In Sachsen-Anhalt gibt es beispielsweise
auch so eine Novelle des Jagdgesetzes. Ich weil}
gar nicht, ob sie schon durch ist. Aber auch dort
wurde eine Ausnahmeregelung fur die Hege der
Nilgans mit aufgenommen, dass man dort eben kei-
ne Hege durchfiihrt. Das wéare gerade angesichts
des aktuellen zeitlichen Rahmens ohne Weiteres
regelbar. Es ware derselbe Ausschuss, in dem da-
riber zu sprechen ist. Dasselbe gilt nattrlich auch
fur den Austausch des Geleges.

Sie wissen also, das ware ohne Weiteres sofort
umsetzbar. Insofern sind das aus meiner Sicht ganz
klar auf der Hand liegende Scheinargumente, mit
denen Sie im Grunde genommen, obwohl Sie wis-
sen, dass wir mit der Sache recht haben, am Ende
doch den Antrag der AfD-Fraktion ablehnen wollen,
weil allen anderen Behauptungen zum Trotz leider
Ihre Partei — ich will das gar nicht mal auf Sie per-
sonlich beziehen — und wahrscheinlich |hr griner
Koalitionspartner sagen, eine sachliche Auseinan-
dersetzung mit der AfD, das wollen wir zwar mit
dem Mund, aber das wollen wir nie in der Realitat.
Damit erweisen Sie am Ende naturlich den Interes-
sen der Landwirte, dem Naturschutz und auch den
Interessen der Jagd einen Barendienst. Sie sollten
diese Haltung tUberdenken.

Ich meine, wir sind in den Landtag gewahlt worden,
weil wir — das mag Ihnen gefallen oder nicht — Posi-
tionen vertreten, die in der Bevdlkerung durchaus
einen gewissen Widerhall finden und die deswegen
auch hier im Landtag Bericksichtigung finden soll-
ten, auch in der sachlichen Auseinandersetzung.
Wenn Sie diese sachliche Auseinandersetzung ab-
lehnen, entweder so polemisch, wie es Herr Adams
gemacht hat, oder mit solchen Scheinargumenten,
dann verfehlt das Parlament ein Stick weit leider
seinen Zweck.

Insofern bitte ich Sie: Gehen Sie da noch mal in
sich! Es ist nun wirklich ein rein unideologisches
Thema. Es ist eine Sache, bei der es eigentlich —
bis vielleicht auf die Grinen, die haben es noch
nicht ganz verstanden — um Umweltschutz, um Na-

turschutz, um Jagdpolitik geht. Das hat nichts mit
den grofen Verwerfungslinien unserer politischen
Auseinandersetzung zu tun. Da heben Sie sich
doch keinen Bruch, wenn Sie einer Ausschussiber-
weisung zustimmen — das vielleicht noch mal er-
ganzend.

(Beifall AfD)

Vizeprasidentin Marx:

Herr Abgeordneter Kummer, Fraktion Die Linke.

Abgeordneter Kummer, DIE LINKE:

Herr Moller, ich habe es lhnen gestern gesagt. Sie
hatten gestern zum Jagdgesetz noch einen ent-
sprechenden Anderungsantrag hier einbringen kén-
nen, der hatte in erster Lesung beraten werden
kénnen, man hatte es zusammenfiihren kénnen, im
Ausschuss beschlielen kdnnen, dann hatten wir
keine Probleme mit dem Bepackungsverbot gehabt.
Das ware der Punkt gewesen, wenn Sie es ehrlich
gemeint hatten. § 21 Abs. 3 — Verbot, Nester und
Gelege zu beschadigen: Das kriegen Sie mit lhrem
Antrag nicht hin. Sie kénnen sich doch mit Ihrem
Antrag nicht einfach Uber das Gesetz stellen. § 1
Abs. 3 — die Hege: auch dort eine Verpflichtung,
keine Ausnahmemdglichkeit. Sie missen beim Ge-
setz agieren. Versuchen Sie es im Ausschuss beim
Gesetz. Danke schon.

(Beifall DIE LINKE)

Vizeprasidentin Marx:

Weitere Wortmeldungen liegen jetzt nicht vor. Es ist
Ausschussiberweisung an den Ausschuss fiir Um-
welt, Energie und Naturschutz beantragt worden.
Wer mdchte diese Ausschussiberweisung, den bit-
te ich um das Handzeichen. Das sind die Fraktio-
nen von CDU und AfD. Wer ist gegen diese Aus-
schussiiberweisung? Das sind die Koalitionsfraktio-
nen. Gibt es Stimmenthaltungen? Das sehe ich
nicht. Damit ist die Ausschussiberweisung mit
Mehrheit abgelehnt.

Weiter wurde beantragt, den Antrag an den Aus-
schuss fir Infrastruktur, Landwirtschaft und Forsten
zu Uberweisen. Wer ist fir diese Ausschussuiber-
weisung? Erneut die Fraktionen von CDU und AfD.
Wer ist gegen diese Ausschussiberweisung? Die
Koalitionsfraktionen. Gibt es Stimmenthaltungen?
Das sehe ich nicht. Dann ist auch diese Ausschuss-
Uberweisung abgelehnt.

Damit stimmen wir direkt Gber den Antrag der Frak-
tion der AfD in der Drucksache 6/6957 ab. Wer ist
fur diesen Antrag? Das ist die AfD-Fraktion. Wer ist
gegen diesen Antrag? Das sind die Koalitionsfrak-
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(Vizeprasidentin Marx)

tionen. Wer enthalt sich? Die CDU-Fraktion. Damit
ist der Antrag auch abgelehnt und ich schlieRRe die-
sen Tagesordnungspunkt.

Wir kommen zum Aufruf des Tagesordnungs-
punkts 16

Rechtsstaatliche Verhiltnisse
wiederherstellen, neue Wege in
der Abschiebepraxis beschrei-
ten

Antrag der Fraktion der AfD

- Drucksache 6/6958 -

Wird das Wort zur Begriindung gewinscht? Abge-
ordneter Henke hat das Wort.

Abgeordneter Henke, AfD:

Vielen Dank, Frau Prasidentin. Werte Abgeordnete,
werte Gaste, der hier von uns eingebrachte Antrag
behandelt die Thematik der mangelhaften Abschie-
bepraxis — ein Problem, das in den letzten Jahren
immer grolier geworden ist, obwohl uns die Bun-
deskanzlerin noch vor gut zwei Jahren vollmindig
eine sogenannte nationale Kraftanstrengung flr
mehr Abschiebung versprochen hatte. Passiert ist
jedoch nicht viel, denn bundesweit scheiterten ver-
gangenes Jahr mehr als die Halfte aller geplanten
Abschiebungen. Von circa 57.000 geplanten Ab-
schiebungen kamen 31.000 nicht zustande. Auch
hier in Thiringen gestaltet sich die Situation &hn-
lich. So konnten im Jahr 2017 von 1.426 versuch-
ten Abschiebungen nur 648 auch tatsachlich erfolg-
reich durchgefuhrt werden. Im Ergebnis macht das
somit eine Erfolgsquote von gerade einmal 45 Pro-
zent. Dieses verheerende Ergebnis wird von den
Werten aus dem vergangenen Jahr sogar noch
Ubertroffen. 2018 konnten namlich gerade einmal
665 von insgesamt 1.733 versuchten Abschiebun-
gen vollzogen werden, was eine magere Erfolgs-
quote von 38,4 Prozent ergibt.

Die Grinde fiir das Scheitern der geplanten Ab-
schiebungen sind dabei ebenso bunt und vielfaltig
wie die Abzuschiebenden selbst. Manchmal sind
die Ausreisepflichtigen plotzlich krankheitsbedingt
reiseuntauglich, sie leisten Widerstand am Flugha-
fen oder aber die betreffende Person ist bei der Ab-
schiebung nicht mehr anzutreffen, da sie rechtzeitig
untergetaucht ist. Zumindest in der letzten Konstel-
lation kénnte man mithilfe des Instruments der Ab-
schiebehaft sicherstellen, dass die Abschiebung
auch tatsachlich vollzogen wird. Das einzige Pro-
blem hierbei ist jedoch, dass die Anordnung von
Abschiebehaft nicht immer mdglich ist, denn, wie
sich aus der Kleinen Anfrage des Abgeordneten
Walk zu diesem Thema ergibt, unterbleibt der Er-

lass eines Haftbeschlusses durch das Amtsgericht,
wenn kein freier Abschiebeplatz zur Verfligung
steht, denn wir haben ja kein Abschiebegefangnis.
Da bundesweit jedoch gerade einmal etwa 400 Ab-
schiebeplatze existieren, kam es auch hier im Frei-
staat in der Vergangenheit bereits wiederholt dazu,
dass in Ermangelung eines freien Haftplatzes die
Abschiebehaft nicht verhangt werden konnte und
man die abzuschiebenden Personen wieder freilas-
sen musste.

Nun fihrt die Landesregierung in den besagten
Kleinen Anfragen weiter aus, dass die Errichtung
einer Abschiebehafteinrichtung aus wirtschaftlichen
Erwagungen nicht zielfihrend sei, da ja auch nur
eine relativ geringe Anzahl an Personen in den letz-
ten Jahren in Abschiebehaft genommen werden
konnte. Es musste eigentlich jedem einleuchten,
dass stattdessen vielmehr die logische Konsequenz
der angezeigten Umsténde sein muss, dass man
die Anzahl der bestehenden Abschiebeplatze
schnellstmoéglich erhéht, damit das Instrument der
Abschiebehaft wieder jederzeit ungehindert einge-
setzt werden kann. Zu diesem Zweck ist, wie von
uns gefordert, die Einrichtung einer provisorischen
Containerabschiebehaftanstalt in der Nahe des
Flughafens Erfurt-Weimar das ideale Mittel,

(Beifall AfD)

denn die Verwendung von voll ausgestatteten
Wohncontainern bietet im Vergleich zum Einsatz ei-
ner Immobilie eine verhaltnismalig kostenginstige
sowie gleichzeitig auch kurzfristig realisierbare Al-
ternative zur sicheren Unterbringung von Ausreise-
pflichtigen. Flankierend hierzu sind dartber hinaus
zur Gewahrleistung der reibungslosen Auferland-
schaffung der betroffenen Personen Charterflige
zur Durchfiihrung von Sammelabschiebungen vom
Flughafen Erfurt-Weimar zu organisieren.

(Beifall AfD)

Die Kombination der beiden aufgezeigten Mallnah-
men wird letztlich mafgeblich dazu beitragen, dass
die Erfolgsquote im Bereich der Abschiebungen
hier in Thiringen signifikant ansteigt, Recht und
Gesetz wieder durchgesetzt werden und letztlich
auch das Vertrauen der Blrger in die Funktionsfa-
higkeit des Rechtsstaats wiederhergestellt wird.

Zum Schluss noch ein kleines Zitat von meinem
Kollegen Prof. Dr. Gottfried Curio — mit lhrer Erlaub-
nis: ,Bei Abschiebungen tauchen sie unter, beim
Geldabheben wieder auf!“ Vielen Dank.

(Beifall AfD)


http://www.parldok.thueringen.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&LP=6&DokNum=6958&DokArt=Drs
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Vizepréasidentin Marx:

Ich erdffne die Aussprache. Als erster Redner er-
halt Abgeordneter Dr. Hartung von der SPD-Frak-
tion das Wort.

Abgeordneter Dr. Hartung, SPD:

Frau Prasidentin, sehr geehrte Damen und Herren,
die AfD mochte die gescheiterten Abschiebungen
dadurch verhindern, dass sie mehr Haftplatze
schaffen will. Sie mochte dabei 100 Haftplatze flr
Thiringen schaffen. Lassen wir uns das mal auf der
Zunge zergehen: Es gibt in ganz Deutschland, wo
seit 2018 eine zentrale Vergabe der Abschiebehaft-
platze erfolgt, 479 Abschiebehaftplatze. Das heil3t,
mit dieser Einrichtung von 100 Abschiebehaftplat-
zen wirden wir die Gesamtzahl aller Abschiebe-
haftplatze in Deutschland um 21 Prozent steigern.
Das erscheint nicht nur viel, das ist auch viel.

Wir haben in den Jahren 2014 bis 2018 insgesamt
68 Falle von Abschiebehaft in Thiringen ausgeldst.
Das heil3t, wir hatten nicht einmal in den vier Jah-
ren zusammen so viele Abschiebehaftlinge gehabt,
um diese Haftanstalt zu flllen. Das ist wirklich mit
Kanonen auf Spatzen geschossen. Und wenn Sie
jetzt meinen — ich kann mir das ja schon vorstel-
len —, das wirde auf die rot-rot-griine Abschiebe-
praxis zurtckzufuhren sein, schauen wir doch mal
in ein anderes Bundesland. Schauen wir nach Bay-
ern, das nun nicht unbedingt flr seine sozialisti-
schen Umtriebe bekannt ist, die haben bei sechs-
mal so vielen Einwohnern genau 88 Abschiebehaft-
platze. Wenn wir jetzt in einem annahernden Ver-
héltnis dazu Haftplatze schaffen wirden, ware das
irgendwo unter 20 Platzen. Das rechnet sich lber-
haupt nicht. Selbst bei diesen 100 Abschiebehaft-
platzen muss man sich ganz genau anschauen,
was wir damit sollen. Bayern hat von diesen
88 Platzen gerade — Anfang 2018 — 30 Abschiebe-
haftplatze am Flughafen Minchen geschaffen.

(Zwischenruf Abg. Dr. Scheringer-Wright,
DIE LINKE: Im Ankerzentrum geht es zu wie
im KZ!)

In dieser gesamten Zeit seit 2018 haben auf diesen
30 Platzen genau 63 Abschiebehéaftlinge auf ihre
Abschiebung gewartet — selbst diese 30 Platze sind
nicht ausgelastet. Daraufhin hat das Bundesland
Bayern diese Platze anderen Bundeslandern ange-
boten — kein Interesse, weil der Bedarf nicht da ist.

Jetzt schauen wir mal: Die Bayern geben flr diese
30 Haftplatze am Munchner Flughafen jeden Monat
420.000 Euro Miete aus. Wir werden nicht ganz so
viel Miete in Erfurt zahlen mussen. Aber wenn man
dagegen halt, dass wir insgesamt fir diese 68 Ab-
schiebehaftplatze, die wir in Anspruch genommen

haben in den Jahren, 270.000 Euro ausgegeben
haben, zeigt sich, dass es wirtschaftlich Wahnsinn
ware, hier 100 nicht bendtigte Abschiebehaftplatze
in Thiuringen zu schaffen. Die AfD stellt hier also ei-
ne Forderung, die so grotesk Uberzogen ist, dass
wir sie nur ablehnen kénnen, und dann wird sie
wieder mit dem Finger auf uns zeigen und sagen:
Rot-Rot-Griin verweigert die Abschiebung. Es ist
nicht die Frage, ob wir diese Abschiebehaftplatze
nicht brauchen — das, denken Sie, wird lhre Wahler
nicht interessieren —, aber die reinen Zahlen sagen
aus, dass jeder, der rechnen kann, jeder, der sich
mit der Materie beschaftigt, und jeder, der ein biss-
chen Verantwortung fir den Umgang mit Steuergel-
dern hat, diesen Antrag ablehnen muss. Darum bit-
te ich Sie. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Vizeprasidentin Marx:

Als nachstem Redner erteile ich Herrn Abgeordne-
ten Moller von der AfD-Fraktion das Wort.

Abgeordneter Moéller, AfD:

Na gut, dann mache ich eben heute Einzelbeat-
mung. Zunachst mal Herrn Hartung.

Herr Hartung, lhre zwei wesentlichen Argumente
lauten: kein Bedarf und wirtschaftlicher Wahnsinn.
Da gehen wir das mal durch. Fangen wir mal mit
.kein Bedarf® an. Wir haben eine Kleine Anfrage,
und zwar eine, die von meiner Wenigkeit gestellt
worden ist, und darauf haben wir auch eine Antwort
vorliegen. Ich sage lhnen mal die Zahlen fir ver-
suchte Abschiebung und Rulckfuhrung aus Thirin-
gen. Das waren im Jahr 2018 1.733 Falle Versuch
einer Abschiebung und vollzogen wurden im Jahr
2018

(Zwischenruf Abg. Kiel3ling, AfD: Hort! HOrt!)

nur 665 Falle. Das sind also ungefahr 38 Prozent
und Sie merken schon, selbst flir Schlechtrechner,
da liegt ein Delta von 1.000 abgebrochenen Ab-
schiebungen dazwischen.

(Zwischenruf Abg. Berninger, DIE LINKE:
Ziemlicher Blédsinn!)

Ich wirde Sie am Ende meiner Redezeit dann
gleich drannehmen mit lhrer Frage.

Also wenn Sie mehr als 1.000 Falle haben, wo die
Abschiebung scheitert, dann sollte doch der Bedarf
klar sein, warum es provisorische Abschiebeplatze
bendtigt, und zwar in moderater Héhe von 100.
Denn all das sind Falle nicht vollzogenen Auslan-
derrechts.
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(Abg. Moller)

Jetzt kommen wir zu lhrem zweiten Argument: wirt-
schaftlicher Wahnsinn. Wissen Sie, was wirtschaftli-
cher Wahnsinn ist? Dass wir Leute, die unanfecht-
bar abgelehnt worden sind, deren Asylantrag sozu-
sagen unanfechtbar

(Zwischenruf Abg. Berninger, DIE LINKE:
Das heildt Ausreisepflicht!)

abgelehnt worden ist, die ausreisepflichtig sind,
dass wir die weiter auf Kosten des Steuerzahlers
versorgen, unterbringen, gesundheitlich betreuen,
beschulen, sogar IntegrationsmafRnahmen durch-
fihren. Das ist wirtschaftlicher Wahnsinn, aber die-
ser wirtschaftliche Wahnsinn,

(Beifall AfD)

der wird von lhrer rot-rot-griinen Koalition mitgetra-
gen und mitverursacht, nicht von uns — wir wollen
ihn beenden.

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Wirt-
schaftlicher Wahnsinn ist es, die AfD durch-
zufittern!)

Denn Sie missen sich nur mal ausrechnen, was
ein Auslander kostet, der auf Kosten des Sozialsys-
tems hier untergebracht, versorgt wird, dann in der
Regel auch noch zu erhéhten Standards, weil viele
Stadte in Thiringen ja Rot-Rot-Griin dominiert sind
und dadurch dann auch fir die Einzelunterbringung
votieren, die noch mal ein Stiickchen teurer ist. Da
kommen Sie locker auf Werte jenseits der
2.000 Euro im Monat. Und all das bezahlen nicht
Sie, das bezahlt nicht der Herr Ramelow, auch nicht
der Herr Hoff, sondern das bezahlt der Steuerzah-
ler,

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BUNDNIS
90/DIE GRUNEN: Na und Sie zahlen wohl
keine Steuern, Herr Mdller?)

aber dessen Geld scheint Sie irgendwie Uberhaupt
nicht zu interessieren. Ich bin mir sicher, der Steu-
erzahler ware gern bereit fir eine Absenkung der
Steuerlast oder auch nur fir eine vernunftige Ver-
wendung der Steuergelder, ndmlich fur eigene Inte-
ressen, fur die Schulen beispielsweise, flr die Kin-
dergarten usw. usf. Da wére der gern bereit, auch
mal eine provisorische Abschiebehaftanstalt fir
100 Haftplatze zu finanzieren, wenn er damit auf
Jahre hinaus nicht fir den sozialen Unterhalt von
solchen abzuschiebenden Menschen aufkommen
muss. Damit ist lhr zweites Argument eigentlich
auch schon entzaubert.

Jetzt stehe ich gern fir lhre Fragen zur Verfligung.
Weitere Argumente kenne ich ja noch nicht.

Abgeordneter Dr. Hartung, SPD:

Herr Moller, zwei Argumente, zwei Nachfragen.
Erstens: Kénnen Sie mir sagen, bei wie vielen die-
ser 1.000 gescheiterten Abschiebungen tatsachlich
Abschiebehaft angeordnet wurde und nicht vollzo-
gen werden konnte? Das ist die erste Frage.

Wenn ich die zweite gleich hinterherschieben darf:
Sie haben gesagt, das kostet etwa 2.000 Euro,
wenn der Asylbewerber nicht abgeschoben wird
und hierbleibt. Ich habe mal kurz mitgeschrieben
und gerechnet. Die Haftplatze in Miinchen am Flug-
hafen kosten pro abgeschobenem Asylbewerber
8.000 Euro im Monat. Was von beidem ist mehr?
Das kénnen Sie mir kurz beantworten.

Abgeordneter Moller, AfD:

Erst mal ein kleiner Tipp, mein lieber Herr Dr. Har-
tung: Ich mdchte die Abschiebeplatze nicht im teu-
ren Minchen einrichten, sondern dann eher irgend-
wo in der Nahe des Flughafens Erfurt,

(Zwischenruf  Abg. Henfling, BUNDNIS
90/DIE GRUNEN: Das geht nicht nach dem
Mietspiegel! Das ist Ihnen schon klar?!)

da ist der Platz wesentlich glinstiger, das verspre-
che ich lhnen in die Hand hinein. So, das ist viel-
leicht das Erste.

Die zweite Frage zum Bedarf bei Abschiebehaft-
platzen: Da kann ich auf die Auskunft der Landes-
regierung verweisen. Die lautet im Zusammenhang
mit diesem Thema: Eine statistische Erfassung im
Sinne der Fragestellung liegt nicht vor. Warum liegt
die wohl nicht vor?

(Zwischenruf Abg. Dr. Hartung, SPD: Weil es
Einzelfalle sind!)

Ich sage lhnen eines: Weil die Antworten, die da-
durch gewonnen werden wirden, dass man diese
Sachen statistisch erhebt, unglaublich unangenehm
waren. Die waren auch nicht gut verwertbar fir die
politische Agenda von Rot-Rot-Grin, weil sie eben
den Bedarf von Abschiebeplatzen plotzlich erkenn-
bar machen wurden.

(Beifall AfD)

Genau deswegen werden solche Werte nicht er-
fasst. Das ist leider die Realitat, Herr Dr. Hartung.

Vizeprasidentin Marx:

Als nachstem Redner erteile ich Abgeordnetem
Herrgott von der CDU-Fraktion das Wort.
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Abgeordneter Herrgott, CDU:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, meine Damen und
Herren, Abschiebehaft ist ein wesentlicher Bestand-
teil des Ausreiseprozesses fur diejenigen, die nicht
freiwillig ausreisen wollen und alle anderen Fristen
versdumt haben oder sich dem aktiv widersetzen.
Der Antrag der AfD fiihrt allerdings hier am Thema
deutlich vorbei, meine Damen und Herren. Man
wirde nicht von Irrsinn und von Ubersteigerten Kos-
ten reden.

Aber bei dem, was Sie gerade ausgefiihrt haben,
haben Sie gesagt, der Bund hat hier gar nichts ge-
tan, das ist alles ganz schlimm. Das stimmt nicht.
Ein Blick in die derzeitige parlamentarische Praxis
und ins Bundesministerium des Innern wirde dazu
fihren, dass Sie das zweite Gesetz zur besseren
Durchsetzung der Ausreisepflicht hatten anschauen
kénnen, das sogenannte Geordnete-Riickkehr-Ge-
setz. Dort will der Bundesinnenminister berechtig-
terweise einen sehr praktikablen und auch finanziell
deutlich zielfiihrenden Weg gehen, als es der AfD-
Vorschlag hier vorschlagt, namlich leer stehende
Haftplatze fir einen Zeitraum des Ubergangs, bis
derzeit im Bau befindliche Abschiebehaftanstalten
neue Platze vorweisen, auch normale Haftplatze in
Abschiebehaftplatze umzuwidmen. Das kénnen wir
auch hier in Thiringen tun. Und wenn dieses Ge-
setz den Bundestag passiert hat, kann ich dem
Thiringer Justizministerium nur anraten, davon Ge-
brauch zu machen, um eine geordnete Rickkehr
auch hier besser umzusetzen.

Die AfD-Vorschlage sind an der Stelle vollig an der
Sache vorbei sowohl kostentechnisch wie auch in-
haltlich, meine Damen und Herren. Deswegen wer-
den wir diesen Antrag ablehnen.

(Beifall CDU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Vizeprasidentin Marx:

Als nachste Rednerin erhalt Frau Abgeordnete Ro-
the-Beinlich von der Fraktion Blindnis 90/Die Gri-
nen das Wort.

Abgeordnete Rothe-Beinlich, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN:

Frau Prasidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren, ich furchte ja, dass Herr Moéller gleich noch
mal was sagen wird. Fir mich ist es einmal mehr
ein Beleg, diesen Antrag jetzt beraten zu
mussen/zu durfen, dass die AfD ganz offenkundig
kein Plenum ertragt, in dem sie nicht ganz offen-
sichtlich gegen Geflichtete hetzen kann.

Ich will durchaus etwas zu dem Kostenargument
sagen, weil ich der Meinung bin, dass man nicht im-
mer alles nur rechnen kann, und weil mich diese
Argumentation, etwas rechnet sich oder rechnet
sich nicht, ganz besonders stark stort, wenn wir
uber Menschen reden und wenn wir Gber den Um-
gang mit Menschen reden.

(Beifall DIE LINKE)

Ich lebe heute in einer Demokratie und bin dafir
sehr dankbar, denn ich habe andere Zeiten erlebt.
Eine Demokratie verlangt mir beispielsweise ab,
dass sehr viel Geld auch an eine Partei wie die AfD
im Moment fliel3t. Das tut mir in der Seele weh,
aber in einer Demokratie muss ich das aushalten.
Das ist auch der Wert einer Demokratie, dass eine
zugelassene Partei die entsprechende Parteienfi-
nanzierung erhalt. Das gilt fir alle Parteien, solange
sie zugelassen sind. Das ist Demokratie. Und Sie
von der AfD, das ist die Sache, stellen derartige An-
trage.

(Zwischenruf Abg. Hocke, AfD: Zur Sache,
Frau Kollegin!)

Ich habe ja erst Uberlegt, ob es eine neue Ret-
tungsoption fir den Erfurter Flughafen werden soll.
Neulich haben Sie vorgeschlagen, ihn zum Militar-
flughafen zu machen. Jetzt soll es der Abschiebe-
flughafen werden. Ich meine, man kdnnte auch mal
Uber sinnvolle Nachnutzungsmoglichkeiten fiir den
Erfurter Flughafen nachdenken: Der ist sehr gut an-
gebunden, die Strallenbahn halt direkt davor, wir
brauchen Wohngebiete fiir Erfurt. Man kénnte dort
ein 6kologisch sinnvolles Wohngebiet zum Beispiel
bauen — nur ein Vorschlag.

Jetzt aber tatsachlich noch mal konkret zur lhrem
Antrag: Wir lehnen diesen selbstverstandlich ab,
weil es lhnen ganz offenkundig nur darum geht,
Menschen, deren Asylantrag abgelehnt wurde, so
schnell wie mdglich wieder loszuwerden, das heif3t
bei lhnen, abzuschieben.

(Unruhe AfD)

Ja genau, das ist lhr Ansatz, aber das ist nicht un-
ser Ansatz.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Diesmal sind die vermeintlich fehlenden Platze fur
Abschiebehaft schuld. Es ist allerdings falsch zu
suggerieren, dass es in Thiringen keine Abschie-
behaft gebe. Allein 2018 wurden namlich 25 Men-
schen aus Thiringen in Abschiebehaft genommen.
Die Fallzahl ist in der Tat klein. Thiringen braucht
keine eigene Abschiebehafteinrichtung — das ha-
ben die Kollegen schon ausgefiihrt —, weil es mit
anderen Bundeslandern kooperiert. Nach § 62
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(Abg. Rothe-Beinlich)

Abs. 1 Aufenthaltsgesetz ist Abschiebungshaft zu-
dem unzulassig — héren Sie mir gut zu! —, wenn der
Zweck der Haft durch ein milderes ebenfalls ausrei-
chendes anderes Mittel erreicht werden kann.

Abschiebungshaft ist also nur eine Ultima Ratio, fur
Sie Ubersetzt: das allerletzte Mittel. AuRerdem gibt
es genigend Alternativen zur Abschiebungshaft
wie zum Beispiel den Passentzug, Meldeauflagen,
Blrgschafts- oder Kautionszahlungen oder aber
auch die Ubergabe in den Verantwortungsbereich
von Vertrauenspersonen. Menschen, die in Ab-
schiebehaft genommen werden sollen, sind Ubri-
gens auch keine Schwerkriminellen. Sie haben
meist nur, wenn Uberhaupt, gegen aufenthaltsrecht-
liche Bestimmungen versto3en. Auch das ist eine
Sondergesetzgebung, die man sich immer mal wie-
der vor Augen filhren muss. Es ist aber offenkundig
Anlass fur Sie, einmal mehr Stimmung zu machen.
Sie wollen ganz offenkundig der Bevdlkerung sug-
gerieren, da gibt es eine Unsicherheit, die Sie quasi
jetzt bekdmpfen oder der Sie begegnen mdchten.

Nur noch mal ganz kurz zu den Zahlen: In Tharin-
gen leben derzeit etwa 3.500 ausreisepflichtige
Menschen. Ein Grofiteil davon sind Kinder und Ju-
gendliche. 3.000 Menschen haben eine Duldung.
Deren Abschiebung ist also voribergehend ausge-
setzt, das heil’t, sie besitzen eine Duldung aus
rechtlichen oder tatsachlichen Griinden. Wir setzen
weiter auf den Vorrang der freiwilligen Ausreise,
das unterscheidet uns auch wohltuend von lhnen.
Sie kénnen auch auf die Beatmung verzichten, die
mdchte ich von lhnen ganz sicher nicht. Und ich sa-
ge lhnen: Provisorische Haftanstalten oder Lager in
Containern oder Ahnlichem, wie sie lhnen vor-
schweben, wird es mit uns in Thiringen definitiv
nicht und hoffentlich niemals geben. Vielen herz-
lichen Dank.

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Vizepréasidentin Marx:

Als nachste Rednerin erhalt Frau Berninger, Frak-
tion Die Linke, das Wort.

Abgeordnete Berninger, DIE LINKE:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, es ist zu diesem schabigen
Antrag der rechtspopulistischen Fraktion schon fast
alles gesagt worden, aber ich will noch mal auf das
eigentliche Ziel dieses Antrags zuriickkommen. Die
rechtspopulistische Fraktion wei3 ja genau, dass
dieser Antrag hier im Hohen Haus keine Mehrheit
findet. Ich bin sehr froh dariber, dass auch der Ab-

geordnete Herrgott fir die CDU-Fraktion da ganz
klar gewesen ist,

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

wenn mir auch nicht alles gefallt, was er zur Bun-
despolitik gesagt hat, aber da wissen wir ja, wo die
Differenzen liegen.

Das eigentliche Ziel der AfD-Fraktion ist ja nur, das
Thema hier wieder und immer wieder aufzurufen.
Das eigentliche Ziel ist das Framing, wie Uber Asyl-
suchende und auch Uber ausreisepflichtige Asylsu-
chende gesprochen wird. Und das Framing ver-
fangt. Die Behauptung, es sei dazu gekommen,
dass Menschen untergetaucht sind, weil keine Ab-
schiebehaftplatze zur Verfliigung stinden, hat ver-
fangen bei dem gréRten Medium, was wir hier in
Thuringen haben, namlich dem MDR. Diese Be-
hauptung wurde ungeprift vom MDR tGbernommen
und es hat mich fast zwei Tage gekostet, bis der
MDR eingestanden hat, dass es daflr keinerlei Be-
leg gibt, weder in irgendwelchen Zahlen, die das
Ministerium gesagt hat, noch in Diskussionen, die
wir im Ausschuss hatten, noch in diesem jetzt
schon zweimal als Beleg angefiihrten Antworten
der Landesregierung auf Kleine Anfragen hier aus
dem Haus.

Weder die Anfrage des AfD-Abgeordneten Moller
noch die Antwort auf die Anfrage des Herrn Walk
hat diesen Schluss herleiten lassen, dass Leute un-
tergetaucht seien, weil keine Abschiebehaftplatze
vorhanden gewesen sind. Ich bin sehr froh, dass
der MDR eingestanden hat, dass es keine Quelle
gibt fir diese Behauptung. Und ich will es auch ein-
fach hier noch mal deutlich sagen: Es ist blankes
Framing, es sind Fake News, die die AfD-Fraktion
verbreitet. Es geht einzig und allein darum, Men-
schen zu diskreditieren. Man sieht das auch an der
Begrindung dieses schabigen Antrags. Dort wird
namlich davon gesprochen, dass es in normalen
Haftanstalten bei gewdhnlichen Strafgefangenen
nicht erlaubt sei, Abschiebehaftlinge unterzubrin-
gen, und damit wird suggeriert, ausreisepflichtige
Geflichtete seien Strafgefangene. Es sind keine
Strafgefangenen!

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Die AfD-Fraktion mdchte, dass es immer leichter
wird, unverhaltnismaRige Mittel als Mittel der Politik
zu propagieren. Sie will namlich mdglichst alle aus-
reisepflichtigen Gefangenen mdglichst schnell in
Haft nehmen, damit sie méglichst schnell abge-
schoben werden kénnen. Und das ist unverhaltnis-
maRig und das gibt es weder in unserem Rechts-
staatssystem, das unverhaltnismaRige Mittel die
ersten Mittel sein sollen, noch in der sogar aufge-
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fuhrten EG-Richtlinie. Auch dort wird in den Griin-
den, mit denen die Richtlinie hergeleitet wird, davon
gesprochen, dass die VerhaltnismaRigkeit gewahrt
sein muss, und dass immer mildere Mittel zuerst
gepruft werden mussen. Fir Abschiebehaft muss
es ganz besondere Begrindungen geben, deswe-
gen gibt es auch den Richtervorbehalt fir Abschie-
behaft.

Und das dritte Framing, was die AfD-Fraktion be-
dienen will, ist das der illegalen Menschen. Und
auch wenn das Wort illegal“ in der Richtlinie be-
nutzt wird, in der EG-Richtlinie: Kein Mensch ist il-
legal, meine Damen und Herren,

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

es handelt sich — Frau Rothe-Beinlich hat die Zah-
len gesagt — bei 2.800 oder 2.900 Personen der
Ausreisepflichtigen, die hier in Thiringen sind, um
Menschen mit einer Duldung. Die halten sich nicht
unrechtmafig hier in Tharingen auf, sondern es gibt
Griinde, warum diese Menschen eine Duldung ha-
ben, und sie sind keine Kriminellen und sie sind kei-
ne lllegalen. Kein Mensch ist illegall Wir wollen
nicht, dass das Framing der AfD-Fraktion unwider-
sprochen bleibt und hier im Hohen Haus verfangt.

Und danke, Herr Herrgott, mich macht das positiv
gestimmt.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Vizeprasidentin Marx:

Wie angekindigt hat Herr Abgeordneter Mdller er-
neut um das Wort gebeten. Bitte schon.

Abgeordneter Moéller, AfD:

Das muss ich machen, ich muss noch mal nach
vorn. Denn ich muss mich natirlich bedanken bei
meinen Kolleginnen Frau Rothe-Beinlich und auch
bei Frau Berninger,

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BUNDNIS
90/DIE GRUNEN: Kann ich drauf verzichten!)

denn — ich meine, das ist ja das Tolle — trotz der
groRen Differenzen, die wir haben, finden wir doch
so viel gemeinsame Ebene, dass Sie verstehen,
was wir wollen,

(Zwischenruf Abg. Berninger, DIE LINKE: Wir
finden keine Gemeinsamkeiten!)

namlich dass wir Leute, die illegal hier sind, die kein
Aufenthaltsrecht haben, was unanfechtbar abge-
lehnt worden ist und wo ausnahmsweise mal kein
Abschiebehindernis besteht, so schnell wie mdglich

aulBer Landes schaffen wollen. Genau das wollen
wir. Wissen Sie, warum wir das wollen? Weil wir ei-
ne Rechtsstaatspartei sind, weil das genau so in
unseren Gesetzen steht.

(Beifall AfD)
Also insofern herzlichen Dank.

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE:
Rechtspartei, nicht Rechtsstaat!)

Herzlichen Dank, dass wir zumindest auf dieser
Ebene ein gemeinsames Verstandnis entwickeln.
Ich denke, wenn wir uns langer kennenlernen, wird
das noch besser werden.

(Beifall AfD)

(Zwischenruf  Abg. Henfling, BUNDNIS
90/DIE GRUNEN: Das fand ich gerade ein
bisschen frech, Herr Moller!)

Dann lassen Sie mich vielleicht noch mal auf ein
paar Sachen eingehen.

Frau Rothe-Beinlich, Sie sprachen von Alternativen
und da musste ich ja fast lachen. Als Alternative fir
eine Abschiebung von jemandem, der nicht freiwil-
lig seiner Ausreisepflicht nachkommt, kommen Sie
mir mit Passentzug — mit Passentzug! Also mal
ganz ehrlich, was soll denn das nutzen? Die Leute
kommen ohne Pass hier rein und Sie wollen sozu-
sagen eine Ausreise fordern, indem Sie denen den
Pass entziehen? Das macht doch von vorn bis hin-
ten keinen Sinn. Kautionszahlung — das ist ja noch
so ein Witz. Greifen Sie mal einem nackten Mann in
die Tasche — das schaffen Sie gar nicht, weil die
Leute, die hier ausreisepflichtig sind, sind zu
99,9 Prozent

(Zwischenruf Abg. Berninger, DIE LINKE: Sie
machen hinten und vorne keinen Sinn!)

Falle, die vom Sozialsystem versorgt werden. Das
heiflt, da finden Sie nichts Pfandbares, da kénnen
Sie auch keine Kautionszahlung eintreiben. Das
sind vollig untaugliche Vorschlage, Frau Rothe-
Beinlich. Sie haben faktisch keine Alternativen, und
was Sie damit zum Ausdruck bringen, ist, Sie wol-
len keinen Rechtsvollzug. Das kénnen Sie natirlich
auch kurzer sagen, dann waren wir schneller fertig.

Bei Frau Berninger kann ich nur sagen, da spricht
halt die Flichtlingsratin. Und ich meine, die Fliicht-
lingsrate sind in letzter Zeit doch etwas in Verruf ge-
raten, weil mittlerweile bekannt geworden ist, dass
innerhalb der Flichtlingsrate das Recht nicht so ge-
nau genommen wird, dass man im Grunde genom-
men Ausreisepflichtige eher noch berat, wie sie
sich der Ausreispflicht entziehen kénnen. Insofern
haben wir da wieder einmal ein klassisches Bei-
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spiel, wie dann versucht wird, das hier auch noch
falsch darzustellen.

(Unruhe DIE LINKE)

Und zum Schluss vielleicht noch zu Herrn Herrgott.

Vizeprasidentin Marx:
Kommen Sie dann bitte zum Schluss.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Abgeordneter Moller, AfD:
Mache ich, genau.

Herr Herrgott, wenn Sie auf die Initiative der Bun-
desregierung verweisen, dann sollten Sie wenigs-
tens darauf achten, dass diese Initiative, Herr
Herrgott, dann auch schon umgesetzt ist.

Vizepréasidentin Marx:

Ihre Redezeit ist jetzt zu Ende.

Abgeordneter Moéller, AfD:
Ob das geschieht, werden wir sehen. Danke.
(Beifall AfD)

Vizeprasidentin Marx:

Herr Abgeordneter Hartung, war das noch mal eine
Redemeldung? Nein. Gut. Dann habe ich jetzt kei-
ne weiteren Redemeldungen aus den Reihen der
Abgeordneten. Herr Staatssekretdar von Ammon
aus dem Ministerium fir Migration, Justiz und Ver-
braucherschutz, bitte.

von Ammon, Staatssekretar:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete, ich sehe es immer
als Aufgabe der Landesregierung an, auf jeden An-
trag einzugehen und sich mit den dort vorgebrach-
ten Argumenten auseinanderzusetzen. Hier stehe
ich einfach vor dem Problem, dass ich in dem An-
trag keine Argumente gefunden und auch jetzt in
der Debatte keine gehort habe, auf die ich einge-
hen kénnte.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Wie Sie auf die Zahl von 100 Abschiebehaftplatzen
kommen, die in Thiringen angeblich notwendig
sind, das bleibt mir vollig schleierhaft. Dafiir gibt es
Uberhaupt keinen Beleg.

(Zwischenruf Abg. Mdller, AfD: Weil Sie es
nicht statistisch erheben, Herr Staatssekre-
tar!)

Wir haben jetzt hier in Deutschland ungefahr
400 Haftplatze fur Abschiebehaftlinge. Warum in
Thidringen dann ein Flnftel dieser Platze sein soll-
te, ist einfach nicht verstandlich. Es wurde ja auch
schon zur Wirtschaftlichkeit eines solchen Vorha-
bens ausgefiihrt. Bei allem Respekt, Herr Mdller,
nach den Debatten zum Justizvollzug, die Sie ja
auch verfolgt haben und an denen Sie auch teilge-
nommen haben, sollten Sie ja vielleicht wissen,
dass eine Einrichtung wie eine Justizvollzugsanstalt
aus ein bisschen mehr besteht als ein paar Contai-
nern.

Zur Frage, ob ein Flughafen geeignet ist, um dort
Charterflige flir Abschiebungen zu nutzen: Die
Bundespolizei hat es schon mal geprift und wir
wurden hier einen hdheren siebenstelligen Betrag
bendtigen, allein um den Flughafen nur notdirftig
herzurichten — von Personal und Infrastruktur noch
gar nicht gesprochen. Sehr schon deutlich gewor-
den ist aber, finde ich, bei dieser Debatte, dass wir
wohl vollig diametral entgegengesetzte Ansichten
zum Sinn und Zweck eines Flughafens vertreten —
auch, was ein Rechtsstaat ist und was die wichti-
gen Themen in Richtung Migration sind. Nach Ihrer
Auffassung ist ein Flughafen wohl vor allem ein Ort,
von dem man mdglichst viele Menschen zwingt,
Thiringen wieder zu verlassen. Wir sind da ein
bisschen anderer Auffassung. Ich denke, ein Flug-
hafen ist vor allem erst einmal ein Ort des Willkom-
mens,

(Beifall DIE LINKE)

und zwar fir alle Menschen, die nach Thiringen
kommen, sei es, dass sie als Touristen kommen,
um hier unsere Sehenswirdigkeiten zu geniefl3en
und zu betrachten, oder ob sie als Menschen kom-
men, die hier arbeiten wollen und zu unserem Brut-
tosozialprodukt beitragen, oder auch die Menschen,
die hierher kommen,

(Zwischenruf Abg. Mdller, AfD: Sozialtouris-
mus!)

weil sie vor Not und Verfolgung und Krieg in ihren
Heimatlandern flichten mussen. All diese Men-
schen sollten uns gleichermalRen willkommen sein.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Noch vielleicht kurz ein paar Ausfihrungen zum
Thema ,Rechtsstaat®. Ich denke, die Ausfiihrungen
sind schon deswegen veranlasst, weil Sie wieder
mal unterstellen, dass in Thiringen kein Rechts-
staat herrschen wirde. Wenn ich lhren Antrag rich-
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tig verstehe, zeichnet sich ein Rechtsstaat wohl vor
allem dadurch aus, dass er Zwang und Gewalt an-
wendet und moglichst viele Menschen einsperrt.
Die moderne Definition des Rechtsstaats ist ein we-
nig anders. Sie zeichnet sich vor allem dadurch
aus, dass die Verwaltung an Recht und Gesetz ge-
bunden ist, dass die Verwaltung durch unabhangi-
ge Gerichte kontrolliert wird, und vor allem, dass
bei aller staatlicher Gewalt der VerhaltnismaRig-
keitsgrundsatz beachtet wird. Und ein weiteres
Merkmal des Rechtsstaats ist, dass grundrechtsin-
tensive Eingriffe wie eben die Haft nur durch Ge-
richte angeordnet werden. Genau das passiert in
Thuringen.

Sofern eben ein vollziehbar ausreisepflichtiger Aus-
l&nder nach rechtskraftigem Abschluss seines Ver-
fahrens nicht freiwillig ausreist und auch keine Dul-
dungsgriunde vorliegen, werden natdrlich auch in
Thiringen die Vorschriften des Aufenthaltsgesetzes
angewandt.

Aber — und das ist wichtig — Thiringen halt nattrlich
an dem Prinzip fest, dass ausreisepflichtigen Aus-
landern grundsatzlich zunachst die freiwillige Aus-
reise ermdglicht werden soll und die Abschiebung
nur als Ultima Ratio in Betracht kommt. Das ist eine
Auspragung des VerhaltnismaRigkeitsgrundsatzes
und der hat Verfassungsrang.

Noch was: Ob die Voraussetzungen fur eine Ab-
schiebehaft vorliegen, entscheidet ein Gericht in
voller Unabhéangigkeit und — auch das ist klar — die
in § 62 des Aufenthaltsgesetzes naher beschriebe-
nen Voraussetzungen fir eine Abschiebehaft mis-
sen eben vorliegen. Das prift ein Gericht. Deswe-
gen vielleicht noch ein Wort zu lhrer Statistik: Na-
tarlich kontrolliere ich nicht die Gerichte, aus wel-
chen Grunden sie den Haftgrund abgelehnt haben.
Denn diese Griinde sind vielfaltig.

All das, was man noch zum Thema ,Vollzug des
Aufenthaltsrechts sagen kann, finden Sie in der
Antwort auf die Kleine Anfrage des Abgeordneten
Walk. Die wurde hier schon zitiert, das ist die
Drucksache 6/6887. Hier finden Sie neben einer
Vielzahl von Zahlen auch, wie wir in Thiringen mit
den anderen Bundeslandern kooperieren, wie sich
die Bundeslander gegenseitig Amtshilfe leisten und
wie bundesweit durch das Zentrum zur Unterstit-
zung der Rickkehr diese MalRnahmen koordiniert
werden.

Sehr schon deutlich geworden ist auch bei der De-
batte, dass wir diametral entgegengesetzte Auffas-
sungen vertreten, wo innerhalb des Themas ,Migra-
tion“ die Probleme und Herausforderungen liegen.
Vollig egal, wie man jetzt im Einzelnen zum Thema
.Migration® steht, ob man sich in die Ecke setzt und

Angste hat und Angste schiirt oder ob man das
Thema ,Migration® auch als Herausforderung
versteht: Vollig klar ist doch, dass das Thema ,Mi-
gration® ein globales Thema ist, das Millionen von
Menschen betrifft, das von existenzieller Bedeutung
fur diese Menschen ist. Und es durfte auch véllig
klar sein, dass ich ein solches Thema nicht dadurch
I6se, indem ich 100 oder 500 oder 1.000 Abschie-
behaftplatze baue.

(Zwischenruf Abg. Mdller, AfD: 100 reichen
uns!)

Richtig ist dagegen, dass wir auf die Einwanderung
von Menschen, die in Deutschland leben und arbei-
ten wollen, angewiesen sind und — auch das durfte
bekannt sein — der Bedarf an Arbeitskraften wird in
den nachsten Jahren weiter steigen.

(Zwischenruf Abg. Hocke, AfD: Asylrecht,
Herr Staatssekretar!)

Allein hier in Tharingen wird bis zum Jahr 2030 ein
Arbeitskraftebedarf von bis zu 344.000 Personen
erwartet. Fir die Gesundheitsberufe werden wir
43.000 Personen bendtigen. Schon allein aus die-
sen Grinden werden wir uns dafiir einsetzen, dass
die bestehenden Regelungen der Arbeitskrafteein-
wanderung weiter erweitert werden.

(Beifall DIE LINKE)

Vollig klar ist auch, dass wir den Aufenthalt zum
Zweck der Erwerbstatigkeit, der dualen und schuli-
schen Ausbildung und zur Arbeitsplatzsuche er-
leichtern wollen und auch den Wechsel aus dem
Asylsystem in das System der Erwerbsmigration er-
mdglichen wollen.

Vielleicht noch ein Wort zu Thiringen: Wir in Thu-
ringen sind auch ganz besonders auf Zuwanderung
angewiesen und wir haben hier einen besonderen
Bedarf an Fachkraften. Nur so werden wir unseren
Wohlstand weiter nachhaltig sichern kénnen. Denn
wir haben deswegen ein grolies Interesse, die bei
uns lebenden Menschen nachhaltig und bestmdg-
lich zu integrieren. Wir als Land missen attraktiv fir
diese Menschen sein, die zu uns kommen. Wir
mussen ihnen Angebote machen und wir missen
sie an unserem gesellschaftlichen Leben teilhaben
lassen. Das sind alles Aufgaben, denen wir uns
stellen missen. Wir haben jetzt hier keine Diskus-
sion Uber Abschiebehaftplatze zu fiihren, sondern
wir brauchen ein offenes und tolerantes Land.

(Zwischenruf Abg. Moller, AfD: Das bestim-
men wir, Herr Staatssekretar!)

Das ist nicht nur ein Ausdruck der Menschenwiirde,
sondern auch der Vernunft. Vielen Dank.
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(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Vizeprasidentin Marx:

Weitere Redemeldungen sehe ich jetzt nicht mehr.
Es war keine AusschusslUberweisung beantragt.
Wir kommen damit direkt zur Abstimmung Uber den
Antrag der Fraktion der AfD in der Drucksa-
che 6/6958. Wer mdchte fir den Antrag stimmen,
den bitte ich um das Handzeichen. Das ist die Frak-
tion der AfD. Wer stimmt gegen diesen Antrag?
Das sind die anderen Fraktionen des Hauses, also
CDU und die Koalitionsfraktionen.

(Zwischenruf Abg. Adams, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN: #wirsindmehr!)

Gibt es Stimmenthaltungen? Das sehe ich nicht,
dann ist dieser Antrag abgelehnt und damit schlie-
Re ich auch diesen Tagesordnungspunkt und
schlieRe gleichzeitig das Plenum.

Die nachsten Plenarsitzungen in diesem Haus fin-
den am 8., 9. und 10. Mai 2019 statt.

Ende: 18.24 Uhr



12552 Thuringer Landtag - 6. Wahlperiode - 144. Sitzung - 29.03.2019

Anlage

Namentliche Abstimmung in der 144. Sitzung
am 29. Marz 2019 uiber den
EntschlieBungsantrag der Fraktion der CDU
- Drucksache 6/7008 -

zum Tagesordnungspunkt 18

Weitere Umsetzung einer zeitgemalBen, an der
Lebenswirklichkeit von Menschen mit

Behinderungen orientierten Inklusions- und
Teilhabepolitik

Antrag der Landesregierung

- Drucksache 6/6119 - Neufassung -

Korschewsky, Knut (DIE LINKE)

Krauter, Rainer (DIE LINKE)
Krumpe, Jens (fraktionslos)
Kubitzki, Jorg (DIE LINKE)
Kummer, Tilo (DIE LINKE)
Kuschel, Frank (DIE LINKE)
Lehmann, Annette (CDU)

Leukefeld, Ina (DIE LINKE)
Lieberknecht, Christine (CDU)
Liebetrau, Christina (CDU)
Lukasch, Ute (DIE LINKE)
Lukin, Dr. Gudrun (DIE LINKE)

Martin-Gehl, Dr. Iris (DIE LINKE)

Mitteldorf, Katja (DIE LINKE)

Muhlbauer, Eleonore (SPD)
Mdller, Anja (DIE LINKE)

Mdiller, Olaf (BUNDNIS 90/
Pfefferlein, Babett (BUNDNIS 90/
Pidde, Dr. Werner (SPD)
Reinholz, Jirgen (fraktionslos)
Rietschel, Klaus (fraktionslos)
(BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Schaft, Christian (DIE LINKE)
Scheerschmidt, Claudia (SPD)

1. Adams, Dirk (BUNDNIS 90/ nein 38.
DIE GRUNEN) 39. Kowalleck, Maik (CDU)
2. Becker, Dagmar (SPD) nein 40.
3. Berninger, Sabine (DIE LINKE) nein 41.
4. Blechschmidt, André (DIE LINKE)  nein 42.
5. Buhl, Andreas (CDU) 43.
6. Diezel, Birgit (CDU) ja 44,
7. Dittes, Steffen (DIE LINKE) nein 45,
8. Emde, Volker (CDU) ja 46. Lehmann, Diana (SPD)
9. Engel, Kati (DIE LINKE) nein 47.
10. Fiedler, Wolfgang (CDU) ja 48.
11. FloBmann, Kristin (CDU) ja 49,
12. Geibert, Jorg (CDU) ja 50.
13. Gentele, Siegfried (fraktionslos) 51.
14. Grob, Manfred (CDU) ja 52. Malsch, Marcus (CDU)
15. Gruhner, Stefan (CDU) ja 53.
16. Hande, Ronald (DIE LINKE) nein 54. Marx, Dorothea (SPD)
17. Hartung, Dr. Thomas (SPD) nein 55. Meilner, Beate (CDU)
18. Harzer, Steffen (DIE LINKE) nein 56.
19. Hausold, Dieter (DIE LINKE) nein 57. Mohring, Mike (CDU)
20. Helmerich, Oskar (SPD) nein 58. Modller, Stefan (AfD)
21. Henfling, Madeleine nein 59.
(BUNDNIS 90/DIE GRUNEN) 60. Muhsal, Wiebke (AfD)
22. Henke, Jorg (AfD) ja 61.
23. Hennig-Wellsow, Susanne 62.
(DIE LINKE) DIE GRUNEN)
24, Herold, Corinna (AfD) ja 63. Pelke, Birgit (SPD)
25. Herrgott, Christian (CDU) ja 64.
26. Hey, Matthias (SPD) nein DIE GRUNEN)
27. Heym, Michael (CDU) ja 65.
28. Hocke, Bjorn (AfD) ja 66. Primas, Egon (CDU)
29. Holbe, Gudrun (CDU) ja 67.
30. Holzapfel, Elke (CDU) ja 68.
31. Jung, Margit (DIE LINKE) nein 69. Rosin, Marion (CDU)
32. Kalich, Ralf (DIE LINKE) nein 70. Rothe-Beinlich, Astrid
33. Kellner, Jorg (CDU) ja
34. KieBling, Olaf (AfD) ja 71. Rudy, Thomas (AfD)
35. Kobelt, Roberto (BUNDNIS 90/ nein 72.
DIE GRUNEN) 73.
36. Konig, Dr. Thadaus (CDU) ja 74. Scherer, Manfred (CDU)
37. Kénig-Preuss, Katharina nein 75.

(DIE LINKE)

Scheringer-Wright, Dr. Johanna
(DIE LINKE)

nein
ja
nein

nein
nein
nein
ja
nein
nein
ja
ja
nein
nein
ja
nein
nein
ja
nein
ja

nein

ja
nein
nein

nein
nein

nein

ja
nein

ja
nein
nein
ja
nein
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76. Schulze, Simone (CDU) ja 84. Wagler, Marit (DIE LINKE)

77. Skibbe, Diana (DIE LINKE) nein 85. Walk, Raymond (CDU) ja
78. Stange, Karola (DIE LINKE) nein 86. Warnecke, Frank (SPD) nein
79. Tasch, Christina (CDU) ja 87. Wirkner, Herbert (CDU)

80. Taubert, Heike (SPD) nein 88. Wolf, Torsten (DIE LINKE) nein

81. Thamm, Jorg (CDU) ja 89. Worm, Henry (CDU) ja
82. Tischner, Christian (CDU) 90. Wucherpfennig, Gerold (CDU) ja
83. Voigt, Dr. Mario (CDU) 91. Zippel, Christoph (CDU) ja

Hinweis:

In der urspriinglichen Fassung war in der Anlage die Fraktionszugehdrigkeit einer Abgeordneten der CDU-Fraktion

versehentlich mit ,(SPD)" angegeben.


Graetz
Textfeld
Hinweis:

In der ursprünglichen Fassung war in der Anlage die Fraktionszugehörigkeit einer Abgeordneten der CDU-Fraktion versehentlich mit „(SPD)“ angegeben.






